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		Vorwort.

		Lloyd George hat einmal gesagt: »Meine größten
Feinde sind meine Reden.« Demgegenüber zeigen die Reden und
Aufsätze Stresemanns eine fortlaufende Linie der Politik, wenn auch
im einzelnen bedingt durch die Umstände.

		Das Lebenswerk Stresemanns, soweit es sich in Reden und
Aufsätzen dokumentiert, ist schon heute so umfangreich, daß in den
vorliegenden Bänden nur ein kleiner Bruchteil gegeben werden
konnte. Die Fülle der wirtschaftlichen Aufsätze, die zum Teil
grundlegend und bahnbrechend waren, sind in diesem Werk überhaupt
nicht berücksichtigt. Es besteht der Plan, sie gesondert erscheinen
zu lassen. Von den Reden und Aufsätzen politischer Natur konnte nur
eine Auswahl geboten werden, und auch aus den wiedergegebenen
mußten Nebensächlichkeiten, Wiederholungen und Fragen reiner
Tagespolitik gestrichen werden, damit die Fülle des Materials nicht
den Rahmen sprengte. Zwischenrufe sind in der hier vorliegenden
Ausgabe nur soweit berücksichtigt, als es zum Verständnis der Reden
und der sie beherrschenden Stimmung notwendig war.

		Die einzelnen Stücke sind grundsätzlich chronologisch geordnet,
in einzelnen Fällen sinngemäß zusammengestellt.

		Die biographische Einleitung kann und will nichts sein als eine
Skizze zum besseren Verständnis der Politik Stresemanns und seiner
Persönlichkeit. Eine ausführliche Biographie folgt; ihr soll auch
ein Nachweis der Reden und Aufsätze Stresemanns sowie eine
Bibliographie beigefügt werden.

		Deutsch-Puddiger Kr. Schlawe, Oktober 1926.

Rochus Frhr. v. Rheinbaben. [bookmark: page4] [bookmark: page5]

	
		
		[Biographisches Begleitwort]

		Politik ist das Geschick, die Gunst des
Augenblickes zu nutzen, der Mut, widrige Verhältnisse zu meistern,
das Talent, den Zeitgeist der lebenden Generation dienstbar zu
machen für das Glück kommender Generationen des eigenen Volkes;
Politik ist vor allem die Gabe, die seelischen, intellektuellen und
materiellen Kräfte des eigenen Volkes zusammenzufassen, und aus
ihnen heraus unter Berücksichtigung der Gegenwart seherisch Zukunft
zu gestalten.

		Die ersten Jugendeindrücke Stresemanns und sein erstes
Hervortreten in der Öffentlichkeit standen beide in ihrer Art unter
dem Zeichen von Zeiten, die um die Gestaltung neuer Ideen rangen.
Er war am 10. Mai 1878 als der jüngste Sohn einer Familie geboren,
deren Leben nur wenig Ruhestunden hergab, wenige Stunden geistigen
Zusammenhanges zwischen Eltern und Kindern. Seine ersten Eindrücke
bildeten sich zu einer Zeit, in der er selbst in seiner Familie
Zeuge davon werden mußte, wie durch die Entwicklung der
Großbetriebe der Mittelstand zerrieben wurde, wie durch die
Machtentfaltung der Großbrauereien der Mittelstand, der bisher in
selbständiger Tätigkeit den Zwischenbetrieb in der Hand gehalten
hatte, zugrunde gerichtet wurde.

		Der erste, für das ganze Leben nachhaltige Einfluß ging in
geistiger Beziehung von der Bibliothek des [bookmark: page6] Großvaters aus. Dort fand er
insbesondere die Kampfliteratur aus dem Jahre 1848, in dem die
kühnsten Köpfe in einem tiefen Idealismus, dem nur die Erkenntnis
der Realitäten nicht zur Seite stand, um die Einheit Deutschlands
rangen. Zu dieser Literatur gehörten Bücher wie das von Karl
Streckfuß »Kinkels Verteidigungsrede vor den Geschworenen in Bonn«,
das Stenogramm des Waldeck-Prozesses und Flugblätter aus der
damaligen Zeit, die Waldecks Freispruch feierten: »Trotz Ohm und
Goedsche und trotz Hinckeldey, der Mann des Volkes, Waldeck, er ist
frei!«

		Man hat späterhin einen Widerspruch in der machtpolitischen
Einstellung Stresemanns, in seinem Eintreten für die
schwarz-weiß-rote Fahne und für die Monarchie zu seinem überzeugten
Eintreten für die Ideen von 1848 sehen wollen. Sehr zu Unrecht. Was
damals Stresemann in sich aufgenommen hat, ist ihm Leitstern fürs
Leben geblieben, Freiheit nach außen, freiheitliche Gestaltung der
Verfassung nach innen und über allem die nationale Idee. Es ist
kein Zufall, daß Stresemann seine Kriegsreden und Aufsätze, in
denen er eintrat für den unbedingten Willen zum Siege und für die
freiheitliche Ausgestaltung der Verfassung, herausgegeben hat unter
dem Titel: »Macht und Freiheit«, denn das, was am stärksten auf den
werdenden Politiker einwirkte, war der begeisterte Wille zu einem
nationalen und freiheitlichen Empfinden, wie ihn die Idealisten des
Jahres 48 zum Ausdruck brachten. Darum wurde ihm der Liberalismus
der Träger für den Kampf um die Erhaltung der deutschen Einheit, um
die deutsche Flotte und die Sicherung der deutschen Macht; was ihm
vor Augen blieb, waren die Demokraten Konrad Kretz, der in der
Verbannung noch seine von glühender Vaterlandsliebe getragene Hymne
an Deutschland sang: »Kein Baum gehörte mir in [bookmark: page7] deinen Wäldern«, Georg Herwegh,
Freiligrath, Dingelstedt und ihre Gesinnungsgenossen, deren von
tiefem nationalen Freiheitssinn erfüllte Gedichte heute weit eher
als alldeutsch denn als »demokratisch« gelten würden.

		Und noch ein anderes, heute wohl verschollenes Buch hat einen
nachhaltigen Einfluß auf das junge Gemüt ausgeübt, Adolf von Bergs
»Das Leben Napoleons«. Hier fand es die Verbindung zu den großen
Geschehnissen europäischer Politik, hier wurde es zuerst angeregt
zum Nachdenken über die psychologischen und machtpolitischen
Bedingungen im Steigen und Stürzen eines der Großen der
Weltgeschichte.

		Das curriculum vitae, das der Abiturient Stresemann 1897
einreichte, zeigt aber, daß er auch den Strömungen des Tages nicht
fern stand. Der Kampf, der um Stöcker und seine Ideen entbrannt
war, hatte ihn auf den Plan gerufen. In diesem curriculum vitae
betont Stresemann, daß er der Tagung des Protestanten-Vereins
beigewohnt habe und auf dem Boden eines freien, liberalen
Protestantismus stände, daß er in der starren Dogmenlehre nicht die
Zukunft und die Aufgabe der protestantischen Kirche sehen könne.
Professor Hammann, der Pädagoge, der auf die Jugendentwicklung
Stresemanns wohl den nachhaltigsten Einfluß gehabt hat, ist in
seiner Abschiedsrede für die Abiturienten auf diesen jugendlichen
Trotz des Primaners eingegangen, und in ihr klingt ein Drittes auf,
das Stresemann durch sein Leben begleitet hat: die Beziehung zu
Goethe. An ihn mahnt Hammann mit dem Hinweis, daß letzten Endes nur
der der Versöhnung teilhaftig werden kann, der »immer strebend sich
bemüht«.

		Im ganzen überwogen zur Zeit des Abiturs bei Stresemann noch die
wissenschaftlichen Interessen, [bookmark: page8] und so gibt er selbst an, sich dem Studium der
Geschichte und Literatur, vielleicht der Philologie, zuwenden zu
wollen. Entsprechend seinen Anschauungen zog es ihn, der in dem
geschichtlich gewordenen Deutschland wurzelte, der in seiner
Lektüre Fritz Reuter in Gedanken auf die Festung begleitet hatte,
Kinkel und Schurz aus dem Vaterlande hatte entweichen sehen, der in
den Zeitromanen Spielhagens leidenschaftlich den Kampf zwischen dem
vormärzlichen Deutschland und dem Deutschland Bismarcks miterlebt
hatte, in den Kreis der Burschenschaften, wo er Gleichgesinnte zu
finden hoffte.

		Hier mußte er bald erkennen, daß sich die Burschenschaften von
ihrem Ausgangspunkte weit entfernt hatten. Burschenschaftler hatten
sich an dem Empfang des antisemitischen Agitators Ahlwardt
beteiligt, als er im feierlichen Zuge von studentischen
Korporationen durch das Brandenburger Tor eingezogen war. An Stelle
der urburschenschaftlichen Idee war eine Überschätzung der
Äußerlichkeit eingezogen, und der wissenschaftliche Abend trat
zurück hinter der Betonung des Mensurstandpunktes. Eine reaktionäre
Entwicklung hatte es dahin gebracht, daß die Burschenschaften ihre
alten Traditionen vergessen hatten und sich gewissermaßen als Korps
zweiter Klasse fühlten. Der Ruf nach Reformen führte zur Gründung
des Allgemeinen Deutschen Burschenschaftsverbandes, kurz
»Reformburschenschaften« genannt. Ihm gehörte Stresemann zunächst
als Mitglied der Berliner Burschenschaft Neo Germania und späterhin
der Leipziger Burschenschaft Suevia an. Beide wählten ihn zu ihrem
Sprecher, und hier hatte er zuerst Gelegenheit, in Rede und Schrift
praktisch für Ideen einer wenn auch im Rahmen begrenzten Politik zu
kämpfen. Er rang auf der einen Seite einen Antrag des damaligen
Sozialdemokraten [bookmark: page9] Paul Lensch nieder, der zum Ausdruck brachte,
daß die Burschenschaften sich jetzt einsetzen müßten für den
vierten Stand und die Idee des Sozialismus, wie sie sich einst
eingesetzt hätten für den dritten Stand und die Demokratie. Auf der
anderen Seite bekämpfte er antisemitische Tendenzen, getreu dem
liberalen, burschenschaftlichen Grundsatz, daß maßgebend für einen
Menschen nicht Herkommen und Stand, sondern Denken, Fühlen und
Wollen seien. Er trat in jenen Tagen, als in der Öffentlichkeit der
Kampf zwischen dem jugendlichen Kaiser und Bismarck wogte, für
Bismarck ein und legte gleichzeitig im Einverständnis mit 15
Mitgliedern der Burschenschaft zum 50. Jahrestage einen Kranz am
Grabe der Märzgefallenen nieder, der die Inschrift trug: »Den
Kämpfern für Freiheit, Ehre und Vaterland.«

		In dieser Zeit begann Stresemanns schriftstellerische Tätigkeit.
Die verantwortliche Schriftleitung der »Allgemeinen Deutschen
Universitätszeitung« mußte er zwar niederlegen, als ihm von der
Polizei bedeutet wurde, daß Unmündige noch nicht das Recht hätten,
verantwortlich zu zeichnen. Die Arbeiten aus dieser Zeit geben ein
Bild der Gedankengänge, in denen sich Stresemann damals bewegte. Er
schreibt über Thomas Morus und dessen politischen Roman »Utopia«,
über Fragen der Studentenschaft, über David Friedrich Strauß als
Lyriker, über protestantische Orthodoxie, Bismarck, Tagespolitik,
geschichtliche Betrachtungen und bei Besprechung des Buches
»Maurertum und Menschheitsbau« über das ethische Wollen und Sollen
des Menschen.

		Sein eigentliches Studium war jedoch mittlerweile auf ein
anderes Gebiet gelenkt worden. Durch einen Alten Herrn der
Burschenschaft, der selbst das Beispiel gab, wurde Stresemann
darauf hingewiesen, daß man [bookmark: page10] berufliche Wirksamkeit mit der Liebe für
Literatur in den Feierstunden des Lebens sehr wohl vereinigen
konnte. Stresemann änderte seinen Lebensplan, hörte in Berlin bei
Schmoller, Wagner und Jastrow, später in Leipzig bei Bücher
Nationalökonomie und belegte Vorlesungen über Finanzwirtschaft,
Staatsrecht, Völkerrecht, Geschichte und Literatur, wobei aber mehr
und mehr die Nationalökonomie das Vorrecht beanspruchte. Sein
Wunsch, das Studium mit einer großen theoretischen Arbeit
abzuschließen, wurde nicht erfüllt. Vielmehr entsprach es der
Einstellung von Bücher, bei dem er promovierte, daß die
Doktorarbeiten Zusammenhang mit dem praktischen Leben und eigene
Erkenntnis zeigen sollten. So kam Stresemann zu seiner Doktorarbeit
über die Entwicklung des Berliner Flaschenbiergeschäfts, einer
Arbeit, die insofern charakteristisch ist, als sie zeigt, wie eine
beliebige Frage des täglichen Lebens dem Studenten Anlaß gibt, über
allgemeine Fragen der Organisation und wirtschaftlichen Struktur
nachzudenken. Stresemann selbst befriedigte diese Arbeit nicht, und
so erschien fast gleichzeitig in der »Zeitschrift für die gesamte
Staatswissenschaft« (»Der Einfluß der Überproduktion auf die
Währungsfrage«) sein erster größerer wirtschaftlicher Aufsatz: »Die
Entwicklung der Warenhäuser und ihre wirtschaftliche Bedeutung«.
Schon vorher hatte er in dem Seminar von Karl Bücher eine besondere
Arbeit der Währungsfrage gewidmet, in die der damals theoretisch
viel umkämpfte Gedanke der Gold- und Silberwährung, der
Doppelwährung, hineinspielte.

		Zweiundzwanzigjährig trat Stresemann in die praktische
nationalökonomische Arbeit ein, zunächst als Assistent in die
Geschäftsführung eines industriellen Fachverbandes, des Verbandes
deutscher Schokoladenfabrikanten in Dresden. Der Verband kämpfte
damals [bookmark: page11]
vergeblich gegen die Übermacht des Zuckerkartells, das die
zuckerverbrauchende Industrie in Abhängigkeit zwang. Eingaben an
die Behörden und Polemik in der Presse waren erfolglos geblieben.
Stresemann veranlaßte die Gründung einer kartellfreien Fabrik durch
die Interessenten, und noch ehe die Fabrik im Rohbau fertig stand,
erklärte sich das Zuckerkartell für besiegt.

		Daneben übernahm Stresemann die Geschäftsführung des
Bezirksvereins Dresden-Bautzen des Bundes der Industriellen. Es war
in der Zeit der wirtschaftlichen Interessengegensätze, die durch
die Ära Caprivi eingeleitet wurde. Zwei Gruppen der Industrie
standen sich insbesondere gegenüber, der Zentralverband Deutscher
Industrieller (dieser in seinen zollpolitischen Bestrebungen
unterstützt durch den Bund der Landwirte) und der Bund der
Industriellen. Der Zentralverband Deutscher Industrieller, in dem
die großen Kohlen- und Eisensyndikate Westdeutschlands
zusammengefaßt waren, verfocht die Interessen der Rohstoffindustrie
und suchte durch Zollpolitik und Vertrustung eine Monopolstellung
auf dem innerdeutschen Markt zu gewinnen, während der Bund der
Industriellen die Interessen der verarbeitenden Industrie wahrnahm
und mit seinen Bestrebungen in erster Linie auf den Export und die
Gewinnung billiger Rohstoffe eingestellt war. Die Zusammenfassung
seiner Kräfte war für den Zentralverband mit seinen wenigen
kapitalkräftigen Gliedern wesentlich einfacher als für den Bund,
dem es bisher nicht gelungen war, tausende von mittleren, kleinen
und kleinsten Betrieben einheitlich zu organisieren. Am 15. Januar
1902 übernahm Stresemann den Bezirksverein Dresden-Bautzen, am 21.
Februar desselben Jahres ist dieser bereits mit dem anderen
sächsischen Verein [bookmark: page12] Leipzig-Zwickau-Chemnitz zusammengeschlossen
zum »Verband Sächsischer Industrieller« als Landesverband des
Bundes der Industriellen. Stresemann selbst hat sich später gern
der Anfänge dieses Verbandes erinnert, der zusammen mit dem Verband
der Schokoladenindustrie ein einziges, nicht heizbares Zimmer
besaß, in dem die Würde des leitenden Beamten durch eine spanische
Wand betont wurde. Der Verband verfügte zu Beginn über einen Etat
von 3600 M und 180 Mitglieder. Nach zwei Jahren überschritt die
Mitgliederzahl das erste Tausend, und nach zehnjährigem Bestehen
umfaßte er 5000 Mitglieder mit etwa 500 000 Arbeitern. Unermüdlich
war der junge Geschäftsführer in seiner organisatorischen Arbeit,
die bei stärkerem Anwachsen auch viel Takt und diplomatisches
Geschick verlangte, um die verschiedenen Wünsche der in dem
Verbande vereinigten Großindustrie und Kleinbetriebe, der
Schutzzöllner und Freihändler, der Männer konservativer und
demokratischer Richtung zu einem einheitlichen Willen
zusammenzufassen. Das Beispiel der sächsischen Industriellen rief
die der anderen deutschen Landesteile auf den Plan, und unter
Stresemanns Mitwirkung wurden gleiche Verbände in Thüringen,
Schlesien, Württemberg und Süddeutschland gegründet. Stresemann
selbst arbeitete führend mit in der Berliner Zentrale des Bundes
der Industriellen, um den sich nach zehnjähriger Arbeit etwa 45 000
Industriebetriebe scharten. Seine Organisation war auf dem
Grundsatz aufgebaut: Stärkung der Zentrale bei weitgehender
Dezentralisation im einzelnen, entsprechend dem bundesstaatlichen
Charakter Deutschlands.

		Je größer die Bedeutung des Bundes wurde, um so bedeutsamer
wurden dessen Entschlüsse für das gesamte wirtschaftspolitische
Leben Deutschlands. Ein [bookmark: page13] hartnäckiger Streik in Crimmitschau zwang zur
Stellungnahme zu der Frage Arbeitgeberschaft und
Arbeitnehmerschaft. Am 15. September 1905 hielt Stresemann auf der
deutschen Arbeitsnachweis-Konferenz zu Bremen seinen grundlegenden
Vortrag über »Gesellschaften zur Entschädigung bei
Arbeitseinstellungen«. Im Jahre darauf erfolgte die Gründung der
»Gesellschaft Sächsischer Industrieller zur Entschädigung bei
Arbeitseinstellungen«, die späterhin, als sie auch außersächsische
Betriebe aufnahm, in den »Deutschen Industrie-Schutzverband«
verwandelt wurde. Dieser umfaßte bereits nach sechsjähriger
Tätigkeit 3000 Firmen, die einen Jahreslohn von 245 Millionen
auszahlten. Die Industrie stand, wie Stresemann einmal ausführte,
vor der großen Zweifelsfrage: »Versöhnung oder Kampf mit
denjenigen, die als Arbeiter dem Arbeitgeber gegenüberstehen, und
in die man hineingehämmert hat die Idee des Klassenhasses und
-kampfes, so daß sie das Gemeinschaftliche der Interessen nicht
erkennen können, sondern in dem Arbeitgeber nur einen Feind sehen,
den es niederzuringen gilt. Wir haben uns hier auf den Standpunkt
gestellt, der meiner Meinung nach der allein richtige sein kann,
den Standpunkt, der, wenn wir ihn konsequent durchführen, uns die
Gewähr geben kann und wird, daß wir nicht überrannt werden, wenn
wir uns unberechtigten Forderungen gegenübersehen, nämlich auf den
Standpunkt des gleichen Rechtes für beide Teile, aber unter der
Wahrung der Staatsautorität. Übersetzt meine ich damit:
Koalitionsrecht, Anerkennung für den Arbeitnehmer, ebenso aber auch
Ausnutzung des Koalitionsrechtes durch den Arbeitgeber und Schutz
für beide Teile.«

		Damit ist der grundlegend neue Gedanke ausgesprochen, den
Stresemann in der Arbeitgeberschaft [bookmark: page14] verfocht, das Recht der Arbeiter, sich zu
koalieren, und der Grundsatz, die Gewerkschaften anzuerkennen und
mit ihren offiziellen Vertretern zu verhandeln. Selbstverständlich
trug das Verfechten dieser Ansicht Stresemann die Feindschaft aller
derer – und es war zunächst die Mehrzahl – ein, die die
rücksichtslose Herr-im-Hause-Politik vertraten, und auch derer, die
wohl mit ihrer eigenen Arbeiterschaft, aber nicht mit den
Vertretern der Gewerkschaften verhandeln wollten. Über das Recht
und die Moral des Koalitionsgedankens bei der Arbeiterschaft hat
sich Stresemann einmal im Industrie-Schutzverband ausgesprochen:
»Es sind nicht die schlechtesten Elemente der Arbeiterschaft, die
verstanden haben, die Alltagsempfindung des zunächst persönlich
bedeutsam erscheinenden Vorteils der Sparung einer Summe kleiner
einzuschätzen, als den großen Solidaritätsgedanken der
Zusammenfassung der Arbeiterkräfte. Wenn ich eine Folgerung aus
dieser Opferwilligkeit der Arbeiterschaft gezogen habe, dann habe
ich sie nur dahin gezogen, den Industriellen zu empfehlen, dasselbe
Maß an Opferwilligkeit und Leistungsfähigkeit für ihre Organe und
für ihre politischen Ideale anzuwenden, wie es hier der Arbeiter
vielfach unter Verfolgungen und Schwierigkeiten seinerseits getan
hat. Ich habe diese Freiheit des Koalitionsgedankens deshalb stets
hochgehalten und an die Spitze alles sozialpolitischen Denkens
gestellt, weil ich in der Zusammenfassung aller Kräfte zur
Überwindung des persönlichen Egoismus die Vorbedingung für das
Staatsgefühl erblicke.«

		Es ist dies ein typisches Beispiel, wie Stresemann praktisch an
die großen Fragen der Entwicklung vom Gesichtspunkte eines
liberalen Nationalgefühls herantritt. Über allem die Frage: Was
nützt es dem Staatsgedanken?, dann aber Betonung des freien Rechts
der [bookmark: page15]
Einzelnen, sich zur Gruppe zusammenzuschließen. Wesentlich sind
weiterhin die beiden anderen Forderungen, die Stresemann aus dem
grundsätzlichen Recht der Koalitionsfreiheit zog: das Recht des
freien Menschen, sich von solchen Koalitionen fernzuhalten, also
die Pflicht des Staates, gegen den Koalitionszwang der
Arbeiterschaft und der Sozialdemokratischen Partei zu kämpfen,
weiterhin auch das Recht der Arbeitgeber, sich in gleicher Weise zu
solchen Koalitionen zusammenzuschließen. Bei diesen Kämpfen war die
Arbeiterschaft keineswegs der schwächere Teil, verfügten doch die
Gewerkschaften im Jahre 1913 über ein Vermögen von 65 Millionen und
eine Jahreseinnahme von 71 Millionen. Überdies war, solange die
Streikklausel nicht allgemein bestand, der Schaden, den ein
Unternehmer durch den Streik litt, nicht nur zu bemessen nach den
Tagen und Wochen, in denen die Produktion ruhen mußte, sondern auch
nach dem Ausfall künftiger Bestellungen, die durch die scheinbare
Unzuverlässigkeit des Lieferanten herbeigeführt werden konnte.
Trotzdem ist der Deutsche Industrie-Schutzverband seinen
Verpflichtungen immer gerecht geworden, was nicht zum mindesten
darin seine Ursache hatte, daß Stresemann immer betonte, besser als
ein Sieg in einem Streik ist die Vermeidung des Streikes, und daß
er wohl anerkannte, daß es berechtigte Streiks gäbe, in denen eine
Unterstützung des Arbeitgebers nicht im allgemeinen Interesse
läge.

		Bei der Aussprache über das Pluralwahlrecht in Sachsen, für
dessen Einführung sich der Bund der Industriellen eingesetzt hatte,
obwohl es für ihn nicht denselben Erfolg brachte wie das
Dreiklassenwahlrecht, hat Stresemann einmal den Leitsatz
ausgesprochen, der über seiner ganzen wirtschaftspolitischen
Tätigkeit steht: »Wenn wir aber trotzdem dem [bookmark: page16] Pluralwahlrecht zustimmten, so
taten wir es, weil wir uns sagten, daß jede einzelne Bewegung eines
Standes auf die Dauer Schiffbruch erleiden muß, wenn sie alle
Dinge, die an sie herantreten, nur mit dem Auge des Standes ansieht
und sich nicht darum kümmert, was andere Stände dazu sagen. Man
kommt damit nicht durch; denn wir haben so viel verschiedene sich
bekämpfende Interessen in Deutschland, daß, wenn das jeder täte und
die Regierung dem tatenlos zusähe, überhaupt eine Gesetzgebung in
Reich und Land unmöglich wäre. Wir sind deshalb auch auf dem
Gebiete der Wirtschafts- und der Sozialpolitik niemals in dem Sinne
allein Vertreter der Industrieinteressen gewesen, wie viele andere
Organisationen, die uns deshalb auch angreifen, und die wiederholt
darauf hingewiesen haben, daß bei uns diese Rücksicht auf die
allgemeinen Interessen zu weit ginge.«

		Dem sozialpolitischen Programm setzt Stresemann einen Satz
voraus: »Wichtiger noch als die Sozialpolitik ist für den deutschen
Arbeiter in erster Linie die Schaffung von Arbeitsgelegenheiten;
denn bei aller Hochachtung dessen, was in der Sozialpolitik
geleistet wird, gilt es zunächst, für den gesunden Arbeiter, für
den Menschen auf der Höhe des Lebens so viel Arbeitsgelegenheit zu
schaffen, daß er sich und seine Familie vorwärts bringen kann.«
Innerhalb der durch diesen Grundsatz gesteckten Grenzen trat
Stresemann dafür ein, daß die Industrie selbst mitarbeiten solle an
der bestmöglichen Ausgestaltung der sozialpolitischen Gesetzgebung.
Maßgebend hierfür war ihm weniger der rein praktische Gesichtspunkt
für die Industrie, daß sie bei tätiger Mitarbeit die Möglichkeit
hätte, eine Überspannung der Sozialpolitik zu verhindern und die
Interessen der Wirtschaft in Einklang zu bringen mit denen der
Sozialpolitik, als der [bookmark: page17] Wunsch, die arbeitende und abhängige Masse
durch bessere Gestaltung der Grundlagen des Lebens dem Staate
zurückzugewinnen. Vielfach klingt aus Stresemanns Reden das
Bedauern, daß die Gewerkschaftspolitik zumeist auf sozialistischer
Grundlage aufgebaut war und somit in dem Staat den Staat anderer
und nicht den Staat aller sah. Während seiner
wirtschaftspolitischen Tätigkeit trat die Frage des Gesetzes der
Pensionsversicherung für die Privatangestellten in den Vordergrund.
Für dieses Gesetz trat Stresemann mit allen seinen Kräften ein,
denn nachdem ein großer Teil der Arbeiterschaft der damals
staatsfeindlich eingestellten Sozialdemokratie verfallen war,
wollte er wenigstens ein Abgleiten der Privatangestellten zum
Proletariat verhindern, indem er ihnen die Grundlage für eine
Lebenshaltung sicherte, die sie weiterhin bei dem Mittelstande und
bei den Überzeugungen des liberal eingestellten Bürgertums
erhielten.

		Die Frage war um so brennender, als die Gründung riesenhafter
Warenhäuser, Vertrustung und Syndizierung den kleinen selbständigen
Produzenten und Kaufmann von Jahr zu Jahr mehr verdrängten, und die
Zahl der selbständigen Existenzen dauernd zurückging. So wenig
Stresemann der Ansicht war, daß man die Entwicklung der Wirtschaft
durch gesetzgeberische Maßnahmen hemmen könne und dürfe, so sehr
hat er sich dafür eingesetzt, alles zu tun, um die kleinen und
kleinsten Kräfte im freien Wettbewerbe der Wirtschaft lebensfähig
zu erhalten. Er hat den Zusammenschluß der Industrien zu
Interessengemeinschaften stets unter dem Gesichtspunkte der
Erhaltung des wirtschaftlich Schwächeren aufgefaßt. Dieser Kampf
für die Freiheit der Wirtschaft gipfelte späterhin in dem Eintreten
gegen Rathenaus die freie Entwicklung des Einzelnen hemmende
Sozialisierungsideen und in [bookmark: page18] seinem großen Vortrage »Staatssozialismus oder
freie Wirtschaftsordnung«, den er im Juni 1918 im
Niederösterreichischen Gewerbeverein hielt.

		Heranziehung und Erziehung aller Kreise des Volkes zur Mitarbeit
am Staate war sein Ziel. In der Jubiläumstagung des Verbandes der
Sächsischen Industriellen wies er 1912 auf die
Stein-Hardenberg-Gesetzgebung hin, die den Staat rettete, indem sie
»dem Einzelnen Patriotismus dadurch einimpfte, daß sie ihm Aufgaben
gab, die er gewissermaßen als Mann der Tat der Allgemeinheit und
dem Staate zu leisten hatte, und daß sie ihn selbständige
Funktionen ausführen ließ, so daß er den Staat nicht mehr als den
Feind ansah, der der gegebene Gegner des einzelnen Bürgers sein
mußte«. In praktischer Arbeit bewies Stresemann, daß es ihm ernst
war um die Idee der Volksgemeinschaft. Die Gründung einer
Industriepartei lehnte er ab, weil er fürchtete, daß durch sie die
Klassen- und Interessengegensätze verschärft werden könnten. Den
Angriffen der Landwirtschaft gegen die Industrie begegnete er nicht
mit Gegenangriffen, sondern mit dem Wunsche gegenseitiger Achtung
und gegenseitigen Verständnisses; er, den man zum einseitigen
Vertreter der Industrieinteressen abzustempeln versuchte, erklärte:
»Wenn wir uns in Zollfragen auf der einen Seite gegen eine
Abschließungspolitik wehren, die die Entwicklung der letzten
Jahrzehnte vollständig verleugnen würde, so sind wir andererseits
der Meinung, daß wir keinen Grund haben, die an sich schon
vorwärtsschreitende Entwicklung zum Industriestaat zu forcieren auf
Kosten der deutschen Landwirtschaft. Daß wir vielmehr alles das,
was wir im Inlande an Kaufkraft haben, erhalten sollen, nicht nur
im Interesse der Landwirtschaft, sondern im Interesse der
Allgemeinheit und nicht zuletzt im Interesse der [bookmark: page19] Industrie selbst.« Den Wert
der Landwirtschaft sah Stresemann nicht zuletzt darin, daß das
flache Land das Menschenreservoir darstelle, aus dem die Städte
gespeist würden, daß die Landbevölkerung die wertvollsten Kräfte
für das Heer liefere.

		Seine Ideen vertrat Stresemann in einer Folge von Reden und
Vorträgen im ganzen Deutschen Reiche, auf Reisen in Österreich,
Ungarn, in den Vereinigten Staaten, Kanada, in Reden auf der
Weltausstellung in Brüssel, legte sie in grundsätzlichen Aufsätzen
und polemischen Artikeln in der von ihm begründeten Zeitschrift
»Die Sächsische Industrie« und anderen Zeitungen und Zeitschriften
dar. Die Aufsätze dieser Jahre wurden schon vor dem Kriege in dem
Sammelwerk »Wirtschaftspolitische Zeitfragen« zusammengefaßt.

		Längst hatte Stresemanns wirtschaftspolitische Tätigkeit in die
hohe Politik übergegriffen. Er war Begründer und erster
Vorsitzender des Deutsch-Kanadischen Wirtschaftsverbandes, des
Österreich-Ungarischen Wirtschaftsverbandes und Vizepräsident der
Deutsch-Bulgarischen Gesellschaft und arbeitete führend mit am
Deutschen Flottenverein, dem Deutschen Schulschiffverein und an dem
»Verband Deutscher Arbeit«. Zusammen mit Ballin gründete er 1913
den Deutsch-Amerikanischen Wirtschaftsverband, aus dem die Deutsche
Welthandelsgesellschaft entstehen sollte, die, vom Bund der
Industriellen zum Zentralverband Industrieller die Brücke
schlagend, das gesamte Gebiet der Industrie und des Handels
umfassen sollte. Der Ausbruch des Krieges führte an Stelle dessen
zur Begründung des Kriegsausschusses der deutschen Industrie,
dessen Vizepräsident Stresemann war.

		Auch für die politische Entwicklung Stresemanns galt
unwillkürlich das Goethewort: »Gehe vom Häuslichen [bookmark: page20] aus und verbreite dich, so
du kannst, über die ganze Welt«. In Sachsen lebten zur Zeit, als
Stresemann in das wirtschaftspolitische Leben eintrat, 74 % der
Bevölkerung von Industrie und Handel, nur 10,7 % von der
Landwirtschaft. Trotzdem saßen in den Ständekammern des
Königreiches fast ausschließlich Vertreter der Landwirtschaft, und
in allen wirtschaftlichen und politischen Fragen gaben sie den
Ausschlag. Es war eine Forderung der Gerechtigkeit, daß die
Berufsgruppe, die für das wirtschaftliche Leben ausschlaggebend
war, die die meisten Steuern zahlte, die die höchste
Bevölkerungszahl umfaßte, entsprechenden Anteil an der
gesetzgeberischen Arbeit erhielt. Die Nationalliberale Partei als
solche war in Sachsen gouvernemental eingestellt und fand nicht die
Initiative, gegen die bestehende Ordnung vorzugehen. Stresemann
hatte sich früher schon der von Friedrich Naumann geführten
nationalsozialen Gruppe genähert, deren Ziel Volkskaisertum hieß
und deren Wirken vor allem der Gewinnung der arbeitenden Klassen
für Staat und Kaisertum durch soziale Reformen galt. Der Übergang
Naumanns zum unbedingten Freihandelsprinzip brachte es zum Bruch
zwischen ihm und der Vereinigung. Nunmehr schloß sich Stresemann
der Dresdner Gruppe des Nationalliberalen Reichsvereins an, die
eine entschiedene Vertretung des Liberalismus innerhalb der damals
weit rechts stehenden Nationalliberalen Partei anstrebte, und trat
in Wort und Schrift dafür ein, daß die Industrie sich den Platz in
der sächsischen Politik erkämpfte, der ihr zukam. Was er in den
Nachkriegsjahren gegenüber der Kritik von industrieller Seite
hervorhob, daß es mit der Kritik nicht getan sei, daß er vielmehr
vermisse, daß eben diese Industriellen nicht selbst in die
Regierung gingen, um ihre Erfahrungen in den Dienst der [bookmark: page21] Gesamtheit zu
stellen, das klang hier in Sachsen erstmalig auf. Dabei übersah er
nicht den großen Unterschied zwischen der englischen und deutschen
Industrie, übersah nicht, daß es dort eine industrielle Gentry gab,
die, auf sicherem Besitz ruhend, sich der Politik widmen konnte,
während der deutsche Kaufmann – und darin liegt dessen Stärke und
Schwäche – sich selten zu solcher Saturiertheit durchzuringen
vermochte. Innerhalb weniger Jahre gelang es Stresemann, den
reaktionären Einfluß des Bundes der Landwirte in Sachsen
einzudämmen. Die Zweite Kammer, in der dieser bisher eine
Zweidrittelmehrheit gehabt hatte, sah einen liberalen Präsidenten,
im Dresdner Wahlkreise siegten die Liberalen in einem früher
konservativ vertretenen Kreise mit 104 Wahlmännern gegen 6 der
Konservativen, im Stadtverordnetenkollegium erhielten die Liberalen
statt zwei Sitzen die Mehrheit. Stresemann selbst wurde im November
1906 in die Stadtverordnetenversammlung gewählt, und am 6. Februar
1907 wählte der Wahlkreis Annaberg den Neunundzwanzigjährigen zum
Mitglied des Reichstages. Dieser Wahlkreis hatte ihm die Kandidatur
auf Grund einer Rede auf dem Parteitag in Goslar angetragen, die
Stresemann zunächst in Gegensatz zu Bassermann brachte, dem Führer
der Nationalliberalen Partei. Bassermann selbst beglückwünschte
jedoch das junge Mitglied des Reichstages als einer der ersten, und
von dieser Zeit an verband die beiden Männer eine immer enger
werdende Freundschaft, die erst der Tod trennte.

		Die erste große Rede im Reichstag richtete sich gegen die
Lieferungs- und Preispolitik der großen Syndikate und trug
Stresemann um so mehr die Gegnerschaft des Zentralverbandes und
dessen Generalsekretärs Bueck ein, als der junge Abgeordnete
gleichzeitig für ein Verhandeln mit den Gewerkschaften und für
[bookmark: page22] Abschluß von
Tarifverträgen eingetreten war, ein für die damaligen Begriffe der
Schwerindustrie geradezu revolutionäres Vorgehen. In
außenpolitischer Hinsicht sah Stresemann den Weltkrieg kommen, und
wenn er auch, wie in seinen Reden in Chicago und Torronto, für eine
Verständigung mit England eintrat, so wirkte er gleichzeitig mit
allen Kräften für eine Stärkung von Heer und Flotte, um für den
drohenden Weltkrieg gerüstet zu sein, nahm regen Anteil an den
Veranstaltungen des Flottenvereins und ließ es sich vor allem
angelegen sein, der Arbeiterschaft die Notwendigkeit der Rüstungen
vor Augen zu führen. Nach Ablauf der Wahlperiode wurde Stresemann
nicht wieder gewählt. Schon in Annaberg hatte man ihm nahegelegt,
bei seiner Wahlagitation die Frage der Rüstungsausgaben nicht in
den Vordergrund zu stellen, weil die Wählerschaft nur an die Kosten
dächte und lieber dem Kandidaten ihre Stimme gäbe, der sich gegen
eine Erhöhung der Steuern aussprechen würde. Stresemann hatte
dieses Ansinnen in Annaberg abgelehnt und tat es auch bei seinen
späteren Kandidaturen, denn er wollte nur auf Grund der von ihm als
richtig und notwendig erkannten politischen Forderungen gewählt
werden. Erst um die Jahreswende 1914/15 zog Stresemann als
Abgeordneter des Wahlkreises Aurich wieder in den Reichstag ein.
Vom Felde her hatte Bassermann dem Wahlkreis gedrahtet, daß er
Stresemanns Kraft nicht entbehren könne.

		Die Kriegspolitik war der Nationalliberalen Partei durch ihre
Gegensätze vorgezeichnet: Nationaldeutsche Politik unter
Berücksichtigung der gegebenen Umstände nach außen hin und
Förderung der Volksgemeinschaft im Innern. Dementsprechend waren
die Beziehungen Stresemanns zur Heeresleitung die denkbar besten.
Es ging damals sogar fälschlich das Gerücht [bookmark: page23] um, daß eine unmittelbare
Fernsprechleitung zwischen Stresemann und der Obersten
Heeresleitung bestände. In Wirklichkeit hat er Ludendorff während
des Krieges nur einmal im Hauptquartier und einmal in Berlin
gesprochen. Er schlug damals dem General vor, einen
Sozialdemokraten zum Munitionsminister zu ernennen, und Ludendorff
erklärte sich damit einverstanden, wenn nur die Heimatfront dadurch
gestärkt würde. Dem später schriftlich ausgedrückten Wunsche
Stresemanns, die Leute, die sich bei ihrer Weigerung, innere
Reformen durchzuführen, auf die Oberste Heeresleitung beriefen,
abzuschütteln, kam Ludendorff nicht in der notwendigen Form nach.
Wenn der Abgeordnete schon vor dem Kriege bei aller notwendigen
Kritik sich immer bemüht hatte, dem leitenden Staatsmanne die
Arbeit bei der Führung der Staatsgeschäfte zu erleichtern, ein
Grundsatz, an dem er festgehalten hat, bis er selbst Kanzler wurde,
so galt dies während des Krieges in noch höherem Maße gegenüber der
Heeresleitung. Die Grenze war in beiden Fällen dort gezogen, wo dem
Volksganzen Gefahr drohte. Als im Parlament einmal die Frage
aufgeworfen wurde, ob der Reichstag mehr für das Heer oder das Heer
mehr für den Reichstag geleistet habe, betonte Stresemann, daß
Heer, Reichstag und Volk eine untrennbare Einheit seien. Er
bekämpfte deshalb Übergriffe einzelner Militärs gegen die
Bevölkerung, indem er sagte: »Unterschätzen Sie das eine nicht und
mißverstehen Sie es nicht: das Volk liebt das Heer und vergöttert
seine siegreichen Heerführer, will aber nichts von militärischem
Absolutismus wissen.« Für das Heer galt ihm der Grundsatz, daß der
Geist ersetzen müsse, was ihm zahlenmäßig fehle. Darum galt sein
Wirken der geistigen Einigung von Heer und Volk zu einheitlichem
Gefüge und einheitlichem [bookmark: page24] Siegeswillen. In einer der entscheidenden
militärischen Fragen, der des U-Bootkrieges, trat Stresemann,
allerdings im Vertrauen auf die Richtigkeit der Angaben der
Marineleitung, für deren Wünsche ein. Er unterschätzte dabei nicht
die große Gefahr einer amerikanischen Kriegserklärung, wie er
überhaupt jeder Kriegserklärung, und wenn es sich um Guatemala und
Honduras handelte, mit Besorgnis, wenn auch nicht mit Mutlosigkeit,
entgegensah, denn mit jeder neuen Kriegserklärung wurde
Deutschlands Aufgabe, sich den überseeischen Markt
wiederzugewinnen, erschwert. Deshalb wachte Stresemann im Parlament
darüber, daß, soweit es irgend möglich war, die wenigen
Verbindungen, die der deutsche Außenhandel noch hatte, auch von den
Behörden sorgfältig gepflegt würden. Das größte Gewicht legte er
auf die bis dahin von der Reichspolitik vernachlässigte Beziehung
zu den Auslanddeutschen, in denen er schon damals einen der
wertvollsten Aktivposten für die Außenpolitik der Nachkriegszeit
erkannte. Er erinnerte Wilson an die Lobeshymne, die er selbst bei
seinen Wahlreden den Deutschamerikanern gespendet hatte, er wies
auf die baltischen Lande hin, in denen die Großgrundbesitzer schon
vor der russischen Revolution sich bereiterklärt hatten, ein
Drittel ihres Besitzes zur Besiedelung mit deutschen Bauern
herzugeben, wenn dafür das Deutschtum im Baltikum gesichert würde.
Er berichtete im Reichstag, wie ihn in den Ratsstuben in Riga die
Stimmung der Meistersinger umfangen hätte, er wies immer wieder auf
die Leistungen und Erfahrungen des deutschen Kaufmannes in Übersee
hin und verlangte, daß die Reichsgesetzgebung beizeiten dafür Sorge
trüge, diese Vorposten des deutschen Außenhandels bald wieder in
ihre Funktionen einzusetzen. Gegenüber den Drohungen der [bookmark: page25] Entente, nach dem
Kriege durch wirtschaftliche Bündnisse den Wirtschaftskrieg
fortsetzen zu wollen, beschäftigte ihn die engere Verbindung der
Verbündeten Deutschlands, der Naumannsche Gedanke »Mitteleuropa«,
ja, schon im Jahre 1916 warf er im Reichstag den europäischen
Gedanken auf: Wir hören heute auch weiter mahnende Stimmen eines
gewissen Europäertums, die das Problem Europa-Amerika vor uns
aufrollen und den Gedanken vor Augen führen, wie denn eigentlich
das Verhältnis dieser beiden Erdteile nach dem Frieden sein soll.
Wenn wir einmal von alledem absehen, was unsere Feinde uns zugefügt
haben, wenn wir noch einmal den gemeinsamen Begriff Europa uns
vorstellen, müssen wir doch das eine anerkennen: Nach diesem Kriege
wird Europa ein aus tausend Wunden blutender, zuckender Körper
sein. Ihm steht das nicht nur ungeschwächte, sondern gestärkte
Amerika gegenüber, für das niemals das Goethewort richtiger gewesen
ist: »Amerika, du hast es besser als unser Kontinent, der
alte!«

		Die Kenntnis der großen wirtschaftlichen Probleme der Welt, die
Stresemann sich durch seine Tätigkeit in der Industrie erworben
hatte und durch seine Mitarbeit an den außen- und innerpolitischen
Fragen der Wirtschaft, befähigte ihn, die großen weltpolitischen
Probleme zu verstehen, die der Weltkrieg stellte. Solange die nach
außen gerichtete Handelspolitik ruhen mußte, sollte im Inlande
wenigstens alles geschehen, um die deutsche Wirtschaft für den
Augenblick konkurrenzfähig zu gestalten, in dem Deutschland wieder
in Wettbewerb mit anderen Staaten treten konnte. Die
Kriegswirtschaft machte eine immer stärkere Monopolisierung der
Rohstoffe in der Hand des Staates notwendig. Durch die
Zentral-Einkaufs-Genossenschaft und ähnliche Gründungen wurde der
Wettbewerb des [bookmark: page26] freien Kaufmannes unterbunden, ja, es tauchte
der Gedanke der Verstaatlichung der Rüstungsindustrie auf.
Stresemann wandte sich gegen jede Verstaatlichung, soweit diese
nicht unbedingt durch die Kriegsnotwendigkeiten geboten war, und
warnte die Regierung dringend, den deutschen Kaufmannsgeist
stillzulegen, der allein fähig wäre, durch Mut und
Unternehmungsgeist des einzelnen wieder aufzubauen, was der Krieg
zerstört habe. »Im allgemeinen«, führte er aus, »arbeitet der
Privatbetrieb mit viel geringeren Unkosten als der Staatsbetrieb,
und wenn Sie plötzlich vom Privatbetrieb zum Staatsbetrieb
übergehen mit all der bureaukratischen Engherzigkeit, die ihm eigen
sein muß, die in der Natur der Sache liegt, die darin liegt, daß
der Staatsbetriebsleiter nicht die Initiative, nicht die freie
Verfügung hat wie der Generaldirektor oder Leiter eines
Privatbetriebes, so werden Sie manchmal dasjenige erleben, was wir
im Frieden gesehen haben: daß man über die hohen Preise des
Kohlensyndikats klagt, daß aber die staatlichen Gruben ebenso teuer
produzieren und ebenso teuer verkaufen wie diese privaten
Institutionen. Hier können wir also sehr leicht zu Ergebnissen
kommen, die Ihnen vielleicht vom Standpunkt der Sozialisierung der
Wirtschaft erwünscht sind, die aber nicht den finanziellen Effekt
haben, den Sie erreichen wollen.«

		Bei allen politischen und wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die
Stresemann vertrat, behielt er im Auge, daß der Krieg nicht
Selbstzweck sein dürfe, sondern nur Mittel zur Wahrung der
gefährdeten Lebensinteressen des Reiches. Gerade wegen dieser
Einstellung auf die Zukunft galt ihm das Nächstliegende als das
Wichtigste: der Sieg. Man hat nach der Revolution Stresemann
angegriffen, weil er felsenfest an den Sieg geglaubt habe. Der
Sozialdemokrat David kritisierte [bookmark: page27] Stresemanns Kriegspolitik einmal dahin,
sie hätte eigentlich nur drei Begriffe gehabt: Aushalten!
Aushalten! Aushalten! Stresemann hat sich dieses Siegeswillens
niemals geschämt, sondern ist im Gegenteil auch nach dem
Zusammenbruch stolz darauf gewesen. Er hat erkannt, daß dieser
Krieg ein Krieg der Nerven wäre, und daß derjenige den Krieg
verloren habe, der fünf Minuten zu früh die Waffen an die Wand
stelle. Noch in seiner letzten Rede im Kriegsreichstag ruft er dem
Volke zu: »Ich hoffe und möchte wünschen, daß niemals eine
Situation käme, in der die Männer an unserer Spitze oder auch das
Volk selber in ihrer Lebensbeichte über das, was sie während des
Krieges getan haben, sich an die Worte der Lebensbeichte erinnern
würden, die Ulrich v. Hutten in dem Werke von Konrad Ferdinand
Meyer mit den Worten ablegt:

		Mich reut der Tag, der keine Wunde schlug,

Mich reut die Stunde, die nicht Harnisch trug,

Mich reut, ich streu mir Aschen auf das Haupt,

Daß ich nicht fester stets an Sieg geglaubt.«

		Stresemann selbst reiste unermüdlich im Lande umher, um der
Heimat das Rückgrat zu stärken. Er rang in Wort und Schrift darum,
daß die Seele der Deutschen nicht matt würde, den Sieg zu wollen,
das bedeutet, an den Sieg zu glauben. Die Vertreter der deutschen
Regierung wies er darauf hin, daß die Reden der feindlichen
Staatsmänner in ihrem ganzen Aufbau dazu bestimmt seien, auf die
Psyche zu wirken, den deutschen Siegeswillen zu schwächen, den
feindlichen zu stärken, und forderte von der deutschen Regierung
eine gleiche Aktivität. Noch nach dem Kriege wies er in Gesprächen
auf Clemenceau hin, der in der Pariser Kammer erklärte: »Es steht
gut, wir werden siegen!«, als schon die deutschen Geschosse in die
französische [bookmark: page28]
Hauptstadt fielen. Stresemanns Grundsatz war: Es ist der Geist, der
sich den Körper baut! Wenn der Krieg gewonnen werden sollte, so
galt es, den Willen des Volkes stählern zu machen.

		Das sittliche Recht, an Heer und Volk die Forderung zum
Durchhalten zu stellen, besaß Stresemann um so mehr, als er den
Frieden erstrebte. Allerdings glaubte er nicht, daß
Friedensresolutionen wie die Erzbergersche die Friedensbereitschaft
der Gegner fördern könnten. Auf der anderen Seite lehnte er es
ausdrücklich ab, im einzelnen darzulegen: »das und das muß errungen
werden, sonst ist der Krieg verloren«. »Die Friedenssehnsucht«,
führte er an anderer Stelle aus, »die in der Welt vorhanden ist,
ist sicher adäquat der Kulturhöhe der Völker. In einem solchen
Kriege ist zu viel vernichtet, als daß nicht die Frage aufgeworfen
werden könnte, ob es denn richtig ist, daß die höchsten
Anstrengungen des Menschengeistes nur auf Zerstörung gerichtet sein
sollten.« Der Siegeswille war um so mehr berechtigt, als dieser
Krieg für Deutschland lediglich ein Verteidigungskrieg war. Lange
ehe im Volk das Bewußtsein für die Wichtigkeit der
Kriegsschuldfrage erwacht war, hat sich Stresemann ihrer
angenommen. Wenn die Entente ihre Propaganda auf dem angeblichen
Unrecht an Belgien aufbaute, so klagte er die Entente an wegen des
völkerrechtswidrigen Bruches der griechischen Neutralität, und der
Behauptung, daß Deutschland die anderen friedlichen Staaten
überfallen habe, setzte er entgegen: »Wann haben wir denn jemals
einen Drang nach weltpolitischer Expansion durch unsere Politik
tatsächlich zum Ausdruck gebracht? Wann haben wir denn jemals die
Verlegenheit anderer Völker benutzt, um Deutschland größer zu
machen? Als Rußland mit Japan im Kampfe um seine Existenz lag, da
konnte der [bookmark: page29]
Zar sein letztes Regiment von der ostpreußischen Grenze wegnehmen,
weil er unseres Friedenswillens sicher war. Als England mit den
Buren im Kampfe lag und auch einen Existenzkampf, zum mindesten um
sein Prestige, führte, sind wir es da etwa gewesen, die aus seiner
Verlegenheit Nutzen für uns herausholen wollten? Wir haben Marokko
nicht als Kriegsgrund angesehen; wir haben zugesehen, wie ganz
Nordafrika verteilt wurde; wir sahen in den letzten Jahrzehnten ein
großes französisches Kolonialreich entstehen: Tunis, Algerien,
Marokko; wir sahen, wie Italien Tripolis nahm; wir sahen, wie in
Persien Interessensphären zwischen England und Rußland verteilt
wurden. Immer haben wir Frieden gehalten, immer konnte die Welt
sich auf die unbedingte Friedensliebe des Kaisers und des deutschen
Volkes verlassen.« Daraus, daß uns diese Friedensliebe so vergolten
worden ist, folgerte Stresemann, daß man je nach den Möglichkeiten,
die ein Sieg gäbe, Sicherungen für Deutschland scharfen müsse.
Allerdings sprach er sich immer gegen eine Eroberungspolitik aus,
weshalb gegen ihn noch nach dem Kriege der Vorwurf der Lauheit
erhoben wurde, er war vor allem Gegner davon, fremdsprachige
Volksteile in den Reichsverband aufzunehmen. Er strebte nichts
anderes an, als daß ein siegreicher Friede den Wiederaufstieg
Deutschlands ermöglichte. Deshalb stellte er die Notwendigkeit
einer kolonialen Tätigkeit in den Vordergrund und dachte an
zwischenstaatliche Abmachungen betreffend den sozialpolitischen
Schutz der arbeitenden Klasse, wodurch Deutschland die Möglichkeit
gesichert würde, in seiner Sozialpolitik fortzufahren, ohne deshalb
an Konkurrenzkraft einzubüßen.

		Wichtig war es für ihn, daß er Wilson persönlich kennengelernt
hatte und sich ein eigenes Urteil über [bookmark: page30] ihn und seine politische Phraseologie
bilden konnte. Er berichtet im Reichstag über das Zusammentreffen
mit Wilson in Boston und New York: »Die Empfindung, die man damals
von ihm hatte, als eines weltfremden Stubengelehrten, der die Welt
draußen so ansieht, wie ein Chemiker auf seine Retorte blickt,
trifft, glaube ich, vielleicht sein Bild am besten. Seltsam ist die
graue Theorie, die ihn umgibt. Er kennt Europa nicht, aber er hält
sich für berechtigt, es über die Staatsformen zu belehren,
innerhalb derer seine Völker zu leben hätten. Er spricht von den
Völkern, deren Schicksal von einer »kleinen Schicht einflußreicher
Menschen« bewegt würde. Vielleicht denkt er dabei an die
Vereinigten Staaten und an die Macht der Trustmagnaten, an die
Macht der Leute, die dort die Wahlgelder für die Präsidentenwahl
geben. Wenn er aber mit derartigen Äußerungen auf europäische
Staaten oder auf uns hinzielt, dann war es schon damals nötig, ihm
das Wort zuzurufen: Hände weg von unserem inneren Leben, in diese
inneren politischen Gegensätze hat niemand als Präceptor Germaniae
sich einzumischen!«

		Gerade weil Stresemann zu einem tragbaren Frieden strebte, hielt
er es für einen Fehler, vorzeitig Trümpfe fortzugeben, die
Deutschland in der Hand hielt. Deshalb sprach er sich dafür aus,
daß man Belgien als Faustpfand behielte, bis man sich an den
Friedenstisch setze; deshalb hielt er die Proklamation des
Königreichs Polen für den schwersten politischen Fehler Bethmann
Hollwegs. Er konnte sich 1916 der optimistischen Wertung dieser
Proklamation nicht anschließen: »Wenn man sagte: Die polnische
Frage steht doch in dem Augenblick da, wo Polen vom russischen Joch
frei war, so ist es doch etwas ganz anderes, ob man sich jede
Freiheit für die künftigen Entschließungen vorbehielt oder von
vornherein sich in diesem [bookmark: page31] wichtigen Komplex der allgemeinen
Friedensbedingungen Fesseln auferlegte.«

		Stresemanns Freund Bassermann prägte über die Politik der
deutschen Regierung einmal den bitteren Satz: »Wir haben die beste
Armee und führen den schlechtesten Krieg.« Stresemann und die
Nationalliberale Partei mußte Bethmann Hollweg bekämpfen, weil sie
bei ihm weder den unerläßlichen politischen Führerwillen noch
diplomatische Qualitäten fanden. Er hatte das unglückliche Wort vom
»Unrecht an Belgien« geprägt, das die Feinde zu einer furchtbaren
Waffe gegen Deutschland schmiedeten; er hatte die Polenpolitik
inauguriert. Seine Politik trug die Hauptschuld, daß das Volk im
Innern zerspalten war. Daß Stresemann ihm menschlich gerecht wurde,
beweist sein Aufsatz »Bethmann Hollweg«.

		An dem Platze Bethmanns hätte Stresemann gern Bülow gesehen, der
die Parteien zur Volksgemeinschaft hätte sammeln können, dessen
internationalem Ruf als Diplomat und dessen Ansehen im Ausland es
vielleicht gelungen wäre, Friedensbesprechungen einzuleiten. Aber
Bülows Berufung scheiterte an der Hofkamarilla. Stresemann wollte
den Frieden, aber solange dieser nicht zu haben war, den Sieg. Er
setzte sich für Bülow ein; er sprach Kühlmann das Vertrauen dafür
aus, daß er in Brest-Litowsk die Dreistigkeiten der russischen
Unterhändler geduldig ertragen und dadurch Deutschland nicht mit
dem Odium belastet habe, seinerseits die Friedensverhandlungen
abgebrochen zu haben. Aber er bekämpfte Kühlmann, als dieser vor
dem Augenblick, in dem das Heer zum größten – man glaubte –
entscheidenden Angriff eingesetzt wurde, davon sprach, daß Waffen
nicht den Sieg erringen könnten.

		Die Aufrechterhaltung des Siegeswillens hatte [bookmark: page32] zur Voraussetzung die
Zusammenfassung aller Deutschen zur bewußten Volksgemeinschaft. Wie
Stresemann innerhalb des Parlaments für den Burgfrieden unter den
Parteien eintrat, so für den Frieden zwischen den einzelnen
Berufsständen, so vor allem für den Burgfrieden zwischen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die Ausführungen des Abgeordneten
Schiele, daß die Landwirtschaft für das Reich wichtiger sei als die
Industrie, beantwortete Stresemann mit dem Goethewort: »Die
Deutschen sind doch komische Menschen, sie sollten sich freuen,
zwei so tüchtige Kerle zu haben.« Und als die »Deutsche
Arbeitgeber-Zeitung« im Jahre 1916 erneut den Standpunkt vertrat,
daß man den Industriellen nicht zumuten könne, mit
Gewerkschaftsbeamten zu verhandeln, bestritt Stresemann der Zeitung
auf das heftigste das Recht, im Namen der deutschen Industrie zu
sprechen und wies stolz darauf hin, daß der Deutsche
Industrie-Schutzverband schon im Frieden mit den Gewerkschaften
verhandelt habe und in 60 % der Fälle Streiks habe vermeiden
können. »Der soziale Burgfrieden«, fuhr Stresemann fort, »ist so
wichtig wie der Burgfrieden der politischen Parteien.« Wo
allerdings die Gewerkschaften selbst den Burgfrieden nicht halten
wollten, fand er gleich scharfe Worte gegen sie. Im März 1917, als
Stresemann die Unduldsamkeit der Deutschen untereinander geißelte,
sagte er im Reichstag: »Wie weit der Geist der Unduldsamkeit geht,
habe ich staunend am 1. August 1916 erfahren, wo die Vertreter der
Gewerkschaften zwar, was ich begrüßte, geneigt waren, zusammen mit
dem Bund der Landwirte, mit dem Zentralverband Deutscher
Industrieller einen Aufruf an das deutsche Volk zu unterzeichnen,
aber nicht geneigt waren, mit den wirtschaftsfriedlichen Arbeitern
auch nur auf derselben Unterzeichnungsliste eines [bookmark: page33] Aufrufs zum Durchhalten im
Volke zu stehen. Dabei kämpfen doch die Anhänger dieser
Organisation mit ihrem Leib und Blut genau so im Schützengraben wie
die gewerkschaftlichen Arbeiter und haben deshalb nicht verdient,
als Parias hier in der Zeit des Krieges behandelt zu werden. Tief
bedauere ich die gesunkene Staatsautorität, die darin zum Ausdruck
kommt, daß die Regierung sich diesem Begehren gebeugt hat, das
meiner Meinung nach gegen die vitalsten Grundsätze der
Gerechtigkeit verstößt.«

		Dieser Geist der Gerechtigkeit gegenüber allen Volksgenossen gab
Stresemann die Überzeugung ein, daß zu innerpolitischen Reformen
geschritten werden müsse, daß es nicht angängig sei, ein Volk, das
draußen in allen Schichten Schulter an Schulter kämpfe, vor der
Wahlurne in Klassen einzuteilen. Es ließ sich darüber streiten,
welcher Weg hier zu beschreiten war; die Regierung konnte sagen:
Wir sind entschlossen, eine Neuordnung im Innern durchzuführen,
aber während des Krieges müssen alle inneren Streitigkeiten ruhen;
sie konnte das andere tun und entschlossen während des Krieges die
Reformen in Angriff nehmen. Bethmann tat keines von beiden, sondern
warf durch Versprechungen, denen keine Taten folgten, den Zankapfel
ins Volk, gab den Unzufriedenen das Recht, Reformen zu fordern, und
ließ aus Unentschlossenheit der Regierung Stück für Stück ihrer
Autorität aus den Händen reißen, anstatt freiwillig und mit großer
Geste dem Gesamtvolke die Mitverwaltung an dem Staate zu geben, für
den das ganze Volk kämpfte. Stresemann verlangte Reformen für
Verwaltung und Verfassung. Er tat es aus dem Bewußtsein innerer
Notwendigkeit und aus dem Bewußtsein der Zweckmäßigkeit. Der
Kriegsausbruch und grobe Fehler noch während des Krieges hatten
bewiesen, wie ungenügend [bookmark: page34] unsere Politik, insbesondere unsere Diplomatie
gewesen war. Stresemann machte auf einer Reise in der Türkei die
schmerzliche Erfahrung, daß Deutsche sich mit ihren Bundesbrüdern
in französischer Sprache unterhalten mußten, weil die deutsche
Schulpolitik der französischen unterlegen gewesen war; er wies
darauf hin, daß von allen Gesandtschaften und Botschaften nur die
in Lima, Assuncion und Adis Abeba mit Bürgerlichen besetzt waren,
wobei er besonders betonte, daß es bei der Überlieferung des Adels
an sich naturgemäß sei, daß dieser im diplomatischen Dienst stark
vertreten sei, aber daß es den Bürgerstolz kränke, wenn der
Bürgerliche erst geadelt werden müsse, um an höherer Stelle
verwandt zu werden. Er bekannte sich gerade für den auswärtigen
Dienst zu dem Grundsatz: Freie Bahn dem Tüchtigen! Dabei verlangte
er, daß auch dem Unbemittelten die Laufbahn offen stehen sollte,
forderte die Einstellung von Wirtschafts- und
Pressesachverständigen und die Aufhebung der Trennung zwischen der
diplomatischen und Konsulatskarriere. Ähnliche Forderungen stellte
er für das Heer. »Der Staat«, faßte er 1917 im Reichstag seine
Forderungen zusammen, »muß seine Stellung zum Volk revidieren. Die
neue Zeit fordert ihr neues Recht. Wenn wir wieder einen Fehler
machen würden in der inneren Politik, wie er im Jahre 1815 gemacht
worden ist, dann würde das uns und unsere zukünftige Entwicklung
auf das allerschwerste schädigen.« Stresemann erinnerte an die
Reformen des Freiherrn vom Stein und gegenüber dem sich
breitmachenden Partikularismus an dessen Wort: »Ich kenne nur ein
Vaterland, und das heißt Deutschland!«

		Im Vordergrund aller Reformen stand die Frage der
Wahlrechtsänderung in Preußen. Das Herrenhaus, [bookmark: page35] das sich ablehnend verhielt,
mahnte Stresemann an die Zeiten von Fichte und Gneisenau und fragte
eindringlich: »Sollen wir denn daran vorbeigehen, daß nun diese
große, mächtige Arbeiterbewegung eingesetzt hat, daß sie dank der
Erziehung durch diesen Weltkrieg doch ein Fundament unseres
Volkslebens geworden ist, an dem zu rütteln heute bedeutet, diesen
ganzen Staat in Gefahr zu bringen?« Die Frage des preußischen
Wahlrechts, das erkannte Stresemann, war nicht nur eine preußische,
sondern in viel höherem Sinne eine deutsche Frage.
»Unstimmigkeiten«, führte er aus, »mit kleineren Bundesstaaten sind
erträglich und rühren nicht an den Lebensnerv des Deutschen Reiches
und des deutschen Volkes; aber ein klaffender Widerspruch zwischen
Reichspolitik und preußischer Politik ist auf die Dauer nicht zu
tragen. Unsere ganze deutsche Reichsverfassung ist auf die Führung
und auf die Vertretung des Reiches durch Preußen zugeschnitten. Als
der König von Preußen die deutsche Kaiserkrone annahm, mußte er die
spezifisch preußische Eigenart seines Staatsgebildes opfern; das
ist auch ganz klar zum Ausdruck gekommen in der Zeit, in der zum
erstenmal diese Kämpfe zwischen deutscher Einheit und Preußens
Einzelstellung bei uns nach Gestaltung rangen. Ich erinnere Sie
daran, daß 1866, als sich zum erstenmal die Konturen des kommenden
einigen Deutschen Reichs nach der Auseinandersetzung mit Österreich
abzeichneten, es damals Dingelstedt war, der dem König von Preußen
in einem Gedicht zurief:

		Wag's um den höchsten Preis zu werben

Und mit der Zeit, dem Volk zu gehen,

König von Preußen, Du mußt sterben,

Als deutscher Kaiser aufersteh'n. [bookmark: page36]

		Deshalb war ja damals dieser Kampf der altpreußischen Seele mit
dem Reichsgedanken ein Kampf, den niemand in seiner Seele mehr
durchgekämpft hat als der alte König Wilhelm I., der sich darüber
ganz klar war, daß von dem Augenblick an, in dem er die deutsche
Kaiserkrone trug, ein ganz gesondertes preußisches Eigenleben neben
dem Reichsleben nicht mehr möglich sei.« Stresemann trat
ausdrücklich auch deshalb für Reformen ein, weil er fürchtete, »daß
wir eine sehr viel weitergehende Demokratisierung, weitergehend,
als meinen eigenen Freunden erwünscht ist, dann erhalten, wenn das
gleiche Wahlrecht jetzt scheitert«. Wir finden hier dasselbe
Prinzip, das Stresemann früher in seinen sozialpolitischen
Maßnahmen und späterhin als Reichskanzler und Außenminister in
seinen außenpolitischen Handlungen verfolgt hat: den Tatsachen ins
Gesicht schauen, und danach die Initiative ergreifen, um nach
Möglichkeit selbst das Gesetz des Handelns vorzuschreiben! Dabei
war nicht einmal innerhalb der Nationalliberalen Partei Einigkeit
über die Wahlrechtsfrage vorhanden. Friedberg hatte sich zunächst
stark gegen sie ausgesprochen, und als gerade er berufen wurde, die
Reformen in Preußen durchzuführen, bat er Stresemann, das
stellvertretende Ministerpräsidium in Preußen zu übernehmen, weil
ihm, der sich schon früher für Reformen ausgesprochen habe, es
leichter sein würde, sie durchzuführen. Stresemann sah sich
gezwungen, die Berufung abzulehnen, weil ihm die Fühlung mit der
preußischen Landtagsfraktion fehlte. Im Hinblick auf die inneren
Reformen hatte er um so mehr Berechtigung, die Initiative zu
fordern, als er genau wußte, daß man den Zeitströmungen nur
innerhalb der Grenzen unbedingter Staatsautorität entgegenkommen
dürfe. Als 1918 der [bookmark: page37] Streik der Munitionsarbeiter ausbrach, stellte
er sich den Forderungen der Gewerkschaften, daß ihnen für Abbruch
des Streiks gewisse außenpolitische Garantien gegeben würden, mit
den Worten entgegen: »Wenn erst das Parlament durch die Straße
ersetzt wird, wenn einem streikenden Bruchteil der Arbeiterschaft
einer Stadt in Deutschland Garantien für die künftige Politik der
Regierung gegeben werden sollen – meine Herren, auf dieser schiefen
Ebene kommen wir zur Herrschaft der Bolschewiki auch in
Deutschland, und davor möge uns Gott in Gnaden bewahren.«

		Stresemanns Streben nach Reformen war getragen von dem
Treitschkeschen Grundsatz, daß es Zeiten gibt, in denen das
natürliche Gefühl der Massen eine Macht im Leben des Staates wird.
Er wünschte, »daß das natürliche Gefühl der deutschen Massen nicht
eine Macht im Staate wird, sondern eine Macht in der Hand des
Staates«. Er wünschte, Staat und Volk zu einer Einheit
zusammenzuschweißen.

		Die Verantwortung, die während der Kriegszeit auf Stresemann
lastete, war um so schwerer, als er nach Bassermanns Tode 1917 zum
Führer der Nationalliberalen Partei gewählt wurde, was ihn
veranlaßte, sein Amt als Syndikus des Bundes der Sächsischen
Industriellen, der ihn zum Ehrenmitglied ernannte, niederzulegen.
Bassermann selbst, dessen Freundschaft mit Stresemann im Laufe der
politischen Arbeit politisch und persönlich immer enger wurde,
hatte in ihm den gegebenen Nachfolger gesehen. Man hatte Bassermann
die Bezeichnung »der süddeutsche Demokrat« zugelegt, womit man
ausdrücken wollte, daß er ein Mann der Richtung der
achtundvierziger Demokraten sei, und auf dieser Basis hatten sich
Bassermann und Stresemann gefunden.

		Diese Basis war es auch, die es Stresemann ermöglichte, [bookmark: page38] nach dem
Niederbruch Deutschlands und beim Ausbruch der Revolution einen
festen Standpunkt einzunehmen. In geschichtlichen Traditionen
wurzelnd, konnte er sich weder den Leuten anschließen, die
plötzlich eine neue politische Ethik entdeckt hatten, die alles
Vergangene leugneten und nur in Gegenwart und Zukunft das Heil
Deutschlands sehen wollten, noch jenen, die sich um die
»Kreuzzeitung« scharten, mit ihr die Devise »Mit Gott für König und
Vaterland« im November 1918 strichen und die Verantwortung für die
weitere Entwicklung anderen überließen.

		Schon vor der Revolution waren Einigungsverhandlungen zwischen
der Fortschrittlichen Volkspartei und der Nationalliberalen Partei
angebahnt, um das Bürgertum, das staatserhaltend, aber nicht
konservativ gesinnt war, in einer gemeinsamen Partei zu sammeln.
Die für den 17. November 1918 angesetzte Einigungsverhandlung mußte
infolge des Ausbruches der Revolution verschoben werden. Sobald als
möglich wurden die Verhandlungen wieder aufgenommen, zumal bekannt
wurde, daß sich in den Demokraten eine neue dritte Partei bilden
wollte, und man eine Zersplitterung der Mittelparteien befürchtete.
Diese Partei war in ihrer Gründung stark beeinflußt von der Gruppe
des »Berliner Tageblattes«, von Theodor Wolff, Nuschke und Carbe.
Auch mit dieser Gruppe wurden Verhandlungen aufgenommen, die jedoch
an der grundsätzlich verschiedenen Einstellung zwischen ihr und der
Mehrheit der Nationalliberalen und eines kleinen Teils der
Fortschrittlichen Volkspartei zum nationalen Bekenntnis
scheiterten. Schon der erste Satz in dem demokratischen Entwurf für
einen Aufruf zur gemeinsamen Parteibildung, das deutsche Volk sei
»in einen entsetzensreichen Krieg durch politische Spieler«
hineingetrieben, [bookmark: page39] zeigte, wie weit die Nationalliberale Partei
von der Einstellung der neuen Demokraten entfernt war, die bei
ihrer Gründung eine Art Huldigungstelegramm an Wilson schickten,
deren Zeitschrift »Demokratie« einen Aufruf Romain Rollands, eine
neue Kulturgemeinschaft zwischen Deutschland und Frankreich
herzustellen, mit den Worten begrüßte: »Wenn auch die anderen uns
verzeihen und entgegenkommen wollen, wir dürfen Verzeihung und
Entgegenkommen nicht annehmen, ohne zum mindesten uns selbst
bewiesen zu haben, daß wir wirklich und wahrhaftig anders geworden
sind.« Im Gegensatz dazu hielt Stresemann und mit ihm seine Partei
an den ruhmvollen Traditionen der deutschen Geschichte fest,
begrüßte die Heldentat von Scapa Flow als ein Aufflackern
nationalen Stolzes, und sah gerade für die bürgerlichen Parteien
der Mitte, die die Zeichen der Zeit früher erkannt hatten als
andere, die durch die Anträge von Bassermann und Stresemann
Reformen gefordert hatten, als das Kaiserreich noch in seiner Macht
war, die Aufgabe darin, die Verbindung zu schaffen zwischen der
ehrenvollen Geschichte Deutschlands und den schweren Aufgaben der
Zukunft, Stresemanns Ansicht nach war es nicht an der Zeit, über
die Schuld am Zusammenbruch zu streiten, er warf auch nicht die
Schuld in ihrer vollen Schwere auf andere Gruppen und Parteien des
Volkes, sondern erkannte, daß die geistige Trägheit des Bürgertums,
seine materialistische Einstellung starken Anteil an dieser Schuld
hatten, daß dem deutschen Bürgertum der Idealismus verlorengegangen
war, während im Sozialismus der deutschen Arbeiterschaft ein gut
Teil Idealismus steckte. Das schied ihn von den Konservativen, daß
ihre Partei unter Heydebrands Führung zu engherzig war, um sehen zu
können und zu wollen, daß neue [bookmark: page40] Zeiten neue Wege erforderten, daß sie sich nicht
hatten bereitfinden lassen, durch eine Evolution eine Revolution zu
vermeiden. An seinen sozialen Grundsätzen brauchte Stresemann
nichts zu ändern, im Gegenteil, die einsichtigen Führer der
Sozialdemokratischen Partei, Noske und Ebert, fanden den Mut,
einzugestehen, daß sich mit den alten Doktrinen der Partei nichts
anfangen lasse, wenn man praktisch regieren wolle, und näherten
sich der sozialpolitischen Auffassung der Mitte. Und gerade, wenn
Leute wie Scheidemann Mut und Fähigkeit dieser Erkenntnis nicht
besaßen, und aus Angst vor Mandatsverlusten zu den Unabhängigen und
Kommunisten schielten, war es notwendig, durch eine vernünftige
Politik der bürgerlichen Mittelparteien jene Kreise der
Arbeiterschaft zu staatspolitischem Denken heranzuziehen, die in
der praktischen Arbeit lernten. Wenn es so schon aus inneren
Gründen schwer war für die Führer, die Brücke zu schlagen zur
Nachbarpartei nach links oder gar nach rechts, so war
ausschlaggebend das Drängen der Wählerschaft, die weiterhin die
alten nationalliberalen Tendenzen hochhalten wollte und die
gegenüber dem Plane eines Anschlusses an die Demokratische Partei
sogar mit eigenen Gründungen drohte. In der Sitzung des
Nationalliberalen Hauptvereins in Berlin am 12. Dezember 1918 wurde
mit 118 gegen 68 Stimmen der Beitritt zur Deutschen Volkspartei
beschlossen, und am 15. desselben Monats nahm der Zentralvorstand
den Antrag seines Präsidenten an, die Nationalliberale Partei unter
dem Namen »Deutsche Volkspartei« fortzuführen. Die
Bereitwilligkeit, die Mittelparteien auf liberaler Basis zu
einigen, ist aber seit 1918 nicht mehr erloschen.

		Die Stellung zum Staat war für die neue Partei von selbst
gegeben. Offen blieb die Frage: Mitarbeit [bookmark: page41] an der Regierung oder Opposition?
Zu den Grundsätzen des Liberalismus gehört die Betonung des Wertes
der Einzelpersönlichkeiten, und damit war die Gegnerschaft gegen
eine Parteiwirtschaft gegeben, die »vom Reichskanzler bis zum
Nachtwächter« alle Stellen nach der Parteizugehörigkeit besetzte;
gegeben war vor allem die Gegnerschaft zu einer Regierung, die von
den Traditionen des alten Deutschlands nichts wissen wollte.
Gegenüber den Tendenzen der Linksparteien hat Stresemann damals
vielleicht schärfer als jemals immer wieder auf die Kräfte
hingewiesen, die in Deutschlands alter Geschichte ruhen, vor allem
auf den Opfermut, die Selbstlosigkeit und Unbestechlichkeit, die
der Ruhmestitel des deutschen Beamten und Soldaten waren.

		In Weimar sprachen sich Stresemann und seine Partei gegen den
Verfassungsentwurf von Preuß aus, hauptsächlich aus zwei Gründen:
In der Verfassung sollte die Republik ein für allemal als das
einzig Mögliche für Deutschland »verankert« werden. Das widersprach
zu stark den Stresemannschen Anschauungen von einem deutschen
Volkskaisertum; diese Verfassung, und das war vielleicht das
Schlimmere, holte die Farben schwarz-weiß-rot ein. Hier zeigte sich
der Gegensatz zwischen den radikalen Demokraten und denen, die an
den nationaldemokratischen Grundsätzen von 1848 festhielten. Die
einen nahmen dem Volke wegen mißverstandener Erinnerungen die
schwarz-weiß-rote Fahne, unter der Deutschland geeint und zur Größe
aufgestiegen und unter der es den schwersten aller Kriege geführt
hatte, bis es, die Stirn wund von Lorbeer, zusammenbrach.
Stresemann hielt gerade, weil ihm die Ideale des 1848er Jahres
nicht historisches Wissen, sondern gegenwärtige Pflicht waren, an
den Farben fest, unter denen die Einheit Deutschlands vollzogen
worden war. [bookmark: page42]

		Niemals aber hat Stresemann dem Staate den Kampf angesagt, oder
dem Staate die Mitarbeit grundsätzlich verweigert, weil ihm die
Staatsform nicht paßte. Von Anbeginn betonte er: In diesem neuen
Reich darf das Parlament nicht stärkeren Einfluß auf die Regierung
ausüben wollen als früher, sondern muß sich mit der Kontrolle
begnügen, denn es steht der Regierung nicht als einer anderen Macht
im Staat gegenüber, vielmehr ist die Regierung vom Parlament
gebilligt, und so muß das Parlament ihr auch vertrauensvoll die
Freiheit des Handelns gewähren.

		Auch dem Friedensvertrag von Versailles setzte Stresemann sein
Nein! entgegen. Als die Fraktion der Volkspartei sich zu dem Nein
entschloß, tat sie es in vollem Bewußtsein der Verantwortung, die
sie auf sich nahm, denn in dem Augenblick konnte man noch nicht
wissen, ob dadurch nicht die Gesamtabstimmung der
Nationalversammlung Nein! lauten würde. Trotzdem brachte Stresemann
zum Ausdruck, daß er den Parteien, die mit Ja! stimmten, bei der
ungeheuren Verantwortung, die durch diese Stimmabgabe auf den
Einzelnen und die Parteien gelegt wurde, daraus einen moralischen
Vorwurf nicht machen wolle und könne. Der entscheidende Punkt in
der Liquidierung des Krieges lag nach Stresemanns Ansicht weniger
in Versailles denn im Wald von Compiegne, als Deutschland sich
waffenlos machte. Er erkannte die mannhaften Bemühungen des Grafen
Brockdorff-Rantzau, für Deutschland zu retten, was zu retten war,
an und bekämpfte Erzbergers Haltung, der von vornherein erklärte,
letzten Endes würden wir doch alles unterschreiben. Aber wenn auch
der Friedensvertrag unterzeichnet wurde, so stellte Stresemann seit
Weimar eine These in den Mittelpunkt aller Erörterungen: Wir haben
uns nicht auf Gnade und Ungnade ergeben, sondern im Vertrauen
[bookmark: page43] auf die
bindenden Versprechungen unserer Gegner. Der Vertrag ist aufgebaut
auf einem Bruch völkerrechtlicher Bindungen. Auch glaubte er nicht
daran, daß Versailles einen Schlußpunkt unter die Entwicklung
setzen könne. Er erinnerte an den Wiener Kongreß, der einen
gewissen Abschluß der Umwälzungen des achtzehnten Jahrhunderts
brachte, und mit dem gleichzeitig die große Revolutionsperiode des
neunzehnten mit ihren geistigen und sozialen Kämpfen begann.
»Töricht, wer da annimmt, daß die Ratifizierung des Friedens von
Versailles jetzt den Schlußpunkt unter die ganze Entwicklung der
Welt setzt.«

		Wenn aber Deutschland sich wieder emporringen sollte, so mußte
die Grundlage der unerschütterliche Glaube an die Aufgaben sein,
die dem deutschen Volke auf Grund seiner Vergangenheit, seiner
Geschichte, seiner Kultur gestellt waren, das Vertrauen, daß es der
deutschen Zähigkeit gelingen müsse, wieder hochzukommen, getragen
von der Festigkeit jenes Glaubens, von dem Bismarck sagte, daß er
auch in der Politik Berge versetzen könne. In diesem Sinne rief
Stresemann einmal Wirth zu: »Wer ohne Hoffnung ist, der soll die
Hand von der Politik lassen.«

		Wenn eingangs gesagt ist, daß der Staatsmann zur Führung der
Politik die seelischen, materiellen und intellektuellen Kräfte
seines Volkes zusammenfassen müsse, so war diese Voraussetzung für
die Politik nach dem Kriege nicht gegeben. Die materiellen Kräfte
waren nach dem Kriege zerrüttet und verfielen von Jahr zu Jahr, von
Monat zu Monat, zuletzt von Tag zu Tag, bis es dem Kabinett
Stresemann gelang, den Wiederaufbau unserer Wirtschaft und Währung
einzuleiten. Die Psyche des deutschen Volkes, erschüttert durch den
jähen Sturz von Siegeshoffnung in tiefste Niederlage, gequält und
gedemütigt durch das [bookmark: page44] ehrverletzende Vorgehen des Feindbundes, in
seinem Verständigungswillen, seinem Vertrauen und seinen Hoffnungen
immer wieder enttäuscht, bäumte sich auf und wollte nichts wissen
von Verhandlung und Verständigung mit Gegnern, zu denen es kein
Vertrauen mehr hatte. Stresemann erkannte die psychische
Berechtigung dieser Stimmungen wohl an. Er hat auch ausgesprochen,
daß es ein leichtes für einen großen Redner wäre, der populärste
Mann in Deutschland zu werden, wenn man die Massen, in denen das
unterdrückte und gequälte Nationalgefühl auflodert, um sich
scharte, aber er sah, daß diesen Weg derjenige nicht gehen dürfe,
der es gut mit seinem Lande und seinem Volke meine, der nicht an
heute und morgen, sondern an die Zukunft dächte. Solange Stresemann
nicht in der Regierung war, auch noch als die Volkspartei sich in
Opposition befand, sprach er im Reichstage aus, daß jeder
Außenminister notgedrungen eine unpopuläre Politik treiben müsse,
eine Politik, die vielleicht von der Intelligenz, nicht aber von
der Seele des Volkes verstanden würde.

		In Erkenntnis der Schwierigkeiten für die Regierung suchte
Stresemann sie in ihrer Arbeit nach Möglichkeit zu unterstützen und
begrüßte jede Initiative. Er bekämpfte jedoch die sogenannte
Erfüllungspolitik, die zunächst geführt wurde, weil man glaubte,
durch bedingungsloses Erfüllen aller Wünsche des Gegners ihn
versöhnlich zu stimmen, späterhin, wie der Reichskanzler Wirth
erklärte, um durch die Erfüllungspolitik die Absurdität der
Erfüllungspolitik zu beweisen. Den Unterschied zwischen Wirthscher
und Stresemannscher Politik zeigten die Verhandlungen des
Abgeordneten mit Lloyd George, von dem Stresemann forderte, daß er
die bestimmte Zusage für die Räumung von Düsseldorf und Duisburg
geben solle und für ein Eintreten [bookmark: page45] Englands dafür, daß die deutschen
Interessen in Oberschlesien entsprechend den Ergebnissen der
Abstimmung berücksichtigt würden. Als das Londoner Ultimatum
Deutschland von neuem die Zahlung einer Goldmilliarde auferlegte,
lehnte Stresemann dieses Ultimatum ab, weil die Aufbringung dieser
Milliarde nur mit Mühe bewerkstelligt werden konnte, weil ihre
Zahlung ein Aufhalten des Währungsverfalles fast unmöglich machte.
Daß man durch bedingungslose Zahlung den Gegner nicht gefügig
machte, bewies die der Abstimmung hohnsprechende Entscheidung über
Oberschlesien. Überdies wurde beim Gegner durch die
Bereitwilligkeit Deutschlands zu Zahlungen der falsche Eindruck
eines unerschöpflichen Reichtums erweckt. Außerdem war das
Frankreich Poincarés durch Zahlungen nicht zu befriedigen, vielmehr
war dessen Zweck, aus Deutschland möglichst viel herauszuholen, um
dann trotzdem sein Jahrhunderte altes, durch kein irgendwie
geartetes Recht begründetes Ziel, die Rheingrenze, anzustreben.
Jetzt kamen Stresemann seine wirtschaftspolitischen Kenntnisse
zustatten. Unbeirrt durch die Tagesfragen, unbeirrt durch die
politischen Kämpfe, die ihn oft genug zu heißer Empörung
entflammten, verfocht er schon vor dem rechtswidrigen Einbruch der
Franzosen in das Ruhrgebiet die These von der
Schicksalsgemeinschaft der europäischen Völker, die These, daß der
Ruin Deutschlands den Ruin auch der anderen Völker Europas bedeute,
und damit den Grundsatz, daß nur ein Wiederaufbau Deutschlands, das
heißt eine Revision der französischen Politik, den Verfall der
französischen Wirtschaft abwenden könne, den Stresemann schon zu
einer Zeit prophezeite, als Frankreich die unbestrittene Führung in
der europäischen Politik hatte. Längst klang das Wort von den
»Siegerstaaten« [bookmark: page46] wie bitterer Hohn, und nur Poincarés
Kurzsichtigkeit erkannte die Stunde nicht.

		Als unter seiner Regierung die Franzosen wider Recht und
Vertrag, selbst unter Mißbilligung ihrer Bundesgenossen, ins
Ruhrgebiet einfielen, fand sich das deutsche Volk in einer
Einigkeit zusammen, wie sie seit den Augusttagen 1914 nicht mehr
gesehen war. Im Reichstag sprach Stresemann gleichzeitig für die
Fraktionen des Zentrums, der Deutschnationalen, der Deutschen
Volkspartei, der Demokraten, der Bayerischen Volkspartei, des
Bayerischen Bauernbundes und der Deutsch-Hannoveraner. Seine Worte
waren ein flammender Protest gegen Frankreich, ein begeistertes
Eintreten für die Volksgemeinschaft. »Je schwerer die Not uns alle
bedrückt, um so treuer müssen und wollen wir zusammenhalten.
Gegensätze des politischen Denkens und religiöser Empfindung müssen
zurücktreten gegenüber dem trotz allem stolzen Gefühl, Deutscher zu
sein und seinem Volkstum die Treue zu halten.« Ihm schien die
Stunde gekommen, in der auch die Gegner der einmal gegebenen
Verfassung von der Bevölkerung an Rhein und Ruhr lernen mußten,
daß, wer Deutschlands Zukunft will, sich nicht an der Verfassung
stoßen, sondern an den Staat glauben und ihm dienen soll. Als der
Ruhrkampf seine Höhe schon überschritten hatte, faßte er dieses
Bekenntnis zu Deutschlands Zukunft in die Worte zusammen: »Wenn
mancher die heutige Zeit für hoffnungslos ansieht und wenn manche
diesen Staat schmähen, manchmal glauben, dieser Staat und dieses
Reich hätten keine Existenzberechtigung mehr in sich und ständen in
Gefahr des Verfalls, dann tröste ich mich mit dem einen: Wenn
dieses Reich, daß dem Einzelnen nichts geben kann an Glanz und
Größe, sondern ihm nur Not und Elend und Demütigung in der Welt
gibt, trotzdem Hunderttausende [bookmark: page47] veranlaßt, Heim und Hof zu verlassen, um die
Treue zu Deutschland zu bekennen, so brauchen wir an der Zukunft
dieses Vaterlandes nicht zu verzweifeln.«

		In der gleichen Rede formulierte er die Ziele des passiven
Widerstandes: »Die Bevölkerung führt diesen Kampf für ganz
bestimmte deutsche Ziele. Sie führt ihn für die ungeschmälerte
Erhaltung des deutschen Bodens, sie führt ihn für unsere politische
und wirtschaftliche Wiederverfügung über das deutsche Ruhrgebiet,
sie führt ihn für die Wiederherstellung vertragsmäßig international
festgelegter Zustände im Rheinland und in der Pfalz, sie führt ihn
für eine Lösung der Reparationsfrage in einem Sinne, daß uns bei
größten Opfern und harter Arbeit doch die wirtschaftliche,
finanzielle und soziale Existenz verbleibt und die für jedes Volk
unerläßliche Möglichkeit späterer Weiterentwicklung. Schaffe man
uns die Tatsachen in Europa, dann kann man die Akten schließen über
den Widerstand an der Ruhr, der nichts anderes gewesen ist als der
stumme Aufschrei eines unerhört gequälten, geknechteten
Volkes.«

		Wenige Tage nach dieser Rede, im August 1923, wurde Stresemann
als Reichskanzler und Außenminister an die Spitze der
Staatsgeschäfte berufen. Als er das Amt übernahm, stand das Reich
auf dem tiefsten Punkte, auf dem es je in seiner Entwicklung
gestanden hat. Das Ringen an Rhein und Ruhr wurde mit einer
Verbissenheit und Grausamkeit geführt, die an das Mittelalter
erinnerte. Die durch das Verhalten der Franzosen zur Verzweiflung
getriebene Bevölkerung schritt zu Taten, die, wie Stresemann im
Reichstag ausführte, »juristisch zwar zu verurteilen, die aber vor
Gott und dem Göttlichen in uns, dem Gewissen des Menschen, durchaus
zu verteidigen sind«.

		Aber trotz der Erbitterung und des Heldenmutes [bookmark: page48] einzelner war der Kampf aus
zwei Gründen verloren: Einmal hatte der passive Widerstand, der
zunächst der heldenhafte Aufstand des nationalen Willens gegen
fremde Unterdrücker gewesen war, im Verlaufe des Kampfes zu
Zersetzungserscheinungen geführt. Wer arbeitete, war ein
Landesverräter, und wer nicht arbeitete, wurde von der Reichskasse
unterhalten, eine Tatsache, die bald genug demoralisierend auf die
Bevölkerung wirkte. Zum anderen war das Reich nicht mehr in der
Lage, den Widerstand zu finanzieren; denn von Tag zu Tag sank die
deutsche Währung, und eine Stabilisierung war nicht möglich,
solange täglich Milliarden und Billionen in das Danaidenfaß an
Rhein und Ruhr geworfen werden mußten. Eine Balancierung des Etats
war aus diesem Grunde nicht möglich, und auch deshalb nicht, weil
das Reich durch die Stillegung der Industrie in den besetzten
Gebieten seiner wichtigsten Steuerquelle beraubt war, weil es nicht
die Verfügung über seine Eisenbahn und seine Rohstoffe besaß,
wodurch auch die Wirtschaft des übrigen deutschen Landes teilweise
lahmgelegt wurde. Eher drohte der durch den Ruhrkampf beschleunigte
Verfall der Währung das deutsche Volk mitzureißen, in dem sich
Auflösungs- und Gärungserscheinungen bemerkbar machten. Ein
achtundvierzigstündiger Streik der Reichsdruckerei drohte die
gesamten Zahlungen im Reiche in Frage zu stellen. Das Reich war
nicht zu retten, wenn es nicht gelang, die Währung zu
stabilisieren, einen Etat aufzustellen und auf Grund geordneter
deutscher Verhältnisse Auslandskredite zu bekommen, um die deutsche
Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

		Überdies benutzte Frankreich die Ohnmacht des Reiches, um
verbrecherische Elemente zu veranlassen, unter dem Schutze
französischer Bajonette die Rheinische Republik und die
Pfalzrepublik auszurufen. [bookmark: page49]

		In Sachsen hatten die Kommunisten, denen aus Angst vor den
Wählern die Sozialdemokraten nachgelaufen waren, eine
kommunistische Regierung gebildet, die von Sachsen aus die
bolschewistische Revolution in das Reich zu tragen drohte. In
Bayern hatten Hitler und Ludendorff ihre rechtsradikalen Gruppen
bei Coburg aufmarschieren lassen, um den Marsch auf Berlin
anzutreten und die Regierung zu stürzen. Es konnte nicht
zweifelhaft sein, daß die Pläne Hitlers wie die des sächsischen
Ministerpräsidenten Zeigner, wenn sie zur Durchführung gekommen
wären, nicht nur den Sturz der Regierung bedeutet hätten, sondern
die Auflösung des Reiches, die Vernichtung der Staatsidee und den
Triumph Frankreichs.

		Hergt hat einmal von Stresemann als dem Fanatiker der
Volksgemeinschaft gesprochen und hat hiermit insofern recht, als
dieser Gedanke der Inbegriff von Stresemanns politischem
Glaubensbekenntnis ist. In einer so verzweifelten Lage, wie
Stresemann sie als Kanzler vorfand, zeigte sich die Bedeutung
dieser Idee. Stresemann gelang es, was anderen früher mißlungen
war: die Zusammenfassung aller Parteien von der Deutschen
Volkspartei bis zu den Sozialdemokraten. Mit diesem Kabinett der
großen Koalition unter Billigung der Sozialdemokraten verfügte er
die Reichsexekutive gegen Sachsen, ließ Truppen einmarschieren und
geordnete Verhältnisse herstellen. Als Chef eines Ministeriums, in
dem Sozialdemokraten saßen, setzte er die Billigung der Rückkehr
des Kronprinzen durch, fand er einen modus vivendi mit Bayern und
legte den Grundstein der Stabilisierung der deutschen Währung. Von
den Linksparteien wurde Stresemann zum Vorwurf gemacht, daß er
gegen Bayern nicht mit gleicher Rücksichtslosigkeit wie gegen
Sachsen vorgegangen wäre. Wenn er das nicht getan hat, so lag
[bookmark: page50] der Grund
darin, daß ein allzu scharfes Vorgehen gegen Bayern die
Reichseinheit gefährdet hätte, die wichtiger war als das formale
Recht.

		Die Sozialdemokratie ist späterhin aus dem Kabinett Stresemanns
ausgetreten, weil sie ihren Wählern gegenüber nicht die
Verantwortung für den Abbau der Beamtengehälter, für
Ungeschicklichkeiten der Reichswehr in Sachsen und vor allem für
die Abkehr vom Achtstundentage übernehmen wollte, die Stresemann
durchgesetzt hatte. Wenn es dem von ihr gestellten Finanzminister
Hilferding trotz seines guten Willens und trotz seiner großen
Fähigkeiten nicht gelungen ist, die Stabilisierung durchzuführen,
so lag das daran, daß während seiner Amtszeit die Voraussetzungen
noch nicht geschaffen waren. Die Eisenbahn, früher die
Haupteinnahmequelle der Länder, war zu einer Last für das Reich
geworden, ebenso die Post. Beide wurden selbständig gemacht und
angewiesen, derart nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten,
daß sie sich nicht nur selbst tragen konnten, sondern darüber
hinaus den Etat des Reiches entlasten halfen. Weiterhin mußten die
Ersparnismaßnahmen durch Beamtenabbau und rücksichtslose Senkung
der Gehälter durchgeführt, mußten vor allem die Steuern, die stets
entwertet waren, bis sie in die Hand des Staates kamen,
wertbeständig gestaltet werden. Als Stresemann das Kabinett
übernahm, waren nur noch 2% der öffentlichen Ausgaben durch
Einnahmen gedeckt. Während seiner Regierungstätigkeit wurden die
Voraussetzungen für die Stabilisierung der Währung geschaffen. Für
die Stabilisierung selbst standen sich zwei Theorien gegenüber.
Helfferich wollte die Roggenmark schaffen, deren Wert sich nach dem
jeweiligen Preise des Roggens richten sollte. Er dachte dabei an
die Lage des Augenblicks, an die Weigerung der Landwirtschaft, zu
liefern, [bookmark: page51] wenn
sie nicht wertbeständig bezahlt würde. Gegen diese Lösung sprachen
sich die Banken aus und befürworteten den Schachtschen Vorschlag
der Goldnotenbank. Als Zwischenglied wurde die Rentenmark
geschaffen, deren Herausgabe zunächst nicht viel mehr bedeutete als
ein Experiment. Die Frage, ob die Rentenmark sich durchsetzen
würde, war gleichbedeutend mit der, ob das eigene Volk und das
Ausland zu Staat und Regierung Vertrauen besaßen. Der Erfolg hat
bewiesen, daß dies der Fall war.

		Die ganze Amtsdauer der beiden Kabinette Stresemann betrug nur
zwölf Wochen. In dieser Zeit war es gelungen, in Bayern und Sachsen
Ordnung herzustellen, das Reich zusammenzuhalten, die
Voraussetzungen für den Wiederaufbau der Wirtschaft zu schaffen,
vor allem die Verhandlungen mit Frankreich anzubahnen.

		Poincaré hatte zwar zugesichert, daß nach Abbruch des
Ruhrkampfes Frankreich bereit wäre, über das ganze Problem der
Reparation zu verhandeln, aber als der Ruhrkampf – nicht Frankreich
zuliebe, sondern aus innerer Notwendigkeit – abgebrochen war,
zeigte es sich, daß Poincaré mit allen ihm zur Verfügung stehenden
Kräften diese Verhandlungen vermeiden wollte. Durch den passiven
Widerstand waren die Augen der ganzen Welt auf das Ruhrgebiet und
die französische Politik gelenkt. Kam es zu Verhandlungen, dann
mußte Frankreich Farbe bekennen, was es wollte: die Rheingrenze
oder Reparationen. Stresemanns Taktik mußte dementsprechend darauf
gerichtet sein, den Streit mit Frankreich vom politischen auf das
wirtschaftliche Gebiet hinüberzuspielen. Während seiner
Kanzlerschaft war von maßgebenden Persönlichkeiten in Berlin und
maßgebenden Leuten des Rheinlandes der Gedanke ausgesprochen, das
Rheinland vom Reich loszulösen und die Wiedervereinigung einer
späteren [bookmark: page52]
Entwicklung zu überlassen. Das war ein Vorschlag, über den
Stresemann mit sich nicht reden ließ, und bei seiner Haltung – das
muß hervorgehoben werden – fand er die stärkste Unterstützung bei
den Sozialdemokraten. Wenn Stresemann jetzt von der Frage der
Rheingrenze ablenkte und Frankreich zwang, über Reparationen zu
sprechen, so war er sich dabei wohl bewußt, daß Deutschland schwere
Lasten werde auf sich nehmen müssen. Die Grenze deutscher Lasten
und die Grenze deutscher Versprechungen war gegeben durch die
wirtschaftliche Kraft Deutschlands. Innerhalb dieser Grenze war er
bereit, soweit es durchaus sein mußte, das notwendige Lösegeld zu
zahlen für die Freiheit der deutschen Brüder an Rhein und Ruhr. Das
Merkwürdige war, daß gerade die Kreise die Bereitwilligkeit,
Lösegeld zu zahlen, als ein unnationales Gebaren brandmarkten, die
ihre Politik darauf aufbauten, später durch deutsches Blut das
Gleiche zu erreichen.

		Es kam zunächst darauf an, die deutsche Leistungsfähigkeit
darzulegen. Teils durch Verschulden der Erfüllungspolitik, teils
durch die unerhörte französische Propaganda war im Ausland der
Glaube an einen fast unbegrenzten Reichtum Deutschlands verbreitet.
Schon deshalb bedeutete es einen Fortschritt, daß unter Führung des
General Dawes ein neutrales und unbeeinflußtes Gremium zur Prüfung
der deutschen Leistungsfähigkeit zusammentrat. Es gewann weitere
Bedeutung dadurch, daß es sich um Vertreter der Vereinigten Staaten
handelte, die bisher jede Einmischung in europäische Fragen mit dem
Satz: »No European troubles« abgelehnt hatten und sich nun der
Klärung der europäischen Verhältnisse annahmen. Auf Grund ihres
Gutachtens wurde erreicht, was Stresemann schon vor dem
Ruhreinbruch als das nächste Ziel, das er anstrebe, bezeichnet
hatte: ein Moratorium für Deutschland und [bookmark: page53] Gewährung internationaler
Anleihen. Daß diese durch Garantien der gesamten deutschen
Wirtschaft und Garantien des Staatseigentums gesichert wurden,
bedeutete insofern eine innerdeutsche Gerechtigkeit, als an Stelle
der Spezialpfänder an Rhein und Ruhr nunmehr das gesamte deutsche
Volk die Garantien zu stellen hatte. Das Gutachten machte zur
Voraussetzung die Wiederverfügung des Reiches über Eisenbahn, Post,
Zölle und Steuern im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. Die
Annahme des Dawes-Gutachtens war also der Beginn der Befreiung der
besetzten Gebiete, denn nachdem der Deutsche Reichstag sich für
Annahme des Dawes-Gutachtens erklärt hatte, mußte Frankreich sich
zur Räumung des Ruhrgebietes und der Sanktionsstädte Düsseldorf und
Duisburg bereitfinden.

		Die Schwierigkeit bei den Besprechungen mit Frankreich lag
darin, daß Frankreich sich hinter die Sicherheitsfrage verschanzte,
wenn es seine politischen Ziele im Auge hatte. Es galt deshalb,
Frankreich auch diesen Vorwand zu nehmen. Schon Cuno hatte einen,
wenn auch nicht glücklichen, Versuch gemacht, einen Gottesfrieden
am Rhein abzuschließen. Stresemann nahm mit glücklicherer Hand
diese Bemühungen wieder auf, die nun von Frankreich mit der Frage
des Eintritts Deutschlands in den Völkerbund verkettet wurden,
nachdem schon vorher der englische Ministerpräsident Deutschland
zum Eintritt eingeladen hatte. Die deutsche Regierung formulierte
daraufhin die Bedingungen, unter denen sie bereit wäre, den
Eintritt zu vollziehen. Entsprechend der ganzen Linie der
Stresemannschen Politik wurden zwei Punkte hervorgehoben. Erstens:
Deutschland muß so gestellt werden, daß ihm die Großmachtstellung
zugesichert wird, die ihm im Rate der Völker zukommt, das heißt,
ein ständiger Ratssitz, der Deutschland den am meisten [bookmark: page54] bevorzugten
Völkern der Erde gleichstellt. Und zweitens: Deutschland lehnt die
Anerkenntnis seiner Schuld am Kriege ab. Von Gegnern des
Locarnopaktes ist daraus, daß das Inkraftbleiben des Versailler
Vertrages ausdrücklich festgelegt wurde, gefolgert worden, daß die
Regierung damit eine erneute Anerkennung der deutschen Kriegsschuld
ausgesprochen hat. Dies zu tun, hätte für Stresemann einen Bruch
mit seiner ganzen bisherigen Politik bedeutet. In allen großen
Reichstagsreden ist er immer wieder gegen die Kriegsschuldlegende
aufgetreten, hat die Äußerungen von Nitti und Lloyd George zitiert,
hat Poincaré und Frankreich aufgefordert, sich einem neutralen
Schiedsgericht zu unterwerfen, wenn sie wirklich glaubten, daß ihre
Behauptung von der Schuld Deutschlands richtig wäre, hat auf die
Veröffentlichungen der Vorkriegsakten des Auswärtigen Amtes und des
russischen Außenministeriums und der von Deutschland aufgefundenen
Akten des belgischen Außenministeriums hingewiesen und die anderen
Völker aufgefordert, ihre Archive zu öffnen, wenn wirklich sie ein
gutes Gewissen hätten. Es war für jeden, der Stresemanns Politik
kannte, eine Selbstverständlichkeit, daß er den Anlaß der
europäischen Verständigung benutzen würde, um die Unwahrhaftigkeit
der Behauptung deutscher Schuld am Kriege zurückzuweisen. Die
dritte der Fragen, die die Verhandlungen von Locarno beherrschten,
war durch den Paragraph 16 der Völkerbundssatzung gegeben. Das
entwaffnete Deutschland war nicht in der Lage, sich in kriegerische
Verwicklungen gegen seinen Willen hineinziehen zu lassen, und hatte
noch weniger Veranlassung, die Rolle des Vorpostens in einem
etwaigen Kriege der Westmächte gegen Rußland zu übernehmen. Deshalb
mußte es für den Fall einer Völkerbundsexekutive sicherstellen, daß
seiner [bookmark: page55]
besonderen militärischen und geographischen Lage gebührend Rechnung
getragen wird.

		Locarno bedeutet den Beginn einer europäischen Verständigung auf
gleicher Basis, der Entpolitisierung der Gegensätze und eine
Überführung auf das Gebiet gemeinsamer wirtschaftlicher Interessen.
Aus einem Bund der europäischen Mächte gegen Deutschland wurde ein
Pakt der europäischen Mächte mit Deutschland. Mit diesem Pakt ist
der Besetzung deutschen Gebietes der Boden entzogen. Daß es Aufgabe
der Regierung sei, diesen Grundsatz durchzusetzen, hat Stresemann
seither oft genug ausgesprochen.

		Dem Locarnopakt trat der Berliner Vertrag zur Seite, der das
freundnachbarliche Verhältnis zwischen. Deutschland und Rußland
betonte und damit die Tatsache, daß alle Befürchtungen nichtig
seien, daß Deutschland sich einer russenfeindlichen Politik
verschrieben hätte.

		Die erste Folge des Locarnopaktes war die Räumung der ersten
Rheinlandzone durch die Engländer. Gewiß war diese Räumung zu
fordern Deutschlands gutes Recht. Aber noch zwei Jahre vorher hatte
Poincaré erklärt, daß die Besatzungsfristen noch nicht zu laufen
begonnen hätten, und daß Frankreich die Kölner Zone besetzen würde,
falls England sie räumen sollte. Die Räumung war Deutschlands
Recht, aber dem Rechtsstandpunkte zum Siege verholfen zu haben
gegenüber dem Machtstandpunkt, das ist Stresemanns Verdienst.

		Der Locarnopakt, der in London unterzeichnet wurde, sollte erst
mit dem Eintritt Deutschlands in den Völkerbund in Wirksamkeit
treten. Dieser sollte im Frühjahr 1926 in Genf erfolgen. Der
einzige Punkt der Geschäftsordnung dieser Völkerbundstagung war die
Aufnahme Deutschlands. Da meldeten sich auf Grund [bookmark: page56] früherer Ansprüche Spanien
und Brasilien und auf Grund deren Ansprüche weitere Mächte. Die
deutsche Delegation unter Führung Luthers und Stresemanns stellte
sich demgegenüber auf den Standpunkt, daß Deutschland vor seinem
Eintritt keine grundlegende Änderung in der Zusammensetzung des
Völkerbundsrates zulassen könne, da dadurch die Umstände geändert
wären, unter denen Deutschland sein Aufnahmegesuch übermittelt
habe. Den gleichen Standpunkt nahm die Delegation ein, als Polen
einen ständigen Sitz für sich beanspruchte. Die Genfer
Verhandlungen verliefen zuletzt durch das Veto Brasiliens
ergebnislos, und es lag die große Gefahr vor, daß durch die
Festigkeit der deutschen Vertreter das Odium des Mißlingens auf
deren unbeugsame Verfechtung ihres Grundsatzes geworfen wurde.
Stresemann hat wohl erkannt, welche Gefahr darin liegen konnte, die
in Deutschland nur zu oft unterschätzte Weltmeinung gegen das Reich
aufzubringen, und darum war es trotz allem ein bedeutsamer
diplomatischer Erfolg, daß die Locarno-Mächte beschlossen, ihren
Vertrag aufrechtzuerhalten und die Rückwirkung für das Rheinland
eintreten zu lassen, auch wenn dieser Vertrag noch nicht in Geltung
wäre. Man hat aus den damaligen Vorgängen in Genf die Folgerung
ziehen wollen, daß der Völkerbund und die Völkerbundspolitik an
sich verfehlt wäre. Stresemann wies demgegenüber darauf hin, daß
die Idee des Völkerbundes nicht deshalb zu verurteilen sei, weil
der Mechanismus einmal versagt habe, und eine Politik nicht deshalb
falsch, weil sich ihr Hindernisse in den Weg stellen.

		Es erhob sich die Frage, ob man die Verhandlungen brüsk
abbrechen solle, wozu das Verhalten Brasiliens vielleicht eine
Berechtigung gegeben hätte. Der Zusammenstoß mit Polen und
Brasiliens Veto zeigten [bookmark: page57] die Schwäche in der Konstruktion des
Völkerbundes. Gerade darum war es nötig, die in Locarno
angesponnene Politik um so stärker zu gestalten. Es war deshalb für
Deutschland trotzdem ein Erfolg, daß die Locarnomächte beschlossen,
ihren Vertrag aufrechtzuerhalten und die Rückwirkung für das
Rheinland eintreten zu lassen, auch wenn dieser Vertrag formell
noch nicht in Geltung wäre.

		Innerhalb Deutschlands setzte bis in die Reihen der Deutschen
Volkspartei hinein eine scharfe Kritik am Völkerbund und eine
Negierung seiner Institution ein.

		Die Ergebnisse der Herbsttagung 1926 in Genf haben aber die
ersten Früchte der auf lange Sicht eingestellten Politik gebracht.
Die Art, wie die deutschen Vertreter bei ihrem Eintritt in den
Völkerbund begrüßt und umjubelt wurden, zeigt am besten, welchen
gewaltigen Weg im Aufstieg der Weltmeinung, der Achtung und
Schätzung der Völker Deutschland in den sieben Jahren seit
Versailles zurückgelegt hat. Die Aufnahme, die Deutschland im Rate
der Völker fand, beweist, daß weitschauende Politik richtig
handelte, als sie den Bogen nicht überspannte.

		Die Genfer Tagung fand ihren Ausklang im Zwiegespräch von
Thoiry. Die gemeinsame Erkenntnis, daß eine wirtschaftliche
Gesundung Europas nur Hand in Hand gehen kann mit der politischen,
wurde der Ausgangspunkt, neue Wege zu suchen, um zunächst die
Folgen der Nachkriegspolitik zu beseitigen, und es steht zu hoffen,
daß auf dem so bereiteten Felde sich die Keime für eine neue
Entwicklung des gesamten Europa zur Blüte entwickeln werden.

		Auch hier zeigen sich die durch die ganze Entwicklung
Stresemannscher Politik gehenden Prinzipien: Tatsachenmut, Mut zum
Handeln, Glaube an Zukunft [bookmark: page58] und Vaterland. Es sind die gleichen
Eigenschaften, die es dem jungen Syndikus in Dresden ermöglichten,
die schwachen wirtschaftlichen Verbände mit dem Willen zur Tat und
zur Macht zu erfüllen und sie zum Siege zu führen, die den
Außenminister veranlaßten, in seinem Memorandum zielbewußt den Weg
einzuschlagen, der zu Deutschlands Freiheit und zur Befriedung
Europas allein führen kann und wird.

		Wir stehen noch mitten im Streite der Ideen und Tatsachen, wie
denn Politik immer Kampf ist, sittlich aufgefaßt, ein Kampf um die
Wege zu höherem Menschentum. Daß diesem Kampfe um Vaterland und
Menschentum Stresemanns Lebenswerk gilt, des mögen die
nachstehenden Reden und Schriften Zeuge sein. [bookmark: page59]

	
		
		1907.

		Flotte, Weltwirtschaft und Volk

		Rede im Deutschen Flotten-Verein in Köln.
12.5.1907

		Ich bin mir bewußt, daß ich zu einem Kreise
spreche, in dem die Mitglieder seit Jahren wirken für die Gedanken
des Flotten-Vereins, daß Ihnen deshalb manches bekannt ist, was ich
zu dieser Frage sagen will. Wir müssen aber bedenken, daß unsere
Kundgebungen gerade dadurch ihre Bedeutung erlangen, daß sie
hinausdringen sollen ins deutsche Volk, daß sie in aller Herzen den
einen Gedanken erwecken wollen, daß es sich hier um einen Gedanken
handelt, der nicht, wie die Sozialdemokratie sagt, die
Panzerplattenfabrikanten angeht, daß es auch nicht eine Sache der
Schwärmerei, der Illusionen ist, sondern daß es eine Sache ist, die
das ganze deutsche Volk angeht, von der, meiner Überzeugung nach,
die nationale Zukunft des deutschen Volkes abhängig ist.

		Wir sind hineingewachsen in unser Deutsches Reich, wir sind mit
Siebenmeilenstiefeln hineingegangen in eine weltwirtschaftliche
Entwicklung. Als einst vor Jahrzehnten Friedrich List vor die
Leipziger Kaufmannschaft trat, als er ihr zumutete, einige
Millionen Taler dafür aufzubringen, um eine Bahn von Leipzig nach
Dresden zu bauen, da hat man auch ihn einen Illusionisten genannt,
und als er darauf hinwies, daß es darauf ankäme, den Vorsprung
Englands einzuholen durch Ausgestaltung des Verkehrs, und wie das
deutsche Volk berufen sei, eines der ersten Kulturvölker [bookmark: page60] zu werden auf dem
Gebiete der Weltwirtschaft, da waren es nur wenige, die ihm
glaubten. Undankbar ist das Volk vielfach gegen diejenigen, welche
es wagen, große Gedanken zu hegen, ehe sie Gemeingut der Masse
geworden sind. Im vorigen Jahre wurde ein Denkmal dieses Mannes
enthüllt, der zur Pistole greifen mußte, weil für ihn keine
Ernährungsmöglichkeit vorhanden war. Bei solchen Erinnerungen
sollten wir uns darüber klar werden, ob wir in der Gegenwart nicht
in denselben Fehler der Undankbarkeit und, was noch schwerer ist,
in den der Verständnislosigkeit verfallen gegenüber denjenigen, die
uns die Notwendigkeit der kolonialen Entwicklung und der
Flottenverstärkung predigen. Ich will an dieser Stelle nicht Zahlen
nennen, zumal Sie gestern beim Begrüßungsabend bei dem Vortrage,
der dort gehalten wurde, manches von der Bedeutung unseres
Welthandels gehört haben. Ich will nur kurz auf die Tatsache
hinweisen, daß in Deutschland Jahr für Jahr ein Überschuß von
beinahe einer Million Menschen heranwächst, für die
Ernährungsmöglichkeit geschaffen werden muß in Handel und
Industrie. Sie wissen alle, daß dies eine Frage ist, die die
Wissenschaft und die Parlamente vielfach bewegt hat. Die Frage, ob
Agrarstaat oder Industriestaat, haben wir hier nicht zu
untersuchen, sie kann nicht mehr entschieden werden; zum mindesten
müssen wir die Entwicklung, wie sie bisher eingesetzt hat,
hinnehmen als etwas, was wir nicht zu ändern vermögen, aus dem wir
aber die Konsequenzen ziehen müssen. Ich bin kein fanatischer
Anhänger des Industriestaates, ich bin der Meinung, daß wir alles
tun müssen, um nicht zu englischen Verhältnissen zu gelangen in
bezug auf die Brotversorgung unseres Volkes, ich bin der Meinung,
daß man die großen moralischen Kräfte, die in unserer
Landbevölkerung ruhen, erhalten muß, [bookmark: page61] daß wir sie nicht vermissen können in der
Blutzusammensetzung unseres Volkes, wenn wir nicht einseitig werden
wollen. Zu dieser Überzeugung komme ich nicht nur aus nationalen,
sondern auch aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Unserer ganzen
Natur nach sind wir zum Exportstaate nicht in dem Maße
prädestiniert wie England; dazu fehlen uns seine Kolonien. Unsere
Ausfuhr haben wir nur erringen können durch die Qualität unserer
Erzeugnisse, durch die technisch und geistig höhere Ausbildung
unseres Kaufmannsstandes. Wenn wir aber überzeugt sind, daß uns
unsere Ausfuhr in keiner Weise garantiert ist, so müssen wir uns
fragen, was hat das Deutsche Reich zu tun, um die Sicherheit des
wirtschaftlichen Wertaustausches zu heben. Sehen Sie sich die
Entwicklung der Welt an. Es sind wirtschaftliche Fragen, um die
gerungen wird, und wie oft haben diese den Untergrund gegeben für
nationale Zusammenstöße. Das englische Reich hat mit den Buren
gerungen, nicht weil Ohm Paul etwa im diplomatischen Verkehr zu
grob gewesen war, sondern weil es sein wirtschaftliches Gebiet
arrondieren wollte, weil es die Diamantfelder von Kimberley unter
englische Protektion stellen wollte, weil es dem großen Gedanken
näherkommen wollte, jene mächtige Bahn von Cairo nach Kapstadt
durch nur englisches Gebiet zu führen, um alles, was dort ruht an
wirtschaftlichen Kräften, nutzbar zu machen für das englische
Reich, um dem englischen Bürger und Arbeiter billige Rohstoffe und
Lebensmittel zuzuführen, die Gebiete zu entwickeln und nutzbar zu
machen für die heimische Ausfuhr. Und wenn Sie sich den letzten
Zusammenstoß zweier gewaltiger Völker vor Augen führen, der Russen
und Japaner, eines mächtigen alten Kulturvolkes und eines neu
aufstrebenden, was war es anderes als wirtschaftliche [bookmark: page62] Fragen, was war es
anderes als die Frage, wer die Mandschurei und Korea wirtschaftlich
ausbeuten sollte. Wenn wir nun bedenken, daß die Welt zum größten
Teil verteilt ist, daß diejenigen, die früher unsere Abnehmer
waren, vielfach selbst produzieren, daß die Zeit nicht mehr fern
ist, daß Japan, das seine Kriegsschiffe schon selbst baut, und
größere als England, einfällt in unsere Absatzgebiete mit seinen
Waren, dann müssen wir dem recht geben, was Fürst Bülow gesagt hat,
daß naturgemäß mit dieser weltwirtschaftlichen Entwicklung des
deutschen Volkes die Reibungsflächen größer geworden sind; das darf
man ruhig aussprechen. Wenn so oft Vorwürfe erhoben werden und man
sagt, unter Bismarck war es anders, so muß man zugestehen, damals
waren auch die Verhältnisse anders. Auch ein Bismarck würde heute
mit größeren Schwierigkeiten zu kämpfen haben als damals, als wir
gestärkt waren durch den intakten Dreibund und den
Rückversicherungsvertrag mit Rußland, als England seine Machtfülle
nicht in dem Maße gegen uns in die Wagschale warf wie heute.

		Unsere deutsche Regierung kann wohl für sich in Anspruch nehmen,
daß sie in dem Augenblicke, als sich diese weltwirtschaftliche
Entwicklung überblicken ließ, alles getan hat, was in ihren Kräften
stand, um für diesen Export- und Industriestaat einen festen
Untergrund zu schaffen. Sie hat auch durch die soziale Gesetzgebung
den großen Staatsgedanken zum Ausdruck gebracht, daß sie nicht
zusehen wolle, wie immer mehr Staatsbürger unselbständig werden,
daß sie ihnen zu helfen gedenke. Sie hat versucht, durch Schaffung
von Kolonien einen Untergrund zu geben, dessen jeder Export bedarf.
Sie ist nur einmal davon abgewichen, als sie im Sansibarvertrage so
viel gutes Land hingegeben hat. Wenn wir in dieser Entwicklung
[bookmark: page63] stehen,
brauchen wir Kolonien, brauchen wir eine deutsche Flotte. Wir
kommen morgen im Reichstag zusammen, um über das Handelsprovisorium
mit den Vereinigten Staaten zu sprechen. Es wird gesagt: Amerika
gibt zu wenig und wir haben zu wenig erreicht; aber was wollen wir
darauf erwidern, wenn Amerika uns sagt, ihr braucht eure Baumwolle
von uns, ihr müßt euer Kupfer von uns kaufen für eure elektrische
Industrie, ihr habt ja nichts in euren Kolonien, also müßt ihr mit
diesem Handelsvertrag zufrieden sein. Wenn seinerzeit die deutsche
Industrie an uns herangekommen wäre und Millionen gefordert hätte
für die wirtschaftliche Erschließung der Kolonien, so wäre sie
damit nicht durchgekommen, weil man auch heute noch sagen muß:
Siehe, der große Moment fand nur ein schwaches Geschlecht.

		Wir suchen jetzt Versäumtes nachzuholen. Wir stehen heute noch
unter dem Eindruck von den Kämpfen, die das Volk bis ins Innerste
aufgerührt haben, die auch gezeigt haben, wieviel im deutschen
Volke schlummert an Idealen und nationaler Begeisterung. Was man
als trennend hervorgehoben hat an wirtschaftlichen Gegensätzen, ist
zurückgetreten vor dem großen Gedanken, einzutreten für des
Deutschen Reiches Größe und Macht. Dies war die Signatur für die
Wahlkämpfe, die hinter uns liegen. Wir wurden uns mit einem Male
bewußt, wir müssen Kolonien haben, wir sind hineingewachsen in die
Weltwirtschaft, wir müssen eine Flotte haben. Der deutsche Bürger
sann nach und sagte sich: Was du heute für Nachrichten vom
Weltmarkt bekommst, das interessiert nicht nur die Börse, nein, das
interessiert dich mit, dich Heimarbeiter im Erzgebirge, dich
Fabrikarbeiter, der du Waren herstellst, die du im Inlande nicht
absetzen kannst, die hinausgehen in die Welt, um [bookmark: page64] dir eine
Ernährungsmöglichkeit zu schaffen. Wenn es eine freudige Genugtuung
für mich gegeben hat in diesem Wahlkampfe, so ist es die gewesen,
daß es gerade diese nationale Frage gewesen ist, die bei unseren
untersten Schichten des Volkes, wie man sie zu nennen pflegt, das
meiste Verständnis gefunden hat. Das gibt uns die sichere
Zuversicht, daß wir auf Zustimmung hoffen können, wenn wir mit der
Vorlage kommen, die Flotte soll ausgebaut werden. Der Deutsche
Flotten-Verein soll sich, wie er es immer getan hat, an die Spitze
derjenigen Agitation stellen, die diese Forderung vertritt. Wir
sprechen so viel von Sozialpolitik, es ist dasjenige Ressort, über
das wir im Reichstage immer acht bis zehn Tage debattieren. Was
bedeutet aber die ganze Sozialpolitik, die Unfall- und die ganze
andere Gesetzgebung gegenüber der Hauptfrage, daß wir stark genug
bleiben, um dem Arbeiter Arbeitsgelegenheit zu geben. Wenn wir uns
vorstellen, daß heute in der Welt der Gegensatz der
wirtschaftlichen Verhältnisse die Weltlage bestimmt, so müssen wir
sagen, daß unsere Lage eine exponierte ist. Nichts hat in England
einst größeren Eindruck gemacht als ein Buch, das den einfachen
Titel trug: Made in Germany. Das hat mit seiner Statistik in der
Sprache der Ziffern, für die der Engländer mehr empfänglich ist als
mancher andere, ein Bild aufgetan über den wachsenden Wettbewerb
Deutschlands, ihm gezeigt, daß die deutsche Handelsflotte relativ
mehr gewachsen sei als die seinige. Es hat ihm gesagt, daß ihm
Märkte verlorengegangen seien, für die er ein Monopol in Anspruch
nehmen zu können glaubte. Er sieht, wie wir versuchen, in anderen
Ländern Fuß zu gewinnen, er sieht die Ausdauer und Energie des
deutschen Kaufmanns, er sieht, wie der Fracht- und Passagierverkehr
zwischen zwei mächtigen Weltteilen [bookmark: page65] in den Händen der deutschen
Schiffahrtsgesellschaften liegt und er hat das ganz natürliche
Gefühl, der Inhaber einer Firma zu sein, die bis dahin den ersten
Rang eingenommen und jetzt fürchtet, von diesem Konkurrenten
überholt zu werden. Nun hat einer dieses Gefühl vergröbert so
ausgesprochen: An dem Tage, an dem die deutsche Handelsflotte
vernichtet wird, ist jeder Engländer um 1 Pfund Sterling reicher.
Es ist dies ein Ausfluß von Stimmungen und Strömungen, ich glaube
nicht, daß alle so denken; aber wir können die Blicke doch nicht
davor verschließen, daß in tonangebenden Blättern uns die
unlautersten Motive vorgeworfen werden, daß man die Presse benutzt,
um uns zu bekämpfen, so daß unser Botschafter in Washington einen
großen Teil seiner Zeit darauf verwenden muß, um die Lügen, die die
englische Presse und die englischen Telegraphenbureaus ausstreuen,
richtigzustellen. Die Situation erfordert manchmal, daß der
Reichskanzler sagt, es ist am besten zu schweigen; aber wenn die
Diplomatie schweigt, muß das Volk sprechen. Wir dürfen nicht den
Kopf in den Sand stecken, wir müssen die Tatsachen nehmen, wie sie
sind. Auch der größte Optimist wird nicht annehmen, daß alle
Ententen, die ohne unser Zutun und ohne unsere Mitwirkung
geschlossen werden, eine Gewähr für den Weltfrieden geben. Man
klagt in sozialdemokratischen Kreisen über das Geld für Heer und
Flotte. Man sagt: Milliarden steckt ihr hinein, was könntet ihr
damit tun für die Kultur, für die Geisteswissenschaft und
Armenfürsorge. Zunächst sind wir aber in der Technik so weit, daß
das Geld zum größten Teil in die Taschen des deutschen Volkes
zurückkommt. Die Schiffe, die wir bauen, konstruiert der deutsche
Techniker und baut der deutsche Arbeiter, die Kasernen baut der
deutsche Maurer, die Kleider machen deutsche Fabriken; [bookmark: page66] man kann nicht
sagen, daß das deutsche Nationalvermögen durch die Ausgaben für
Heer und Flotte um Milliarden ärmer wird, diese Beträge fließen
vielmehr durch eine große Reihe von Kanälen in das deutsche Volk
zurück. Aber selbst, wenn wir Ausgaben machten, die wir nicht
zurückbekämen, dann muß man doch zugeben, daß wir durch unser
starkes Heer, durch unsere Rüstungen zu Lande 35 Jahre dem
deutschen Volke den Frieden erhalten, jedem einzelnen die
Möglichkeit gegeben, für sich und seine Familie zu schaffen und zu
wirken, und dadurch erst den Untergrund für unsere wirtschaftliche
Entwicklung gelegt haben. So haben wir auch dadurch sehr viel für
die Kultur getan, und zwar mehr, als wir jemals auf anderem Wege
dafür hätten tun können. Auf diesem Boden der unbedingten
Friedensliebe und der Kulturförderung stehen wir, wenn wir die
Anschauung hinaustragen in das Volk: Bitter not ist uns eine starke
Flotte. Wenn wir den Nachdruck auf das Wort »starke« legen, so ist
es deshalb, weil wir sehen, daß in der Weltgeschichte immer ein
Volk in der Herrschaft durch ein stärkeres abgelöst wird und
schließlich der Herrgott im Kampfe bei den starken Bataillonen ist.
Ich bin fest überzeugt, daß das englische Volk nie den Einsatz
eines Krieges gegen uns wagen wird, daß auch einzelne nicht mit dem
Gedanken spielen könnten, wenn wir früher an den Ausbau unserer
Flotte herangetreten wären. Wir haben mit Werken unsere
Friedensliebe betont, wir haben niemals unsere Macht anders zum
Ausdruck gebracht, als daß Deutschland in der Tat mit seinen
hunderttausenden Soldaten eine Wacht des Völkerfriedens gewesen
ist. Man muß es uns glauben, daß wir nichts anderes tun, als für
den Frieden zu sorgen, wenn wir unsere Flotte ausbauen. Ich möchte
es ausdrücklich aussprechen, und ich [bookmark: page67] glaube im Einverständnis mit Ihnen: Wir
haben gar keinen Grund, nicht diejenigen Bestrebungen freudig und
von Herzen zu begrüßen, die auf eine Annäherung des englischen und
des deutschen Volkes hinzielen. Wir haben gemeinsam auf dem
Schlachtfelde gefochten, sind einer Blutsabstammung und haben so
viele geistige Berührungspunkte – Shakespeare ist ebenso bekannt in
Deutschland wie in England –, daß es niemals an uns sein würde,
einen Kampf zu beginnen, bei dem wenig gewonnen, aber viel verloren
werden könnte. Trotzdem werden wir den Gedanken immer im Auge
behalten müssen, daß wir den verwirklichten Traum unserer Väter,
unsere Einheit, vorbereitet durch die geistige Arbeit von
Generationen, gefördert durch die Diplomatie eines genialen
Staatsmannes, errungen auf den Schlachtfeldern, daß wir diese
deutsche Einheit bewahren wollen, daß wir uns darauf rüsten müssen,
sie zu verteidigen, wenn es jemand wagen sollte, sie uns streitig
zu machen.

		Werden wir mit unserer Forderung Verständnis finden beim
deutschen Volke? Lassen Sie mich aus meiner Erinnerung sprechen.
Als Abgeordneter gewählt von einem wenig wohlhabenden Kreise
unseres deutschen Vaterlandes, im Erzgebirge, bin ich stets für die
Verstärkung der deutschen Flotte eingetreten. Ich habe dort
zweiundfünfzigmal gesprochen, der Boden ist unterwühlt von der
Sozialdemokratie. Man hat mir gesagt nach meinem ersten Vortrage,
sprechen Sie nicht so viel von den Kolonien und der Flotte, da
denken die Leute immer ans Bezahlen, die hören viel lieber eine
Kritik an Staat und Gesellschaft. Ich habe gesagt, ich werde stets
davon sprechen, ich will gewählt sein auf Grund der Zustimmung der
Gedanken, die ich selbst zum Ausdruck bringe. Deshalb habe ich in
jeder Versammlung betont, jawohl, ich trete ein für [bookmark: page68] die Verstärkung der
deutschen Flotte, ich werde auch die Mittel dafür bewilligen; wenn
Sie anderer Ansicht sind, dann geben Sie Ihre Stimme meinem
Gegenkandidaten, Sie werden von mir nicht verlangen, daß ich die
Grundsätze verleugne, um irgendeiner Popularitätshascherei
entgegenzukommen. Ich habe freimütig bekannt, daß wir auch die
Mittel bewilligen müssen, und ich habe nie mehr Verständnis
gefunden als bei dem einfachen Manne, und es hat sich gezeigt, wie
mächtig gerade dieser nationale Gedanke ist und, lassen Sie mich
das auch aussprechen, er ist mächtig in den Herzen unserer
deutschen Arbeiter. Die Kolonien sind heute noch nicht populär
genug, es sind noch nicht viele Menschen, die hinausgehen und ihr
Leben unter einer fremden Sonne zubringen, die, wie in England,
zurückkommen und ihre Erinnerungen überbrächten. Gewiß, es sind
Fehler gemacht worden in der Verwaltung, man hat versucht, eine
große Entrüstung zu entfachen in dem Augenblicke, wo es sich darum
handelte, eine Forderung für die Niederwerfung des Aufstandes in
den Kolonien zu bewilligen. Man hat die Forderung nicht ganz
bewilligt, und dieser einzige Gesichtspunkt hat genügt, die
Sozialdemokratie beinahe auf die Hälfte ihrer Mandate
zurückzuwerfen. Das gibt uns die Überzeugung, wenn wir das
Vaterland zu verteidigen haben gegen äußere Feinde, und wenn dann
die Sozialdemokraten sich nicht bereitfinden lassen, die
notwendigen Forderungen zu bewilligen, daß dann auch nicht ein
einziger Sozialdemokrat in den Deutschen Reichstag zurückkehren
würde. Der nationale Gedanke ist auch lebendig in den Gegenden, in
denen man noch nichts gesehen hat vom Meere und von deutschen
Schiffen und doch fühlt, daß das deutsche Volk zur Seemacht berufen
ist, daß wir unsern Welthandel ausbreiten müssen. Sie können [bookmark: page69] überzeugt sein,
daß Sie mit Ihrer Agitation Zustimmung finden werden, wohin Sie
immer kommen. In den vierziger Jahren hat man schon von dem Bau
einer deutschen Flotte gesprochen; in der Sehnsucht nach einer
deutschen Flotte war damals das ganze deutsche Volk einig. Denken
Sie an die Worte, die Herwegh dem deutschen Volke damals zugerufen
hat:

		»Du bist der Hirt der großen Völkerherde,

Du bist das große Hoffnungsvolk der Erde,

Drum wirf den Anker aus«.

		Und nicht minder Dingelstedt und Freiligrath. So war schon
damals der Gedanke an eine deutsche Flotte mächtig. Wenn es einen
Gedanken gibt, der uns zum Frieden über die konfessionelle und
nationale Zerrissenheit hinweghilft, dann ist es der Deutsche
Flottenverein mit seiner Organisation und seinen Ideen, und so
können ihn auch nur solche Leute bekämpfen, die die Überbrückung
dieser Gegensätze nicht wollen. Deshalb lassen Sie uns ins Land
hinausgehen und lassen Sie uns werben für unsere Ideen, lassen Sie
uns wirken und schaffen für die Größe und Macht und Ehre unseres
deutschen Vaterlandes. [bookmark: page70]

	
		
		1910.

		Deutsch-englische Schicksalsgemeinschaft

		Reichstagsrede. 15.3.1910

		Die weltwirtschaftlichen Verhältnisse kommen in
erster Linie zum Ausdruck in dem, was gewissermaßen im Mittelpunkt
der gesamten Erörterungen steht, in dem Verhältnis zwischen England
und dem Deutschen Reiche. Man hat sich – und ich meine, viel zu
einseitig – daran gewöhnt, in den beiden Ländern weiter nichts zu
sehen als zwei Mächte, die miteinander ringen um die Welt und die
auf Schritt und Tritt sich gegenüberfinden als Wettbewerber und als
Konkurrenten. Gewiß mag auf den ersten Augenblick diese Annahme
bestechend erscheinen. Es gibt wohl kaum zwei Nationen, deren
wirtschaftliche Struktur so verwandt ist wie diejenige Englands und
diejenige Deutschlands. Dort ein Industriestaat, so weit
fortgeschritten bereits in der Industrialisierung, daß nur noch
dreizehn Prozent zur Landwirtschaft gehören; also ein Bild etwa wie
bei uns die Teile des Königreichs Sachsen und einige thüringische
industrielle Bezirke, aber fundiert auf einem großen, mächtigen
Kolonialbesitz. Hier bei uns ein Verhältnis von Industrie und
Landwirtschaft wie 2 zu 1, aber 11 Millionen in der Industrie tätig
und eine Volkswirtschaft, die angewiesen ist auf einen
Milliardenexport, mit dem wir unsere volkswirtschaftlichen Schulden
bezahlen müssen.

		Meine Herren, ich weiß, es gibt ja in unseren Reihen viele, die
da glauben, daß dieses Bild, das das England der Gegenwart bildet,
einmal das Bild sein wird, das das Deutsche Reich bieten wird in
den nächsten [bookmark: page71] Jahrzehnten. Ich glaube, es gibt kaum einen
Stand, der ein solches Interesse hätte, sich gegen eine solche
Entwicklung zu wehren, wie die deutsche Industrie. Wir haben gerade
vom industriellen Standpunkt aus – das zeigen die Schwierigkeiten
unserer Exportpolitik – gar kein Interesse daran, eine forcierte
Exportpolitik zu treiben mit der Richtung, die Landwirtschaft in
ihrer Bedeutung herabzudrücken oder vollständig alles auf eine
Karte des Exports zu setzen und den inneren Markt dabei zu
vernachlässigen. Wenn England eine solche Politik getrieben hat, so
konnte das England tun, weil England für diese Exportpolitik eine
große, mächtige Fundierung hat in seinem weltbeherrschenden
Kolonialbesitz. Das haben wir nicht, und das eine ist uns doch
stets bedeutungsvoll erschienen, daß in der Zeit vor zwei Jahren,
als wir hier litten unter dem Nachlassen der Kaufkraft in Amerika,
doch die Wirkungen dieser Weltkrisis sich im Deutschen Reich
weniger spürbar machten als in England, daß die Ziffer der
Arbeitslosigkeit hier niemals denjenigen Umfang angenommen hat, wie
es drüben der Fall war. Wir wissen nicht, ob es uns gelingen wird,
dasjenige aus unseren Kolonien wirtschaftlich herauszuholen, was
wir erhoffen. Wir wissen nicht, ob in diesem Sinne unsere Kolonien
einmal zu denjenigen Faktoren werden, mit denen wir z. B. einen
günstigen Handelsvertrag mit Amerika durchsetzen oder unsere
Unabhängigkeit vom Rohstoffmarkt erringen. Solange das aber nicht
der Fall ist, so lange wäre es für uns verhängnisvoll, etwa eine
Entwicklung anzustreben, wie sie England ertragen kann, wie sie für
uns perniziös werden könnte.

		Meine Herren, dieses Verhältnis zwischen England und Deutschland
wird meist nur angesehen – und daraus entspringen so viele schiefe
Urteile – unter [bookmark: page72] dem Gesichtspunkt des beiderseitigen
Wettbewerbs. Als im vorigen Jahre Fürst Bülow hier die trockenen
Ziffern der Statistik über den Güterverkehr zwischen England und
Deutschland vortrug, wunderte sich mancher, daß die große Rede der
auswärtigen Politik mit einer solchen Betrachtung eingeleitet
wurde. Nüchtern sind vielleicht diese Ziffern, aber doch
andererseits vielleicht diejenige Sprache, die am eindringlichsten
spricht, und die zeigt, daß wir in Deutschland zehn Prozent der
gesamten englischen Ausfuhr aufnehmen, und daß, wenn wir den
Verkehr in Betracht ziehen, der zwischen England und seinen
Kolonien und dem Deutschen Reiche besteht im gegenseitigen
Austausch der Güter, es sich um einen Milliardenaustausch handelt,
an dem England mit seinen Kolonien noch mehr beteiligt ist, als das
Deutsche Reich. Wenn daher in der englischen Wahlagitation das
Moment gebraucht wird, daß man dem englischen Arbeiter sagt: Du
wirst um ein Pfund Sterling reicher, wenn es uns gelingt,
Deutschland wirtschaftlich zu schwächen, – dann ist das nicht nur
aufhetzend, sondern es ist sachlich falsch.

		Jede Politik, die jemals bewußt oder unbewußt in England
getrieben würde, mit dem Endziele, Deutschland wirtschaftlich
herunterzudrücken, würde sich in der englischen Handelsbilanz
geltend machen. Sie würde in einer Verminderung der Kaufkraft
Deutschlands zum Ausdruck kommen und in einer Senkung des Standard
of life des englischen Arbeiters, und zweifelhaft ist mir und
ungewiß, ob der englische Markt im Ringen um neu entstehende
Kulturgebiete das wieder gewinnt, was er verlieren könnte, wenn
Deutschland mit seinen wirtschaftlichen Quellen, Deutschland in
seiner Konsumtionskraft ihm gegenüber geschwächt wird.

		Wenn diese Anschauung einmal in beiden Ländern [bookmark: page73] geltend würde, daß das,
was sich entwickelt hat, auf der Grundlage des fair play
tatsächlich geworden ist, daß wir in keiner Weise durch eine
England gegenüber irgendwie wirtschaftspolitisch oder politisch
unfaire Politik zu derjenigen Stellung auf dem Weltmarkt gekommen
sind, auf die wir es in den letzten 30 Jahren gebracht haben, dann
wird das, glaube ich, vieles auslösen können von derjenigen
Spannung, die manchmal zwischen den beiden Völkern gelegen hat. Es
ist vielleicht auch ein Fehler, daß manchmal in Überschätzung
dessen, was bei uns geworden ist, und in einer Verkleinerung der
relativen Ziffern diese deutsche Entwicklung so dargestellt wird,
als wären wir nun an Stelle Englands getreten oder wollten über
Nacht seine Stellung auf dem Weltmarkt einnehmen. Die Ausfuhr
Englands nach seinen Kolonien ist z. B. seit 1896, wenn wir die
absoluten Ziffern nehmen, um 45 Millionen Pfund, unsere Ausfuhr
nach unseren Kolonien um 4,4 Millionen Pfund gestiegen. Nach
außereuropäischen Ländern ist die Englands um 20 Millionen, die
unsrige um 13,6 Millionen Pfund gestiegen. Worauf das beruht, was
bei uns vorwärtsschreitende Entwicklung ist, das ist der Verkehr
nach europäischen Ländern, wo allerdings einer englischen
Steigerung um 62 Millionen Pfund eine deutsche um 86 Millionen
Pfund gegenübersteht. Das ist aber daraus zu erklären, daß wir nach
diesen Ländern günstigere Frachtverhältnisse haben.

		Was beiden Ländern in der Zukunft bevorsteht, das ist die große
Aufgabe, für ihre gesamte wachsende Bevölkerung Nahrungsmöglichkeit
zu schaffen, jenes alte Menschheitsproblem, auf dem gleichen Boden
eine immer weiter wachsende Zahl von Menschen zu ernähren,
möglichst zu ernähren in einer besseren Art, als frühere Zeiten das
gesehen haben. [bookmark: page74]

		Und so begegnen wir uns in China, wir begegnen uns in
Kleinasien, wir begegnen uns auf allen denjenigen Gebieten, wo wir
sehen, daß Völker zur Kultur aufsteigen, daß mit dieser
aufsteigenden Kultur ihre Bedürfnisse wachsen an Wohnung, Kleidung
usw., und wir, die wir in unserer Existenz darauf angewiesen sind,
daß wir vom Überschuß dessen, was bei uns erzeugt wird, abgeben,
wir haben beide ein Lebensinteresse daran, diese Völker
emporzuentwickeln und uns unsererseits unsern Anteil zu sichern.
Würde nicht sowohl der Weltfriede als die wirtschaftliche
Entwicklung beider Länder am besten dadurch gesichert, daß sie
beide Schulter an Schulter und Hand in Hand ah unter denselben
Bedingungen für die Zukunft kämpfend sich über dasjenige
verständigten, was uns die nächsten Jahrzehnte an Möglichkeiten des
Güteraustausches mit der Welt geben?

		Meine Herren, es ist schon früher bei Erörterung dieser Frage
mit Recht die Auffassung vertreten worden, daß eine
wirtschaftspolitische Entente zwischen diesen beiden Ländern viel
wichtiger wäre als eine Verständigung über das Maß der Rüstungen,
von der der Freiherr von Hertling sagte, daß der Beginn der
Erörterung dieser Frage in beiden Parlamenten vielleicht das Ende
des Anfangs einer deutsch-englischen Verständigung sein könnte.
Eine derartige Entente in der gegenseitigen Weltwirtschaftspolitik
würde von selber zu einer Detente in der Völkerpolitik führen, und
wir würden damit auch, wenn wir dasjenige aus den Beziehungen
beider Länder herausschaffen, was von Exaltados auf dem einen oder
anderen Gebiete geleistet wird, den Grund für eine
nationalpolitische Verständigung legen.

		Wir stehen andererseits aber auch mit aller Entschiedenheit auf
dem Standpunkt, den Fürst Bülow [bookmark: page75] bei der Debatte über die Flottenabrüstung hier
vertreten hat, daß wir uns das selbstverständliche Recht wahren
wollen, über unsere eigenen Angelegenheiten nicht mit dem Auslande
zu debattieren. Unter diesem Gesichtspunkte, den der Kollege
Bassermann noch kürzlich bei der Beratung des Etats zum Ausdruck
gebracht hat, stehen wir auch denjenigen Anregungen gegenüber, die
da glauben, auf dem Wege einer derartigen formalen Verständigung
dasjenige aus der Welt zu schaffen, was unserer Meinung nach in
erster Linie durch eine solche wirtschaftliche Verständigung zu
erreichen wäre.

		Meine Herren, wie weit die Fragen der Weltwirtschaft heute
unsere ganze auswärtige Politik beeinflussen, das hat ja die Rede
des Herrn Grafen Kanitz gezeigt. Unsere ganzen Debatten im
Deutschen Reichstag, das, was man so oft in der Öffentlichkeit
beklagt, daß die rein politischen, staatsrechtlichen Fragen
gegenüber den wirtschaftlichen Interessen zurücktreten, das tritt
ja auch hier zutage. Politik und Völkerpolitik ist heute in erster
Linie Weltwirtschaftspolitik. Von diesem Gesichtspunkte aus möchte
ich doch die Frage aufwerfen, ob die Tradition, die wir heute noch
in bezug auf unseren diplomatischen Nachwuchs aufrechterhalten,
tatsächlich die richtige ist, ob sie dem Rechnung trägt, was
inzwischen anders geworden ist in der Welt. Gewiß, Herr Freiherr
von Hertling sagte einmal an dieser Stelle, hundert Jahre, nachdem
das deutsche Bürgertum diese großen Erfolge in gewerblicher
Tätigkeit errungen hat, da wäre eine Adelsfeindschaft antiquiert.
Das ist durchaus zuzugeben. Eine Adelsfeindschaft hat, glaube ich,
als solche stets nur in wenigen Köpfen bestanden. Wir wollen nicht
bekämpfen die Heranziehung des Adels. Was wir bekämpfen, ist die
Zurücksetzung tüchtiger bürgerlicher Elemente; auf [bookmark: page76] diesem Gebiete sollte es gar
keinen Unterschied zwischen den einzelnen Parteien und den
einzelnen Fraktionen geben, Das ist nicht Partei- und
Fraktionspolitik, das ergibt sich eben ganz nüchtern aus jener
Änderung der Verhältnisse, die hier eingetreten ist.

		Ich möchte zur Bekräftigung dessen noch eins anführen. Herr
Freiherr von Schoen sagte voriges Jahr: Ich kenne keinen
Unterschied zwischen Adel und Bürgertum. Gewiß, wir haben das feste
Vertrauen zu ihm, daß er bestrebt ist, das durchzuführen. Daß aber
gegenwärtig noch eine Art Gardeprinzip auch in bezug auf die
Diplomatie herrscht, das bezeugt einem ein Blick in das
Staatshandbuch, das zeigt, daß alle Botschaften nur mit Adligen
besetzt sind, und zwar nicht nur in bezug auf die Persönlichkeiten
der Botschafter, sondern auch in bezug auf das Botschaftspersonal,
in bezug auf die Herren von der Legation, die dort vertreten sind;
das geht bis in die Konsulate herunter. Bei denjenigen
Generalkonsulaten, die in großen Städten sind, ist der Adelige
Konsul, in der Provinz ist der Bürgerliche Konsul. Das zeigt, daß
doch hier ähnliche Bestrebungen vorhanden sind, gegen die wir uns
beim Heere wenden, und wenn vor hundert Jahren die Verhältnisse
anders lagen, damals der Gesandte der persönliche Vertreter seines
Monarchen war, damals die gesellschaftliche Repräsentation noch
eine ganz andere Rolle spielte, als es gegenwärtig der Fall ist, so
ist das doch anders geworden. Was heute an den Brennpunkten des
wirtschaftlichen Verkehrs verhandelt wird, sind vielfach
Verhandlungen über Bahnbauten, Eisenbahnkonzessionen, Verhandlungen
darüber, wer die Stahlschienen liefert, wer die elektrische
Einrichtung in Konstantinopel besorgt, wem die Telephonanlagen zur
Ausführung übergeben werden. Die wichtigsten Staatsakte gegenwärtig
sind die Handelsverträge, [bookmark: page77] die die Nationen untereinander abschließen, und
ob unter diesen Gesichtspunkten der hohe Adel prädestiniert ist,
uns in diesen Beziehungen zu vertreten, kann man bezweifeln, ohne
andererseits im geringsten gegenüber den Persönlichkeiten, dem
Wissen und den Bestrebungen derjenigen etwas einzuwenden, die von
uns an diese Exportstellen gesetzt sind. Es gibt ein Wort, das
Goethe aus dem Englischen übernommen hat, das heißt: Das Kind ist
der Vater des Mannes. Damit will er wohl sagen, daß diejenigen
Eindrücke, die in der Kindheitsstube eines Menschen erwachsen, ihn
sein ganzes Leben hindurch beherrschen und seinem Wesen und Tun das
Gepräge geben. Wenn in einer Zeit des Milliardenaustausches der
Güter wir vertreten sein müssen in der Welt, so können wir
erwarten, daß auch etwas von der kaufmännischen Kinderstube in
diejenigen gelegt wird, die drüben Verträge abzuschließen haben,
von denen das Wohl und Wehe eines großen Teils des deutschen Volks
nachher mit abhängt.

		Wenn man glaubt, das nicht durchführen zu können bei den
Gesandtschaften, so möge man dazu greifen, die Handelsattachés und
Sachverständigen zu vermehren. Hier darf meiner Meinung nach nicht
gespart werden; denn hier gibt es eine Sparsamkeit, die zur
volkswirtschaftlichen Vergeudung werden kann, Im vorigen Jahre ist
auch von der rechten Seite dieses Hauses der Wunsch ausgesprochen,
daß den Männern, die als landwirtschaftliche oder industrielle
Sachverständige hinausgehen, eine Sicherheit gegeben werde für die
Zukunft, daß man sie nicht kommissarisch für einzelne Jahre
beschäftige, sondern, um die richtigen Persönlichkeiten zu finden,
ihnen auch die Möglichkeit und die Garantie gebe, dauernd im
Staatsdienst beschäftigt zu werden. Wir können sonst nicht
diejenigen [bookmark: page78]
Persönlichkeiten finden, die wir unsererseits fordern müssen. Ich
möchte bei der Gelegenheit darauf hinweisen, daß die Anerkennung
über unsere Handelssachverständigen im Ausland in den Kreisen der
deutschen Industrie eine einmütige ist; es ist wiederholt zum
Ausdruck gebracht worden, welche rege Förderung wir denjenigen
Persönlichkeiten verdanken, die uns von dort wertvolle
Informationen gebracht haben. Um so mehr sollte man dieses Institut
ausbauen und dafür sorgen, daß in höherem Maße noch dasjenige
geschieht, was bisher geschehen ist.

		Ich weiß nicht, ob von irgendeiner Partei des Hauses
beabsichtigt worden ist, den Fonds für allgemeine, nicht
kontrollierte Ausgaben, der von einer Million auf 1 300 000 Mark
erhöht werden sollte, die dann abgestrichen wurden, wieder
herzustellen nach der Regierungsvorlage. Es ist auch hier eine ganz
falsche Sparsamkeit, der Regierung nicht diejenigen Mittel an die
Hand zu geben, die sie unzweifelhaft gebraucht, um beispielsweise
der Vergiftung der öffentlichen Meinung gegenüber Deutschland mit
allen möglichen Mitteln entgegenzutreten. Mir sind erst vor kurzem
Mitteilungen aus Ägypten zugegangen, wie dort gegen uns gehetzt
wird, daß nur alle Mitteilungen gebracht werden, die geeignet sind,
die Verhältnisse in Deutschland, die Staatspolitik Deutschlands, in
ungünstigem Lichte erscheinen zu lassen, und wir mit unseren großen
kommerziellen Interessen unterhalten ein Wochenblättchen dort; wir
können keine Tageszeitung gründen, weil eben diejenigen, die dort
Träger eines solchen Unternehmens sein könnten, die Mittel nicht
allein besitzen. Wir haben doch gar keinen Grund, hier zu
verheimlichen, daß wir von unserer Regierung erwarten, daß sie in
solchen Fällen einspringt. Dazu ist eine Regierung da; das macht
das [bookmark: page79] Ausland
genau so. Deshalb können wir aussprechen, daß wir das unsererseits
erwarten. Es wäre deshalb wünschenswert, wenn dieser Posten wieder
eingestellt würde, auch wenn damit dem Herrn Reichsschatzsekretär
ein Wermutstropfen in den Freudenbecher seiner Sparsamkeitsgedanken
fallen sollte. An diesen Regiekosten eines Exportstaates sollte man
jedenfalls nicht sparen.
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		Gestatten Sie mir, daß ich zunächst auf den
Antrag eingehe, den Ihnen der Haushaltsausschuß vorlegt, und der
sich auf die Erlasse bezieht, die Herr Minister v. Loebell
verantwortlich zeichnet. Es ist von dem Vertreter des Herrn
preußischen Ministers zum Ausdruck gebracht worden, daß er zwar
bereit sei, dem Haushaltsausschuß über seine Stellung zu diesem
Erlaß Aufschluß zu geben, daß er aber an sich die Kompetenz des
Deutschen Reichstags bestreiten müßte, sich mit dieser rein
preußischen Frage zu befassen. Diese Auffassung vermag ich in
keiner Weise zu teilen, und ich glaube, die Unrichtigkeit dieser
Auffassung des Herrn preußischen Ministers geht allein schon
dadurch hervor, daß er ausdrücklich als Zweck der von ihm
gewünschten Beeinflussung der öffentlichen Meinung diese
Beeinflussung zur Zeit der Wahlen hinstellt. Ja, meine Herren, hat
denn der Herr v. Loebell dabei an preußische Landtagswahlen
gedacht? Das preußische Landtagswahlrecht, so wie es heute besteht,
ist ja »abgesehen von einigen Schönheitsfehlern so geradezu ideal«,
daß es bei diesem Wahlrecht einer Beeinflussung durch das
preußische Ministerium des Innern [bookmark: page80] gar nicht bedarf. Man wird also wohl
annehmen können, daß es sich nicht allein um die Einflußnahme auf
Wahlen zum Preußischen Landtage gehandelt hat, sondern daß dabei
auch die Einflußnahme auf Wahlen zum Deutschen Reichstag in
Aussicht genommen ist. Das gibt uns aber das Recht, uns mit diesem
Erlaß auch hier zu beschäftigen, weil er in die gegenseitigen
Auseinandersetzungen der Parteien mit der Regierung
hineingreift.

		Nun sagte Herr Minister v. Loebell durch seinen Vertreter im
Ausschuß und in seiner öffentlichen Darlegung: Wollt ihr denn der
Regierung bestreiten, daß sie das Recht hat, auch frei ihre Meinung
zum Ausdruck zu bringen? Ihr habt eure Parteikorrespondenzen, ihr
habt eure Redner im Lande; ich sehe eine gewisse Einseitigkeit der
Beeinflussung der Provinzpresse dadurch, daß sie mehr und mehr in
Abhängigkeit von großen Verlagsunternehmungen in Berlin gerät; ich
will dem entgegentreten und beanspruche für mich das Recht dieser
Freiheit der Meinungsäußerung genau so, wie ihr es für eure Partei
in Anspruch nehmt. Er hat weiter ausdrücken lassen: Wenn es zum
Kampf kommt, freue er sich dieses Kampfes; er werde auch nicht,
wenn es notwendig sei, davor zurückschrecken, seine Ansichten etwa
in einer Wahlrede zu vertreten.

		Niemand wird gegen diese Gedankengänge etwas einzuwenden haben.
Im Gegenteil, ich würde mich freuen und würde es als einen
Fortschritt in unserem gesamten politischen Leben bezeichnen, wenn
unsere Herren Staatsminister mit ihrer ganzen Persönlichkeit auch
im Wahlkampf oder in anderen Zeiten für dasjenige eintreten, was
ihre Ideen sind. Wir sehen in Deutschland gerade im Frieden, daß
vielfach die Stellung des Deutschen zum Staat eigentlich eine
fortgesetzte innere Opposition ist, in der er sich zu [bookmark: page81] diesem Begriff
»Staat« befindet. Die Einheit von Staat und Bürger ist vor diesem
Weltkriege dem einzelnen wenig vor die Augen getreten. Ich habe
darin immer einen bedauerlichen Gegensatz zu denjenigen Ländern
gefunden, in denen die parlamentarische Regierungsform
vorherrschte. Dort war vielleicht die Opposition die Vertreterin
einer gegensätzlichen Bewegung gegen ein Ministerium, gegen ein
System. Aber es war nicht das, was an grundsätzlicher Opposition
vielfach bei uns in dem Bürger gegen den Begriff »Staat« deshalb
vorhanden ist, weil er die Vertreter der Regierung nicht in dem
Maße in dem Kampf der Meinungen erblickt, weil er sie nicht
derartig als Vertreter der von ihnen geäußerten Auffassungen im
Kampfe sieht, im Streite der öffentlichen Meinungen wie in anderen
Ländern. Glauben Sie mir, daß eine Regierung gegenüber einer
grundsätzlichen Opposition, gegenüber einer äußersten Linken, die
den Staatsgedanken zu negieren in der Lage wäre, viel eher
durchkommt mit dem Begriff des Staatsgedankens, wenn sie mit uns
kämpft wie in England, als wenn sie lediglich von Zeit zu Zeit
durch die »Norddeutsche Allgemeine Zeitung« eine offiziöse
Bekundung bringt. Durch nichts würde dieser Gegensatz zwischen
Bureaukratie und Volk besser überbrückt werden, als durch eine
stärkere Fühlungnahme der leitenden Minister mit der öffentlichen
Meinung. Das deutsche Volk liebt starke Persönlichkeiten; es würde
in dem Umstande, daß Minister in Volksversammlungen für ihr
Programm kämpfen, nichts sehen, was es beanstandete, sondern dem
zustimmen.

		Aber etwas anderes ist es, was der Erlaß des Herrn v. Loebell
zum Ausdruck bringt. Das ist nicht der offene Kampf von der Tribüne
irgendeiner Volksversammlung, nicht der offene Kampf im Parlament,
sondern es ist eine neue Art von Offiziosentum, das [bookmark: page82] auf dem Zwange beruht. Das
ist, wogegen wir uns gestellt haben, daß man einmal durch einen zu
weitgehenden Zwang landrätlicher Art versucht hat, es dahin zu
bringen, daß unter Abbestellung von anderen Korrespondenzen einmal
eine amtliche Korrespondenz eingeführt wird, und dann zweitens so
weit geht, den Abdruck gewisser Artikel zwangsweise zu verlangen.
Wir wenden uns vor allen Dingen dagegen, daß man zur Durchführung
eines solchen Gedankens, der der Preßfreiheit widerstrebt, die Zeit
benutzt, in der die Presse selbst und die Parteien durch die
Verhältnisse der Zensur nicht in der Lage sind, Widerspruch zu
erheben, den sie unzweifelhaft erheben würden.

		Ich komme damit zur Handhabung der Zensur selbst. Wenn man alle
die Fälle mit anhört, die wir im Haushaltsausschuß und heute von
dieser Tribüne gehört haben, da muß man sagen: Es ist wirklich
schwer, keine Satire zu schreiben. Ich gebe zu, daß es andererseits
auch schwer ist, sein Amt als Zensor auszuüben, ohne Anstoß zu
erregen, ohne Ungeschicklichkeiten zu begehen. Aber das, was wir
hier bekämpfen, sind doch nicht Ungeschicklichkeiten, sind doch
nicht Entgleisungen, das ist schon ein ganzes System einer völlig
irrigen Auffassung dessen, was mit dem Zweck der Zensur erreicht
werden soll. Ich möchte mich vollständig dem anschließen, was der
Herr Kollege Fischbeck vor mir zum Ausdruck gebracht hat: Die
Zensur in den Dienst von Privatinteresse zu stellen, einer Bank den
Schutz gegen eine Kritik ihrer Bilanz zu geben, ist das Tollste,
was ich mir vorstellen kann in bezug auf eine völlige Verkennung
des Wesens der Zensur, und nicht anders steht es mit dem Gedanken,
hier die Auseinandersetzungen über die Zweckmäßigkeit einer
Organisation Berlins und der Vororte zu verbieten. Unerhört aber
ist die [bookmark: page83]
Anmaßung, die sich einige Herren erlauben, die
Reichstagsverhandlungen unter Zensur nehmen zu wollen. Ich scheue
mich nicht zu sagen, daß das, was der Herr Abgeordnete Dittmann
ausgeführt hat, durchaus geteilt werden muß von jedem Mitgliede
dieses Hauses, daß wir aufhören, ein achtenswertes Parlament zu
sein, wenn diese Tribüne unter die Aufsicht eines stellvertretenden
Generalkommandos gestellt werden könnte. Das müssen wir uns
verbitten und müssen den Herrn Reichskanzler ersuchen, seinen
Einfluß geltend zu machen, daß derartige Dinge unterbunden werden,
die uns im Auslande viel mehr schaden, als es schaden würde, wenn
die schärfsten Reden hier im Hause gehalten und im Auslande bekannt
würden.

		Wenn wir im Gegensatz zu dem Antrage der Herren von der
Sozialdemokratischen Partei den Standpunkt vertreten, den auch mein
Herr Vorredner zum Ausdruck gebracht hat, daß wir nicht den
Belagerungszustand völlig aufheben und die Freiheit der Presse
herstellen können, so müssen wir davor geschützt sein, daß nicht
diese Zustände bleiben, die hier mit vollem Recht kritisiert worden
sind. Teilweise sind diese Dinge ja Lächerlichkeiten, die noch mit
verhältnismäßiger Ruhe betrachtet werden können, weil sie keinen
Schaden anrichten. Wenn z. B. ein Zensor Goethe verbietet und Lenau
umdichtet, dann mag er selber, wenn er nachher bekannt wird, in dem
Humor der Weltgeschichte fortleben. Aber nach anderer Richtung
gehen auch diese Dinge dahin, daß mitunter Formalien zu einer
völligen Unterbindung der freien Meinungsäußerung sich auswachsen.
Darunter verstehe ich beispielsweise, daß von manchen Rednern
verlangt wird, daß sie vor ihrer Rede das gesamte Manuskript ihrer
Ausführungen der Behörde [bookmark: page84] vorlegen und daß sogar dafür gesorgt wird, daß
eine Kontrolle geschaffen wird, um festzustellen, daß nicht
irgendwie ein Wort vorgelesen wird, das nicht in dem vorgelegten
Manuskript zum Ausdruck gebracht ist. Damit schließen Sie zunächst
einmal jeden, der wirklich ein Redner ist, von der Betätigung in
der Öffentlichkeit aus. Denn ein wirklicher Redner wird sich
niemals dazu hergeben, ein derartiges Manuskript zu verlesen, und
weiter wird bei anderen dadurch der Geist tödlicher Langeweile von
vornherein über diese ganzen Versammlungen ausgegossen, so daß sie
jede sachliche Bedeutung verlieren. Ich muß allerdings sagen, daß
mir eine derartige Forderung in meiner Praxis nie vorgekommen ist;
es scheint sich auch nur um einzelne Generalkommandos zu handeln,
aber wo es überhaupt geschieht, da ist das eine viel zu weitgehende
Überwachung.

		Auf einem anderen Gebiete, dem der persönlichen Freiheit, liegen
nun diejenigen Dinge, die über die Frage der Sicherheitshaft, über
die Frage der Briefsperre auch von meinem Herrn Vorredner zum
Ausdruck gebracht worden sind. Ich würde es begrüßen, wenn sich ein
Weg finden ließe, der uns die Möglichkeit gäbe, doch auch hier,
namentlich nach der ersten Richtung, denjenigen mit beistehen zu
können, die da glauben, mit Unrecht ihrer persönlichen Freiheit
beraubt zu werden. Ich gebe durchaus zu, daß in solchen Zeiten ein
derartiges Mittel vorhanden sein muß. Aber wer es ausübt, sollte
sich der schweren Verantwortung bewußt sein, die er jedem einzelnen
gegenüber hat. Die Briefsperre trifft hier Anhänger aller
Anschauungen. Mir war nicht bewußt, daß Anhänger der
Friedensbewegung unter der Briefsperre zu leiden haben. Ich weiß
aber, daß Anhänger der Annexionsbestrebungen, ja sogar ihre Frauen
und Dienstmädchen, [bookmark: page85] mit der Briefsperre belegt worden sind. Wenn
Leute, die im öffentlichen Leben stehen, wie Rechtsanwalt Claaß,
davon betroffen werden, so ist das eine schwere geschäftliche
Schädigung, wenn er als Rechtsanwalt auch Geschäftsbriefe erst mit
vierzehntägiger Verspätung oder gar nicht erhält. Das ist nicht die
Art, wie man die Auseinandersetzung über Kriegsziele vermeiden oder
einschränken kann, wenn man nicht nur dem einzelnen Verfasser
verbietet, sein Manuskript herauszugeben, sondern sein ganzes
Privatleben, sein Geschäftsleben unter eine Aufsicht stellt, von
der ich überhaupt nicht geglaubt hatte, daß sie in heutiger Zeit
gesetzmäßig noch zulässig sei.

		Es ist gefragt worden, ob die Zensur nicht ungleichmäßig geübt
werde. Eine Reihe von Eingaben, über die ich als Berichterstatter
gesprochen habe, beschweren sich darüber, daß da, wo es sich um die
künftigen Kriegsziele handelt, eine derartige Parität, eine
derartige gleichmäßige Behandlung nicht vorhanden sei. Man sagt, es
würde in der weitestgehenden Weise denen das Wort verstattet, die
für weitgehende Eroberungspläne eintreten, und denen verwehrt, die
in einer Zurückweisung dieser Pläne den dauernden Frieden sicher
gewahrt sehen. Ich darf demgegenüber darauf hinweisen, damit
darüber nicht falsche Meinungen ins Land hinausgehen, daß
beispielsweise wiederholt verboten wurde die »Deutsche
Tageszeitung«, »Tägliche Rundschau«, »Crefelder Zeitung«, »Die
Post«, auf die Tatsache, daß die »Bergisch-Märkische Zeitung« des
Herrn Landtagsabgeordneten Bachmeister unter Vorzensur steht, daß
die Gildemeistersche Broschüre der Intellektuellen nicht mehr
verbreitet werden darf, daß der Geheimrat Kirdorf, als er am 1.
April 1915 in den »Alldeutschen Blättern« eine Veröffentlichung
machen wollte, er sie der Öffentlichkeit [bookmark: page86] so vorlegen mußte: »Zu
Bismarcks Geburtstag«. Dann kam ein weißer Strich, der bis zu Ende
ging, und darunter stand »Emil Kirdorf«. Es wird nach dieser
Richtung auch, und mit aller Schärfe, gegen diejenigen vorgegangen,
die diese Zukunftsfragen des deutschen Volkes im Sinne der
Gebietserweiterungen erörtern. Ich habe erst in diesen Tagen
erfahren, wie weit das geht. Der »Nationalliberalen Korrespondenz
für die Rheinprovinz« hat man verboten, das ostasiatische Problem
wirtschaftlich zu erörtern. Welche Rücksichten dabei obgewaltet
haben, weiß ich nicht. Ich will nur noch auf eins hinweisen. Als
Generalfeldmarschall von Hindenburg sich einem Berichterstatter der
»Neuen Freien Presse« gegenüber über seine Ansichten über den Krieg
ausgedrückt hat, als er das prächtige Wort ausgesprochen hat:
»Nicht durchhalten, sondern siegen«, und über manche andere Fragen
mit der ihm eigenen Frische sich geäußert hat, ist, wie mir aus
Parteikreisen mitgeteilt wurde, nachdem eine Zeitung diese
Unterredung abgedruckt hatte, sogar diese Unterredung unter Zensur
gestellt worden. Das kann, wenn es auch nur eine Ungeschicklichkeit
ist, zu sehr bedenklichen Erörterungen in der Öffentlichkeit
führen. Das wird von keiner Seite aus verstanden.

		Wir kommen aber nicht weiter, wenn wir Einzelheiten erörtern,
zumal die ja meist zurückliegen, so daß wir an den Tatsachen nichts
mehr zu ändern vermögen. Es handelt sich darum, den Grundgedanken
zu beleuchten, ob denn überhaupt das Staatsinteresse bedroht ist,
wenn in der Kriegszeit politische Fragen in größerem Maße erörtert
werden. Ich bestreite es, daß hier eine Verletzung des
Staatsinteresses in der Weise zu befürchten ist, wie sie angeführt
wird. Was ist denn der Begriff »Burgfriede«, von dem man fürchtet,
[bookmark: page87] daß er
verletzt werden könnte, daß er nicht mehr dem Auslande das Bild
eines einigen deutschen Volkes vor Augen führte? Ich glaube,
niemals, auch nicht in den ersten Augusttagen, als die Wogen der
Begeisterung so hoch gingen im deutschen Volke, hat jemand den
Begriff »Burgfrieden« so gedacht oder denken können, daß nun auch
alle die großen Gegensätze, die politischen, sozialen,
wirtschaftlichen Grundauffassungen, im deutschen Volke ausgelöscht
sein sollten. Ein Siebzigmillionenvolk wird niemals über diese
Gegensätze hinwegkommen. Gerade ein Volk der deutschen Schulbildung
wird niemals über die Gegensätze hinwegkommen, weil sie den
Menschen zu sehr zur Einzelpersönlichkeit erzieht, als daß er
lediglich Masseninstinkten oder lediglich irgendeiner
gouvernementalen Beeinflussung zugänglich wäre. In einem Volke der
Intellektuellen wird sich stets die Einzelpersönlichkeit schwer in
den Rahmen einer Gesamtauffassung restlos einfügen. Wir merken das
ja manchmal bei allen Parteien, wie schwer die Einfügung selbst in
ein Parteiprogramm sich vollzieht. Noch viel schwerer, ja unmöglich
ist es, daß ein Burgfrieden in diesem Sinne geschaffen werden
könnte. Nein, meine Herren, unter Burgfrieden verstehe ich die
gegenseitige Achtung der Parteien, verstehe ich die Auffassung, daß
einer dem anderen von vornherein zugesteht, daß er das Vaterland
ebenso liebt wie der Gegner, daß er es groß und in der Welt
geachtet sehen will, daß nur die Wege verschieden sind, auf denen
er meint, zu dem Ziele gelangen zu wollen. Wenn wir in diesem Sinne
den Burgfrieden auffassen, bewahren wir uns die Möglichkeit, auch
unsere verschiedenen Auffassungen über Wirtschaftsfragen, über
soziale Probleme, auch über die großen Zukunftsprobleme der
Kriegsziele, zum Ausdruck zu bringen, [bookmark: page88] ohne daß dadurch das Staatsinteresse
als solches zu leiden braucht oder etwa gar zusammenbricht.

		Erkennt man den Gedanken des engeren Burgfriedens, wie ich ihn
nennen möchte, in dem Sinne an, wie ich versucht habe, ihn zu
charakterisieren, dann sinken die Bedenken gegen die Erörterung
aller der großen Fragen, die sich gerade jetzt an uns herandrängen,
immer mehr in sich zusammen. Wir können positiv das eine sagen – es
mag im ersten Augenblick vielleicht sehr gewagt und zu weitgehend
erscheinen –: Der Weltkrieg ist überhaupt nur mit der öffentlichen
Meinung zu gewinnen. In dieser Beziehung ist uns doch England ein
Lehrmeister gewesen, wenn auch die Art, in der England einseitig
und zum Teil heuchlerisch-verbrecherisch gegen uns vorging, von uns
nicht nachgeahmt werden kann. Wie hat England den Wert der
öffentlichen Meinung schon in Friedenszeiten einzuschätzen
verstanden! Es kämpft gegen uns nicht nur mit Flotte und Heer und
Blockade, es kämpft gegen uns auch mit Kabel und
Telegraphenbureaus, es kämpft mit Films im Kino, es kämpft mit
allen Mitteln, die überhaupt dem Menschengeist gegeben sind, um dem
eigenen Volke und den anderen Völkern eine bestimmte Meinung zu
suggerieren und sie so fest in die Hirne hineinzuhämmern, daß wir
zugestehen müssen, bis heute vergeblich gegen diese englische
Weltmeinung angekämpft zu haben. In dieser Richtung liegen große
Versäumnisse Deutschlands, liegen große Versäumnisse auch unserer
Diplomatie vor. Ich glaube, es sind aber auf diesem Gebiete große
Versäumnisse nicht nur dadurch begangen worden, daß wir nicht
deutsche Meinungen und deutsche Auffassungen in das Ausland
getragen haben, sondern fast noch schwerer zu wiegen scheint mir
die Tatsache, daß man uns im Inlande vielfach [bookmark: page89] gegängelt hat, indem man uns
aus den Zeitungsausschnitten, die für uns zurechtgemacht wurden,
nur die günstigen Stimmen hören ließ, nur solche Stimmen, die
freundlich gegenüber Deutschland waren, so daß wir wie aus einem
Traume aufschraken, als wir auf einmal sahen, daß wir fast nur Haß,
fast nur Neid, fast nur Gegnerschaft selbst bis in die neutralen
Länder hinein uns gegenüber fanden.

		Wie oft haben wir von dieser Tribüne aus gefordert, daß unser
ganzes Gesandtschafts- und Botschafterwesen auf eine andere
Grundlage gestellt werde, daß bei jeder Botschaft ein Presseattaché
sein müsse, so daß wir in der Weise, wie es Herr Cambon in Rom
getan hat und wie es die Engländer noch während des Krieges, sogar
heute noch in den mit uns verbündeten Ländern tun, auch
unsererseits um die öffentliche Meinung der anderen Völker werben
könnten, daß wir auch unsererseits zum Ausdruck bringen könnten,
wie wir die Dinge ansehen und wünschen, daß sie angesehen
werden.

		Gegenüber diesem Wunsche kann man nicht sagen: wir sind uns
selbst genug. Gewiß, ich bin gegen jede Auffassung, die etwa zum
Ausdruck brächte, daß wir den Anschluß an die Kultur anderer Völker
suchen müßten. Wenn irgendein Land die geistige Isolierung,
lediglich vom Standpunkt als Volk aus gesehen, ertragen könnte,
dann wäre es wohl Deutschland, das der Welt unendlich viel an
geistigen Gütern gegeben hat, die mehr von uns empfing, als sie bis
jetzt uns zurückgab. Aber wir sehen doch, daß die Welt das nicht
anerkennt, weil sie nach anderer Richtung ein ganz falsches Bild
von uns hat, daß sie das, was wir als höchste Demokratie ansehen,
die allgemeine Wehrpflicht, die jeden Deutschen veranlaßt, sein
Leben hinzugeben fürs Vaterland, nur immer ansieht unter [bookmark: page90] dem
Gesichtspunkt des »preußischen Militarismus«, daß sie über unsere
ganzen politischen Verhältnisse – nicht immer ohne unsere Schuld –
die Auffassung hat, die sie glauben läßt, daß andere wirklich einen
Kampf der Freiheit gegen uns führen. Genau so, wie wir im Frieden
die Bedeutung der öffentlichen Meinung der Völker für die
Beziehungen der Völker zu gering einschätzten, so begehen wir jetzt
den Fehler, daß wir sie innerhalb Deutschlands zu gering
einschätzen für den Ausgang des Weltkrieges. Wir müssen die
Stimmung in deutschen Landen, nicht die Stimmung des Moments,
sondern die große Auffassung des Volkes, von dem uns möglichen,
wahrscheinlichen und sicheren Sieg und von der Möglichkeit, in
einem größeren Deutschland sich frei entfalten zu können, aufrecht
erhalten bis zum letzten Tag. Das können wir eher, wenn wir auch
den frischen Windhauch der Kritik ertragen lernen, als wenn wir
lediglich das Schweigen im Walde als das Endergebnis aller
Regierungsweisheit uns gegenübersehen.

		Es wird nun darauf hingewiesen, es könnte doch manches gesagt
werden, was vielleicht unangenehm wirkte, was etwa als Schwäche
angesehen werden könnte. Unsere wirtschaftliche Lage verträgt aber
jede offene Kritik. Daß es uns in manchem schlecht geht, daß wir
große Schwierigkeiten haben, daß die Blockade Englands in vielen
Beziehungen wirkt, das weiß das Ausland aus unseren
Regierungsverfügungen so genau, daß es geradezu lächerlich wäre,
nun zu glauben, dadurch, daß man Regierungsverfügungen nicht weiter
kritisiert, sei man davor bewahrt, daß das Ausland von diesen
Dingen überhaupt Kenntnis erhalte. Nein, ich glaube, die Regierung
muß sich auf einen ganz anderen Standpunkt stellen. Sie sollte, wie
sie es in den ersten Monaten dieses Wirtschaftskampfes getan [bookmark: page91] hat, Hunderte
von Leuten nach Berlin zusammenberufen, die als Wanderlehrer
hinausgehen ins Land und dem Volke nicht schönfärberisch sagen: es
geht alles gut –, sondern ihm sagen: es geht vieles schlecht, und
weil vieles schlecht geht, ist es eure klare Pflicht und
Schuldigkeit, all das auf euch zu nehmen, was sich aus dieser
Situation ergibt.

		Das würde eine ganz andere Wirkung haben, als wenn man dadurch,
daß man der Presse nicht die Möglichkeit gibt, diese Dinge zu
erörtern, nun vielfach im Volke gerade die Meinung erweckt: es ist
alles da, es wird uns aber von gewissenlosen Wucherern
vorenthalten. Manche Angriffe gegen Berufsstände wären nicht
erfolgt, wenn man hier mit aller Deutlichkeit von vornherein gesagt
hätte, wie die Dinge stehen. Ebenso steht es doch mit vielen
anderen Fragen, bei denen in der inneren Politik etwa die Geister
aufeinanderplatzen. Lesen Sie die Verhandlungen des englischen
Parlaments: diese Angriffe auf die Regierung, dieser Kampf der
Parteien und der Persönlichkeiten untereinander. Ich weiß nicht,
wie es auf Sie gewirkt hat: im ersten Augenblick vielleicht ein
gewisses Gefühl der Schadenfreude, aber letzten Endes doch eine
Anerkennung der daraus sprechenden Stärke und Größe, daß man sich
dort sagt: Wir stehen im schweren Kampfe; trotzdem und weil wir
überzeugt sind, daß diese Dinge gut gehen, können wir uns im Innern
offen aussprechen über das, was geschehen muß, um sie zum
siegreichen Ende durchzuführen.

		Das wird sich auch geltend machen für uns in bezug auf alle die
großen Wirtschaftsprobleme, vor denen wir stehen. Die Herren
Fortschrittler haben den Antrag eingebracht: Freigabe der
Erörterung über Steuerfragen und Fragen der inneren Politik. Über
die Steuern ist schon gesprochen worden. Meine politischen [bookmark: page92] Freunde stehen
auf dem Standpunkt, daß wir allerdings ein Mittel haben, uns
dagegen zu wehren, daß uns die öffentliche Erörterung der
Steuerfragen nicht ermöglicht wird. Würde man das versuchen, so
würden wir dem damit begegnen, daß wir den Antrag stellen, die
Verhandlungen im Reichstag über die Steuern solange auszusetzen,
bis derartige unzulässige Eingriffe der Zensur in die freie
Meinungsäußerung unterbleiben.

		Das muß hier zum Ausdruck gebracht werden, weil, wenn wir einmal
in wirtschaftliche Existenzfragen eintreten müssen, so daß des
einzelnen Existenz wirklich bedroht ist, er mindestens die
Möglichkeit haben muß, das, was für ihn spricht, wovon er glaubt,
daß es für ihn spricht, frei zum Ausdruck zu bringen. – Das ist die
Steuerfrage auf der einen Seite.

		Ich erinnere an andere große Fragen, bei denen auch gewisse
Einengungen möglich sind, die ich als verfehlt erachten würde. Wir
stehen vor der Erneuerung unserer ganzen deutschen Handelspolitik.
Das muß völlig frei erörtert werden. Dieses große Problem
Mitteleuropa auf der einen Seite, das Problem der Meistbegünstigung
auf der anderen Seite, das Problem der Wiederaufnahme unserer
Überseebeziehungen, der großen Frage des Übergangs aus dem
Kriegszustand in den Friedenszustand – wenn da eingegriffen würde,
würde ich auch das für äußerst bedenklich halten. Ich freue mich,
daß das Buch des Kollegen Naumann über Mitteleuropa nicht auch dem
Zensor verfallen ist; denn ein Kriegsbuch ist es im
ausgesprochensten Maße, auch wenn er über dieses Buch allen Glanz
der deutschen Sprache ausgegossen und es dadurch so lesbar gemacht
hat, daß es sich anders liest, als es bei wissenschaftlichen
Darlegungen sonst der Fall ist. Wir müssen uns sicherlich vor
Beendigung dieses Krieges [bookmark: page93] darüber klar sein, wohin wir wirtschaftlich
gehen wollen, und diejenigen, die darüber etwas zu sagen haben,
müssen in die Lage versetzt werden, das zu tun. Das ist für die
glückliche Lösung des Problems wichtiger, als daß durch die
Unachtsamkeit eines einzelnen, der nicht das deutsche Volk
vertritt, einmal hier und da angestoßen wird. Hier sieht man aber
nur die Empfindlichkeit irgendeiner Ungeschicklichkeit und sieht
nicht, eine wieviel größere Ungeschicklichkeit es ist, überhaupt
die sachliche Erörterung eines solchen Problems unmöglich zu
machen.

		Wenn ich nach der Richtung hin zum Ausdruck bringe, daß ich eine
großzügigere Auffassung der Zensur erwarte, so muß ich mich nach
anderer Richtung hin schuldig bekennen, daß ich eine Verschärfung
fordere, und zwar möchte ich fordern, daß unsere amtlichen Stellen
mehr acht haben auf die Reutertelegramme, die der deutschen Presse
zugänglich gemacht werden, weil ich die Empfindung nicht loswerden
kann, daß viele dieser Telegramme in usum delphini direkt für den
deutschen Gebrauch gefälscht werden, um uns in eine falsche
Auffassung der Dinge hineinzubringen. Ich muß diese allgemeine
Auffassung beweisen und darf das an einem Beispiele tun.

		Wiederholt, dreimal, hat Reuter jetzt behauptet, daß alle in
Rotterdam lagernden Waren im Werte von Hunderten von Millionen Mark
durch das Entgegenkommen Englands frei nach den Vereinigten Staaten
befördert werden dürfen. Erste Wirkung: Zunächst sind die deutschen
Industriellen hocherfreut, sie wenden sich nun nach Rotterdam an
die deutschen Spediteure, an die Holland-Amerika-Linie und sagen:
Nun los, von uns liegen noch die und die Güter; wann werden die auf
den Weg gebracht? Natürlich werden sie erregt, wenn sie hören: Uns
ist davon nichts bekannt. [bookmark: page94] Zweite Wirkung: Verwirrung, nachher noch
größerer Pessimismus und Verwirrung der geschäftlichen
Dispositionen. Dritte Wirkung: Die Amerikaner sagen: Was wollen
denn die Deutschen gegen die Engländer! Das ist doch großzügig
gehandelt, daß England mitten in diesem Wirtschaftskriege einsieht,
daß es notwendig ist, einen gewissen Teil des Ausfuhrhandels
aufrechtzuerhalten; wenn die nun die ganzen deutschen Güter von
Rotterdam herüberlassen, dann ist doch dieses Deutschland wirklich
ein Querulant, wenn es immer wieder von der Freiheit der Meere
redet und immer wieder in Protestnoten davon spricht, daß der
neutrale Handel unterbunden würde.

		In diesen Tagen kommen so viel Reutertelegramme über eine
deutschfreundliche Stimmung in den Vereinigten Staaten, daß ich
meine großen Bedenken habe, ob nicht auch diese Telegramme nur ein
Beruhigungspulver für uns sein sollen, daß man sich sagt: Jetzt
tagt der Kongreß in Washington, jetzt ist eine gewisse Einflußnahme
auch von Seiten unserer Herren, die dort Fühlung haben, möglich.
Die Deutschen sollen sich sagen: Es steht ja in Washington alles
gut, ihr könnt ganz beruhigt sein; fünf Redner sprechen, jeder
spricht nur für Deutschland, jeder spricht gegen Wilson. Ich
fürchte, daß das nicht übereinstimmen wird mit dem stenographischen
Bericht über die Kongreßverhandlungen in Washington; sonst wäre die
ganze Politik nicht möglich, die wir erlebt haben. Ist der Kongreß
zu Ende, dann werden wir vielleicht hören, was wirklich gesprochen
worden ist. Bismarck hat, wie ich neulich einmal fand, schon 1876
in einem Gespräch darauf hingewiesen, daß vielfach Meldungen ad hoc
zurecht gemacht würden, die dann durch Reuter und Havas, die
»Brutstätten der Enten«, wie er sich ausdrückte, als Telegramme
nach Deutschland geschickt [bookmark: page95] würden, um uns zu beeinflussen. Nach dieser
Richtung bitte ich also, einmal aufzumerken, ob diese
Reutertelegramme, die wir erhalten, übereinstimmen mit den
Telegrammen, die Reuter nach anderen Ländern gibt, und sie nur dann
zuzulassen, wenn diese Übereinstimmung festgestellt ist.

		Ich habe im Gegensatz zu den Vorrednern mit Fragen der inneren
Politik begonnen. Ich wende mich nun zu den Fragen der äußeren
Politik und ihrer Erörterung. Meine politischen Freunde glauben,
daß das, was für die innere Politik an freiheitlicherer Erörterung
der Probleme notwendig ist, noch mehr für die äußere Politik gilt.
Ich darf an alle die großen Fragen erinnern, die uns nach dieser
Richtung beschäftigt haben, an die Frage der Fortsetzung des
Ubootkrieges, an die Art und Weise, in der die Vereinigten Staaten
wiederholt in unsere Kriegführung eingegriffen haben mit Vorwürfen,
die die heftigste Erregung im deutschen Volke hervorgerufen haben,
und daß man danach lechzte, daß demgegenüber einmal das, was alle
bewegte, auch zum Ausdruck kam. Wir haben selbst, ich weiß nicht,
ob mit sofortiger Zustimmung der verbündeten Regierungen, die
»Baralong«-Frage im Deutschen Reichstag erörtert. Ich sehe diese
Erörterung der »Baralong«-Frage im Deutschen Reichstag geradezu als
eine befreiende Tat an gegenüber der deutschen Öffentlichkeit, die
darauf gewartet hat, daß das, was sie bewegt, nun auch einmal
ausgesprochen werden darf. Oft geschieht das Vorgehen der Zensur
nach der Richtung, daß zunächst lediglich Tatsachen mitgeteilt
werden über außenpolitische Dinge und sofort daran die Bemerkung
geknüpft wird, daß jede Kritik zu unterlassen ist. Wenn sich das
nun so trifft, daß erst die Note des ausländischen Staates bekannt
wird ohne Kritik und die Kritik erst kommen soll, wenn Deutschland
[bookmark: page96] amtlich
geantwortet hat, dann erreichen Sie ja gerade, daß in der
Zwischenzeit in allen denen, die nur die Angriffe auf uns lesen,
das Gefühl entsteht, daß unsere deutsche Regierung schwach ist und
nichts darauf zu erwidern weiß, und wenn sie nun sich an ihre
Zeitungen wenden und erfahren: Wir dürfen darauf nichts sagen –,
wird dieses Gefühl nur noch mehr verstärkt, und dadurch schaffen
Sie eine gedrückte Stimmung im Innern, die nicht nützt für die
Durchführung dieses Krieges. Wenn offen hätte gesagt werden dürfen,
was man auch gegenüber den Vereinigten Staaten empfand, dann hätte
das auch politisch gewirkt. Das ist es, was ich so sehr bedaure,
daß unsere verantwortlichen Staatslenker so oft unterschätzen,
welche große Waffe sie in der öffentlichen Meinung Deutschlands
haben, daß sie gar nicht wissen, diese öffentliche Meinung als
Aktivposten für sich einzustellen und für sich wirken zu lassen.
Döllinger hat einmal über Martin Luther gesagt: Die Seele des
Volkes war ein Saitenspiel in seiner Hand. Oh, wenn doch die Seele
des deutschen Volkes ein Saitenspiel in der Hand unseres
Auswärtigen Amtes wäre, auf dem es zu spielen verstände! Wir leben
nun einmal in einem demokratischen Zeitalter. Für die Verhandlungen
in den Vereinigten Staaten ist es vielleicht zur Durchsetzung
unserer Forderungen viel wichtiger, wenn unser Botschafter sagen
kann: Das deutsche Volk verbittet sich diese Sprache des Herrn
Wilson, als wenn er lediglich sagt: Ich weise sie zurück im Namen
meiner Regierung. Das ist es ja, womit unsere Feinde gegen uns
kämpfen, daß sie immer sagen: Es besteht ein Zwiespalt zwischen der
deutschen Regierung und dem Volk, daß sie sagen: Wir kämpfen nicht
gegen das Deutschland Goethes und Schillers und Beethovens, wir
kämpfen auch nicht gegen das [bookmark: page97] deutsche Volk der Gegenwart, wir kämpfen
gegen die deutsche Regierung als Vertreterin des preußischen
Militarismus. Auch in neutralen Ländern ist es notwendig, daß Sie
(zum Bundesratstisch) diese öffentliche Meinung für sich
gebrauchen. Lassen Sie sie einmal laut erklingen, und Sie würden in
der Frage des Ubootkrieges, der Eingriffe des Herrn Wilson, im
»Baralong«-Fall gesehen haben, daß sie, ohne dirigiert werden zu
müssen, vollkommen einheitlich so übereinstimmt, wie sie vor
wenigen Tagen von Oerfel bis Noske übereingestimmt hat, und ich
glaube, das Echo, das davon ausginge, würde ein großes sein. Wenn
es nicht groß wäre bei einer Regierung wie der der Vereinigten
Staaten, die vielleicht innerlich uns ablehnend gegenübersteht, so
würden wir vielleicht ein Echo bei dem amerikanischen Volke
erwecken können gegenüber den Politikern, die dieses Volk heute
führen, das wir nicht verantwortlich machen wollen für eine
Politik, die ein Gemisch von Heuchelei und Überhebung und eine
Verquickung von Wahlinteressen und Völkergeschicken ist. Das ist
es, weshalb wir wünschen, daß uns die Regierung die Möglichkeit
gibt, das Empfinden des deutschen Volkes offen zum Ausdruck bringen
zu können.

		Nun komme ich zu der Frage, ob im speziellen die Frage der
Erörterung der Kriegsziele besondere Gefahren in sich berge. Ich
gebe zu, eine Erörterung im Detail kann solche Gefahren in sich
tragen, die Details etwa in der Form einer Landkarte, die neue
Grenzen zeigt. Das mag die Kreise der Regierung stören. Aber es
gibt noch etwas anderes. Man kann die großen Gesichtspunkte der
Kriegsziele frei zur Erörterung geben, ohne in diese Details
einzusteigen. Lassen Sie mich sagen, wie ich das meine, da es
zuerst phrasenhaft erklingen mag. Sind wir in bezug auf die
Kriegsziele [bookmark: page98] so uneinig, daß daraus auch sofort gefolgert
werden müßte, das deutsche Volk stehe sich in zwei Heerhaufen
gegenüber, die füreinander kein geistiges Verbindungsmittel mehr
haben? Wir sind uns einig darin, daß wir kämpfen bis zum letzten
Hauch für unsere Freiheit und Unabhängigkeit, und wir sind uns auch
darin einig, daß wir die Grundlage schaffen wollen für einen
dauernden Frieden, weil wir der Meinung sind, daß wir nach diesem
Kriege, der ganz Europa nur als einen zuckenden Menschenleib
erscheinen läßt, schon im Interesse der Kulturentwicklung dauernden
Frieden gebrauchen. Die Differenzen beginnen erst dort, wo es sich
darum handelt, ob man die Grundlagen des dauernden Friedens durch
eine Politik der Versöhnung einleitet, die etwa als Grundlage für
einen neuen Weltkulturbund dient, oder ob man annimmt, daß dieser
dauernde Friede nach dem, was wir nach 45 Friedensjahren erlebt
haben, uns nur durch die Sicherung unseres Landes gewährleistet
werden kann. Ich gebe zu, das sind Dinge, die nach dem, was sie
auswirken, unversöhnlich erscheinen mögen. Aber es sind doch
schließlich Weltanschauungsfragen, über die man miteinander
debattieren kann, ohne daß daraus sofort wieder der Gedanke
entsteht, daß das deutsche Volk sich unversöhnlich bekämpfe. Ich
erinnere an die Verhandlungen im Reichshaushaltausschuß. Da haben
wir uns auch frei ausgesprochen. Glauben Sie nun etwa, daß sich das
Verhältnis der Fraktionen dadurch verschlechtert hat? Daß diese
Differenzen bestehen, weiß das Inland ebenso gut wie das Ausland,
mit und ohne Preßzensur, mit und ohne Belagerungszustand. Daran
ändert sich auch nichts, wenn im einzelnen hierüber in den
Tageszeitungen in vornehmer Weise gesprochen wird. Ich würde es
begrüßen, wenn man dem ganzen deutschen Volke, auch über die
Intellektuellen [bookmark: page99] hinaus, es ermöglichte, sich mit den
Problemen des neuen Deutschland auseinanderzusetzen. Keine Zeit war
wohl so für die staatsbürgerliche Erziehung auf Grundlage der
deutschen Geschichte gegeben wie die gegenwärtige. Es ist heute der
Tag der Reichsgründung, und wenn jemals, so hat in dieser Gegenwart
das Faustwort Geltung:

		Vom frischen Geiste fühl' ich mich
durchdrungen,

Gestalten groß, groß die Erinnerungen.

		Lassen Sie uns auch in der Presse die großen Fragen erörtern:
Wie ist das Deutsche Reich entstanden, welche Kräfte wirkten dazu,
daß Preußen Deutschlands Vormacht wurde? Lassen Sie uns
auseinandersetzen, Herr Dittmann und ich oder andere: wie war
Bismarcks Stellung im Jahre 1867? – ist das, was wir alle an ihm
als große Mäßigung preisen, als den großen Moment eines genialen
Staatsmannes: dieses Entgegenkommen gegen Österreich, Sachsen und
Bayern, heute im Jahre 1916 in ähnlicher Weise richtig, wenn auf
der anderen Seite der Kontrahenten Frankreich, Rußland und England
stehen? Lassen Sie uns davon sprechen, welche Stellung wir in
Zukunft zum Slawentum, zum Panslawismus haben sollen, ob Rußland
die große Gefahr ist, die uns durch seine Menschenmassen erdrückt!
Lassen Sie uns doch frei über das Verhältnis der Deutschen zu den
Deutschbalten sprechen, die wir als unsere Brüder ansehen, über das
Verhältnis zu den Flamen, die auf der anderen Seite auch durch
Bande des Blutes mit uns verbunden sind, und die weltgeschichtliche
Entscheidung erörtern, in welcher Weise sie sich in Zukunft zu uns
stellen sollen! Lassen Sie uns das Problem Deutschland-England
offen erörtern! Ich kann mir nicht erklären, wo das deutsche
Staatsinteresse gefährdet sein könnte, wenn das, was uns heute die
Herren in einzelnen Manuskripten über [bookmark: page100] russische und andere
Verhältnisse schicken, nun auch einmal frei und offen in der
Öffentlichkeit zum Ausdruck käme.

		Meine Herren, wenn darauf hingewiesen worden ist, daß der erste
Sonderfrieden vor der Tür stehe, dann weist das uns doch darauf
hin, daß wir diese ganzen Dinge in Bälde erörtern müssen.

		Nun sagen die verbündeten Regierungen: Wir geben die Kriegsziele
frei; wartet nur, der Tag wird kommen. Ich glaube, das kann
ebensowenig so gehen, daß mit einem Tage die volle Freiheit kommt,
nachdem man zwanzig Monate geschwiegen hat, wie es kommen kann, daß
mit einem Tage der Übergang von der Kriegs- in die
Friedenswirtschaft eintritt. Lassen Sie doch jetzt, wo diese Dinge
vielleicht heranreifen – wer weiß, in welcher Zeit –, zunächst
einmal die Diskussion über diese großen geschichtlichen
Gesichtspunkte frei und geben Sie das Detail frei, wenn nachher die
Friedensverhandlungen vor der Tür stehen! Glauben Sie aber, daß die
Entscheidung auch in diesem Weltkriege nicht allein bei den
Diplomaten liegen kann und darf, daß das deutsche Volk gehört
werden muß. Darin – das ist ja das Eigenartige – treffen wir uns
links und rechts. Auf der einen Seite verlangt die Sozialdemokratie
die Erörterung dieser Dinge, auf der anderen Seite verlangen wir
sie, obwohl wir uns in dem, was wir erstreben, vollkommen
gegenüberstehen. Wir treten offen – und haben das in den
Beschlüssen unserer Parteiinstanzen zum Ausdruck gebracht – für das
größere Deutschland ein, von dem wir glauben, daß es uns allein die
Sicherungen bringt, die möglich und notwendig sind, um uns den
dauernden Frieden zu bewahren.

		Wir verwahren uns aber dagegen, daß man uns bei diesen Zielen
unterstellt, daß sie lediglich aufgesteckt [bookmark: page101] seien, um etwa einem
leitenden Staatsmanne Schwierigkeiten zu bereiten und durch diese
Schwierigkeiten den Weg für politische Reformen im Innern zu
versperren. Zunächst glaube ich, daß der leitende Staatsmann oder
alle, die an der Spitze der Regierung stehen, denen nicht zu zürnen
brauchten, die heute weitgesteckte Ziele aufstellen, auch wenn sie
über das hinausgehen, was zurzeit zu verwirklichen ist. Es können
solche Ziele nur unter dem Gesichtspunkte ihrer militärischen
Durchführbarkeit aufgestellt werden, Sie können nur unter diesem
großen Gesichtspunkte aufgestellt werden, weil sie ja sonst alle
vierzehn Tage neu revidiert werden müßten, wenn die militärische
Lage sich ändert. Sie in das Gebiet der Realpolitik zurückzuführen,
auf das Rücksicht zu nehmen, was militärisch erreichbar ist, ist
dann Aufgabe unserer militärischen Sachverständigen und unserer
Staatsmänner. Ich könnte mir denken, daß es einen Kanzler gäbe, der
demgegenüber an das Goethewort dächte: »Den lieb' ich, der
Unmögliches begehrt«, und der sich sagt: Ich kann gerade, wenn
diese Forderungen vom Volke aufgestellt werden, vielleicht einen
großen Teil davon eher durchbringen, wenn ich mich auf diese
Volksstimmen berufe, als wenn man von vornherein darauf verzichtet.
Daß wir aber irgendwelche Gedanken hätten, hier durch das
Aufstecken von manchem von Ihnen weit erscheinenden Zielen eine
innere Reform zu verhindern, das muß ich zurückweisen. Wir können
uns das größere Deutschland, das wir erhoffen, nur denken aufgebaut
auf einem freien, selbstbewußten und an den Staatsgeschäften
entscheidend mitwirkenden Volke; und bei allem, was uns an Gesetzen
vorgelegt wird, um diesem Ziele näher zu kommen, an Stärkung der
Rechte des Parlaments, werden Sie (nach links gewendet) uns auf
Ihrer Seite [bookmark: page102]
finden. Wir möchten nicht, daß jemals wieder die Geschichte das
einschreibt, was sie eingeschrieben hatte 1815, daß einem Volke,
das für seine Freiheit gekämpft hat, Versprechungen gegeben wurden,
denen die Einlösung fehlte, die es sich erst über die Pauluskirche
hinweg erkämpfen mußte. Wir halten das deutsche Kaisertum am
festesten gegründet auf einem freien, selbstbewußten Volke. Dieses
Volk hat Vertrauen zur Regierung bezeugt und sich in diesem Kriege
bewährt wie nie ein Volk in der Geschichte. Es beansprucht aber
auch das Recht, daß dieses Vertrauen ihm gegenüber von Seiten der
Regierung zum Ausdruck gebracht werde. Wir fordern dieses Vertrauen
durch eine großzügige, großherzige Auffassung der Zensur. Sichern
Sie sich die öffentliche Meinung des Volkes; denn der Endsieg kann
nicht nur erfochten werden auf militärischem Gebiet. Dazu brauchen
Sie auch die öffentliche Meinung des Volkes, das bereit ist, mit
Ihnen auch auf diesem Gebiete zu kämpfen, wenn Sie ihm hierzu die
Möglichkeit geben.

	
		
		Brauchen wir Kolonien?

		Vortrag in der Deutschen Kolonial-Gesellschaft.
7. 6.1916

		Dreierlei hat uns England geneidet: Die
Entwicklung zur Weltwirtschaft, die Erstarkung der deutschen
Handels- und Kriegsflotte und die Erwerbung und den Ausbau unserer
Kolonien! In ihnen prägte sich Neudeutschland aus. Von diesem
Neudeutschland hat Bismarck, wie Bülow berichtet, einmal
gesprochen, als er nach seiner Entlassung im Hamburger Hafen das
gewaltige Bild auf sich einwirken ließ, wie an dieser brausenden
Stätte des Weltverkehrs die Schiffe aus- und einzogen, die Hämmer
auf den Werften dröhnten, [bookmark: page103] und alles Leben, Arbeit und Weltgeltung
predigte. Da brach er in die Worte aus: »Sie sehen mich ergriffen
und bewegt, ja, das ist eine neue Zeit, das ist eine ganz neue
Welt.«

		Das Einst und Jetzt tritt uns vor Augen, wenn wir in diesem
Kriege erkennen, wie man uns die Weltgeltung neidete. »Uneins zu
Haus, nach außen klein«, das war das alte Deutschland. Mit der
Reichsgründung setzte die neue Entwicklung ein, die uns in rascher
Folge an die zweite Stelle des Welthandels brachte. Vor uns nur
noch England, nach ihm in engem Abstande wir, erst an dritter
Stelle die großen mächtigen, einem Weltteil gleichenden Vereinigten
Staaten von Amerika. Das war der Zustand der Weltwirtschaft vor
Ausbruch des Krieges. Für denjenigen, für den Ziffern zum Leben
erwachen, zeigen die letzten zwanzig Jahre, wie in fortwährendem
Ringen der Abstand zwischen England und Deutschland immer kleiner
wurde und wie die Zeit immer näher rücken mußte, in der überhaupt
nicht mehr England, sondern Deutschland an der Spitze des
Welthandels stehen mußte. Industriell hatten wir England längst
überflügelt. Da, wo es sich um Länder mit freiem Wettbewerb
handelte, stand Deutschland an führender Stelle. Eines vor allem
predigte uns die Ziffer der Ausfuhr, nämlich, daß wir England auf
dem Gebiete der Ausfuhr von Erzeugnissen längst um Milliarden
überholt hätten, wenn England nicht ein gewaltiges Aufnahmebecken
für englische Waren gehabt hätte: die englischen Kolonien. Auf dem
Gebiete des freien Wettbewerbes, also ohne Kolonien, führte
Deutschland 1912 für 8905 Millionen Mark aus, England für 6113
Millionen Mark. Hier führte Deutschland also. Von seiner führenden
Stelle wurde es aber herabgedrückt, weil Englands Kolonialreich für
3830 Millionen Mark dem Mutterlande [bookmark: page104] abnahm und diese hierdurch noch einmal
insgesamt an die erste Stelle im letzten Jahre vor dem Kriege
aufrückte. So zeigt uns England, wie auf dem Besitz von
entwicklungsfähigen Kolonien die Wirtschaftsentwicklung großer
Völker aufgebaut werden kann, und deshalb möchte ich dieses Bild an
die Spitze unserer Betrachtungen stellen.

		Es zeigt uns aber auch ein Zweites. Deutlich ist in dieser
Entwicklung der Satz ausgeprägt, daß der Kaufmann der Macht folgt:
Nur das mächtige England, das die Meere beherrschte, konnte ein so
gewaltiges Kolonialreich aufrechterhalten und zum wirtschaftlichen
Untergrund seiner mächtigen Handelsentfaltung machen. Auch in
Deutschland hatte nach der Gründung des Reiches die Industrie in
gewaltiger Entwicklung eingesetzt. In einem unserer markantesten
Industriegebiete, im Königreiche Sachsen, entstanden 80 vom Hundert
der Industriebetriebe erst nach der Gründung des Deutschen Reiches.
Mit der deutschen Flagge zugleich zog der deutsche Kaufmann hinaus
in die Welt und arbeitete an der gewaltigen Entwicklung des
deutschen Welthandels, die bezeichnenderweise zuerst das
Reichsmarineamt in seiner Denkschrift niederlegte, die es über die
Bedeutung der deutschen Überseeinteressen bei der vorletzten
Flottenvorlage veröffentlichte. Diese große, weltwirtschaftliche
Entwicklung, in die Deutschland hineingezogen wurde, verlangte die
Begründung einer deutschen Flotte und die Entwicklung einer
deutschen Kolonialpolitik: einer deutschen Flotte als militärischen
Schutz dieses bis auf 20 Milliarden jährlich angewachsenen
Welthandels; die Entwicklung deutscher Kolonien wegen der
Notwendigkeit seiner wirtschaftlichen Fundierung. Wenn wir heute
zurückblickend auf diese Dinge schauen, so können wir dies
allerdings nicht ohne den [bookmark: page105] Ausdruck des tiefsten Bedauerns darüber tun,
daß wir auf beiden Gebieten doch nicht genug geleistet haben. Der
deutsche Welthandel bedurfte zu seiner Sicherung auch einer großen
Flotte deutscher Auslandkreuzer. Wie hat man aber diejenigen als
Utopisten und uferlose Flottenphantasten hingestellt, die es gewagt
haben, diese Forderung aufzustellen. Jetzt, als der Weltkrieg kam,
sahen wir mit Beben, wozu unsere Auslandkreuzer und ihre tüchtige
Besatzung verurteilt waren, zum Tod oder zum Anlaufen eines
feindlichen Hafens. Wir selbst haben durch unsere Kleinlichkeit
eine große Zahl in den sicheren Tod getrieben, weil es klar war,
daß eine so kleine Flotte von Auslandkreuzern sich nicht halten
konnte, weil wir weiter auch nie durchgesetzt hatten,
Flottenstützpunkte zu schaffen, deren eine Auslandkreuzerflotte
bedarf. England konnte ganze Länder einstecken, und die Welt fand
es in Ordnung. Wenn aber irgendwo der Gedanke auftauchte, daß
Deutschland eine Kohlenstation oder einen Flottenstützpunkt
erwerben wollte, dann verwahrte sich die »Norddeutsche Allgemeine
Zeitung« gegen diese bösen Leute, die Deutschland so etwas
Furchtbares zutrauten.

		Das war der eine Punkt, wo wir die Dinge nicht folgerichtig bis
zum Letzten durchgedacht haben. Ähnlich ist es auch mit unseren
Kolonien gewesen. Es gibt zwei Wege: Entweder verzichtet man auf
Kolonialpolitik und Kolonialentwicklung, oder aber man treibt
beides in großem Maße und stellt die genügenden Mittel dafür zur
Verfügung. Jeder Kaufmann weiß, wenn er eine Filiale errichtet, muß
er sie auch mit genügenden Mitteln ausstatten. Wie kleinlich, ja
man kann wohl sagen, wie erbärmlich hat sich Deutschland seinen
kolonialen Bedürfnissen gegenüber lange Zeit verhalten. Wie ist
gefeilscht worden um jede [bookmark: page106] Million, die hineingesteckt werden sollte in
die deutschen Kolonien. Erst in den letzten Jahren ist etwas Dampf
in die Entwicklung gekommen, die Folgen sind nicht ausgeblieben und
haben sich in der Steigerung der wirtschaftlichen Entwicklung
unserer Kolonien gezeigt.

		Aber hier blieben wir wieder bei einem anderen Punkte stehen.
Wenn man Kolonien hatte, über denen die deutsche Flagge wehte, dann
war es auch Pflicht der Regierung, für die Verteidigung dieser
Kolonien ausreichend zu sorgen. Dann mußte das Heer verstärkt,
mußte die Zahl der Kanonen vermehrt, die Grenzen befestigt werden.
Wenn ich nicht irre, hat Fürst Bülow 1907 vorgeschwebt, wenn die
Wahl eine große Mehrheit für zielbewußte Kolonialpolitik ergeben
würde, für Südwestafrika eine derartige Sicherung zu schaffen. Es
hätte dies auch völlig im Sinne Bülowscher Politik gelegen, denn
aus seinen Darlegungen, die er zum Regierungsjubiläum des Kaisers
veröffentlichte, geht das eine klar hervor, daß er den Kampf mit
England für unvermeidlich ansah und sich darauf einstellte. Andere
glaubten, die Dinge richtiger zu sehen, wenn sie alles auf eine
Verständigung mit England einstellten und weiter auf das
ungeschriebene Gesetz, daß der schwarze Erdteil in diesen Weltkrieg
nicht hineinzuziehen sei, als einem feststehenden Grundsatz in dem
Herzen aller Völker bauten. Der Verlust des größten Teiles unserer
Kolonien, die Divisionen von Schwarzen, die gegen uns fechten,
mögen uns Antwort darauf geben, auf welcher Seite die Utopisten
gestanden haben.

		Indessen lohnt es nicht, nur rückblickend die Dinge zu
betrachten. Was in der Vergangenheit versäumt wurde, muß uns in der
Gegenwart und Zukunft als Lehre dienen. Jetzt müssen wir die
Folgerung ziehen [bookmark: page107] aus dem, was wir erlebt haben. Die Erhaltung
unseres Kolonialbesitzes ist eine dieser ersten Forderungen. Dafür
sprechen einmal wirtschaftliche Gründe. In dem Wirtschaftskampf
unserer Gegner, der auch nach dem Kriege fortgesetzt werden wird,
brauchen wir die möglichst ungehinderte Rohstoffzufuhr, zu der
unser nach Möglichkeit erweiterter Kolonialbesitz einen großen Teil
beitragen kann. Wir müssen uns daran gewöhnen, in Weltteilen zu
denken und dürfen nicht zusehen, daß auf der Welt Gebiete der
Rohstofferzeugung, die für uns notwendig sind, lediglich in den
Händen anderer Völker sich befinden, die es dann bestimmen können,
ob und zu welchen Bedingungen sie uns Rohstoffe liefern wollen.
Geht doch das Gespenst der Ausfuhrzölle schon heute durch die
Länder, bemüht man sich doch, Deutschland dadurch
wettbewerbsunfähig zu machen, daß man die Quellen seiner
wirtschaftlichen Entwicklung durch unterschiedliche Behandlung in
der Preisfrage verstopfen will.

		Ebenso groß ist aber auch die Bedeutung des Kolonialbesitzes für
die Ausfuhr deutscher Erzeugnisse. Nicht auf Ziffern der Gegenwart
kommt es allein an, sondern auf ihre Entwicklungsfähigkeit in der
Zukunft. In einer Zeit, in der England durch die Vorzugsbehandlung
seiner Kolonien sich jenes Großengland schafft, das einst
Chamberlain vorschwebte: Einig in der gemeinsamen militärischen
Rüstung, einig in der gemeinsamen wirtschaftlichen Rüstung, einer
Zeit, in der der Begriff der »offenen Tür«, d. h. der Begriff der
wirtschaftlichen Gleichberechtigung der Völker in kolonialen
Gebieten, eine nicht größer ernst zu nehmende Bedeutung hat, als
etwa die Beachtung der Neutralität Griechenlands, müssen wir uns um
so mehr dagegen wehren, daß uns die Gebiete verlorengehen, in denen
wir die Gesetze der Ein- und Ausfuhr bestimmen. [bookmark: page108] Je mehr unsere Feinde
den Wirtschaftskampf predigen, um so mehr wollen wir uns auf unsere
eigene Kraft verlassen und deshalb auf koloniale Geltung nicht
verzichten.

		Dies um so weniger, als diese deutschen Kolonien doch auch ein
Stück der deutschen Seele sind. Tausenden waren sie die Heimat, mit
deutschem Blut sind sie getränkt, Schritt für Schritt wurden sie
verteidigt, ehe wir die Flagge niederholen mußten im ungleichen
Kampfe. Was steckt nicht für deutsche Arbeit in Deutschostafrika.
Was hat nicht das Reichsmarineamt aus Kiautschau gemacht, wieviele
deutsche Sehnsuchtsträume gelten den deutschen Besitzungen auf
Samoa und allen anderen Gebieten sonst. Wir leben heute in einer
Zeit, in der die Seele ihre Flügel ausbreiten kann, lassen wir
unsere Gedanken und Empfindungen nicht untergehen im
Alltagsgetriebe ewig gleichbleibender Großstadtbewegung, sondern
hegen und pflegen wir auch jedes Samenkorn deutscher Romantik, das
sich im Maschinenzeitalter noch aufrechterhalten läßt! Das Reich
hat durch seine Flagge denen, die in den Kolonien Heimatsstätte
erworben, Schutz versprochen und muß ihnen diesen Schutz halten in
dem kommenden Frieden. Wir lassen uns von England wirtschaftlich
nicht aushungern, und wir lassen uns von England auch weltpolitisch
nicht aushungern. Das soll unser Losungswort in der
Gegenwartsstunde sein.

		Die Wiederherstellung unserer Kolonien ist deshalb eine
Forderung, in der das ganze deutsche Volk einig ist. Werden sie uns
aber wiedergegeben, hoffentlich in erweiterter Gestalt, dann lassen
Sie uns in Zukunft auch den festen Willen zeigen und Zähne und
Nägel daransetzen, um in einer intensiven kolonialwirtschaftlichen
Entwicklung zu erreichen, was überhaupt Fleiß, Tüchtigkeit, Technik
und Wissenschaft, unterstützt [bookmark: page109] durch große finanzielle Mittel, aus einem
deutschen Kolonialbesitz machen kann. Dazu ist aber weiter ein
großer militärischer und maritimer Schutz notwendig. Wie die
Grenzlande in Elsaß und Ostpreußen, so müssen wir die Kolonien
schützen gegen feindliche Überfälle. Deutsche Kolonialpolitik,
gestützt durch ausreichende militärische Verteidigung und durch
eine starke deutsche Flottenpolitik, wird uns Kolonien schaffen,
die in der Lage sind, sich gegebenenfalls auch selbst zu behaupten.
Nur wenn diese Sicherheit gegeben ist, wird sich auch die deutsche
Unternehmungslust den Kolonien wieder zuwenden, während es die
Tötung jedes kaufmännischen kolonialen Wagemutes bedeuten würde,
wenn die Behauptung der deutschen Kolonien weiter von Englands
Gnaden abhinge.

		Der Deutsche ist ein seltsamer Kauz, seine Truppen und seine
Flotte erfechten die größten Siege der Weltgeschichte, aber vor
nichts bangt ihm mehr als vor dem Bewußtsein seiner eigenen Größe.
Er vernimmt, ohne irgendwie aufzuzucken, daß England in Calais
bleiben könnte, daß es sich in Saloniki festsetzt, daß es Lissabon
zu einem englischen Hafen besetzt, daß es die letzten strategisch
wichtigen Inseln im Mittelmeer besetzt, die noch nicht sein eigen
sind, und denkt, daß es so sein muß und gewissermaßen von Gott
gewollt ist. Wenn aber ein Deutscher auszusprechen wagt, daß
Deutschland mit seinen siebzig Millionen Einwohnern dasselbe Recht
hat, dann hat er sich nicht nur zu wehren gegen die deutschen
Feinde im Auslande, sondern auch gegen die Philister im Innern.
Wenn noch einmal gerungen werden muß um Sein oder Nichtsein, so
soll den Brüdern in den Kolonien nicht die Wahl bleiben zwischen
Tod und englischer Gefangenschaft, sondern wir müssen zeigen, daß
uns die deutschen Kolonien und ihre Bewohner ebenso [bookmark: page110] wert sind wie jeder
Deutsche in seiner engeren Heimat. Dieser feste Wille möge uns
beseelen, wenn wir an die Schaffung eines neuen deutschen
Kolonialreichs gehen, und die Deutsche Kolonialgesellschaft möge
das ihre tun, um dem zum Ausdruck zu verhelfen, damit bei den
Friedensverhandlungen unsere Unterhändler in diesem Sinne den
Grundstein für die zukünftige koloniale Arbeit Deutschlands
legen.

	
		
		Mit Reichstagsabgeordneten in Bulgarien

		24.6. bis 5.7.1916

		Erinnerungsreiche Tage liegen hinter uns, da wir
als Gäste des bulgarischen Volkes Land und Volk unserer Verbündeten
kennengelernt haben. Eine Erwiderung des Besuches von Vertretern
der bulgarischen Sobranje sollte unser Besuch sein. In den
amtlichen Berichten, die über diesen Besuch veröffentlicht worden
sind, überwiegt die Note des Repräsentativen, und manch einer
stellte sich vielleicht vor, daß die Reise eine ununterbrochene
Folge von Festessen mit gegenseitigen Begrüßungsreden war. Sie war
aber mehr, war die Kundgebung einer Volksseele von so
unwiderstehlicher Gewalt, daß die Zeugen dieser Entfaltung einer
reichen Begeisterungsfähigkeit nur mit tiefster Ergriffenheit daran
zurückdenken können.

		Man kann Kundgebungen organisieren, aber man kann nicht ihren
Geist bestimmen. Das Programm unserer Reise war bis in alle
Einzelheiten vorbereitet. Niemals aber konnte diese Teilnahme des
bulgarischen Volkes an dem Empfang der deutschen Volksvertreter
vorbereitet sein. Wenn die Erinnerung das einzige Paradies ist, aus
dem wir nicht vertrieben werden können, so dürfen wir Abgeordneten
wohl sagen, daß die in Bulgarien verlebten Stunden und Wochen uns
[bookmark: page111] immer
vor Augen stehen werden. Die Zehntausende, die uns jubelnd in Sofia
und Philippopel begrüßten, diese Begeisterung einer Bevölkerung,
die uns mit Blumen überschüttete und mit deutschen Fahnen zuwinkte,
diese unübersehbare Menge von Schulkindern, die, deutsche Lieder
singend, an uns vorüberzogen, der mächtige nächtliche Fackelzug am
zweiten Tage unseres Aufenthaltes, die Ansprachen der Mazedonier,
die immer wieder dem Deutschland dankten, das für Bulgariens und
Mazedoniens Freiheit gekämpft hatte, der Vorbeimarsch der
bulgarischen Kadetten, die mit jugendhellen Stimmen das deutsche
Lied uns zusangen: »Ich hatt' einen Kameraden« – das alles waren
die gewaltigen Eindrücke in Bulgariens Hauptstadt.

		Nicht so gewaltig, aber ebenso ergreifend waren die Empfänge in
den kleinen Orten. Da waren sie herbeigeeilt, oft meilenweit in
ihren malerischen Trachten, um die Germanski Deputati zu sehen und
zu begrüßen. In schlichten, aber wohlgesetzten Worten hielten sie
ihre Reden, Früchte des Landes brachten sie dar, um die Gäste zu
ehren, hier Blumen, dort Getreide, da Pfirsiche und Kirschen,
Rosenöl und andere Landesprodukte. Selbst in der Nacht, wenn der
Zug an irgendeiner kleinen Station hielt, dann standen manchmal
Hunderte, um ihn zu begrüßen. Mächtig geht der Siegeszug der
deutschen Sprache durch das Land, kaum ein Ort, in dem die
Schulkinder unsere deutschen Lieder nicht in deutscher Sprache
sangen, in dem die jungen Mädchen, die uns Blumensträuße
überbrachten, uns nicht ein deutsches Willkommen entboten hätten.
Prächtige Bilder des Zusammenlebens deutscher und bulgarischer
Soldaten in Warna, wie sinnbildlich das Modell, das uns dort
überreicht wurde, das einen deutschen und bulgarischen Kameraden
zeigt, die zusammen kämpfen für die Größe und [bookmark: page112] Freiheit Bulgariens, für die
Unabhängigkeit ihrer Lande. Im hohen Felsen steht in der alten
Krönungsstadt Tirnowo die Inschrift, die späteren Geschlechtern
noch davon erzählen soll, daß es deutsche Soldaten waren, die neben
Bulgaren für Bulgariens und Mazedoniens Freiheit gefochten haben.
Dankbares Anerkennen der großen Kräfte des mächtigen Verbündeten,
ein Hinaufschauen zu der Kulturgröße Deutschlands, ein festes
Bestreben, ihm nachzuahmen auf allen Gebieten, das klang in
unzähligen Variationen uns immer wieder entgegen, das wurde uns
bestätigt in vielen privaten Besprechungen, die wir haben konnten,
und die das Bild vervollständigten, das die offiziellen Empfänge
boten. Die deutschen Soldaten, die deutschen Techniker und die
deutschen Schulmänner, die haben uns die Herzen dieses Volkes
erobert. Wenn da im Lazarett ein verwundeter bulgarischer Offizier
aufsteht und in hinreißenden Worten uns begrüßt, wenn da ein
deutscher Arzt erzählt, wie meilenweit die Menschen zu ihm kommen,
weil sie der festen Überzeugung sind, daß die deutsche Wissenschaft
ihnen alles wiederzugeben vermag, was die Natur ihnen genommen hat,
dann hat man die Empfindung, die sich in jedem von uns niederlegte,
daß dieses Land gewillt ist, treu mit uns zu gehen, und daß wir
herzlich und freundschaftlich die Hand ergreifen sollten, die es
uns darbietet.

		Reich und gesund ist Land und Volk. Reich und überströmend an
Volkskraft. Ein kernhaftes Volk ohne die Kulturunsitten der
modernen Völker im Anfang des 20. Jahrhunderts. Hier bedarf es
keines Vereins für Bevölkerungspolitik, keiner französischen
Gesetze gegen die Beschränkung der Kinderzahl. Ein Überschuß von
Männern sichert Mädchen und Frauen einen Heimstand, keine
Prostitution, keine unehelichen [bookmark: page113] Kinder, ein unendlich reicher
Kindersegen, ein einfaches und inniges Familienleben, das ist der
Grundtypus bulgarischen Lebens. Wer sich als Soldat im Kriege eine
geschlechtliche Infektion zuzieht, wird vor der Front erschossen,
das ist bulgarische Auffassung von den Pflichten des Soldaten, die
hundertmal mehr wert ist, als das Gewährenlassen jeden Übels, das
anderwärts eingerissen ist. Mit verhältnismäßig geringen Verlusten
ist Bulgarien bisher in diesem Krieg an das Ziel seiner Wünsche
gekommen, es ist ein wachsendes Volk, dieses Bulgarien von
heute.

		Reich und gesegnet ist seine Volkswirtschaft. Vieles kann noch
erweitert und vergrößert werden auf dem Gebiete seiner
landwirtschaftlichen Erzeugung. Ebenso liegen in seinem Boden noch
ungehobene Schätze, die Tatkraft und Kapitalkraft zu fördern
vermögen werden. Seine modernen Städte, wie Sofia, wachsen
riesenhaft, haben aber mit dem Wachstum verstanden, auch ihre
sozialen und hygienischen Einrichtungen mit zu entwickeln. Die
Handelsstraßen des Orients, über Philippopel hingehend, zeigen sich
ebenso in dem Handel dieser Städte, wie die Wege des Seeverkehrs
die große Hafenstadt Bulgariens, Warna, hervorgerufen haben. Was
auf dem Gebiete handelspolitischer Ausbildung und der Hingabe von
Mitteln für die Förderung von Handel und Industrie geleistet werden
kann, konnten wir an der Tätigkeit der Handelskammern beobachten.
Unterstützt wird das alles durch ein reiches Bildungsstreben, das
geradezu überwältigend anmutet. Ich glaube nicht, daß unsere ersten
Großstädte besser ausgestattete Gymnasien haben, als sie uns hier
in kleinen bulgarischen Städten vor Augen geführt wurden. Ich
glaube nicht, daß sich in deutschen Städten derartige
Mädchengymnasien halten könnten, wie wir sie besuchen konnten.
Dabei wird [bookmark: page114] Bulgarien durch seine Vergrößerung davor
bewahrt werden, sich ein Bildungsproletariat großzuziehen, das
sonst vielleicht entstehen könnte. So sind nach jeder Richtung hin
für die Landwirtschaft, Industrie und die akademischen Berufe die
Aussichten auf das beste bestellt.

		Schön ist dieses Land. Wie wenige kennen diese Schönheiten. Die
250 Kilometer lange Fahrt, die wir in Automobilen nach dem
Königssitz Tscham Korya und vorher nach dem Kloster Rilo
unternommen haben, haben uns Schönheiten der Natur vor Augen
geführt, auf die wohl die Worte des Dichters passen: »Trinkt ihr
Augen, was die Wimper hält, von dem goldnen Überfluß der Welt.« Wie
viele Wege sind uns für die Zukunft verschlossen, auch wenn der
Frieden wieder gekommen sein wird, welch dankbare Aufgabe bietet
sich hier der Deutsch-Bulgarischen Gesellschaft und anderen
Organisationen, um dem wanderlustigen und schönheitsdurstigen
Deutschen diese Welt der bulgarischen Berge näherzubringen, auf
denen sich ihm ebenso wie uns das Herz weiten wird, wenn er den
Sonnenuntergang auf den Höhen des Balkans genießt, wenn er seine
Schritte in diese noch unberührten Naturgebiete lenkt. Und wer das
Meer liebt, dem kann es gar nicht köstlicher rauschen, als im
Meeresgarten in Warna, wo die Stadt die Anlage großer Seebäder
plant, und wer in der Lage ist, sich Schlösser zu errichten, oder
wer von einfachen Landhäusern aus hinausschauen möchte über Wälder
ins Meer, dem wird sich dort ebenso Gelegenheit bieten, wie mancher
Deutsche früher in Italien und anderen Ländern sein Tuskulum
besaß.

		Die stärkste Erinnerung wird für jeden von uns wohl die
Begegnung mit Bulgariens König gewesen sein. Nicht der König,
sondern die Persönlichkeit war [bookmark: page115] es, von der eine große Anziehungskraft
ausströmte, die jedem von uns unvergeßlich sein wird. Was hat die
Intelligenz dieses Mannes in seiner neuen Heimat nicht alles
geschaffen, trotzdem er sich gewiß nur schwer durchsetzen konnte.
Wenn der König mit uns hinausgeschaut hätte auf die freudig bewegte
Menge, die bei dem Fackelzug vor dem Offizierskasino uns deutschen
Abgeordneten immer wieder und wieder zujubelte, dann wäre wohl die
Erinnerung in ihm wachgerufen worden, was Sofia war, als er dort
einzog, und was es geworden ist in der Gegenwart. Wie auch die
Gemütsanlage dieses Volkes anders geworden ist, das uns von Kennern
des Landes geschildert wurde als ein früher mürrisches und
verdrossenes, das jetzt zu einem zur Lebensfreude erwachenden, von
tiefem nationalem Gefühl erfüllten Volk wurde.

		Für die Landwirtschaft seines Landes, für Forsten und
Ackerkulturen hat dieser Freund der Wälder und der Pflanzen
unendlich viel getan. Seine Schlösser Euxinograd und Tscham Korya
sind ebenso ein Denkmal seiner Tätigkeit wie die wundervollen
zoologischen und botanischen Gärten, in denen fast alles von seiner
Arbeit zeugt. So wie er dem spröden Felsgestein des Schwarzen
Meeres wundervolle Gärten abgerungen hat, die sein Schloß dort
zieren, so hat er der spröden Natur des Volkes die großen
Leistungen abgerungen, und ein faustisches Gefühl tiefen
Glückempfindens mag diesen deutschen Fürsten durchströmen, wenn er
auf das Erreichte zurückschaut, den Weg zur Höhe abmißt, den er
gegangen ist und den sein Volk mit ihm ging: Durch diplomatische
Verhandlungen und durch Waffengänge hindurch, nicht immer in
gerader Linie, manchmal zurückgeworfen, manchmal die Fahne
einrollend für bessere Zeiten, aber schließlich doch
vorwärtsschreitend zu Macht und Größe und Ehre und Ruhm. [bookmark: page116]

		Das deutsche Volk, so groß und gewaltig es ist, braucht Freunde
in der Welt da draußen, um diesen Weltkrieg zu bestehen und
etwaigen Weltkriegen zu begegnen. Bündnisse sind wie Blumen, die
gepflegt werden müssen, um sich zu entfalten. In unseren Adern
rauscht anderes Blut als in denen der Bulgaren. Noch versteht unser
Ohr nicht, was ihr Mund spricht, aber wir alle hatten die
Empfindung, daß ein gleicher Schlag des Herzens uns miteinander
verbindet und die Tage erst möglich machte, deren Erinnerung noch
stark in uns ist. Lassen wir dieses Bündnis nicht als ein trockenes
Pergament in der Schublade vermodern, sorgen wir dafür, die
kulturellen Zusammenhänge mehr zu pflegen, versuchen wir aus
unserer spröden Natur, die so oft ihre Empfindungen scheu in sich
verbirgt, herauszugehen, wie die Bulgaren es verstanden haben, ihre
Tore und Herzen weit aufzumachen. Was durch die Besuche von
Parlamentariern angeknüpft worden ist, muß durch Besuche von
Künstlern und Malern, von Studenten und Professoren immer weiter
gepflegt werden, um dem Volke der Bulgaren seinen mächtigen starken
Freund, um dem deutschen Volke Land und Volk eines treu mit ihm
Verbündeten näherzubringen. Noch lebt in Bulgarien manche alte
Tradition der Dankbarkeit gegen das große Rußland, das sich einst
zur Befreiung Bulgariens anschickte. Falsch wäre es, ob solcher
Traditionen irgendwie zürnen zu wollen. In Deutschland sind Gefühle
der Dankbarkeit gegenüber dem großen Korsen, der der Rheinprovinz
den Code-Napoleon gab, noch lange vorhanden gewesen, ehe die
Rheinprovinz ihr deutsches Herz entdeckt hatte. Die Zeiten
schreiten vorwärts. So wie heute der Krieg von 1870/71 mehr und
mehr Erinnerung und überschattet wird von den gewaltigen
Ereignissen der Gegenwart, so gräbt sich die Gegenwart [bookmark: page117] ein in die
Herzen und Sinne der kommenden Geschlechter Bulgariens. Diese
Gegenwart steht für den Bulgaren im Zeichen Deutschlands, im
Zeichen seines Kaisers, der sich herzliche und unverlöschliche
Sympathien bei seinem Aufenthalt in Nisch erworben hat. Die
gewaltige Wirkung der bulgarischen Marseillaise, dieses Lied von
den Verbündeten, die sich als Räuberbrut gegenüber dem aufrichtigen
Bulgarenvolk zeigten, ein Lied, dessen Bedeutung für diesen Krieg
gar nicht hoch genug eingeschätzt werden kann, – sie klingt und
singt in den Herzen des heutigen Bulgariens, und mit diesen
vorwärtsstürmenden Melodien vermischen sich die erinnerungsschweren
Lieder von dem Verlust der Dobrudscha, den das Land durch den
Verrat der einstigen Bundesgenossen erlitten hat. Gefühl und
Überzeugung, Idealismus und politischer Verstand weisen Bulgarien
hin auf das Bündnis mit uns, so wie unsere Stimmung ebenso wie
realpolitische Erwägungen – wir brauchen nur an den Wunsch einer
von unseren Feinden unabhängigen Donau zu denken – uns dieses
Bündnis wertvoll und wichtig machen.

		Als die Presse der Entente vor wenigen Wochen Zweifel darüber
aussprach, ob in Bulgarien der Gedanke des Bündnisses mit
Deutschland lebendig sei, da schrieb der bulgarische Gesandte in
Bern, der Empfang der deutschen Reichstagsabgeordneten werde
beweisen, wie das bulgarische Volk empfinde. Der Beweis ist restlos
im Sinne eines überströmenden Treugefühls für Deutschland geliefert
worden. Bauen wir auf, was hier begonnen wurde, dann wird auch aus
dieser Reise reicher Gewinn erblühen können für die Zukunft. [bookmark: page118]

	
		
		Der Volksvertretung mehr Rechte!

		Reichstagsrede. 26.10.1916

		Meine Herren, die Anträge, die der
Budgetkommission vorlagen, und die Anträge, über die wir hier zu
befinden haben, zeigen zunächst das eine: daß der bisherige Zustand
von allen Seiten als unbefriedigend empfunden worden ist. Daran
ändert es auch nichts, daß der Herr Staatssekretär des Innern als
Stellvertreter des Reichskanzlers auf die Konferenzen Bezug
genommen hat, die zeitweilig zwischen dem Herrn Reichskanzler und
den Parteiführern stattgefunden haben, als wären sie ein Schritt
auf dem Wege, der hier erstrebt werden soll. Ich verstehe gar
nicht, wie man von diesen Konferenzen überhaupt irgendwelches
Aufheben machen kann. Denn es ist doch ganz selbstverständlich, daß
der leitende Staatsmann im Frieden wie im Kriege das Bedürfnis hat,
vor großen Entscheidungen sich mit den Führern der Parteien im
Reichstage zusammenzusetzen und in Gedankenaustausch zu treten.

		Es wäre überhaupt irrig, die vorliegenden Anträge [bookmark: text1]F1
lediglich so aufzufassen, als beträfen sie eine Änderung der
Geschäftsordnung des Reichstags. Für meine politischen Freunde
liegen die Dinge jedenfalls nicht so; für uns liegt bei den
Anträgen, die wir gestellt haben, [bookmark: page119] der Hauptnachdruck auf der Stärkung der
Rechte der Volksvertretung; für uns sind diese Anträge allerdings
der erste Schritt auf dem Wege, die Rechte der Volksvertretung zu
stärken und einen weit engeren Konnex zwischen Regierung und
Volksvertretung herzustellen, als es heute der Fall ist.

		Ich will zunächst auf die formale Frage eingehen, ob es für den
vorliegenden Zweck besser erscheint, die Budgetkommission oder, wie
meine Freunde es vorschlugen, einen besonderen Ausschuß mit der
Aufgabe zu betrauen, die Fragen der auswärtigen Politik zu
erörtern. Ich verkenne nicht, was der Herr Kollege Gröber zugunsten
der Budgetkommission angeführt hat. Er nannte sie das politische
Zentrum des Reichstags, wobei hoffentlich über den Begriff des
Wortes »Zentrum« nicht irgendwelche Meinungsverschiedenheiten
obwalten. Er meinte damit, die Budgetkommission sei der
Kristallisationspunkt der Arbeiten des Reichstags, sei die
Hauptkommission, die, weil in ihr die führenden Persönlichkeiten
der Parteien wirken, auch in erster Linie geeignet wäre, diese
Aufgaben zu lösen; er wies ferner auf die Gefahr hin, daß man für
den anderen Ausschuß nicht genügend Persönlichkeiten fände, oder
daß auch, wie der Herr Staatssekretär des Innern ausführte, die
Regierung in Schwierigkeiten käme, wenn sie hier und dort vertreten
sein sollte. Demgegenüber möchte ich darauf aufmerksam machen, daß
die Budgetkommission doch schon selbst ihre eigene Überlastung
durch die Bildung des Ausschusses für Handel und Gewerbe anerkannt
hat. Was in bezug auf die Überlastung der Herren Staatssekretäre
angeführt wird, hätte ebenso gegen diese neue Ausschußbildung
sprechen können. Ich halte es aber auch für unrichtig, diesen
Gedanken hier so in den Vordergrund zu stellen, wie es aus den
Ausführungen des Herrn Staatssekretärs [bookmark: page120] herausgelesen werden konnte.
Vielleicht ist es überhaupt gut, bei der steigenden Bedeutung, die
unsere Parlamentsaufgaben und -arbeiten nicht nur auf dem Gebiete
der auswärtigen Politik, sondern bei der Neuordnung der Dinge in
Deutschland überhaupt haben werden, wenn die Regierung sich mit dem
Gedanken vertraut macht, in ihren einzelnen Ressorts gewissermaßen
auch für Parlamentsunterstaatssekretäre zu sorgen, die den
Zusammenhang zwischen den einzelnen Ressorts und dem Reichstage
festhalten. Es kann sonst leicht die Wichtigkeit der sachlichen
Erörterungen einer Frage an dem physischen Unvermögen scheitern,
wenn verlangt wird, daß der Staatssekretär des einen Amtes in allen
den Kommissionen persönlich tätig ist, in denen Angelegenheiten
seines Ressorts erörtert werden. Immerhin kommt doch diese Frage
aber nicht entscheidend in Betracht.

		Uns hat bei dem Gedanken des eigenen Ausschusses der
Grundgedanke geleitet, daß das Organ, welches wir schaffen wollen,
dieser Parlamentsausschuß für auswärtige Angelegenheiten,
gewissermaßen organisch mit seinen eigenen Aufgaben wachsen sollte,
so, wie wir bei dem Ausschuß für Handel und Gewerbe in der kurzen
Zeit seines Bestehens bereits gesehen haben, wie er in die Aufgabe
hineingewachsen ist und in ganz anderer Weise heute schon eine
Stellung innerhalb des Gesamtreichstags einnimmt, als sie ihm
zunächst in der Form einer Petitionskommission zugewiesen war. Wir
haben geglaubt, daß bei der ausschließlichen Erörterung der
auswärtigen Politik in einem solchen Ausschuß für auswärtige
Angelegenheiten durch Persönlichkeiten, die ständig in ihm wirkten,
auch ein engerer Konnex mit der Materie, eine Spezialisierung der
Arbeiten, die Stellung von Berichterstattern für einzelne Fragen
möglich wäre, [bookmark: page121] daß einem solchen Ausschuß auch in ganz
anderer Weise, zum Beispiel durch Vorlegung von Material, das uns
heute vorenthalten wird, durch Vorlegung von Botschafterberichten
und anderen, die Möglichkeit einer intensiveren Anteilnahme an
diesen Arbeiten gewährleistet werden könnte, als sie uns heute bei
der oft hervortretenden Überlastung der Budgetkommission
sichergestellt erscheint.

		Bei der Antwort des Herrn Staatssekretärs ist es mir
einigermaßen zweifelhaft geblieben, und, wie ich festgestellt habe,
auch einigen meiner Freunde, ob die Zusagen des Herrn
Staatssekretärs so zu verstehen sind, daß danach auch über den
Krieg hinaus dasjenige, was der Kommissionsantrag wünscht,
sichergestellt sei. Wir hegen jedenfalls die bestimmte Erwartung,
daß nach dieser Richtung hin die verbündeten Regierungen nicht
versagen mögen.

		Wir lehnen den konservativen Antrag ab, weil er sich auf die
Zeit des Krieges beschränkt, und weil er deshalb von dem
Grundgedanken abweicht, der uns bei der ganzen Frage geleitet hat.
Den früheren Zustand wünschen wir unter keinen Umständen
wiederherzustellen. Und ich glaube, daß es auch nicht richtig ist,
wenn der Herr Staatssekretär davon sprach, daß doch schließlich der
normale Fall die Vertagung wäre, so daß die ganze Sache schon auf
das Gleis des ganz Außergewöhnlichen geschoben wird, das erst
eintreten muß, wenn dieser Normalfall unterbrochen sein soll. Nein,
meine Herren, nach dieser Richtung hin hat, glaube ich, auch Herr
Abgeordneter Dr. Gradnauer mit vollem Recht davon gesprochen, daß
in kritischen Situationen, die das ganze Volk bewegen, gerade das
Fehlen einer parlamentarischen Arbeit zu Erschütterungen des
Innenlebens des Volkes führen könne, und daß nach dieser Richtung
hin für alle Zeiten, nicht nur, [bookmark: page122] wenn anormale Fälle eintreten, die
Möglichkeit der Tätigkeit eines solchen Ausschusses gegeben werden
soll. Wir begnügen uns heute mit dem Kommissionsantrag, nachdem wir
selbst nicht vermocht haben, für unseren weitergehenden Antrag eine
Mehrheit in der Budgetkommission zu erzielen. Wir möchten aber
darauf hinweisen, daß, wenn irgendwelche Versuche gemacht würden,
hier diesen Antrag so aufzufassen, als wenn er nur für die Dauer
des Krieges Geltung haben sollte, wir sofort nach Beendigung des
Krieges an die heutigen Anträge anknüpfen würden, um aufs neue das
sicherzustellen, was wir erstreben. Ich möchte nicht verfehlen,
darauf aufmerksam zu machen, daß hier meines Erachtens dann ein
Konfliktsstoff vorläge, den die Regierung doch besser vermiede. Man
kann doch nicht immer von Neuorientierung, von großem
weltgeschichtlichen Erleben sprechen und, wenn der erste zaghafte
Schritt auf diesem Gebiete gemacht werden soll, dann sich die
Gewährung dieses ersten Schrittes gewissermaßen abringen lassen,
statt freudig und gern selber die Initiative zu ergreifen und
dadurch zu zeigen, daß man auf dem Gebiete Führer sein will, indem
man als Garant einer großen Politik der liberalen Neuorientierung
erscheint.

		Der Herr Kollege Dr. Gradnauer ist auf Ausführungen
zurückgekommen, die ich in der Budgetkommission über die Frage des
parlamentarischen Systems gemacht habe, und hat darauf hingewiesen,
daß ihm einerseits eine andere Auffassung des parlamentarischen
Systems von seiten meiner Freunde erfreulich erscheine, daß er
anderseits gerade in dem Widerspruch gegen den Gedanken des
parlamentarischen Systems den Grundgedanken der konservativen
Opposition gegen die vorliegenden Anträge erblicke. Ich bekenne
mich zu den Ausführungen, die der Herr Kollege Dr. Gradnauer [bookmark: page123] wiedergegeben
hat. Man hat uns in der Öffentlichkeit, in großen führenden
Zeitungen Vorwürfe darüber gemacht, daß wir nach der ganzen Art der
Begründung unseres Antrags gesonnen schienen, dem parlamentarischen
System Konzessionen zu machen. Demgegenüber habe ich ausgeführt,
auch wenn dieser Antrag, was er in der jetzigen Fassung nicht
einmal ist, ein weitergehender Schritt zur Stärkung der
Parlamentsrechte wäre, dann würden die Bedenken, die uns früher von
einem solchen Schritt zurückgehalten hätten, heute nach dem, was
wir während dieses Weltkrieges erlebt haben, nicht mehr in gleichem
Maße zu bestehen vermögen. Der Herr Kollege Dr. Gradnauer führte
meine Ausführungen an in bezug auf Frankreich. Er hätte ebensogut
auf England hinweisen können. Blicken wir doch einmal dieses
England uns an mit den Augen, mit denen wir in Deutschland auf
unsere Verhältnisse blicken. Wir sehen dort, daß Fragen, an die wir
gar nicht zu rühren wagen, Fragen von der Art, wie weit man
Rumänien im Stich gelassen habe oder anderes, alle diese vitalsten
Fragen der auswärtigen Politik, in voller Öffentlichkeit vor der
Welt verhandelt werden, ohne daß Englands Stärke und Englands
Widerstandskraft dadurch im allergeringsten beeinträchtigt wird.
Nein, meine Herren, wenn dieses englische Parlament auch in seiner
leidenschaftlichen Kritik gegen seine Führenden manchmal diejenige
Grenze überschritt, die wir uns selbst geben, – so sehr man im
ersten Augenblick den Gedanken der Schadenfreude empfinden konnte,
so ist doch im letzten Augenblick oft die Empfindung die gewesen,
daß auch diese Offenheit aus einem Gefühl der Stärke des englischen
Volkes und seiner Volksvertretung hervorgeht.

		Meine Herren, was wir erstreben, worum wir kämpfen in dem
Gedanken des Burgfriedens, das ist [bookmark: page124] doch eine enge Verbindung der
Volksvertretung mit der Regierung, das ist ein inniger Konnex der
Regierung mit dem Volke. Wir sehen in Deutschland eine Erscheinung,
die man in Ländern parlamentarischen Systems gar nicht kennt, das
ist die Opposition gegen den Staat als solchen. Diese Empfindung
von dem »Racker« Staat, dieses »Sichwehren« des einzelnen gegen den
Staat ist etwas spezifisch Deutsches. In anderen Ländern hat man
Opposition gegen die jeweilige Regierung, will sie vielleicht
stürzen und durch eine andere ersetzen. Aber dieses gewissermaßen
sich mit einem Stacheldraht der Abneigung Versehen des Deutschen
gegen den Staat ist nur verständlich aus der ganzen Entwicklung
unserer parlamentarischen Verhältnisse, aus der Machtlosigkeit der
Volksvertretung auf der einen Seite und aus der Omnipotenz des
Staates, in der natürlich die Gefahr einer Überschreitung der
Gewalt liegt, auf der anderen Seite. Ich glaube, daß, je größer der
Einfluß der Volksvertretung wird, je mehr dieser Einfluß steigt,
desto mehr der Begriff der Staatsidee in das Volk übergeht und sich
dann dieser Konnex zwischen Volk und Staat ganz anders
herstellt.

		Ich frage mich aber auch eins: Weshalb soll gerade der
Liberalismus Bedenken haben, einen solchen Schritt zu tun? Die
Nationalliberale Partei blickt gegenwärtig auf ein fünfzigjähriges
Bestehen zurück. Das erste Programm der Partei brachte zum
Ausdruck, daß die Endziele des Liberalismus bestehende, aber seine
Forderungen und Wege nicht abgeschlossen seien vom Leben und sich
nicht in Formen erschöpfen. Sein innerstes Wesen – so hat Rudolf
von Bennigsen das Parteiprogramm umschrieben – bestehe darin, die
Zeichen der Zeit zu erkennen und ihre Ansprüche zu befriedigen.
»Die gegenwärtige Zeit zeigt deutlich«, – so sagte er damals – »daß
in unserem Vaterlande jeder [bookmark: page125] Schritt zur verfassungsmäßigen Einheit
zugleich ein Fortschritt auf dem Gebiet der Freiheit ist.« Auch
heute gilt das für uns.

		Der Liberalismus hat die Zeichen der Zeit zu erkennen, und in
Anlehnung an diesen letzten Satz unseres ersten Programms möchte
ich sagen: Heute liegen die Dinge so, daß jeder Fortschritt auf dem
Gebiet der Freiheit auch zugleich ein Fortschritt auf dem Gebiet
der inneren Einheit des deutschen Volkes ist. Wie ist denn die
Entwicklung unseres deutschen Verfassungslebens vor sich gegangen?
Man muß sich diese Entwicklung vor Augen stellen, wenn man heute
unsere Verhältnisse mit denen anderer Parlamente vergleicht. Wir
haben das erste Versprechen zu einer Volksvertretung im Jahre 1813
in dem führenden Bundesstaat erhalten, und es ist das große
historische Unrecht gegenüber dem preußischen Volke, daß dieses
Versprechen nicht eingelöst worden ist. Nur dieses historische
Unrecht hat dazu geführt, daß wir zu der Zeit von 1870 erst den Weg
über 48 machen mußten. Diese Entwicklung, die damals vor sich
gegangen ist, wird leider heute unserer Jugend in Deutschlands
Schulen in einem sehr verzerrten Lichte dargestellt. Man höhnt und
spottet über das Frankfurter Parlament in der Paulskirche, man
höhnt und spottet über die damalige Revolution, Auch für uns gilt
das Wort: Wohl dem, der seiner Ahnen gern gedenkt! Es waren die
Ahnen des deutschen Liberalismus, die damals in der Frankfurter
Paulskirche wirkten, und jedes Parlament könnte stolz sein, wenn es
auf der geistigen Höhe stände, auf dem einst das Frankfurter
Parlament gestanden hat. Auch denjenigen, die damals in
revolutionärer Opposition gegen ein ihnen ungenügendes Prinzip der
Freiheit standen, kann man doch schließlich nur den einen Vorwurf
machen, den Friedrich II. [bookmark: page126] einst Josef II. gemacht hat, indem er sagte,
daß er in der Treibhaushitze seines Gemütes oft geneigt sei, den
zweiten Schritt zu tun, ehe der erste gemacht sei. Auch diese
Generationen haben von der Einheit des deutschen Volkes vielleicht
zu früh geträumt, ehe die Verhältnisse dazu gegeben waren.

		Nun ging die Entwicklung Deutschlands durch das, was man eine
Politik von Blut und Eisen nannte, wobei man aber vergißt, daß
diese Politik von Blut und Eisen zur Einheit des Reichs niemals
geführt hätte, wenn nicht jene große Einheitsbewegung
vorausgegangen wäre. Das hat im alten Reichstag einmal Rudolf von
Bennigsen in einer Rede im Jahre 1882 ausgeführt, als er davon
sprach, daß Bismarck seine gewaltige Popularität gerade dem Umstand
verdanke, daß er nicht etwa allein mit Genialität und übermächtigem
Willen und großem diplomatischen Geschick die Einheit Deutschlands
durchgeführt habe, sondern daß er aus dem Geiste des deutschen
Volkes heraus gewissermaßen als Erbe aller dieser Ideen in voller
Übereinstimmung mit dem Volke endlich die alten Hoffnungen und
Wünsche des deutschen Volkes zum Abschluß gebracht hat.

		Ich komme auf diese Ausführungen deshalb, weil die deutschen
parlamentarischen Verhältnisse nur dadurch erklärlich sind, daß in
der Persönlichkeit Bismarcks ein natürlicher großer Hemmschuh der
deutschen parlamentarischen Entwicklung gelegen hat.

		Wir hatten die Verfassung des Reichs und die Tradition des
Reichstags auf die Persönlichkeit des gewaltigen ersten Kanzlers
zugeschnitten. Wenn er mit Hohn und Spott sich gegen ein Weißbuch
wandte, dann schwieg der Reichstag und konnte schweigen, weil er zu
der überragenden Persönlichkeit, die uns nach drei siegreichen
Kriegen ein einiges Reich schuf, [bookmark: page127] unbegrenztes Vertrauen haben und aus
diesem Grunde auf die Geltendmachung mancher Rechte verzichten
konnte, auf die er sonst nicht verzichtet hätte. Bennigsen
kennzeichnete diese Situation einmal, indem er ausführte: »Wenn der
Deutsche Reichstag niemals zu der imponierenden Autorität gekommen
ist, welche andere Parlamente einnehmen, so liegt das an der
übermächtigen Gestalt und der Wirksamkeit des ersten Kanzlers.«
Meine Herren, man könnte sagen: Wenn wir jetzt einen Bismarck
hätten, brauchten wir diese Anträge nicht einzubringen. Ich kann
das nur in dem Sinne anerkennen, daß eben dieses Schwergewicht der
einzelnen Persönlichkeit dieses Parlament niederhielt und nicht zu
der Entwicklung kommen ließ, zu der es sonst entsprechend der
Entwicklung in anderen Ländern gekommen wäre, daß das auf die
historische Entwicklung unserer Parlamentsrechte von entscheidendem
Einfluß gewesen ist.

		Dafür darf ich einen klassischen Zeugen anführen: das ist
Bismarck selbst, der Bismarck, der nicht mehr Kanzler war, der nach
seiner Kanzlerschaft empfunden hat, daß er selber diesen Deutschen
Reichstag in eine Ohnmacht versetzt hat, die ihm als nicht
erwünscht für unsere deutschen Verhältnisse erschien. Ich erinnere
Sie an den Bismarck in Jena, der damals auf dem Marktplatz in Jena
die Worte aussprach, die mir als wesentlich für unsere künftige
Stellungnahme zu den Fragen der Parlamentsrechte erscheinen: »Ohne
einen Reichstag, der vermöge einer konstanten Majorität, die er in
seinem Schoße birgt, imstande ist, die Pflicht einer
Volksvertretung dahin zu erfüllen, daß er die Regierung kritisiert,
kontrolliert, warnt, unter Umständen führt, der imstande ist,
dasjenige Gleichgewicht zu verwirklichen, das unsere Verfassung
zwischen Regierung und Volksvertretung hat schaffen [bookmark: page128] wollen, – ohne einen
solchen Reichstag bin ich in Sorge für die Dauer und Solidität
unserer nationalen Institutionen.« Meine Herren, man kann diese
Worte Bismarcks nicht anders verstehen als in dem Zusammenhange,
daß er sich sagte: Ich habe euch in dieser Ohnmacht erhalten, ich
sehe heute, daß das ein Zustand ist, der mir nicht als erwünscht
erscheint, denn es können Zeiten eintreten, wo das Gleichgewicht
fehlt, das ich damals durch meine Persönlichkeit hergestellt habe.
Er nannte den Reichstag den Brennpunkt des nationalen Lebens und
sagte: »Verliert der Reichstag seine Autorität, dann werden die
Bande, die uns zusammenhalten, geschwächt.« Man kann auch daraus
den Schluß ziehen: Gewinnt der Reichstag an Autorität, so werden
die Bande, die uns zusammenhalten, gestärkt werden.

		Ich darf darauf hinweisen, daß, wenn man uns vorwirft, daß wir
einen Schritt auf dem Wege zum parlamentarischen System gingen,
doch selbst diesem ersten Kanzler mit seinen ganz konservativen
Grundanschauungen die Länder parlamentarischer Institutionen als
Vorbild erschienen. Bismarck hat wiederholt keinen Zweifel daran
gelassen, in wie hohem Maße er die Einheit der politischen Aktion
in England für höher gesichert hielt als in Rußland, in dem Lande
der Autokratie, in jenem England, »wo der leitende Minister und die
Berichte, die er empfängt, der öffentlichen Kritik unterliegen«. Er
hat darauf hingewiesen, daß in England auch in Kriegsfällen, selbst
wenn die Gefahr Englands Boden noch nicht bedroht, jede
Parteipolitik schweigt, und man sich der einheitlichen Führung auch
eines gegnerischen Ministeriums unterzuordnen versteht. Ich weiß,
daß er demgegenüber auch zum Ausdruck gebracht hat: »Geben Sie uns
ein Englisches Unterhaus und dann fordern Sie englische [bookmark: page129]
Institutionen«, daß er hingewiesen hat auf die englische Gentry,
die dem Parlament eine große Zahl unabhängiger Männer schenkte.
Aber, meine Herren, heute liegen die Verhältnisse auch in England
schon anders als damals. Das ist nicht nur englische Gentry, was
heute im Unterhause ist, diese Leute wie Lloyd George sind nicht
hervorgegangen aus der englischen Gentry, diese Arbeiterführer und
diese Führer, alles, was in dieser demokratischen Entwicklung in
England vorwärts gekommen ist, das ist nicht mehr an die
Voraussetzungen gebunden, die Bismarck damals für gegeben
erachtete. Trotzdem sehen wir, daß doch das, was er rühmte, das
parlamentarische System Englands, sich auch aufrechterhalten hat
während dieses Krieges. Die Offenheit der parlamentarischen Kritik,
die in England zuhause ist, sie hat, wie ich vorhin ausführte,
wirklich England nicht geschadet, vielmehr hat uns geschadet die
Auffassung, die vielfach bei uns in Fragen der auswärtigen Politik
Geltung hat, als könne man einen Weltkrieg gewissermaßen streng
vertraulich unter Ausschluß der Öffentlichkeit führen.

		Meine Herren, wie steht es denn nun heute bei uns selbst? Unsere
Stellung nach außen und die Stellung des Reichstages in
Deutschland? Liegt denn in der Stärkung der Reichstagsrechte eine
Gefahr? Mir hat ein hervorragender deutscher Diplomat vor kurzem
einmal gesagt: Das, was die Vertretung Deutschlands im Auslande so
schwer macht, das ist die geringe Einschätzung der öffentlichen
Meinung Deutschlands in anderen Staaten, das ist die
parlamentarische Ohnmacht, die man uns im höheren Maße noch im
Ausland unterschiebt, als sie tatsächlich vorhanden ist. Er hat mir
aus seinem Leben angeführt, daß er einmal versucht hätte, den
englischen Botschafter darauf hinzuweisen, daß sich die deutsche
öffentliche Meinung [bookmark: page130] dies oder jenes nicht bieten lassen könne und
daß er zur Vermeidung von Konflikten darauf aufmerksam machen
müsse, daß das nicht ginge, wenn die öffentliche Meinung
Deutschlands nicht in Erregung kommen solle, und er habe von ihm
die Antwort erhalten: Das schreibe ich regelmäßig in meinen
Berichten, in London glaubt man aber, es gäbe keine öffentliche
Meinung Deutschlands, auf die man Rücksicht zu nehmen brauchte. Ich
frage mich, sollte uns das weltgeschichtliche Erleben dieses
Krieges nicht auch nach dieser Richtung etwas weiter geführt haben?
Der Herr Kollege Doktor Naumann hat neulich von dieser Stelle aus
gesprochen, in welcher Weise die Frauen in dieser Zeit des Krieges
in alle diese großen Probleme des Weltkrieges hineingeführt worden
seien. Vor allen Dingen gilt das wohl für die Männer, gilt der
Satz, daß eine Politisierung des deutschen Volkes durch diesen
Weltkrieg erreicht wird, die Jahrzehnte überspringt, die sonst
nötig gewesen wären, um sie herbeizuführen. Denken Sie an die
Männer an der Front, an den weltgeschichtlichen, geographischen
Unterricht, den sie dort erhalten, an alle die Probleme, denen sie
nachgehen. Niemals haben Millionen von deutschen Reichstagswählern
so Gelegenheit gehabt, Wochen, Monate und Jahre im Austausch der
Gedanken über das Verhältnis des einzelnen zum Staat nachzugehen.
Dasselbe gilt für die Leute hinter der Front, denen doch das
Verhältnis zwischen Staat und Volk und einzelnen heute der
Mittelpunkt der Diskussion bildet, wo innerhalb zwei Jahren 4000
Regierungsverordnungen zur Regelung der Verhältnisse über
Deutschland herabgeregnet sind. Das vielleicht ist der Grund,
weshalb über die Reihen des Liberalismus hinaus die Stärkung der
Parlamentsrechte von den verschiedensten Seiten gefordert worden
ist. Ich kann [bookmark: page131] daran erinnern, daß beispielsweise der Herr
Kollege Dr. Spahn bei einem Festessen zu seinem siebzigsten
Geburtstag seinen Freunden von der Zentrumsfraktion erklärt hat, er
hielte es für notwendig, daß die großen, führenden Fraktionen des
Hauses auch durch ihre eigenen Vertrauensmänner in den Ministerien
vertreten seien. Man kann diese Dinge nicht mit dem Worte des Herrn
Dr. Rohrbach abmachen, daß das alldeutsche Tendenzen wären. Meine
Herren, meine Fraktionskollegen Prinz zu Schönaich-Carolath,
Freiherr von Richthofen und Schiffer sind alldeutscher Tendenzen
nicht verdächtig und haben, glaube ich, niemals Veranlassung dazu
gegeben, daß man sie nach jener Richtung hin klassifiziert. Nein,
meine Herren, so kann man derartige Dinge nicht abtun. Wir glauben,
daß aus diesem Erleben des Krieges auch eine ganz andere Stellung
des Reichstags gegenüber der Regierung hervorgehen muß, als sie
bisher bestand, und daß wir nach dem Kriege allerdings auf diesem
Gebiete der Neuorientierung sehr viel Arbeit zu tun haben
werden.

		Nun, meine Herren, bezieht sich ja der gegenwärtige Antrag
lediglich auf Fragen der auswärtigen Politik. Wir werden über
Einzelheiten dieser auswärtigen Politik, über Erfolge auf der
einen, Fehler und Mißgriffe auf der andern Seite, nach dem Kriege
Gelegenheit haben, uns in vielen Einzelheiten auszusprechen. Wenn
man es aber gewissermaßen als Unrecht ansieht, daß man durch solche
Anträge überhaupt einem gewissen Mißtrauen Ausdruck gebe, so muß
ich doch das eine sagen, daß einem Volke, das gegen zwei Nationen
kämpfen muß, die mit ihm seit mehr als drei Jahrzehnten verbündet
gewesen sind, schließlich ein unbedingtes Vertrauen in seine
unfehlbare Diplomatie nicht zugemutet werden kann. Wenn [bookmark: page132] irgendwo das
Wort: Freie Bahn dem Tüchtigen! Geltung haben soll, dann doch auf
diesem Gebiete. Deshalb haben wir auch die Anfrage gestellt, wo
denn die Reformen stecken, die uns schon vor Jahren in Aussicht
gestellt worden sind, und die auf diesem Gebiete auch Wandel
schaffen sollten. Nicht neue Examina fordern wir, meine Herren; das
Examen des Lebens befähigt manchen Menschen in viel höherem Maße,
als es irgendwie andere Examina tun könnten. Und man komme uns nach
all den Leistungen unseres deutschen Volkes nur nicht mit dem
Einwande, daß wir nicht genug tüchtige Persönlichkeiten hätten, die
in der Lage wären, gerade das zu leisten wie andere Nationen!

		Große Kreise in Deutschland liegen ja heute überhaupt brach bei
diesen Fragen. Denken Sie beispielsweise an unsere ganze große
deutsche Marine! Alle diese Menschen, die sich da draußen den Wind
der Welt haben um die Ohren pfeifen lassen, die es so wundervoll
verstehen, deutsches Selbstbewußtsein zu verkörpern, aber auch sich
in die Eigenart anderer Völker zu vertiefen, die überall
Repräsentanten des Deutschtums im besten Sinne des Wortes sind!
Greifen Sie auch hier einmal hinein!

		Wie falsch sind überhaupt die Verhältnisse, daß über den Zugang
und die Befähigung zum diplomatischen Dienst heute bei den in
Betracht kommenden Persönlichkeiten in einem Alter entschieden
wird, wo der einzelne überhaupt nicht mehr als eine formale
Befähigung zum Ausdruck gebracht haben kann, daß man nicht Leute,
auch wenn sie längst in anderem Lebensalter stehen, aus allen
Kreisen herausnimmt – ich exemplifiziere da nicht allein auf die
Marine: Unsere Flotte hier, die Kaufmannschaft da, hervorragende
Juristen oder andere, wo immer sie sein [bookmark: page133] mögen, wenn man sie nur für
befähigt hält –, sie einreiht in diejenigen Kreise, die uns draußen
zu vertreten haben! Ich darf darauf hinweisen, daß hier eine
Überbrückung alter Vorurteile, sowohl ein Verzicht auf Geburts- wie
auf Geldaristokratie, sehr wohl durchzuführen ist. Ich stehe der
katholischen Kirche und ihren Einrichtungen fern, ich kenne sie nur
theoretisch ganz von fern; aber ich habe immer die eine Empfindung
gehabt, daß hier etwas Wunderbares geleistet ist: Die höchste
Autorität, die den einzelnen hohen Kirchenbeamten umkleidet und der
sich jeder willig unterwirft, weil er auch wieder weiß, daß dieses
System auf höchster Demokratie beruht und niemals nach Stand und
Herkommen, sondern nur nach den Leistungen derjenigen gefragt wird,
die nachher an der Spitze der katholischen Kirche stehen. Daß sie
der Welt neben anderem auch hervorragende Diplomaten gebracht hat,
wissen wir.

		Wir haben einen engeren Konnex zwischen Reichstag und
Auswärtigem Amt zunächst gesucht aus Gründen unserer
parlamentarischen Erfahrung. Wir hoffen dadurch aber mehr zu
erreichen. Was uns vor allen Dingen bei unseren diplomatischen
Aktionen fehlt, das ist das Einsetzen der öffentlichen Meinung
Deutschlands für die Durchführung deutscher Forderungen. In dem
Kampfe um die öffentliche Meinung anderer Völker sind wir meist
unterlegen. All das große Moderne ist an uns vorübergerauscht, ohne
eigentlich bei uns Wurzel zu fassen. Wir müssen damit rechnen, daß
die Welt mehr und mehr demokratisiert ist, und daß damit auch die
Formen und die Methoden des diplomatischen Dienstes sich ändern
müssen. In all den modernen Fragen, die heute mit der Diplomatie
verbunden sind, da sind vielleicht die Männer eines
parlamentarischen Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten [bookmark: page134] sachverständiger
als die Herren der Regierung. In all den Fragen, in denen es darauf
ankommt, hier auch Beziehungen zu schaffen mit anderen Völkern und
ihren leitenden Persönlichkeiten, auch da, wo
sozialistisch-radikale Ministerien die Geschicke der Völker leiten,
ist es vielleicht sehr gut, auch im engsten Einvernehmen mit einem
deutschen Parlamentsausschuß von Vertretern aller Fraktionen
zusammenzuarbeiten und so eine fruchtbarere Arbeit zu leisten, als
wenn der Reichstag nur hinter dem herredet, was geschehen ist und
nicht mehr geändert werden kann. In dem Sinne wollen wir ein
Kontrollorgan für die auswärtige Politik; in dem Sinne wollten wir
ein ständiges Tagen dieses Ausschusses, den wir erstrebt haben.

		Man komme nicht damit, daß man sagt, diese oder andere Anträge
seien zu große Abweichungen von der alten Norm. Ich kann da auch
wieder den Spruch von Bismarck zitieren: »Ein Staat, der um seine
Existenz kämpft, kann nicht immer in den gewohnten Geleisen
bleiben.« In der Situation befinden wir uns heute. Wir werden mehr
noch vielleicht nach dem Kriege als jetzt die Notwendigkeit haben,
daß man die öffentliche Meinung Deutschlands einsetzen muß, um auf
dem Gebiete der Wiederbefestigung unserer Stellung, der Garantie
des dauernden Friedens Erfolge zu erreichen.

		Man hat der Leistungen des deutschen Volkes mit Worten höchster
Anerkennung oft gedacht. Diesen Leistungen muß ein entsprechend
erhöhter Einfluß der Volksvertretung entsprechen. Wir begrüßen
diesen Weg, den wir heute beschreiten, als einen ganz bescheidenen
Schritt auf diesem Wege. Wir sind uns klar, daß es eines
Weiterschreitens bedarf, und wir glauben, wenn wir auf diesem
Gebiete weiterschreiten, daß wir dann gerade im Sinne Bismarcks
unsere Arbeit [bookmark: page135] leisten, daß wir in seinem Sinne das
Gleichgewicht zwischen Volksvertretung und Regierung herstellen,
das auch uns als das beste Fundament für die Dauer und Solidität
unserer nationalen Einrichtungen erscheint.

			[bookmark: foot1]Der Wortlaut des Kommissionsantrages lautete: Der
Reichstag wolle beschließen: Der Reichstag ermächtigt den Ausschuß
für den Reichshaushalt, zur Beratung von Angelegenheiten der
auswärtigen Politik und des Krieges während der Vertagung
zusammenzutreten. Neben diesem Antrag war der Antrag der
Konservativen, an Stelle des Antrags des Ausschusses folgende
Resolution anzunehmen: Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, dafür
einzutreten, daß während der Dauer des Krieges bei Vertagungen des
Reichstages, die durch Kaiserliche Verordnung erfolgen, die
Einberufung des Haushaltsausschusses zur Besprechung auswärtiger
Fragen auf dem verfassungsmäßigen Wege vorbehalten wird.


	
		
		1917.

		Volk, Reichstag, Heer

		Reichstagsrede. 16. 5. 1917

		Meine Herren, wenn der Herr Kriegsminister
erklärt hat, daß er das Danaergeschenk, [bookmark: text2]F2 das ihm der Reichstag geben
wolle in der Erweiterung seiner Rechte, zurückweise, so können wir
eine derartige Erklärung auch nur auf das tiefste bedauern. Sie
geht auch von einer ganz falschen Auffassung der Sachlage aus. Es
handelt sich hier nicht um Geschenke, es handelt sich auch gar
nicht um Personen. Der Reichstag hat keine Geschenke irgendeinem
Kriegsminister zu geben, und der Kriegsminister hat keine Geschenke
entgegenzunehmen oder abzulehnen. Es handelt sich hier um eine
verfassungsmäßige Frage, die wir mit tiefem Ernst angefaßt haben,
und deren Beweggründe mein Kollege Schiffer für meine politischen
Freunde dargelegt hat. Wir haben vor einem Tage hier eine Erklärung
seitens der Mehrheit dieses Hauses abgegeben, und diese Erklärung
schloß mit den Worten, daß die Gegenwart erfordere,
zusammenzufassen und nicht zu trennen. Ich glaube, die Ausführungen
des [bookmark: page136] Herrn
Kriegsministers sind diesem Grundsatz nicht gerecht geworden, denn
seine Ausführungen und die Art seiner Ausführungen waren allerdings
– und das fürchten wir – geeignet, zu trennen und nicht
zusammenzuführen. In diesem Zusammenhang darf ich dem Herrn
Kollegen Kreth einige Worte erwidern. Wenn ich ihn recht verstanden
habe, suchte er einen Gegensatz zu konstruieren, indem er die Frage
an uns richtete, ob denn die Armee mehr für den Reichstag oder der
Reichstag mehr für die Armee getan hätte. Dabei habe ich ihm den
Zwischenruf gemacht: Heer und Volk sind doch keine Gegensätze!
Freuen wir uns doch, daß die deutsche Entwicklung dahin gegangen
ist, daß für uns kein Söldnerheer kämpft. Nicht das Instrument
irgendeiner Institution, die abseits vom deutschen Volke steht,
sondern das deutsche Volk in seiner Gesamtheit ist die deutsche
Armee. Wenn man einmal gesagt hat: Die Welt ruht nicht sicherer auf
den Schultern des Atlas als die Krone der Hohenzollern auf der
Armee, – dann bekennen wir uns zu diesem Worte deshalb, weil die
Armee eine Versinnbildlichung der Wehrkraft des gesamten Volkes
ohne Unterschied der Parteien in Deutschland ist. Diese Armee, die
ein Teil unseres Volkes ist, die unser Volk ist, ist durch ihre
Vertreter hier wieder im Deutschen Reichstag versinnbildlicht, und
deshalb sind derartige Ausführungen, die Armee und Reichstag in
Gegensatz bringen, lediglich dazu geeignet, in die heutige Zeit
noch mehr Zündstoff hineinzubringen, als an sich schon in unseren
Verhältnissen liegt.

		Dann darf ich mich mit wenigen Worten zu dem wenden, was hier
über die besetzten Gebiete gesagt ist. Herr Kollege Doktor Cohn hat
ausgeführt, daß die Grundsätze, die für die besetzten Gebiete
gelten und [bookmark: page137]
die dahin zusammengefaßt werden müßten, daß erst für die Armee
gesorgt würde, dann für die Heimat und dann für die besetzten
Gebiete, zu Folgerungen für die besetzten Gebiete führen müßten,
die er mit Ausdrücken gekennzeichnet hat, die der Herr Präsident
zurückgewiesen hat. Ich möchte einmal den Herrn Kollegen Doktor
Cohn fragen, wie er denn überhaupt in einem Kriege, den man führt,
andere Grundsätze für möglich erachtet als diejenigen, die hier zum
Ausdruck gekommen sind. Ich darf doch einmal das eine sagen, wenn
Sie den Vergleich mit Ostpreußen nicht zulassen wollen, wenn Sie
sich vorstellen, daß, was Gott verhüten möge, jemals der Feind
wieder in unser Land käme, wenn er jahrelang im deutschen Gebiet
gewesen wäre, ich glaube, kein Pferd und keine Maschine stände dann
noch in irgendeiner Provinz des Deutschen Reiches. Wir sind stolz
darauf, daß wir unsere Pflichten erfüllen, auch gegenüber denen,
bei denen wir in Feindesland stehen. Aber daß in erster Linie in
einem Existenzkampf für Deutschland unsere deutsche Existenz die
Grundlage dessen ist, was wir hier zu behandeln haben, ist eine
Selbstverständlichkeit, über die, glaube ich, in einem anderen
Lande gar nicht diskutiert werden würde. Es ist nicht ein
Tugendspiegel hier vorgehalten worden. Wir bekennen uns nicht zu
dem Grundsatz, das eigene Tun zu loben und das andere
herabzureißen. Es gibt aber auch eine Gesinnung, die sich geradezu
darauf kapriziert, das eigene Vaterland herunterzureißen und das
Ausland zu loben. Gegen diese Gesinnung verwahren wir uns auf das
allerentschiedenste. [bookmark: page138]

			[bookmark: foot2]Auf
Grund einer Beschwerde über ungenügende Urlaubserteilung seitens
der Truppenkommandeure für Abgeordnete war angeregt worden, die
Machtbefugnisse des Kriegsministers gegenüber den Truppenführern zu
erweitern. Der Kriegsminister v. Stein wies diese Machterweiterung
als »Danaergeschenk« zurück.


	
		
		Bassermann

		Aufsatz in den »Deutschen Stimmen«. 10. 8.
1917

		Was Bassermann innerhalb des Rahmens seiner
politischen Betätigung der deutschen Politik und dem deutschen
Volke gewesen ist, das haben in Hunderten von Nachrufen Freunde und
Gegner gewürdigt. Ich will an dieser Stelle von dem sprechen, was
Bassermann der Partei war und ein anderes Mal von dem Menschen
Bassermann, den die Außenwelt mit ganz anderen Augen ansah, als
diejenigen, die das Glück hatten, ihm in jahrelanger Freundschaft
nähertreten zu können.

		Es lag nahe, Bassermann mit Bennigsen zu vergleichen, und oft
ist es – zu seinem Nachteil – geschehen. Gewöhnte man sich doch
daran, die ganze Nationalliberale Partei so anzusehen, als wäre sie
nichts anderes als ein politisches Epigonengeschlecht, schlechter
Sachwalter eines großen Erbes aus stolzer Vergangenheit. Man wies
darauf hin, daß die Partei der Reichsgründung einst die stärkste
Partei im Reichstag und im Preußischen Landtag gewesen sei,
verglich die Zahl ihrer Mandate aus der damaligen Zeit mit der Zahl
der heute erreichten und wollte daraus auf einen Niedergang
schließen, von dem es leicht war, auch zu einer schiefen
Beurteilung von Personen und Führern zu gelangen. Dabei übersah
man, daß der Niederbruch der Partei, ihr Zerfall nach drei Seiten,
nicht in der Zeit des Epigonentums, sondern in der Zeit Rudolf von
Bennigsens geschehen war. Wie oft hat Bassermann im Kreise der
Parteifreunde mahnend an diejenige Zeit erinnert, wo auf der einen
Seite die Rechtsstehenden – Völck-Schauß –, auf der anderen Seite
die Sezessionisten wie Stauffenberg, Lasker, Forckenbeck, Rickert,
sich von uns loslösten. Man lese einmal [bookmark: page139] bei Oncken nach, in welcher
Sorge damals die nationalliberalen Freunde im Lande nach der
Führerschaft riefen, um den Weg in dem zollpolitischen Wirrwarr zu
finden und wie sehr der damalige politische Quietismus Bennigsens
damals zum Verhängnis der nationalliberalen Sache geworden ist, die
niemals auf diesen Tiefstand gekommen wäre, wenn ihre Führer so
lebendig für ihre Politik der zollpolitischen Mittellinie gekämpft
hätten, wie es die Sezessionisten ihrerseits, wie es in späteren
Zeiten Bassermann getan hat. Der Zusammenbruch der
nationalliberalen Sache infolge der völligen Hilflosigkeit, sich in
den großen Fragen der Wirtschaftspolitik zurechtzufinden, der war
längst da, ehe Bassermann in die politische Ära als Führer
eintrat.

		Will man Bassermanns Wirken innerhalb der Partei zeitlich
umgrenzen und die Größenmaße der Partei bei seinem Eintritt und
seinem Ausscheiden vergleichen, dann müßte man die Mandatszahl des
Jahres 1893 mit derjenigen des Jahres 1912 und ebenso die
Stimmenzahl von 1893 mit derjenigen von 1912 vergleichen. Tut man
das, so ergibt sich zunächst das eine, daß die Fraktion in den
Mandatsziffern den Stand behauptet hat, den sie nach der Spaltung
der Partei im Deutschen Reichstag einnahm, daß sie an Anhängerzahl
im Lande aber nicht nur absolut, sondern auch relativ seit jener
Zeit bedeutend gewachsen ist, daß sie an dritter Stelle innerhalb
der deutschen Parteien nach Sozialdemokraten und Zentrum steht und
daß sie auch an dritter Stelle der Mandatenziffer stehen würde,
wenn die Mandate im Reiche nach einem vernünftigen
Verhältniswahlsystem verteilt würden.

		So darf man also zunächst nicht die Höchstentfaltung
nationalliberaler Entwicklung mit der heutigen Lage vergleichen.
Bassermann hat in schweren Zeiten [bookmark: page140] der Partei den Einfluß, den er vorfand,
erhalten und ihre Höhe bewahrt, das ist das erste, was anzuerkennen
wir ihm dankbar schulden. Diese Anerkennung ist eine große. Selbst
wenn wir die heutige Zahl nationalliberaler Reichstagsmandate mit
derjenigen aus den 70er Jahren verglichen, dann müßten wir uns
sagen, daß es aller Ehren wert ist, die Partei durch alle Stürme
der politischen Entwicklung so hindurchgerettet zu haben. Wahrlich,
in einer Zeit, in der die wirtschaftspolitischen Kämpfe noch nicht
zur Zerrissenheit zwischen Landwirtschaft und Stadt auf der einen
Seite, noch nicht zur sozialen Verhetzung zwischen Arbeitgeber und
Arbeiter auf der anderen Seite geführt hatten, in der der
Zusammenschluß unserer katholischen Mitbürger zu einer politischen
Zentralisierung nicht erfolgt war, in der die wirtschaftlichen und
sozialen Sorgen des Alltags weit zurücktraten hinter der Erinnerung
an die gewaltige Zeit der Reichsgründung, die alles überstrahlte,
da war es leichter für die Nationalliberale Partei, 176 Mandate zu
erringen, als heute im Kampfe gegen die damals kaum vorhandenen
politischen Mächte der Sozialdemokratie, des Zentrums und der
Agrardemagogie auch nur den schwachen dritten Teil davon zu
bewahren!

		Aber der Einfluß der Nationalliberalen Partei ist nicht
lediglich zu werten nach der Zahl ihrer Mandate. Ihre große
Bedeutung hat sie erlangt als Partei des intellektuellen
Bürgertums, als Partei von Bildung und Besitz im guten Sinne des
Wortes. Mochte sie noch so schwach zahlenmäßig sein: Kein
Reichskanzler und kein Ministerium im Reiche und in Preußen fühlte
sich wohl dabei, ohne die Nationalliberalen oder gegen die
Nationalliberalen zu regieren. Wie hat sich Herr von Bethmann
Hollweg bemüht, das Odium des schwarzblauen Blocks dadurch von sich
zu weisen, daß er die [bookmark: page141] Nationalliberalen einlud, das Schiff dieser
Mehrheit mit zu besteigen. Wie sehr bedauert man in den Kreisen der
heutigen Reichstagsmehrheit, daß die Nationalliberale Fraktion sich
nicht dazu hergab, die Friedensresolution zu unterstützen! Die
Mitwirkung der Nationalliberalen Partei war stets die erstrebte
Deckung gegenüber der deutschen Öffentlichkeit. Letzten Endes war
deshalb der Nationalliberalen Fraktion beschieden, bei allen großen
Gesetzen im Reiche bestimmend mitzuwirken, sie mit zu beeinflussen.
Darin lag die große Bedeutung, die ein Führer der Nationalliberalen
Fraktion und Partei auszuüben in der Lage war.

		Dazu war vor allen Dingen eines nötig: die Einigkeit der Partei.
Hier setzt Bassermanns großes Parteiverdienst ein. Gewiß litt die
Einigkeit äußerlich. Bei den Kämpfen um die Reichsfinanzreform
haben wir Mitglieder aus der Fraktion ausscheiden sehen, die sich
großen Ansehens in manchen Parteikreisen erfreuten, und haben
anderen die Tore der Fraktion verschlossen, die die Ansichten der
Ausgeschiedenen teilten. Der Kampf um Bassermanns Person hat
jahrelang in der Partei hin und her gewogt. Manche, die heute
erkannt haben, was er der Partei gewesen ist, erinnern sich ungern
des Widerspruchs, den sie gegen seine Wahl zum Vorsitzenden der
Partei einst erhoben haben. Ich bin nicht Optimist genug, um zu
glauben, daß der Partei derartige Kämpfe in Zukunft erspart bleiben
werden. Nein, sie werden kommen, so heftig wie einst, sobald neue
Fragen an die Tore der Politik pochen und die Partei zu ihnen
Stellung nehmen muß. Aber mehr und mehr wurde doch das eine klar,
daß der Name Bassermann eine einigende Kraft besaß. Auch seine
erbittertsten Feinde zweifelten nicht an der Lauterkeit seiner
Gesinnung, zweifelten nicht an seiner selbstlosen Hingabe für die
Partei. Mochten [bookmark: page142] die Wellen noch so stürmisch aufbrausen, man
wußte letzten Endes, daß das Parteischiff den Kurs steuern würde,
den Bassermann für den richtigen hielt. Das monarchische Prinzip,
von der Partei im Staatsleben betont, setzte sich gewissermaßen
auch in der Partei in der Gefolgschaft gegenüber dem Führer durch.
Es war der Geist, der sich den Körper baute und der durch alle
Widrigkeiten hindurch uns in seinem Namen und in seiner Person die
Einheit der Partei verbürgte.

		Eine solche Wirkung der Persönlichkeit wäre aber nicht möglich
gewesen ohne die Qualifizierung zum Parteiführer, die in Bassermann
lag, und die in der richtigen Beurteilung politischer
Notwendigkeiten ihren Ausdruck fand. Es würde weit den Rahmen
dieser Zeilen überschreiten, hier von Bassermanns Lebenswerk
innerhalb der Partei zu sprechen. Nur drei große Gesichtspunkte
seines politischen Wirkens will ich hervorheben, die mir
richtunggebietend auch für die Zukunft der Partei zu sein
scheinen.

		Das ist einmal seine Stellung zur deutschen Wirtschaftspolitik.
Der Tiefstand der Nationalliberalen Fraktion war mit der Spaltung
nach rechts und links leider noch gar nicht überwunden. Das kleine
Häuflein, das da verblieb, das hatte, trotzdem es die Extreme
rechts und links abgestoßen hatte, noch nicht einmal in sich eine
einheitliche Auffassung zu den großen Wirtschaftsfragen der Nation
gefunden. Sobald eine Zollfrage, ein Handelsvertrag an den
Reichstag kam, dann hob sich der linke und der rechte Flügel in der
Fraktion beinahe auf, und Eugen Richter spottete nicht mit Unrecht:
»Wenn die Nationalliberale Fraktion bei derartigen Fragen gar nicht
im Hause wäre, so würde sich an der Stellung des Reichstages auch
nichts ändern.« Der Grundsatz, daß die Partei in wirtschaftlichen
Fragen ihren Mitgliedern völlige [bookmark: page143] Freiheit ließe, mußte ja zur Auflösung
der Partei führen, je mehr diese wirtschaftlichen Fragen in den
Vordergrund traten. Bassermanns großes Verdienst ist es, der Partei
ein wirtschaftspolitisches Programm gegeben und sie einheitlich auf
der Grundlage dieses Programms geführt zu haben. Die Durchführung
des letzten Zolltarifs ist im wesentlichen Bassermanns Werk. Es
gehörte viel Mut für den nationalliberalen Führer dazu, diesen Weg
zu gehen. Hochauf loderte die Empörung über die Stellung der Partei
damals auch in den Kreisen ihrer eigenen Anhänger. Bassermann
selbst hat mir oft erzählt, wie peinlich es ihm gewesen wäre, wenn
bei jeder Rede, die er hierzu hielt, die Gegner ihm die
»National-Zeitung« vorgehalten hätten, die in ihren Leitartikeln
die nationalliberale Politik aufs schärfste bekämpfte. Was die
demokratische Presse an Gehässigkeit gegen die nationalliberale
Politik vorzubringen hat, das haben wir auch in der Gegenwart oft
bitter empfunden. Bitter vor allem deshalb, weil manche unserer
Anhänger ihre politische Meinung aus diesen trüben Quellen
beziehen. Damals galt es, gegenüber dem Sturm der öffentlichen
Meinung durchzuhalten, sich nichts abringen zu lassen von dem
einmal gefaßten Entschluß. Das hat Bassermann getan. Mit Ausnahme
eines einzigen Mitgliedes stimmte die Fraktion geschlossen für den
Zolltarif, der die Grundlage unserer heutigen Wirtschaftspolitik
bildet. Was Fürst Bülow, der von vielen Leuten mit Unrecht als
oberflächlicher Beurteiler dieser Dinge angesehen wird, damals
sagte, daß für die deutsche Wirtschaftspolitik zwei Leuchttürme
gegeben seien: die Erhaltung der deutschen Landwirtschaft und die
Erhaltung des deutschen Welthandels, das war auch für Bassermann
die gegebene Richtung seiner Politik. Es war unwahr, daß eine
Stärkung der deutschen Landwirtschaft mit [bookmark: page144] der Vernichtung des deutschen
Welthandels identisch wäre. Die deutsche Landwirtschaft ist
gekräftigt aus dieser Periode der Zollpolitik hervorgegangen, und
der deutsche Handel hat eine Entwicklung genommen, die nicht
zuletzt Grundlage zu dem Neid und Haß der Außenwelt gewesen ist.
Wenn wir in diesem Weltkriege wirtschaftlich durchhalten, dann hat
Bassermanns Führung und die dadurch bewirkte Annahme des Zolltarifs
daran ihren vollen Anteil. Die Partei aber dankt ihm, daß sie in
der von ihm gefundenen mittleren Linie des Zollschutzes die frühere
Periode der politischen Anarchie in wirtschaftspolitischen Fragen
überwunden und auch für die Zukunft feste Richtlinien für ihr
wirtschaftspolitisches Bekenntnis erhalten hat.

		Bassermann war aber gleichzeitig ein Führer der deutschen
Sozialpolitik. Sein erstes Auftreten in der Partei ist
gekennzeichnet durch den Einspruch gegen den Ruf nach einem
Ausnahmegesetz gegenüber den gewerkschaftlichen Organisationen.
Eine große Reihe von Anträgen, die inzwischen verwirklicht worden
sind, für Arbeiter, namentlich für Angestellte, gehen auf seine
Initiative zurück. Niemals hat er sich von diesem Wege abbringen
lassen. Als ich ihn einmal fragte, welches für ihn wohl der
erhebendste Moment in seinem politischen Wirken gewesen sei, da
sagte er mir, das wäre die Stunde gewesen, in der bei seiner
Aufstellung in Saarbrücken ein Vertreter der Arbeiter nach dem
anderen die Zustimmung zu seiner Kandidatur damit begründet hätte,
daß man in der Arbeiterschaft zu ihm Vertrauen habe. Er gehörte
einer großen Reihe industrieller Unternehmungen an und wirkte in
ihnen mit, saß neben Emil Kirdorf und Großindustriellen seiner
Richtung in Aufsichtsräten. Aber er hat sich stets den Blick
offengehalten, um sich von ungerechtfertigten [bookmark: page145] scharfmacherischen Ideen nicht
beeinflussen zu lassen. Dasselbe soziale Empfinden bewahrte er in
den Fragen der Steuerpolitik: Deshalb der Bruch bei den Kämpfen um
die Reichsfinanzreform; deshalb die freudige Zustimmung zu dem
ersten Milliardenwehrbeitrag anläßlich der Militärvorlage. Will
irgend jemand heute bezweifeln, daß die Partei hiermit den
richtigen Weg gegangen ist? Hätten wir wohl das Bekenntnis der
Arbeiterschaft zum Staate so restlos erhalten, wenn wir den Weg der
Ausnahmegesetzgebung gegenüber den Arbeiterorganisationen gegangen
wären? War etwa Herr von Heydebrand bei den Kämpfen der
Reichsfinanzreform ein Staatsmann, wenn er wegen einer
Erbschaftssteuer im Gesamtbetrage von 56 Millionen Mark damals die
Bülowsche Blockpolitik preisgab? Für jeden berechtigten Schutz der
deutschen Landwirtschaft und Industrie einzutreten, aber dabei
gleichzeitig die modernen Anforderungen fortschreitender
Sozialpolitik zu erfüllen, modernen Problemen, auch bezüglich den
Anforderungen der Frauenbewegung, sich nicht zu verschließen –
dieser Grundsatz Bassermannscher Politik hat sich bewährt, hat
seine Bewährung erfahren durch diesen Weltkrieg. Er wird und muß
auch unser Leitstern bleiben für unsere Zukunft.

		Das Letzte und Größte: Bassermanns unbeirrbares Eintreten für
die großen Daseinsfragen des Vaterlandes. Hier steht vor allem sein
Eintreten für die letzte Militärvorlage im Vordergrund. Nicht das
Eintreten für die Vorlage, nachdem sie eingebracht war, sondern der
Kampf darum, daß sie eingebracht wurde. Kommandierende Generäle und
Parteiführer haben einem zaudernden Kriegsminister diese Vorlage
abgerungen. Wieder sehe ich deutlich jene Mitternachtsstunde vor
mir, in der Bassermann, auf dem großen Platze vor [bookmark: page146] dem Kaiserhof, mit mir
auf- und abgehend, seine tiefsten Sorgen aussprach über die
künftige Gestaltung unserer Wehrmacht, wenn nicht etwas
Durchgreifendes für unser Landheer geschähe. Gegenüber dem Gedanken
»Weltpolitik und kein Krieg« lachte er ingrimmig über diejenigen
Illusionisten, die da meinten, daß man an der Themse ruhig zusehen
werde, wie Deutschland größer und stärker würde, ohne eine
Koalition zu schmieden, die dieses Deutschland zu gegebener Stunde
zu zerschmettern gedächte; sprach er davon, daß die Gefahr einer
allmählichen Überlegenheit der französischen Artillerie über die
deutsche gegeben sei, daß unverantwortlich gehandelt würde, wenn
nicht alles geschähe, um unbeschadet neuer Steuern und Lasten die
deutsche Militärmacht auf das Höchstmaß der Vollendung zu bringen.
Von Ort zu Ort ist er damals in Deutschland gezogen, hat überall
gepredigt, daß wir eines größeren Heeres bedürften, bis die
Voraussetzungen mit gegeben waren für die größte Militärvorlage
Deutschlands, die dann glatt über die politische Bühne ging,
finanziell sichergestellt wurde und diejenigen Lügen strafte, die
ihre eigene politische Schwäche in entscheidenden Momenten damit zu
verbergen suchten, daß sie das deutsche Volk der Schwachheit
ziehen, die nur in ihren eigenen entschlußlosen Seelen zu finden
war.

		Aufs engste verbunden mit diesem Eintreten für die deutsche
Macht zur Verteidigung von Heimat und Herd stand dann Bassermanns
unbeirrbares Eintreten für das Ziel eines größeren Deutschlands
nach diesem Kriege. Selbstverständlich war auch für ihn die
Voraussetzung für die Erlangung dieses Zieles die militärische
Lage, die Möglichkeit der Durchsetzung. Törichte Demagogie stellt
es so dar, als wenn eine Handvoll von Utopisten es sich vorgenommen
hätte, Welten [bookmark: page147] zu erobern, ohne sich darüber Rechenschaft zu
geben, ob die Voraussetzungen dafür in der Kriegslage gegeben
seien. Nicht darum geht der große Gegensatz der Meinungen. Aber
zwischen denen, die, wie Gothein, selbst in den ersten Augustwochen
nach dem wundervollen Siegeslaufe durch Frankreich schon ängstlich
in die Welt hinausschrien, daß Deutschland auch im Falle des
größten Sieges niemals ein Stück Boden fordern würde, und zwischen
denen, die, wie Bassermann, in der Stärke und Macht Deutschlands
die beste Friedenssicherung für die Zukunft sahen, da gähnte
allerdings eine tiefe Kluft der Anschauungen und Empfindungen, die
nicht zu überbrücken war.

		Als der Weltkrieg ausbrach und die Bewährung der Bassermannschen
Politik sich in diesen großen Grundfragen zeigte, als man erkannte,
wie seine Wirtschaftspolitik, seine Sozialpolitik, sein Eintreten
für die Rüstung Deutschlands von der Geschichte bestätigt wurden,
da empfand auch die Partei erst, was sie an Bassermann besaß. Da
wurde jener Parteitag möglich, den die Rheinprovinz mit Westfalen
gemeinsam abhielt und der für Bassermann eine der tiefsten
Genugtuungen war, auch einer der schönsten Augenblicke in der
Partei, wo Rechts und Links sich vereinigten unter dem großen
Gesichtspunkt der nationalen Fragen.

		Die Gegensätze haben auch während des Krieges nicht geschwiegen.
Nicht alle machten sich seine Forderung nach dem unabhängigen
U-Boot-Krieg in der Fraktion und in der Partei zu eigen. Nicht alle
sahen mit ihm in dem Kampf gegen Bethmann den Kampf um die
Sicherung deutscher Zukunft, und andere wieder wichen von ihm ab in
der Frage, ob man nach dreijährigem Weltkriege mit diesem
unerhörten Kampf [bookmark: page148] auch hinter der Front mit der Inangriffnahme
politischer Reformen warten müsse bis nach dem Kriege oder einer
schrankenlosen Demagogie vorbeuge, wenn man diese Fragen jetzt in
Angriff nähme. Sie alle aber bangten, als sie hörten, daß
Bassermanns Körper des Kampfes müde werde. Es liegt eine tiefe
Tragik in dem Telegramm Bassermanns zum fünfzigjährigen Bestehen
der Partei, in dem er ausspricht, daß sein Herz, das fünfzig Jahre
hindurch für die Partei geschlagen habe, ihm nun den Dienst
versage, wo es sich darum handele, mit den Freunden zusammen zu
sein, um diesen Tag zu begehen. Wenn Kriegsjahre doppelt zählen,
dann ist er sehr alt geworden, denn auch die Jahre im Parlament
sind Kriegsjahre für einen politischen Führer. Bis in die letzten
Tage hinein galt sein Interesse dem Vaterlande und der Partei. Als
Erzbergers Vorstoß zu dem Wirrwarr der öffentlichen Meinung führte,
erhielt ich von ihm wenige Tage vor seinem Tode noch sein letztes
Telegramm, worin er um Mitteilung darüber bat, was im Reichstage
vorginge. Den Rücktritt Bethmanns, den er nicht aus persönlicher
Antipathie, sondern aus rein sachlichen Erwägungen heraus für
notwendig hielt, konnte ich ihm noch mitteilen. Dann kamen die
letzten Tage, wo sein Interesse an den Außendingen mehr und mehr
erlosch, bis er hinüberschlummerte in das Land, aus dessen Bezirken
noch kein Wanderer zurückgekehrt ist. Viele haben um ihn getrauert.
Viele haben ihm den letzten Gruß über das Grab hinaus zugerufen;
keiner aber hat mehr verloren als die Partei, der er Führer war in
fünfundzwanzigjährigem Kampfe, und von der er in dem Augenblicke
geht, in dem wuchtige neue Probleme an das Tor pochen, Stellung
erheischend, alte Gegensätze auferstehen und in der uns ein Mann
fehlt, der, wie er, durch eine so langjährige [bookmark: page149] Tätigkeit und durch so große
Erfolge ausgezeichnet, die Einheit der Partei verbürgte. So aber,
wie eine schöne Sage von dem Feldherrn spricht, der noch nach dem
Tode sein Heer zum Siege führt, so wollen wir hoffen, daß das
Gedächtnis an Bassermann und der Aufblick zu ihm uns Leitstern sei
für die Fragen der Zukunft und uns das große Erbe erhalte, das er
treu sorgend und mit dem ihm anvertrauten Pfunde wuchernd uns
überliefert hat und das zu bewahren unsere heilige Pflicht ist.

		* * *

		In seiner Gedächtnisrede am Grabe Bassermanns wies Stadtpfarrer
Dr. Hoff auf den tiefen Eindruck hin, den Bassermanns erste
politische Rede in Mannheim ausgelöst hatte. Es war ein Protest
gegen die Verweigerung des angeforderten neuen Hilfsarbeiters für
Bismarcks Reichskanzlei. Die Bewegung, die damals durch die
nationalen Kreise Deutschlands ging, entstammte dem stürmischen
Widerspruch gegen die philisterhafte Kleinlichkeit der Auffassung,
die sich selbst in dem großen Deutschland nach 1870 so vielfach
geltend gemacht hat. Der Feind dieser philisterhaften Auffassung
ist Bassermann Zeit seines Lebens gewesen. Niemals hatte er
Verständnis für diejenige politische Opposition, die sich einen
Ruhmeskranz daraus glaubte winden zu können, bei einer großen
Militärvorlage einige Regimenter abzustreichen, die Schiffsbauten
zu verlangsamen, den Kolonien einen dürftigen Brocken für ihre
Entwicklung hinzuwerfen oder dem alten Reichskanzler als
Ehrenbürger von Berlin den Huldigungsgruß zum achtzigsten
Geburtstag zu verwehren. Er war ein temperamentvoller Feind jener
Art von Deutschtum, die vor nichts so sehr [bookmark: page150] Angst hatte als vor
Deutschlands eigener Größe. Wenn man sich einmal überlegt, daß der
Gründer des Reiches, der Staatsmann mit dem Riesenmaß der
Weltgeltung, Bismarck, als er für den Reichstag aufgestellt wurde,
sich erst in der Stichwahl sein Mandat mühsam erkämpfen mußte, dann
hat man die Kleinlichkeit dieser Auffassung in ihrer ganzen
Herbheit. Wo es gegen diese Philister anzurennen ging, da stand
Bassermann in vorderster Reihe. Deshalb war ihm auch nie wohler als
im Kampfe für diese Fragen, deshalb sein starkes Bekenntnis zur
Blockpolitik des Fürsten Bülow, hervorgegangen aus dem Kampfe um
die ersten Ansätze einer großzügigen Kolonialpolitik, deshalb sein
Bekenntnis zu Tirpitz, dem Schöpfer der deutschen Flotte, deshalb
sein Kampf für starke Kriegsziele gegenüber denjenigen, die es
ruhig ertragen, daß an jeder meerbeherrschenden Stelle ein
englisches Gibraltar steht, die aber vor Aufregung zittern, wenn
sie hören, daß irgend jemand den Gedanken hegt, daß sich auch
Deutschland einmal ein Gibraltar an eroberter Küste gegenüber
seinem stärksten Feinde errichten könnte.

		Der Goethesche Satz, daß das Kind der Vater des Mannes ist, gilt
insbesondere für die Politiker. Der damals den ersten Gang auf die
politische Walstatt wagte, als das Herz ihn trieb, Einspruch zu
erheben gegen deutsche Kleinlichkeit, ist diesem Gedanken treu
geblieben bis an das Ende seines Lebens.

		* * *

		Die politischen Konstellationen haben sich während der Tätigkeit
Bassermanns oft gewandelt. Wie er der Nationalliberalen Fraktion
trotz ihrer zahlenmäßigen Schwäche im Reichstag den Einfluß zu
wahren verstand, [bookmark: page151] habe ich an der Hand von großen Richtlinien
seiner Politik oben darzulegen versucht. Als Führer der Fraktion
hatte Bassermann die Beziehungen zu den anderen Fraktionen des
Reichstages zu pflegen. Diejenigen, die ihn nicht näher kannten,
hielten ihn infolge seines Auftretens für stolz, unnahbar, vielfach
schroff. Wie wenig er das war, zeigte das Verhältnis zu denjenigen
Abgeordneten auch anderer Parteien, mit denen ihn die jahrelange
Gemeinschaft der parlamentarischen Arbeit verband. Er hat mir einst
erzählt, daß er Zeit seines Lebens sehr gut mit Eugen Richter
gestanden hätte. Dem Führer der Fortschrittspartei war er
nahegetreten, als es sich um ein Flottengesetz handelte, hatte ihn
um eine Unterredung unter vier Augen gebeten und in dieser
mehrstündigen Unterredung versucht, Eugen Richter dafür zu
gewinnen, die Gegnerschaft gegen die Verstärkung der Flotte
aufzugeben. Er hatte ihm all die sachlichen Gründe für die
Flottenrüstung vorgeführt, ihn daran erinnert, daß es einst gerade
der deutsche Liberalismus und die deutsche Fortschrittspartei
gewesen wären, die die deutsche Flottenwehr gefordert hätten, und
hatte ihn im Interesse des gesamten Liberalismus gebeten, doch in
dieser Frage seine Gegnerschaft aufzugeben. Seine Gründe sind
anscheinend auch auf Eugen Richter nicht ohne Eindruck geblieben.
Aber in seiner grundsätzlichen Abneigung versteift, trennte er sich
von dem jüngeren Kollegen schließlich mit den Worten: »Es mag sein,
daß Sie in der Beurteilung der Sache Recht haben, aber ich bin zu
alt, um noch umzulernen.« Aber er verabschiedete sich von dem
Jüngeren, der ihn aufgesucht hatte, mit herzlichem Händedruck, und
die beiden blieben trotz ihrer Gegnerschaft gute persönliche
Freunde. Dasselbe darf man wohl von seinem Verhältnis zu August
Bebel sagen, mit dem er sich oft [bookmark: page152] und gern unterhielt. Interessant ist, daß
Bebel ihm 1912 auf die Frage, was er (Bebel) gemacht hätte, wenn er
von der Mehrheit des Reichstags zum Präsidenten gewählt worden
wäre, erwiderte: »Selbstverständlich hätte ich angenommen«, und auf
die weitere Frage: »Wären Sie dann auch zum Kaiser gegangen, um ihm
die Bildung des Präsidiums anzuzeigen?« ebenfalls erwiderte: »Ich
hätte mich keinen Augenblick besonnen, zum Kaiser zu gehen.« Mit
Führern der Zentrumspartei verbanden ihn ebenfalls gute persönliche
Beziehungen, wie er denn überhaupt in einem Zusammenwirken der
Nationalliberalen und der Zentrumspartei gerade für die Zukunft
nach dem Frieden eine Aufgabe der Nationalliberalen im Reiche sah.
Als den größten Fehler der Nationalliberalen Partei hat er mir
gegenüber stets den Kulturkampf bezeichnet, und einem bekannten
Manne des katholischen Hochadels, der ihm in der Kriegszeit einmal
sagte, daß er seinem König auf dessen Frage, welcher politischen
Gesinnung er angehöre, geantwortet hätte, er sei nationalliberal,
was seinen katholischen König sehr wunderte, erwiderte Bassermann
damals: »Was hätten wir uns für Kämpfe in Deutschland erspart und
welche Bedeutung hätte sich die Nationalliberale Partei bewahrt,
wenn sie sich nicht auf das kulturkämpferische Gleis hätte leiten
lassen. Wäre ich damals in der Nationalliberalen Partei gewesen«,
fügte er hinzu, »des bin ich gewiß, daß ich diese Sachen niemals
mitgemacht haben würde.« Weniger Beziehungen hatte er zu den
Männern der Konservativen Partei, obwohl er ihnen sachlich gerade
in nationalen Fragen nahestand und obwohl er mir noch in der
letzten Unterredung, die ich vor seinem Tode mit ihm hatte, ans
Herz legte, dafür zu sorgen, daß in nationalen Fragen die
Konservativen nicht isoliert würden. Vielleicht brachte er gerade
[bookmark: page153] ihren
selbstbewußten Führern gegenüber ein berechtigtes Selbstbewußtsein
sehr prononciert zum Ausdruck, wie er überhaupt in bezug auf die
Stellung des Bürgertums von einem Selbstgefühl war, das man bei
vielen Vertretern dieses Bürgertums leider sehr selten findet. Zu
den gegenwärtigen Führern der Fortschrittlichen Volkspartei fehlte
ihm teilweise der persönliche Konnex. In vielen Fragen, die die
Stellung des Parlaments gegenüber der Reichsregierung betreffen,
war er, wenn der Ausdruck erlaubt ist, der weit mehr demokratisch
Empfindende. Gegen den Gouvernementalismus, der zeitweise die
Fortschrittliche Volkspartei in der Bethmann-Ära erfaßte, hatte er
starke Bedenken. Als einer der fortschrittlichen Führer einmal im
Seniorenkonvent sich überhaupt gegen eine baldige Wiedereinberufung
des Reichstags wandte, sprach er ziemlich erregt von den
fortschrittlichen Sturmgesellen, die am liebsten den Reichstag ganz
nach Hause schickten, nur damit ihr Liebling Bethmann allein in
Deutschland regiert.

		Innerhalb der Reichstagsfraktion war er den meisten ein Freund
und guter Kamerad. Ganz im Gegensatz zu der Art Eugen Richters, der
die aufstrebenden Talente in der Fortschrittspartei niederhielt,
hatte er eine herzliche Freude an jeder neuen Kraft in der
Fraktion, die sich herauswagte, stellte jeden auf den Platz, auf
den er gehörte, und wußte alle Kräfte, die sich innerhalb der
Partei und Fraktion regten, für die Sache auszunutzen. Fand er dann
noch einen Kreis Gleichgesinnter, der sich mit ihm nach des
parlamentarischen Tages Mühen bei frohem Mahle vereinte, dann wußte
er diese Stunden für die, die um ihn waren, zu Festesstunden zu
gestalten. Was war das für ein prächtiges kameradschaftliches
Verhältnis während des Blockreichstages in der Runde, die sich bei
Habel versammelte, wenn die zündenden Witzworte [bookmark: page154] herüber- und
hinüberzuckten, wo man sich selber fröhlich ironisierte und wo man
Sonntags mit Bassermann jene Ausflüge ins deutsche Land machte, auf
denen man den Menschen Bassermann erst recht kennenlernte. Denn ihm
war dieses deutsche Vaterland eine Heimat, die er kannte in all
ihren intimen Schönheiten, in all dem, was aus ihrer Jahrtausende
alten Geschichte dem, der diese Geschichte liebt, ins Herz
geschrieben ist. Er reiste nie ohne seinen Bädecker. Aber er
schaute nicht nach dem, was dort besternt war, allein, sondern er
kannte es gar nicht anders, als in jeder Stadt, die er besuchte,
sich um all das zu kümmern, was sie in sich barg, in die Winkel der
Stadt, in ihre Kirchen einzudringen, auf ihren Friedhöfen die
Gräber ihrer berühmten Mitbürger zu besuchen und ihre Geschichte in
sich wieder auferstehen zu lassen. Unser früherer Reichstagskollege
Wetzel erzählt in seinem Nachruf auf Bassermann, wie er sich in
Hildesheim der ihn nach einer Rede umjubelnden Menge entzog, um
noch am späten Abend die Giebel der alten Stadt zu betrachten. Wenn
er am Fenster des Schnellzuges saß, dann machte er mich vorher
darauf aufmerksam, wenn irgendwo auch nur ein verfallener
Burgenrest grüßte. Keine schönere Erholung, als wenn er eine
Burgenfahrt mitmachen konnte, keine Stadt so klein, in der er nicht
den Antiquar aufsuchte, um zu sehen, ob er nicht einen alten Stich
von Napoleon, Friedrich dem Großen, irgendein Deckelglas aus dem
Mittelalter, den Stock eines alten Patriziers oder anderes für sein
Heim mitbringen konnte. Zu meinem großen Erstaunen sagte er einst
in Norderney Vorträgen in kleinen Städten des ersten ostfriesischen
Wahlkreises zu. Die Zeitungen sprachen darauf von einer
voraussichtlichen Kandidatur Bassermanns in diesem Kreise, sahen
darin schon eine Aufkündigung des liberalen [bookmark: page155] Zusammengehens, zerbrachen sich
die Köpfe über den Grund dieser Aktion und konnten allerdings nicht
daraufkommen, daß Bassermann mir zur Antwort gab: »Ich wollte schon
lange mal dahin, ich glaube, man kann da noch alte ostfriesische
Truhen bekommen, die ich schon so lange suche.«

		Oft ist der Streit um seine Person in der Partei hin- und
hergewogt, oft hat es auch nicht an häßlichen Angriffen auf ihn
gefehlt. Niemals ist er dann Rufer im Streit für sich gewesen. Ihn
verwundeten die Stiche, die aus dem Hinterhalt gegen ihn geführt
wurden, aber er hätte auch nicht den kleinen Finger gerührt, um
sich dagegen zu verteidigen. Das überließ er seinen Freunden, die
es dann auch redlich für ihn getan haben. Aber oft verzweifelten
sie daran, ihn zu einem energischen Vorgehen zu bringen, wo sie
glaubten, daß dieses energische Vorgehen die Einheit schneller
wieder herstellen konnte. Es war gegen seine Natur, für seine
Person zu kämpfen, er zog sich dann zurück in sein Inneres,
schüttete wohl manchmal einem Freunde das Herz aus in bitterer
Aufwallung über all das Niederträchtige, was keinem Politiker
erspart bleibt, und überließ es dann der Partei, darüber zu
entscheiden, ob sie ihn als ihren Führer weiter ansehen wollte. Die
aber hatte erkannt, welch ein redlicher Wille, welch ein prächtiger
Charakter in diesem Menschen und Politiker steckte, und als er nach
einer unsäglich schweren politischen Kampagne in der eigenen
Partei, die dem Außenstehenden den Eindruck erwecken mußte, als
stände alles gegen ihn, auf dem Parteitag in Kassel sich
anschickte, die ersten Worte seiner Rede zu sprechen, da umbrauste
ihn ein Jubel der mehr als tausend Delegierten, der ihm die Tränen
in die Augen trieb, weil er ihm zeigte, wie all diese Angriffe
nicht vermocht hatten, das felsenfeste Vertrauen [bookmark: page156] zu ihm zu erschüttern, so
daß einer seiner Gegner, der später auch in Kriegszeiten sein Herz
für Bassermann entdeckte – mit Zischen empfangen –, seine Rede mit
den Worten begann: »Ich will nichts gegen Herrn Bassermann sagen,
schon im Interesse meiner körperlichen Gesundheit.«

		Wenn er aber dann sah, einen wie tiefen Untergrund die
Bestrebungen hatten, die er vertrat, dann wuchs auch seine Rede ins
Große. Ein gewaltiger Redner im rhetorischen Sinne ist er
eigentlich nicht gewesen. Die tiefe Wirkung seiner Reden war
gegeben durch die Fülle der in ihnen enthaltenen sachlichen
Gesichtspunkte, gegeben durch die Persönlichkeit des Redners. Auf
den Parteitagen vermochte er, wie Friedrich Naumann es einmal
aussprach, in seinen Reden noch die ganze Nationalliberale Partei,
das ganze nationalliberale Bürgertum Deutschlands in seinen
Grundgedanken zu umspannen. War aber dann noch der engere Kreis des
Parteitages zusammen bei festlichem Mahle und sprach Bassermann den
Spruch auf Kaiser und Reich, dann wurde er jung, dann stieg die
Wärme der Stimmung, der Empfindung, dann riß er uns hin zu
unendlich tiefer Empfindung, zu unendlich hohem Jubel. Da quoll aus
seiner Rede hervor der heiße Strom des besten patriotischen
Empfindens, das ihm stets eigen war, da stand vor uns der Mann, dem
die Größe seines Deutschlands Anfang und Ende seines Lebens und
Wirkens war, da standen wir alle unter dem Banne dessen, was Name
und Person Bassermanns bedeutete.

		In einem an sich sehr sympathischen Nachruf an Bassermann las
ich, daß es das Ziel seines Strebens gewesen wäre, Staatssekretär
zu werden. Wie wenig muß der, der jene Zeilen niederschrieb, den
Menschen Bassermann gekannt haben! Zunächst einmal hätte [bookmark: page157] Bassermann, wenn
er hierauf Wert gelegt hätte, das zu Bülows Zeit ja gewiß haben
können. Soviel ich weiß, ist auch mit ihm hierüber einmal
gesprochen worden, und er hat lachend darauf erwidert: »Glauben Sie
denn, daß ich eine Stellung annehmen werde, bei der ich so gebunden
bin, daß ich um Urlaub nachsuchen muß, wenn ich länger als drei
Tage meiner Amtsstätte fernbleibe?« Die ganze, manchmal rastlose
Art seines Lebens, sein Wandertrieb, seine Freude an wechselnden
Eindrücken, intensive Arbeit abwechselnd mit Sammlung und stiller
Beschaulichkeit, seine Verachtung aller Formalitäten und
Äußerlichkeiten hätten ihm ja das Leben eines Staatssekretärs oder
Ministers zur Qual gemacht. Dabei hat er das Nichtministersein
niemals als etwas ihn Herabdrückendes empfinden können, denn darin
war er allerdings ein Demokrat, daß er die Stellung eines
Parteiführers derjenigen eines Ministers in Preußen oder eines
Staatssekretärs in Deutschland zum mindesten für gleichwertig
erachtete. Er hat niemals im Vorzimmer eines Ministers
antichambriert, er kam auch stets hier nur, wenn er gerufen wurde
und wenn man seiner bedurfte. Er hat allerdings auch niemals für
sich oder andere etwas Persönliches durchsetzen wollen und hat sich
dadurch gerade die große Stellung mit erworben, die ihn als
Parteiführer auszeichnete.

		* * *

		Zweierlei war bestimmend für sein Leben: Seine Studentenzeit als
Leipziger und Heidelberger Korpsstudent und seine militärische
Stellung. Man hat so viel auf die Korpserziehung gescholten. Sie
ist wohl mit ein Teil jenes deutschen Wesens, das unsere Feinde
gern vernichten möchten, weil sie sie nicht [bookmark: page158] verstehen, weil sie urdeutsches
Gewächs ist, das nur ein Deutscher zu schätzen weiß, Ausartungen im
Raufen und im Saufen mag es gegeben haben in Jena, Halle und
Heidelberg, solange es deutsche Studenten gibt, aber die
schlechtesten Kerle sind es weiß Gott nicht gewesen, die diese
Erziehung genossen haben, die sich der vollen Ungebundenheit der
Jugend hingegeben haben in den nie wiederkehrenden Jahren der
Freiheit, wo der Mensch aus dem Zwange der gymnasialen Erziehung
heraus zuerst die Luft der Freiheit einatmet und nun der Sonne
entgegenjauchzt, wenn überhaupt nur Jugend in ihm steckt, Bismarck
hat einmal den Satz geprägt, daß die Welt uns den deutschen
Offizier nicht nachmache. Nun, den deutschen Studenten macht sie
uns auch nicht nach. Dieses Verbundensein der Alten mit den Jungen,
dieses Altherrentum in den Korps und Burschenschaften, die trotzige
und gleichzeitig wehmütige deutsche Poesie des Kommersbuches, die
möchte ich nicht aus unserer deutschen Literatur missen. Ein
Reservefonds des Glücksempfindens bleibt in jedem Menschen, der
einmal solche Jahre durchgemacht hat und die Erinnerung daran sich
bewahrte. Bassermann hat sie sich bewahrt. Einst fragten mich
Kollegen im Reichstag, was denn vorginge, da Bassermann stundenlang
auf seinem Platz eifrige Notizen niederschrieb, die sich zu immer
stärkeren kleinen Bänden verdichteten. Man glaubte an irgendeine
politische Denkschrift, die dort inmitten der Debatten des
Reichstages entstand. Was entstand, war aber nichts anderes als ein
Beitrag zu der Geschichte des Korps »Lusatia« in Leipzig, den
Bassermann da niederschrieb. Kamen die Mitglieder des Korps
irgendwo zusammen, feierte sein Korps ein Stiftungsfest, dann eilte
er hin zu ihnen, dann war er jung mit den Jungen. In ihm lebte ein
Quell von [bookmark: page159]
Liedern. Es paßte zu ihm, daß die Mannheimer Liedertafel an seinem
Grabe sang, ebenso wie es zu seinem Wesen paßte, daß sein Korps
vertreten war, daß militärisches Ehrengeleit ihn zu seiner letzten
Ruhestätte begleitete. Als wir einmal in Norderney mit einem
Segelschiff hinausfuhren und junge Mädchen Studentenlieder
anstimmten, wie sang er da mit, wie war er da froh, wie ging da ein
Leuchten über sein Gesicht, als alle die alten Lieblingsmelodien
ertönten. So empfinden kann nur einer, der eine deutsche
Studentenerziehung genossen hat. Denn unser Deutschland, für das
wir kämpfen, das wird nicht versinnbildlicht durch ein hohes
Ästhetentum in den Großstadt-Cafés – nein, in den Dörfern, wo
unsere deutschen Pfarrer sitzen, auf unseren Bauern- und Gutshöfen,
in der Kleinstadt selbst bei dem so oft verachteten Stammtisch, bei
unserem guten mittleren deutschen Bürgertum in Stadt und Land, da
wo man noch nicht so verbildet ist, um sich nicht zu freuen an
deutschem Lied und deutschem Sang, deutscher Geschichte und
heimatlichem Urempfinden, wo man die Ost- und Nordsee, den Harz und
das Riesengebirge höher schätzt als »Monte« und St. Moritz, da
liegt das Tiefinnerste unseres deutschen Wesens fester verankert,
als manche noch so gelehrte kosmopolitische Publizisten sich
irgendwie träumen lassen, die mit all ihren Ballen bedruckten
Papiers, die diese kosmopolitischen Ideen hinaustragen, diese
deutsche Eigenart nie hinaustreiben werden, so lange es noch
Deutsche gibt.

		Und zu dem Korpsstudenten Bassermann gehörte der Rittmeister und
spätere Major Bassermann. Bis in das späte Alter hinein hat er
seine Übungen mitgemacht, war er stolz darauf, den militärischen
Rock zu tragen. Wenige Tage vor der Kriegserklärung schrieb er mir:
»Ich kann mich jetzt um Politik nicht [bookmark: page160] kümmern. Am ersten Tage, wo der
Krieg beginnt, ziehe ich ins Feld.« Er hat die Franktireurkämpfe in
Belgien ebenso mitgemacht wie den schleunigen Vormarsch nach Polen
unter Hindenburg und den Rückzug; ist mit den Eilmärschen gejagt
worden wie die anderen, hat wochenlang nichts anderes als das harte
Lager der Erde mit seinen Soldaten geteilt und so als mehr als
Sechzigjähriger gezeigt, wie er seine Pflicht gegenüber dem
Vaterlande auffaßte. Daß er zu organisieren verstand, daß er die
Psychologie der anderen Völker gut zu beurteilen wußte, zeigte
seine kurze aber erfolgreiche Tätigkeit in Antwerpen. Als er in
Berlin als Kriegsgerichtsrat tätig war, da hatte er, als ein großer
Ingrimm über unsere politische Lage, die der militärischen so
ungleich war, ihn übermannte, davon gesprochen, daß er alles liegen
lassen und wieder ins Feld ziehen wolle, um, wenn es nicht anders
bestimmt sei, lieber draußen zu fallen als hier zu sitzen und das
nicht ändern zu können, was er als änderungsnotwendig ansah.

		Hunderttausende in Deutschland haben den Politiker Bassermann
gekannt, wenige den Menschen. Diejenigen, die ihn kannten,
schätzten den Menschen ebenso hoch ein wie den Politiker. Eine
vornehme deutsche Natur ist mit ihm zu Grabe getragen worden, der
Sproß eines alten Patriziergeschlechts, deutscher Patrizier im
besten Sinne des Wortes in seinem Wirken, Wesen und Leben. »Glauben
Sie mir, auch im politischen Leben setzt sich auf die Dauer die
Befähigung nicht durch, sondern nur der Charakter«, so sagte mir
Bassermann einmal, als wir von fähigen Männern sprachen, mit denen
wir im Kampfe ständen. Wenn der Charakter aller Deutschen ihm
gliche in der Ehrlichkeit und Lauterkeit seines Strebens, in der
Vornehmheit seines Wesens und Charakters, in der [bookmark: page161] unbedingten Hingabe an
das, was unser Höchstes sein soll, unser Vaterland, dann brauchten
wir um Deutschlands Zukunft nicht zu sorgen.

	
		
		Burgfriede

		Reichstagsrede. 29. 11. 1917

		Die weltpolitische Lage, die uns vor große
Entscheidungen in diesen Stunden stellt, mahnt uns zum Burgfrieden
im Innern. Unter diesem Gesichtspunkte sind meine politischen
Freunde, die mich einmütig zu diesen Ausführungen beauftragt haben,
mit dem innerpolitischen Programme des Herrn Reichskanzlers
einverstanden. Wir lehnen eine Aufhebung des Belagerungszustandes
ab und halten die völlige Aufhebung der Zensur für unmöglich; wir
wünschen sie aber auf das Mindestmaß staatlicher Notwendigkeit
beschränkt. Wir begrüßen die in Aussicht gestellte Schaffung von
Arbeitskammern und hoffen, daß sie ein Instrument des sozialen
Friedens sein werden. Die Bedenken, die von uns früher gegen die
Wählbarkeit der berufsmäßigen Arbeitervertreter geltend gemacht
sind, können unseres Erachtens nach den Erfahrungen, die wir
angesichts des Verantwortlichkeitsgefühls dieser Vertreter der
Arbeiter in diesem Kriege haben machen können, nicht mehr
aufrechterhalten werden. Wir werden an diesem Gesetz mitarbeiten
unter besonderer Berücksichtigung auch der Wünsche der deutschen
Angestelltenschaft und der Staatsbediensteten in bezug auf die Form
und das Maß der ihnen zu gewährenden Vertretung. Der Beseitigung
der im § 153 der Gewerbeordnung liegenden Hemmung der
Koalitionsfreiheit, die mit wenigen Ausnahmen von der gesamten
deutschen Arbeiterschaft gefordert wird, werden wir unter
Berücksichtigung [bookmark: page162] des Umstandes zustimmen, daß die gleichmäßig
geltenden Bestimmungen des Strafgesetzbuchs genügend Handhaben
bieten werden, verwerflichem Terrorismus auch fernerhin
entgegenzutreten.

		Die Frage der preußischen Wahlreform kann nicht in diesem Hause
entschieden werden. Ihre Erledigung ist Sache der preußischen
Volksvertretung. Aber wir haben stets den Standpunkt vertreten, daß
diese Frage in dem Gesamtkomplex ihrer Wirkungen eine deutsche
Frage ist. Von ihrer baldigen Lösung wird für den inneren Frieden
unseres deutschen Volkes unendlich viel abhängen. Eine Politik,
welche die gleichmäßigen Opfer, die alle Stände in diesem Kriege
für unser Vaterland gebracht haben, auch in bezug auf die
Zubilligung staatsbürgerlicher Rechte entsprechend wertet,
erscheint uns als vaterländische Politik im besten Sinne des
Wortes.

		Unsere gesamte Lage nach außen und innen erfordert ein enges
vertrauensvolles Zusammenwirken zwischen den Regierungen und den
Volksvertretungen. Der Eintritt führender Parlamentarier in
Regierungsstellen, denen insbesondere die Fühlung zwischen den
Regierungen und den Parlamenten obliegt, ist eine wichtige
Grundlage eines solchen Zusammenwirkens. Wir sind überzeugt, daß
die Monarchie in ihrer starken Stellung, in der wir sie unbedingt
erhalten wissen wollen, nur gewinnen kann, wenn das Band zwischen
Regierung und Volksvertretung möglichst eng geschlungen wird und
die Parteien zur verantwortlichen vaterländischen Mitarbeit
innerhalb der Regierung herangezogen werden.

		Meine Herren, wir stehen, wenn nicht alles täuscht, im Endkampf
des gewaltigsten Völkerringens, in dem Deutschland je um sein
Dasein, seine Entwicklungsfreiheit und seine Größe gerungen hat.
Wenn [bookmark: page163]
jemals, so ist jetzt die feste Geschlossenheit der inneren Front
das Gebot der Stunde. Wir hoffen, daß auch der Verlauf dieser
Reichstagstagung dem Inland und Ausland aufs neue zeigen wird, daß
das deutsche Volk in den großen Grundzielen seines Wollens diese
Geschlossenheit stets finden wird. In dieser Einheit aber liegt
unsere Unüberwindlichkeit, von der wir den Frieden und eine den
gewaltigen Opfern werte große Zukunft unseres Vaterlandes
erwarten.

	
		
		1918.

		Polen und der Friede

		Reichstagsrede. 22. 2. 1918

		Meine Herren, der Abgeordnete Fehrenbach hat mit
Recht darauf hingewiesen, daß wir einen geschichtlichen Moment vor
uns haben in dem Augenblick, in dem wir zu dem ersten
Friedensschluß in diesem Weltkriege unsere Zustimmung zu geben
haben. Es ist damit der Ring durchbrochen, der uns und unsere
Verbündeten einengen, der das deutsche Volk zum Niederbruch bringen
sollte. Und es fällt dieser erste Friedensschluß zusammen mit dem
erneuten russischen Friedensangebot. Er fällt zusammen mit den
eingeleiteten Verhandlungen mit Rumänien und eröffnet auch über die
Verhandlungen über den Friedensschluß mit der Ukraine hinaus die
Aussicht auf eine Beendigung der Kriegführung in einem weiten
Gebiet derjenigen Völker und Staaten, mit denen wir uns bisher im
Kampfe befunden haben.

		Was seitens der Herren Vorredner über die Anbahnung freundlicher
Beziehungen zu der Ukraine gesagt worden ist, dem stimmen wir im
vollen Umfange zu. Wir sehen in den Ukrainern ein junges
aufstrebendes Volk von starkem nationalen Empfinden, mit dem [bookmark: page164] wir in Frieden
und Freundschaft, mit dem wir in guten wirtschaftlichen
Beziehungen, mit dem wir aber auch – und das möchte ich gegenüber
der Art, wie diese wirtschaftlichen Beziehungen zu sehr vorgedrängt
worden sind, betonen – in guten kulturellen Beziehungen vor allen
Dingen leben wollen. Gerade diesen jungen Völkern, in denen der
Einigkeits- und Selbständigkeitsgedanke zunächst getragen wird von
einer kleinen intellektuellen Oberschicht, ist ein großes
Bildungsstreben eigen. Wenn die künftigen Generationen der Ukraine
nach Deutschland kommen wollen, um hier am Born des Wissens sich
mit deutscher Geisteswissenschaft zu versehen, werden ihnen unsere
Tore geöffnet sein. Wir werden uns freuen, wenn die heute bereits
bestehende kulturelle Oberschicht das Band mit uns noch enger
befestigt.

		Die Genugtuung, die wir über diesen Friedensschluß empfinden,
ist stark getrübt worden durch die Reden, die wir heute hier haben
hören müssen. Wenn ich daran denke, in welcher vornehmen,
vorbildlichen Weise der Senior der polnischen Fraktion hier zu
sprechen pflegt, dann bedauere ich um so mehr, daß ein Priester des
Hasses heute hier gesprochen hat, der in keiner Weise polnische
Interessen vertreten hat, daß man sagen muß: Einen schlechteren
Anwalt konnten sich die Polen nicht wählen.

		Herr Stychel hat davon gesprochen, daß die »Teilungsmächte« hier
die Polen um ihre Hoffnung betrogen hätten. Die Teilungsmächte,
Herr Stychel! Kein Wort hatten Sie dafür, daß, wenn überhaupt etwas
von polnischer Selbständigkeit gesprochen werden kann, Sie das
lediglich denjenigen Mächten verdanken, die Sie die Teilungsmächte
zu nennen belieben. Die ganze Politik des 5. November 1916 ist an
Ihnen spurlos vorübergegangen. Sie sprechen genau wie der [bookmark: page165] Polenklub in
Wien; denn Sie verlangen, daß das Unrecht der Teilung Polens wieder
gutgemacht werden soll. Wenn Sie glauben, damit aussprechen zu
können und zu dürfen, daß etwa zum Deutschen Reiche gehörige
Provinzen dem von Ihnen erträumten einheitlichen alten Polen wieder
zugeschlagen werden sollten, dann bewundere ich nur die Geduld des
Hauses, die derartige Reden von dieser Tribüne zuläßt. Ich glaube
nicht, daß irgendwie ein in Polen bestehender Reichstag einen
Redner angehört hätte, der davon spricht, daß Gebietsteile dieses
Polens abgerissen werden sollten. Sie haben sich selbst Ihre
Deduktion leicht zu machen gesucht, indem Sie davon sprachen, daß
man den Polen vorgeworfen hätte, sie hätten in diesem Weltkriege
nicht mitgewirkt. Dieser Vorwurf ist von keiner Seite erhoben
worden. Mit vollem Recht hat der Herr Kollege Fehrenbach darauf
hingewiesen, daß wir für das, was die deutschen Soldaten polnischer
Sprache geleistet haben, stets volles Verständnis, stets volle
Anerkennung gehabt haben. Wenn jemals von der Tribüne dieses Hauses
oder von unseren Präsidenten der Dank für die deutschen Kämpfer an
der Front ausgesprochen worden ist, dann galt dieser Dank auch den
Soldaten polnischer Sprache, die an unserer Seite draußen
mitgekämpft haben. Aber etwas ganz anderes ist es, daß Sie in dem
Augenblick, wo es sich darum handelt, diejenige Selbständigkeit,
die wir Ihnen durch das Manifest vom 5. November 1916 verbürgt
haben, nun auch gegen die noch weiter vorhandenen Anstürme des
Feindes zu verteidigen, nicht irgendwie eine Freiwilligkeit der
Mitverteidigung uns gegenüber zum Ausdruck gebracht haben. Sie
sagen: Die Verachtung der ganzen Welt hätte auf den Polen gelegen,
wenn sie das getan hätten. Ich habe noch niemals gehört, daß sich
[bookmark: page166] ein Volk
die Verachtung der ganzen Welt zugezogen hätte, wenn es für seine
Freiheit auch mit seinem Blute kämpft. Im Gegenteil: Es hätte seine
eigene Ehre geboten, daß es nicht als Geschenk die Freiheit
entgegennahm, sondern sie sich selbst als Volk verdient hätte, wie
der einzelne seine Freiheit im Kampfe zu verdienen hat.

		Wenn Sie glauben, alte Wunden aufreißen zu dürfen gerade im
Hinweis auf die einstmalige Teilung Polens, so möchte ich auf eins
hinweisen. Auch in der Geschichte der Völker und Staaten wirkt
schließlich, wenn Sie die ganzen Jahrhunderte durchgehen, der
Grundsatz der Gerechtigkeit. Ein so großes Volk, wie es das
polnische war, geht nicht unter ohne eigene Schuld. Und wenn ich
mir vor Augen führe, wie Sie es verstanden haben in dieser letzten
Zeit und in diesen Tagen durch diejenigen, die die politischen
Führer der Polen in Deutschland sind, sich im Deutschen Reichstag
so zu isolieren, wie das heute in Erscheinung tritt, dann kann man
allerdings rückblickend sagen: Wenn das der Ausfluß Ihrer
Nationalität ist, dann kann man sich nicht wundern, daß Sie auch
die Einheit Ihres Volkes und Reiches einst nicht aufrechtzuerhalten
gewußt haben. Die ganze Geschichte zeigt, daß der Untergang Polens
schließlich in letzter Linie in der eigenen sozialen
Ungerechtigkeit, in der eigenen Verfassungsunmöglichkeit dieses
Polen seinen letzten Grund gehabt hat.

		Meine Herren, ich bedauere auch außerordentlich, daß wir die
Ausführungen haben hören müssen, die eben der Herr Abgeordnete Dr.
Cohn hier gemacht hat. Es ist wirklich schwer, gegenüber diesen
Ausführungen mit Vorwürfen zurückzuhalten, die schließlich darin
gipfeln müßten, daß, wenn ein Anwalt unserer Gegner hier gesprochen
hätte, er manches von [bookmark: page167] demselben vorgebracht haben würde, was von
Herrn Dr. Cohn hier gesagt worden ist. Es ist doch seltsam: Die
Herren Stychel und Dr. Cohn sprechen davon, daß die Welt nach
Frieden lechze; aber der erste Friedensvertrag findet bei ihnen die
Opposition. Der erste Schritt zum allgemeinen Frieden, der in
seinem Keime schon den Frieden mit ganz Rußland, den Frieden mit
Rumänien in sich birgt und deshalb schon ein weites Stück Weg zum
allgemeinen Frieden ist, wird von denen maßlos bekämpft, die die
Menschheit als diejenige aufrufen, die nach Frieden lechze.

		Dann sprechen sie davon, daß dieser Friede ein Friede der
Eroberung, der Annexionen wäre. Wo ist denn das Land, das
Deutschlands Verbündete etwa gewinnen in diesem Frieden? Der ganze
Kampf um das Cholmer Land ist nichts als ein Kampf von Anschauungen
zweier Völker, die nicht Deutsche oder Österreicher sind, zwischen
denen wir die schwierige Rolle des Vermittlers haben, dem Vorwürfe
niemals erspart bleiben werden, wie auch immer sein Urteil
ausfallen mag.

		Und wie seltsam ist es, wenn Herr Dr. Cohn gegenüber den
Verhandlungen des Hauptausschusses hier noch einmal glaubt davon
sprechen zu können, daß die Hilferufe aus Estland und Livland in
Berlin gemacht worden wären! Er beruft sich darauf, ihm sei keine
Antwort im Hauptausschuß zuteil geworden. Er hatte damals geglaubt,
diese Insinuation damit stützen zu können, daß er erklärte: Wo
kommen denn die Hilferufe her? Wenn die Leute unterdrückt wären,
wären sie doch nicht in der Lage, ihre Hilferufe nach Deutschland
gelangen zu lassen. Ich habe ihm damals darauf erwidert, daß bei
meinem letzten Aufenthalt in Riga kein Tag vergangen sei, in denen
nicht Flüchtlinge über die russischen Linien hinweggekommen sind,
[bookmark: page168] alles aufs
Spiel setzend, um sich zu retten, daß Tausende über das Eis
gegangen sind nach den von den Deutschen besetzten Inseln, um so
ihr nacktes Leben vor den Räubern und Mordbrennern zu retten, die
dort in Estland und Livland hausen. Und wenn es irgendeines
schlagenderen Argumentes gegenüber dieser Herabsetzung von Herrn
Dr. Cohn bedurft hätte, so lesen Sie den heutigen Heeresbericht,
der davon meldet, daß sich die estnischen Regimenter mit den
Deutschen in der Verteidigung ihres Vaterlandes gegen diese
Mordbrenner verbunden haben. Das zeigt das eine: Daß diejenigen
estnischen Regimenter, die für Ruhe und Ordnung, für die
Verteidigung des ihnen teuren Landes Sinn haben, auf unserer Seite
fechten und nicht auf der Seite der heutigen Gewalthaber in
Petersburg, die das, was der Herr Abgeordnete Dr. Cohn Politik der
gepanzerten Faust nennt, unter der Vorspiegelung demokratischer
Ideen mit einer Brutalität zum Ausdruck bringen, wie es nie ein
Militärstaat, nie eine Militärkaste in der Welt ihrerseits
fertiggebracht hätte. Bei all diesen Ausführungen tritt nur das
eine, das hämische thersiteshafte Herunterdrücken alles desjenigen,
was Deutschland tut, hervor, das Bestreben, das eigene Vaterland in
der Welt da draußen herabzusetzen, um bei den anderen nicht
irgendwelche Wunden zu sehen! Sie sprechen davon, daß die
Menschheit erschaudere vor den Mitteln, mit denen wir bei der
Offensive im Westen vorgehen wollten. Wissen Sie denn nicht,
wieviel Tausende und aber Tausende deutscher Soldaten getötet
worden sind durch die Gasangriffe der Gegner? Lenken Sie Ihre
Blicke auf Karlsruhe, wo das Kindergrab ist, wo spielende deutsche
Kinder durch Bomben, die auf eine offene deutsche Stadt geworfen
worden sind, zu Tode kamen! Davon hören wir nichts. Aber wenn wir
uns [bookmark: page169] im
schwersten Existenzkampfe zur letzten Kraftanstrengung
zusammenraffen, um den Frieden zu erringen, den wir wahrlich oft
genug angeboten, dann kommen Sie und machen sich die Argumente
derjenigen zu eigen, die nun noch einmal wieder die Menschheit
gegen uns aufzuhetzen versuchen! Es gehört wirklich sehr viel dazu,
um zuzuhören, zuhören zu müssen in einem deutschen Parlament, wenn
derartig gegen Deutschland gesprochen wird. Und wenn just von Ihrer
Seite so oft Vorwürfe kommen gegenüber solchen, die etwa den Krieg
verlängern, dann glaube ich, kriegverkürzend wirkt es nicht, wenn
solche Reden in einem deutschen Parlament gehalten werden. Wenn Sie
davon sprechen, daß wir erfrieren würden im Haß der Welt, der sich
gegen uns wenden würde nach diesem Kriege, nun – Sie schüren ja den
Haß der Welt durch derartige Angriffe auf Deutschland! Sie geben ja
selbst der neutralen und feindlichen Welt das Material, mit dem sie
sich in ihrem Haß gegen Deutschland austoben kann! Nein, ich bin
der festen Überzeugung, daß dieser Haß der Welt, sehr geschickt
durch eine Propaganda vorbereitet, einst sich auflösen wird in
Bewunderung für das, was dieses Deutschland während dieses Krieges
geleistet hat, geleistet an der Front, geleistet hinter der Front,
und daß schließlich sich auch die großen ethischen Grundprinzipien
herausstellen werden, auf denen wir vor diesem Kriege gestanden
haben, der nicht in Deutschland entstanden ist – diese unerhörte
Entstellung der Wahrheit soll hier auch zurückgewiesen werden –,
sondern der von denen herbeigeführt worden ist, die die große
Koalition gegen uns schmiedeten.

		Wir stehen jetzt vor dem ersten Frieden. Wir hoffen, daß ihm die
nächsten folgen werden. Im Westen hat unsere Friedenshand ins Leere
gegriffen. [bookmark: page170]
Die Verantwortung für die ungeheuren Blutopfer, die dort etwa noch
nötig sind, fällt auf unsere Feinde. Wenn da weitergekämpft werden
muß, dann werden die Herzen des Volkes da sein, wo die Fahnen des
Landes wehen, und werden hoffen und beten für einen deutschen Sieg,
der uns den Frieden bringt, den man uns verweigert hat.

	
		
		Neue Zeiten

		Reichstagsrede. 29. 3. 1917

		Wenn ich mich den innerpolitischen Fragen
zuwende, dann lassen Sie mich Sie daran erinnern, daß die Kämpfe um
eine Verfassung in Deutschland auch zu einer Zeit einsetzten, in
der ein großer Krieg zu Ende ging und in der das preußische und
deutsche Volk von diesem Kriege nicht nur die Befreiung vom fremden
Joch, sondern auch eine Erneuerung seines eigenen politischen und
geistigen Lebens erwartete, das waren die Freiheitskriege von 1813
und 1815. Damals hat der König von Preußen sein Wort gegeben,
seinem Volke eine Verfassung zu geben, und damals ist es der
Einfluß Rußlands gewesen, der in der Heiligen Allianz zum Ausdruck
kam, der gerade die Entwicklung eines preußischen Verfassungswesens
beeinträchtigt hat. Manche Bitterkeit wäre uns erspart geblieben in
der preußisch-deutschen Geschichte, wenn damals die russische
Reaktion nicht geglaubt hätte, von sich aus Preußen bevormunden zu
müssen. Die damaligen Verhältnisse, die Männer, die damals Preußens
Erneuerung wünschten, die stehen einem gerade gegenwärtig vor
Augen, wenn man derartige Debatten liest, wie sie gestern im
Preußischen Herrenhause stattgefunden haben. Es ist vorhin von
seiten der Herren Kollegen von der äußersten Rechten mit »Sehr
[bookmark: page171] richtig«
unterstrichen worden, daß doch schließlich der militärische
Absolutismus Preußen und Deutschland groß gemacht hätte. Ich weiß
nicht, worin die Geschichte diese Auffassung begründet. Ich will
das Jahr 1806 nicht lediglich als einen Niederbruch des
militärischen Absolutismus hinstellen, es war vielleicht ein
Niederbruch der diplomatischen Staatskunst, daß es überhaupt dazu
kam, daß das kleine Preußen diesen Kampf zunächst allein ohne jede
Koalition führte. Aber lassen Sie uns doch die Augen davor nicht
verschließen, daß es die Abwendung von dem früheren Charakter des
preußischen Militarismus war, der doch unzweifelhaft die Erfolge
der Kämpfe von 1813 bis 1815 mit entschieden hat. Der Mann, der uns
das Volksheer gegeben hat, das Volksheer, zu dem wir uns alle
bekennen und das uns die Gegner draußen als Militarismus nicht
irgendwie umbilden sollen, Scharnhorst, hat damals an seinen König
Friedrich Wilhelm III. geschrieben: »Es sind nicht immer die
stehenden Heere gewesen, die Thron und Krone gerettet haben, meist
war es die Liebe eines für König und Vaterland begeisterten
Volkes.« Das war der Mann, der damals das preußische Heer in eine
ganz andere Form gebracht hat, der aufgeräumt hat mit den Ideen,
die doch vielleicht militärischer Absolutismus waren. Und ich denke
an einen anderen, einen der größten, den man schließlich mit
Bismarck in dieser Beziehung in einem Atemzuge nennen kann, den
Mann, der seine genialischen Kräfte Preußen nur ein Jahr zur
Verfügung stellen konnte und in diesem einen Jahre eine Arbeit
geleistet hat, die ein Jahrhundert überdauerte, den Freiherrn v.
Stein. Wenn ich denke, wie heute die Bewegung des Partikularismus
sich hervorwagt, dann denke ich an den Ausspruch Steins: »Ich kenne
nur ein Vaterland, und das heißt Deutschland, [bookmark: page172] deshalb bin ich auch nur ihm und
nicht einem seiner Teile mit Liebe ergeben.« Wenn Sie in der
damaligen Zeit daran denken, wie ein Mann wie Blücher, der nicht
nur der Polterer, der ungrammatische Mann gewesen ist, sondern der
ein feines Empfinden hatte auch für politische, auch für
innerpolitische Fragen, wie er es damals bedauert hat, daß so bald
nach diesen Freiheitskriegen sich auf alle diese großen Bewegungen
der innerlichen Erneuerung wieder der Meltau legte, wenn Sie daran
denken, wie damals Gneisenau und Fichte sprachen, so muß ich sagen,
es ist doch betrüblich, wenn hundert Jahre seitdem in die Welt
gegangen sind und heute aus den Kreisen des preußischen Adels Töne
klingen, als wenn diese ganze Zeit an ihnen vorbeigegangen wäre.
Ich finde kein Verhältnis von dem Empfinden des deutschen Volkes in
dieser Zeit zu denjenigen Empfindungen, die aus den Reden der
Herren v. Kleist, Yorck von Wartenburg und Roon herausklingen. Es
klingt ja sehr gut, wenn man das Wort ausspricht: Hand weg von dem
alten Preußen! Ich glaube, in preußischen Kreisen wird es vielfach
verkannt, daß man die große Stellung Preußens in der Geschichte
Deutschlands überall und auch da voll anerkennt, wo man an inneren
Einrichtungen Preußens Kritik übt. Dieses volle Verständnis für
Preußen als Kern Deutschlands, als das staatenbildende Element –
Bülow sagte: Hier wurde der Staat geboren –, das ist weit in die
politisch linksstehenden Kreise, das ist weit auch in allen
Empfindungen von Süddeutschland verankert, und man versteht auch
vollkommen, daß schließlich in diesem Preußen die überragende
Stellung des Monarchen sich länger erhielt als in irgendwelchen
anderen Staaten. Dieser Staat dankt wie kaum ein anderer seinen
Monarchen Unendliches. Wie haben diejenigen Fürsten, [bookmark: page173] die hier die
Gewalt ganz in ihrer Hand hatten, sich als Diener des Staates
gefühlt und diesen Staat zur Größe geführt! Ein Friedrich Wilhelm,
der Große Kurfürst, Friedrich Wilhelm I., ein Friedrich der Große,
wie leben wir noch heute von dem, was sie geschaffen haben! Man
versteht es, daß auch die Bureaukratie, die sie schufen, die sie
anhielten zu jener außerordentlichen Pflichttreue und
Gewissenhaftigkeit, die mit ihrem Könige dieses Preußen zur Größe
durchhungerte, sich in einem Treuverhältnis zu ihrem Monarchen
fühlt. Aber die Zeiten Friedrichs des Großen sind nicht mehr. Heute
kann der Monarch gar nicht mehr persönlich der Führer des
Staatsschiffes in dem Sinne sein, wie es damals möglich war. Heute
ist vieles, was Sie Kommandogewalt des Kaisers nennen, ist vieles,
was im Namen des Königs geschieht, eine Formel geworden, weil es
nicht mehr möglich ist, daß von der Persönlichkeit selber das auch
nur ausstrahlen kann, was hier mit diesem Begriffe verbunden wird.
Heute ist das, was mit dem Namen Kaiser und König gedeckt wird,
doch manchmal nur das Ergebnis der Anschauungen eines kleinen
Kreises, der sich zufällig zu dieser Zeit in den beratenden
Stellungen um den Kaiser und König befindet. Deshalb sollte man
auch nicht daran festhalten, zu sagen, daß nun dieses alte Preußen
so bleiben müßte, wie es war. Es ist nicht mehr das alte Preußen.
Das Preußische Herrenhaus entsprach in seiner Zusammensetzung
vielleicht schon damals, als es so gebildet wurde, nicht mehr dem
Bilde, das die Wirtschafts- und Geisteskräfte Preußens damals
gaben. Wer hat denn die bitterste Kritik an dem Herrenhause geübt?
Lange, ehe es ein Liberaler getan hat, hat es Fürst Bismarck getan,
und einer, der doch schließlich konservativer Geschichtsschreiber
ist im besten Sinne des Wortes, nicht im Parteisinne, ein [bookmark: page174] Mann, der
jeder Demagogie abhold war und der nichts mit Demokratie zu tun
hatte, ein Mann wie Treitschke hat das schärfste Urteil über das
Preußische Herrenhaus ausgesprochen, das jemals ausgesprochen
werden konnte.

		Hand weg vom alten Preußen! soll doch auch heißen: rüttelt hier
nicht irgendwie an der Verfassung, wie sie gegenwärtig ist, rüttelt
auch nicht am Preußischen Herrenhaus! Ja, sollen wir denn blind
vorbeigehen an all der großen wirtschaftlichen Entwicklung, die
seitdem vor sich gegangen ist, blind daran vorbeigehen, daß die
Wirtschaftskräfte dieses Preußens heute ganz andere sind als die
rein landwirtschaftlichen? Sollen wir denn daran vorbeigehen, daß
nun diese große, mächtige Arbeiterbewegung eingesetzt hat, daß sie
dank der Erziehung durch diesen Weltkrieg doch ein Fundament
unseres Volkslebens gewesen ist, an dem zu rütteln heute bedeutet,
diesen ganzen Staat mit in Gefahr zu bringen?

		Meine Herren, es ist unmöglich, sich in dieser Beziehung eine
Binde vor die Augen zu legen, und es ist nicht erträglich, wenn man
im Herrenhause nun nicht nur das Bestehende bewahren will, sondern
wenn in einer politisch so gespannten Atmosphäre wie in derjenigen,
in der wir uns heute befinden, ein Mitglied des Herrenhauses nun
unbekümmert um alle Fensterscheiben, die es einschlägt, von einer
Reform des Reichstagswahlrechts in seinem Sinne spricht, wenn es
glaubt, hier diesem Reichstag sagen zu müssen, daß das deutsche
Volk einen besseren Reichstag verdient hätte, wenn es davon
spricht, daß hier ein Reichsoberhaus zur Kontrolle über diesen
Reichstag bestellt werden müßte, über diesen Reichstag, der, als
der Weltkrieg begann, sich selber seiner Rechte begeben hat in dem
vollen Bewußtsein, daß es jetzt zunächst [bookmark: page175] darauf ankäme, die Rechte der
Regierung zu stärken, der nicht danach gefragt hat, ob dadurch
Schwierigkeiten für ihn selbst entständen, ob ihm dadurch das Recht
der Kritik eingeschränkt würde, sondern der alles auf die eine
Formel stellte, der Regierung soviel Gewalt wie möglich zu geben,
um ihr die Möglichkeit zu verschaffen, diesen Krieg zum siegreichen
Ende zu bringen.

		Es ist ein sehr gefährliches Wort, das Wort vom militärischen
Absolutismus. Meine politischen Freunde sind der Meinung, daß
vieles, was wir allein unter dem Gesetz über den Belagerungszustand
erlebt haben, unerträglich ist, überhaupt für den einzelnen noch
weiter zu dulden. Wir haben bei den Verhandlungen über
Elsaß-Lothringen und über die Schutzhaftfälle schon Einzelheiten
erfahren, die rein vom menschlichen Standpunkt aus einem manchmal
das Blut in den Adern erstarren ließen darüber, wie wenig
Verständnis für die magna charta der persönlichen Freiheit bei
manchen militärischen Stellen vorhanden ist, wie man rücksichtslos
über den einzelnen hinwegging, als wenn ihm nicht zugleich mit den
Pflichten als Staatsbürger auch das Recht seiner Person durch die
Verfassung und ihre Befolgung gewährleistet sein müsse. Den Schutz
der persönlichen Freiheit gegen Willkür predigen uns heute manche
Verhältnisse so eindringlich, daß ich nicht verstehe, wie man
demgegenüber als ein Allheilmittel gegen Schwierigkeiten, die sich
ergeben könnten, an den militärischen Absolutismus hier irgendwie
appellieren kann. Unterschätzen Sie das eine nicht und mißverstehen
Sie es nicht: Das Volk liebt das Heer und vergöttert seine
siegreichen Heerführer, will aber nichts von militärischem
Absolutismus wissen.

		Ich finde es sehr bedauerlich, wenn ohne Veranlassung [bookmark: page176] auch der
preußische Herr Landwirtschaftsminister glaubte, sich an dem
Reichstag reiben zu müssen. Der Herr Landwirtschaftsminister ist
von dem Herrn Kollegen Scheidemann angegriffen worden. Das hat er
mit dem Herrn Kollegen Scheidemann und seiner Partei auszumachen.
Es ist sein gutes Recht, sich dagegen zu wehren. Es liegt aber
keine Veranlassung vor, bei dieser Gelegenheit vom Deutschen
Reichstage zu sagen: Gott sei Dank, daß der Reichstag noch nicht in
der Lage ist, preußische Staatsminister abzusetzen. Zunächst ist
Herr Kollege Scheidemann nicht der Deutsche Reichstag; enden aber
die Dinge so, daß der gesamte Deutsche Reichstag in vollem
Widerspruche zu den Ansichten eines preußischen Staatsministers
stände, dann wäre das jedenfalls ein so wenig wünschenswerter
Zustand, dann gäbe das zu derartigen Reibungen Veranlassung, daß es
schwerwiegender zu betrachten und mit mehr Ernst zu erledigen wäre
als mit einer so wegwerfenden Bemerkung über die Vertretung des
deutschen Volkes. Der Herr Reichskanzler hat den Reichstag gegen
die Angriffe verteidigt, die gegen ihn gerichtet worden sind, und
wir danken ihm dafür. Wir können nur mit Bedauern sehen, daß heute
wieder gewisse partikularistische Strömungen an die Oberfläche
kommen; wir bekämpfen sie, ob sie nun im Süden oder im Norden
entstehen. Wenn aber irgend etwas aus diesem Sturme des Weltkrieges
gefestigt hervorgeht, so ist es der deutsche Reichsgedanke, so ist
es der Gedanke, daß dieses Reich, diese Zentralgewalt, in der
großen Zeit, in der wir dem Ansturm der halben Welt
gegenüberstehen, gestärkt aus diesen Tagen hervorgehen müsse.
Deshalb freuen sich meine politischen Freunde über die
Entscheidungen, die in der Kanalfrage gefallen sind, sie freuen
sich auch der Entscheidungen in Eisenbahnfragen [bookmark: page177] und sie sind der
Meinung, daß auch die Bundesstaaten verstehen müssen, daß ihre
Stellung gegenüber dem Reiche doch die des untergeordneten Faktors
sein muß. Wenn wir das aussprechen, so wollen wir dabei keineswegs
verkennen, daß unsere bundesstaatliche Verfassung, zu der sich ja
das Herrenhaus überflüssigerweise ausdrücklich bekannt hat, auch
für uns dasjenige ist, auf dem unsere Reichsverfassung beruht. Was
die Bundesstaaten uns bedeuten: Ihre Stätten als Kulturzentren für
das deutsche geistige Leben, das wollen wir erhalten, wir wollen in
jeder Weise daran mitarbeiten, die schwierige Stellung, in der sie
sich nach diesem Kriege befinden, zu befestigen. Aber darüber
wollen wir keine Zweifel lassen: Erst kommt das Reich, und der
Reichsgedanke steht uns höher als bundesstaatliches Empfinden.

		Aber wir wollen auch darüber keinen Zweifel lassen: Die neue
Zeit fordert ihr neues Recht. Wenn wir wieder einen Fehler machen
würden in der inneren Politik, wie er im Jahre 1815 gemacht worden
ist, dann würde das uns und unsere zukünftige Entwicklung auf das
allerschwerste schädigen. Wir freuen uns der Ausführungen, die der
Herr Reichskanzler im Preußischen Abgeordnetenhause gemacht hat
unbeschadet der Stellungnahme zur auswärtigen Politik, in der wir
nicht immer einer Meinung mit ihm waren. Ich glaube, es gibt jetzt
niemanden unter uns, der sich nicht herzlich des Bekenntnisses
gefreut hätte, das innere Erleben dieses Weltkrieges umzusetzen in
eine Neuordnung der Dinge in der Zukunft. Aber wir sind der
Meinung, daß man damit nicht zu warten braucht bis zu der Zeit nach
dem Kriege. Ich bin mir dabei bewußt, daß das im Widerspruch steht
zu der Haltung, die wir bisher eingenommen haben. Aber ich [bookmark: page178] kann das eine
sagen: Wenn wir bei Beginn des Krieges, wenn wir in einzelnen
Abschnitten der Verhandlungen des Reichstags mit dem Reichskanzler
der Meinung waren, daß diese Fragen hinter die kriegerischen
Verhältnisse zurückzutreten haben, so hat uns dabei stets die
Hoffnung vor Augen gestanden, daß dieser Krieg ein frühes Ende
nehmen werde. Nun aber stehen wir vor der Tatsache, daß er uns die
größten wirtschaftlichen Umwälzungen gebracht hat, daß wir Opfer
verlangen müssen, die man früher für unerträglich gehalten hat, daß
aber – nicht im Zusammenhange mit diesen Opfern – jetzt Fragen der
Klärung zudrängen, von denen wir nicht verstehen, weshalb sie nicht
auch während der Kriegszeit gelöst werden können. Deshalb ist es
die Meinung meiner politischen Freunde, es ist die Meinung meiner
Fraktion, daß die Zeit gekommen ist, um an eine Neuordnung der
Dinge in Deutschland und seinen Bundesstaaten heranzugehen. Darin
befinden wir uns, wie ich glaube, jetzt in Übereinstimmung mit dem
Herrn Reichskanzler. Ich glaube, der Herr Reichskanzler hat seine
Auffassung auch geändert. Während er uns früher sagte, daß das
alles erst nach dem Kriege geschehen solle, hat sein Vertreter im
Herrenhause, Herr v. Breitenbach, zum Ausdruck gebracht, daß in
bezug auf die polnischen Enteignungsgesetze die Staatsregierung in
Erwägung eingetreten sei, um sie zu ändern. Ich nehme nicht an, daß
in einer so hochpolitischen Frage, wie der polnischen, die Worte
»in Erwägung treten« rein formal gemeint sein sollen. Das kann nur
bedeuten, daß wir auf diesem Gebiete in eine Neuordnung eintreten
wollen. Wenn dies eintreten soll und kann während des Krieges auf
dem Gebiete des Enteignungsgesetzes, dann ist nicht einzusehen,
warum es nicht auch eintreten kann auf anderen Gebieten, [bookmark: page179] ist nicht
einzusehen, warum nicht auch in dem führenden Bundesstaate im
Reiche die Frage der Stellung des Parlaments zur Reichsregierung,
die Frage des Wahlrechts gelöst werden kann. Selbstverständlich
nicht in dem Sinne der Anträge à la Bernstein und Genossen. Dann
könnte ja jeder von uns sein Parteiprogramm in Druck geben und als
Antrag einbringen. Nein, das liegt uns ganz fern, daß jetzt nun die
Programme der einzelnen Parteien auf ihre Durchführbarkeit in allen
verfassungsrechtlichen Fragen durchgeprüft werden sollen. Aber wir
betrachten es als Pflicht und Aufgabe des Parlaments, die großen
staatsrechtlichen und verfassungsrechtlichen Fragen schon jetzt zu
behandeln, zu denen die Gegenwart auffordert. Diese Fragen werden
ja auch aufgerührt durch den fortschrittlichen Antrag und andere
Anregungen, beispielsweise das von dem Herrn Abgeordneten Noske
erwähnte Gebiet der Änderung der Reichstagswahlkreise, der Änderung
vielleicht überhaupt derjenigen Zusammensetzung des Hauses, wie sie
sich heute auf Grund der alten Bevölkerungsziffer ergibt. Ich darf
darauf hinweisen, daß meine politischen Freunde in einem Antrage
Bassermann schon früher eine Neuordnung der Reichstagswahlkreise
verlangt haben.

		Es ist aber auch die Frage zu prüfen, ob das System der
Verhältniswahl nicht überhaupt in ganz anderer Weise unserem
politischen Leben der Gegenwart entspricht, ob nicht für das Reich
das System der Kreiswahlen, die ein Verhältnis zwischen
Abgeordneten und Kreis voraussetzen, das für den Landtag in allen
den Fragen, die dort zur Beratung stehen und die vielfach lokaler
Natur sein mögen, gegeben ist, an seiner Bedeutung einigermaßen
eingebüßt hat bei einem Parlament, das die großen Fragen der
Außenpolitik, der Wirtschaftspolitik, der sozialen Gesetzgebung,
[bookmark: page180] der
großen Verfassungsgesetze berät, bei denen das Interesse des
einzelnen Kreises gar nicht in Betracht kommt. Wir würden uns
allerdings dagegen wehren, einen Schematismus einzuführen, der das
ganze Reich als einen einzigen Wahlbezirk ansieht. Aber die Frage
zu prüfen, inwieweit den handgreiflichen Ungerechtigkeiten, die
heute in dieser Beziehung bestehen, dadurch Abhilfe geschaffen
werden kann, daß die Provinzen Preußens und die einzelnen
Bundesstaaten des Reichs als große Wahlbezirke anzusehen sein
würden, die ihrerseits dann die Abgeordneten in den Reichstag
entsenden, das scheint uns doch wünschenswert einmal zu erörtern.
Wir werden weiter die Frage der Verantwortlichkeit der
Reichsminister, der Neugestaltung der Stellung der Staatssekretäre
etwa in ähnlicher Weise, wie sie beispielsweise in England besteht,
wo auch die Staatssekretäre den Weisungen des Premierministers zu
folgen, aber bei den Amtshandlungen, die in ihren Amtsbereich
fallen, die Verantwortung für sich zu übernehmen haben, zu prüfen
haben, ebenso die Frage, wieweit überhaupt das Verhältnis der
Volksvertretung zur Regierung auf eine andere Grundlage zu stellen
ist.

		Meine politischen Freunde haben niemals das parlamentarische
System als Parteiforderung erhoben. Wir haben darüber sehr lebhafte
Auseinandersetzungen in unseren eigenen Reihen. Aber die
Erfahrungen des Weltkrieges müssen uns doch zur Überprüfung unseres
Regierungssystems veranlassen. Es erscheint mir auch fraglich, ob
wir das Recht haben, auf die demokratisch regierten Länder
gewissermaßen herabzusehen, als wenn sie nicht in der Lage wären,
die Aufgaben, die sie sich staatlich gestellt haben, ebenso zu
erfüllen wie wir. Aus der Debatte des Herrenhauses klang ein
Entsetzen heraus über die Begriffe [bookmark: page181] parlamentarisches System, Stärkung der
Rechte des Parlaments. Man sagte, das bringe die Kronrechte in
Gefahr und führe zur Republik. Bestenfalls spricht man auch in
unseren bürgerlichen Kreisen davon, daß das ein System öder
Gleichmacherei, ein System der Advokatenregierung wäre, das
schließlich zu innerer Fäulnis und zum Niederbruch führte. Wenn das
richtig wäre, dann müßte Frankreich in diesem Weltkrieg schon
längst niedergebrochen sein. Wenn das richtig wäre, dann hätten wir
nicht so um unser Leben mit England zu ringen. Wenn das richtig
wäre, dann könnten doch die Dinge nicht so gegangen sein, daß
England ein großes System von Bündnissen mit allen möglichen
Völkern gelingt, während wir Völker als Gegner gegen uns fechten
sehen, mit denen wir mehr als drei Jahrzehnte hindurch verbündet
waren, so daß wir schließlich den Krieg diplomatisch verloren
hatten, als er militärisch erst begann.

		Nein, die Dinge liegen doch so, daß wir in diesem Weltkrieg
haben erleben müssen, daß das parlamentarische System einen engen
Kitt und Zusammenhang zwischen Volk, Regierung und Staat schafft,
wie ich das im Frieden für die Zeit eines die Grundlagen der
Staaten erschütternden Krieges nicht für möglich gehalten hätte. Es
scheint mir auch, daß die politischen und diplomatischen Amateure,
die aus diesem System hervorgingen, unseren zünftigen Diplomaten an
diplomatischer Geschicklichkeit nicht nachgestanden haben, daß wir
aber sehen müssen, daß ihnen auch in der Organisation ihres eigenen
Landes Erfolge beschieden gewesen waren, die uns zu großen
Kraftanstrengungen zwangen, um uns den Sieg nicht aus den Händen
gleiten zu lassen.

		Ich bitte, mir da zu gestatten, auch auf eins hinzuweisen, was
unser verehrter Führer Bassermann [bookmark: page182] wiederholt in unserem Kreise
ausgeführt hat, wenn er über diese Ideen sprach. Das ist der große
Gegensatz in den letzten Jahrzehnten, der in Deutschland besteht
zwischen der gewaltigen Entwicklung unserer Wirtschaftskräfte und
unserer geistigen Potenzen im Innern auf der einen Seite und den
damit nicht Schritt haltenden politischen Erfolgen auf der anderen
Seite. Dieses Deutschland hat in seinen letzten Jahrzehnten diese
gewaltige wirtschaftliche Entwicklung durchgemacht, steht an der
zweiten Stelle des Welthandels, ist das erste Industrieland der
Welt. Seine Industriekapitäne, Persönlichkeiten ersten Ranges,
überall wo sie bekannt sind, weit über unsere Grenzen hinaus als
solche anerkannt, unsere Technik, unsere Chemie, unsere
Geisteswissenschaften, auch unsere Landwirtschaft in bezug auf das,
was sie dem Boden mehr abringt – alles an der Spitze der
Entwicklung. An Persönlichkeiten kann es uns also doch in
Deutschland nicht fehlen, und trotzdem sehen wir, daß gegenüber
dieser glanzvollen Entwicklung, die doch schließlich den Neid der
anderen hervorrief, die politischen Vorteile meist auf seiten
unserer Gegner waren, daß sie es ganz anders verstanden, sich
Sympathien zu erwerben, daß sie es verstanden, uns einzukreisen,
daß wir einen Existenzkampf kämpfen müssen, wie wir ihn heute hier
durchmachen. Wenn wir gegenüber dieser glanzvollen Entwicklung im
Innern doch politische Niederlagen nach außen und im Innern trotz
unserer vorbildlichen Sozialpolitik ein stetiges Anwachsen der
radikalen Elemente sehen, dann muß irgendwo ein politischer
Systemfehler sein, und dann muß man einmal nachforschen, ob es da
nicht Dinge gibt, die der Änderung bedürfen. Dann kommt man über so
große Fragen nicht mit dem Satz hinweg: Hand weg von dem alten
Preußen! [bookmark: page183]

		Wo diese Fehler lagen, das ist ja heute auch von anderen Rednern
gesagt worden, ist auch von uns oft zum Ausdruck gebracht worden:
Dieses mangelnde Verständnis für die Seelenstimmung anderer Völker,
das mangelnde Verständnis für die Seelenstimmung des eigenen
Volkes, mangelndes Verständnis für die Wirkung politischer
Maßnahmen; glänzende Ressortminister, die eine vorzügliche
Ressortarbeit leisten, denen aber manchmal der politische Blick
mangelt. Das Fideikommißgesetz – habe ich mir sagen lassen – sei
juristisch ein Meisterwerk, aber politisch war es das Unsinnigste,
was in diesem Augenblick das Licht der Öffentlichkeit erblicken
konnte. Wenn bei uns ein engerer Zusammenhang zwischen Parlament
und Regierung bestünde, dann wäre es doch das geringste gewesen,
was noch gar nichts mit parlamentarischem System zu tun hat, daß
der Herr Reichskanzler einmal die Parteiführer zu sich kommen läßt
und ihnen sagt: Ich habe die Pflicht, in nächster Zeit grundlegende
Gesetze dem Parlament vorzulegen; ich möchte mit Ihnen Fühlung
nehmen, ehe ich es tue, damit ich die politischen Wirkungen
abschätze. Wenn ein solches Zusammenarbeiten stattfindet, wenn auch
ein Parlament gestärkt wird, so daß nach außen hin die
Verantwortung mehr auf seinen Schultern ruht, dann sehe ich darin
keine Schmälerung der Rechte der Regierung, auch keine Schmälerung
der Kronrechte. Kein Monarch ist stärker nach außen hin als
derjenige, der darauf hinweisen kann, daß hinter ihm und seiner
Regierung die Mehrheit seines Volkes steht. Daß Deutschland für
eine Entwicklung in der Richtung der Stärkung parlamentarischer
Rechte nicht reif wäre, das kann doch niemand behaupten. Die
Erziehungsarbeit des Krieges hat uns auch politisch weitergebracht.
Die Menschen draußen und die Menschen [bookmark: page184] drinnen haben nun bald
drei Jahre lang Zeit, von Tag zu Tag nachzudenken über das
Verhältnis des einzelnen zum Staat. Sie haben ihre Pflicht als
Staatsbürger erfüllt, sie haben manchmal Unerträgliches ertragen,
weil der Staatsgedanke in ihnen mächtig war. Und wenn man fürchtet,
daß irgendwie in diesem Parlament vielleicht gerade nach diesem
Kriege sich große demagogische Kräfte geltend machen könnten, die
auch gegen das Altbewährte anstürmten, dann umgürte man das
Parlament mit größerer Verantwortlichkeit, und man wird die
Demagogie zum Teufel jagen. Wer für das, was er zu vertreten hat,
verantwortlich ist, ist in ganz anderer Weise fähig, Gesetzesarbeit
zu tun, als wenn jemand, unverantwortlich, in der Lage ist,
Opposition zu machen, ohne jemals in die Lage versetzt zu werden,
das von ihm theoretisch Vertretene auch praktisch zu vertreten.
Weil diese Fragen unserer Meinung nach alle im Fluß sind, dazu
drängen, daß wir uns mit ihnen beschäftigen, weil die Regierung
nicht die Initiative ergreift und sie deshalb der Reichstag
ergreifen muß, deshalb haben wir auch unseren Antrag auf Bildung
eines Verfassungsausschusses gestellt. Wir bitten, an diesen
Verfassungsausschuß diejenigen Anträge zu verweisen, die sich auf
die Fragen der Verfassung beziehen, und hoffen, daß wir in dem
neuen Ausschuß nützliche praktische Arbeit werden leisten
können.

		Nun darf ich mit einigen Worten zu dem fortschrittlichen Antrage
kommen, der sich auch mit den bundesstaatlichen Wahlrechten befaßt.
Die Einzelheiten der bundesstaatlichen Wahlrechte werden wir den
Parlamenten dieser Bundesstaaten überlassen müssen. Aber darüber
ist für mich und meine politischen Freunde kein Zweifel: Das
preußische Wahlrecht ist eine deutsche Frage; es kann nicht
lediglich [bookmark: page185] unter preußischen Gesichtspunkten bewertet
werden. Und ich sehe darin auch gar nicht etwas für einen Preußen
Niederdrückendes. Nein, im Gegenteil, dieses Preußen ist so der
Kern Deutschlands, daß alle Fragen, die Preußen angehen, auch
Deutschland betreffen. Man möge in einem kleinen unbedeutenden
Bundesstaate ohne Verfassung regieren, es mögen manche
Unzuträglichkeiten bestehen; schließlich geht man darüber hinweg,
weil große deutsche Aufgaben nicht berührt werden. Der größte
Staat, der Kern Deutschlands in dem Staatengebilde ist Preußen. Was
in ihm vorgeht, ob in ihm die Arbeiterschaft und wichtige Schichten
des Bürgertums gebührende Vertretung finden, das ist eine Frage,
die auch für unsere politischen Reichskämpfe von großer Bedeutung
ist. Eines der größten Probleme in der Zukunft ist die Stellung der
Sozialdemokratie zum Staatsgedanken. Daß für die Sozialdemokratie
die Möglichkeit, auf der Basis der Politik vom 4. August zu
bleiben, davon abhängig ist, wie die Dinge in Preußen laufen, das
muß doch schließlich der Blindeste sehen. Will man, daß diese
Politik auf dieser Basis bleibt, dann kann man nicht an diesem
Wahlrecht festhalten wollen, damit macht man jener diese Politik
unmöglich. Da aber schließlich unsere ganze innere Politik doch
auch wieder davon mit berührt ist, ob eine Partei, die der
Wählerzahl nach die stärkste ist, in die frühere Opposition
zurückgeht oder sich zum Staatsgedanken bekennt, wie kann man
angesichts dessen darüber zweifeln, daß das die eminentesten Fragen
der deutschen Politik sind, die hier zur Debatte stehen? Ist doch
auch, wie wir gesehen haben, die Beurteilung der Politik des Herrn
Reichskanzlers von dieser Frage mit abhängig. Ich möchte ihm als
preußischen Ministerpräsidenten doch den dringenden Wunsch
aussprechen, diese große politische [bookmark: page186] Reform sobald als möglich in die Wege
zu leiten. Wenn irgendwo zwischen Staat und Volksvertretung und den
verschiedensten Parteien Spannungsmomente bestehen, dann tut man
gut, wenn man sich einmal zu großen politischen Reformen bekennt,
auch selbst kühn die Initiative zu ergreifen. Je eher man das tut –
um so eher ist auch der preußische Ministerpräsident in der Lage,
Bestrebungen, die seiner Meinung nach gegen das Staatsinteresse
verstoßen, die zu weit gehen, entgegenzutreten, als wenn er
derjenige ist, der sich der Initiative anderer gegenüber sieht und
dem man für seine Initiative Dank nicht mehr schuldig ist.

		Die Nationalliberale Partei, und insbesondere ihre preußische
parlamentarische Vertretung, hat die Reform des preußischen
Wahlrechts seit Jahren gefordert; sie wird daran mitarbeiten und
erwartet davon eine Freimachung der Kräfte im Innern. Ich darf auf
die Haltung meiner politischen Freunde verweisen, die auch
besonders in der Reform des Preußischen Herrenhauses erst kürzlich
durch den Antrag Friedberg nach anderer Richtung die Initiative
ergriffen haben. Wir wünschen eine Neuordnung der Dinge über diese
Fragen hinaus darin, daß wir als die Grundlage einer solchen
Neuordnung die Gleichberechtigung aller Parteien in Staat und
Verwaltung fordern. Wir vertreten stets den Grundsatz, daß die
politische Überzeugung nicht Hinderungsgrund im Staate oder in der
Verwaltung sein darf. Wir verlangen diese Freiheit nicht für uns
allein, obwohl es auch bitter zu ertragen ist, zu sehen, wie die
großen geistigen Kräfte des liberalen Bürgertums in der preußischen
Verwaltung bisher mißachtet worden sind, obwohl sie doch mit die
Träger der wirtschaftlichen und geistigen Entwicklung Preußens
gewesen sind, wie sie in einem [bookmark: page187] großen Teile Preußens nicht die
Möglichkeit hatten, auch nur den kleinsten Landratskreis zu
verwalten, geschweige denn davon, daß sie etwa an der Spitze von
Provinzen oder großen Bezirken standen. Auch im Kreise meiner
politischen Freunde ist mit Bedauern festgestellt worden, daß bei
der Besetzung der Stellen in den okkupierten Gebieten das alte
preußische System der Einseitigkeit vielfach angewandt worden ist,
daß wir da den Grundsatz: »Freie Bahn dem Tüchtigen« nicht in der
Weise in die Praxis überführt sahen, wie uns das vorschwebte. Aber
wir fordern die Gleichberechtigung nicht nur für uns. Wo die
Sozialdemokratie berufen ist, in Staat und Verwaltung
mitzuarbeiten, da sollte sie ebenfalls willkommen sein. Wir
verstehen nicht, warum man auch hier die Intelligenzen brachliegen
läßt, die schon vorher in den Friedensjahren für das Reich
nützliche Arbeit hätten tun können.

		Es muß mit dem Standpunkt gebrochen werden, daß zum Beispiel in
einem Reichsamt ein Mann nicht sein kann, weil er Sozialist ist.
Warum soll ein Mann wie Calver nicht Präsident des Statistischen
Amts sein können, warum ein Mann wie Schippel nicht an der
Vorbereitung der Handelsverträge mitarbeiten können? Wir sehen, daß
jetzt zum Beispiel Dr. August Müller mit Herrn v. Batocki
zusammenarbeitet. Wer hätte früher daran gedacht, daß in einem
großen Reichsamt der Vertreter der sozialdemokratischen
Konsumvereine – irre ich nicht –, des Zentralverbandes der
sozialdemokratischen Konsumvereine, mit einem ostpreußischen
Oberpräsidenten zusammenarbeiten könnte? In dem Augenblick, wo
diese Mitarbeit gesichert wird, werden wir die großen Fragen, die
uns in der Zeit nach dem Kriege bevorstehen und die vielleicht zu
heftigen Erschütterungen [bookmark: page188] im Innern führen können, werden wir diese
Fragen viel reibungsloser erledigen, als wenn wir starr an den
Prinzipien festhalten, die nicht mehr aufrecht zu erhalten
sind.

		Der Herr Staatssekretär hat dem Herrn Kollegen Gröber auf seine
Anfrage zugesagt, daß volle Parität zwischen Katholiken und
Protestanten gewährleistet werden solle. Das entspricht durchaus
der Auffassung meiner politischen Freunde. Wir wünschen, daß diese
ganzen konfessionellen Grundsätze aus den Erwägungen der Besetzung
der Ämter ausgeschaltet werden. Wir müssen aber auch von unserem
liberalen Standpunkte das auch auf jeden ausdehnen, auch auf die
Dissidenten, z. B. wenn sie es verdienen, Offizier zu werden, wenn
sie ihre soldatische Pflicht getan haben. Der Dissident, der sich
frei und offen dazu bekennt, daß er innerlich mit der
Kirchengemeinschaft nicht übereinstimmt, ist mir sittlich
höherstehend als derjenige, der um äußerer Vorteile willen nach
außen sich zu einer Kirchengemeinschaft bekennt, mit der er im
Innern längst gebrochen hat. Daß in bezug auf das Heer nur der gute
Christ auch ein guter Soldat sei, sollte man angesichts des
Preußens Friedrichs des Großen nicht zu behaupten wagen.

		Wir glauben, daß wir mit diesen Anregungen in bezug auf die
Neuregelung und den Ausbau unserer verfassungsmäßigen Rechte den
besten Traditionen unserer Partei folgen. Der Herr Reichskanzler
hat sein Wehe über den Staatsmann ausgesprochen, der die Zeichen
der Zeit nicht beachtet. Dieselben Worte stehen in dem
grundlegenden Programm der Nationalliberalen Partei. Wir stehen mit
diesen Anregungen auf dem Boden der Nationalliberalen Partei. Ich
erinnere an die Arbeit v. Bennigsens bei der Reichsverfassung, an
die Stellung, die er eingenommen hat, [bookmark: page189] als er die
verantwortlichen Reichsminister forderte, ich darf hinweisen auf
unsere Mitarbeit bei früheren – wie ich mit Herrn Müller-Meiningen
anerkenne – kleineren Fragen der Geschäftsordnung, hinweisen auch
auf die Frage der Schaffung eines ständigen Ausschusses für
auswärtige Angelegenheiten. Ich darf hinweisen auf die Initiative
unserer preußischen Freunde zur Reform des Preußischen
Herrenhauses, die sich deckt mit der Initiative unserer sächsischen
Freunde zur Reform der sächsischen Ersten Ständekammer. Wir
glauben, namentlich in den großen Fragen: Heer, Flotte,
Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik bisher die richtigen Wege
gegangen zu sein, die sich im Kriege bewährt haben. Wir glauben,
daß in bezug auf die Fragen der Sozialpolitik eine Weiterführung
auf dem Gebiete der Arbeiterschutzgesetzgebung innerhalb des
Rahmens der Weiterentwicklung unserer Wirtschaftsinteressen einmal
unerläßlich ist. Wir glauben aber zweitens, daß auf dem politischen
Gebiet auch hier die Schranken fallen müssen, die einer freien
Entwicklung der Arbeiter- und Angestelltenorganisationen
entgegenstehen, in denen wir durchaus einen kulturfördernden Faktor
erkennen, weil jede Bewegung für eine Höherhebung eines Standes
letzten Endes eine Kulturarbeit am eigenen Volke ist. Wir werden
allerdings auch stets für die Freiheit jeder Organisation eintreten
und uns gegen jeden Terror wenden, der gegen den Grundsatz der
Organisationsfreiheit verstößt.

		Wir sind auch bereit, unsere Ansichten da zu revidieren, wo der
Weltkrieg nach anderer Richtung neue Bahnen erfordert. Wenn das
Jesuitengesetz fällt, wenn wir darüber mitzubestimmen aufgerufen
werden, dann werden meine politischen Freunde, wie ich annehme,
sich nicht dafür einsetzen, daß dieses Ausnahmegesetz weiter
besteht. Wir sind damit einverstanden, [bookmark: page190] daß in bezug auf das
Enteignungsgesetz und bei anderen damit in Zusammenhang stehenden
Fragen aus den Erlebnissen, die uns der Weltkrieg gebracht hat, die
Folgerungen gezogen werden. Denn nichts würden wir mehr begrüßen,
als eine Heilung der konfessionellen Zerklüftung in unserem
Vaterlande, nichts mehr als ein einheitliches
Zusammengehörigkeitsgefühl aller Bürger des Reichs, unbeschadet
ihrer Sprache und ihrer Nationalität.

		Es sind vielfach neue Wege, die wir beschreiten wollen. Wir
fürchten uns nicht vor ihnen. Das natürliche Gefühl des Volkes
bahnt sich diesen Weg. Ich darf mich auch hier auf Treitschke
berufen, der einmal ausgesprochen hat, daß es Zeiten gibt, in denen
das natürliche Gefühl der Massen eine Macht wird im Leben des
Staates. Wir wünschen, daß das natürliche Gefühl der deutschen
Massen nicht nur eine Macht im Staate wird, sondern eine Macht in
der Hand des Staates, daß Staat und Volk zu einer Einheit sich
zusammenschweißen, daß wir mit der philisterhaften Ansicht
aufräumen müssen, daß der einzelne Bürger der gegebene Gegner des
Staates sei, daß wir vielmehr den Staatsbürger fühlen und empfinden
lassen, daß er ein Glied des Staates ist, dessen Vorwärtsschreiten
ihn ebenso vorwärtsbringt, wie sein Niederbruch seinen eigenen
Niederbruch herbeiführt. Das ist aber nur möglich, wenn Regierung
und Volksvertretung und Volk ein einheitliches Ganzes bildet, nur
möglich, wenn das Volk nicht die Empfindung hat, daß eine Kluft
besteht zwischen der Regierung und dem in den Parlamenten nicht
genügend zum Ausdruck kommenden Volke. Überbrücken Sie diese Kluft,
dann wird das Staatsgefühl des deutschen Volkes, das sich in diesem
Kriege so herrlich bewährt hat, das sicherste Fundament werden für
unsere gesamte deutsche Zukunft. [bookmark: page191] [bookmark: page192] [bookmark: page193]
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		1918.

		Der Glaube an Sieg und Zukunft

		Aufsatz in den »Deutschen Stimmen«. 8.10.1918

		Es wird nicht an Stimmen fehlen, die nach diesem
erfolgten Friedensschritt nunmehr diejenigen verhöhnen wollen, die
früher von einem Frieden sprachen, den der deutsche Sieg uns geben
sollte. Wir gehören zu denen, die diese Hoffnung hegten, und wir
schämen uns dieser Hoffnungen nicht. Wenn es ein Verbrechen war, zu
glauben, daß das deutsche Schwert uns den Sieg erringen würde, und
daß aus diesem Sieg der Frieden entsprieße, dann haben wir dieses
Verbrechen zu tragen mit Millionen der Besten des Volkes und mit
Männern fast aller Parteien. Noch in der letzten großen
Juni-Sitzung des Reichstags hat der Führer des Zentrums, der
heutige Staatssekretär Gröber, ausgesprochen, »das Schwert hat uns
den Frieden im Osten gebracht, es wird uns auch den Frieden im
Westen bringen«. Und wenn die letzte Volkskraft aufgerufen werden
muß, um Reich und Thron, Heimat und Herd, Volk und Freiheit zu
verteidigen, dann wollen wir den Glauben an diesen Sieg erst recht
nicht fallen lassen, trotz allem, was wir erlebt haben und was
vieles zusammenriß, an das wir im Innersten unserer Seele glaubten.
Wir müssen es jetzt ertragen, daß der Haß und Hohn unserer Feinde
aus England, Frankreich, Italien und Amerika zu uns tönt, und
müssen ertragen, was noch viel bitterer ist, daß unsere Freunde
leiden, die draußen an uns glaubten. Ein altes Buch kommt mir dabei
in den Sinn. Der Achtzehnjährige las es einst als Primaner, und die
[bookmark: page194] Worte,
die der träumende, nordische Dichter darin niederschrieb über die
Unterliegenden, blieben im Laufe der Jahre in seinem Gedächtnis
haften und traten ihm vor Augen, als er den Hohn der Auslandspresse
über das deutsche Friedensangebot über sich ergehen lassen mußte.
»Glauben Sie mir«, so sagte Hierrild zu dem mit ihm über das
Christentum debattierenden Niels in Jacobsens Niels Lyhne, »glauben
Sie mir, es liegt ein verführerisches Glück für den Menschen darin,
für eine Idee zu kämpfen, die durchdringt, während es so
demoralisierend ist, zur verlierenden Minorität zu gehören, welcher
das Leben durch die Richtung, in welcher es sich entwickelt,
Schritt für Schritt, Punkt für Punkt unrecht gibt. Es kann nicht
anders sein, denn es ist so bitterlich trübe, das, wovon man bis in
die innerste Seele überzeugt ist, daß es Wahrheit und Recht sei, –
diese Wahrheit von dem elendsten Troßknecht des siegenden Heeres
verhöhnt und geschlagen zu sehen, sie mit Schimpfnamen belegt zu
hören, und nichts tun zu können, als sie noch treuer zu lieben, mit
noch tieferer Ehrfurcht im Herzen vor ihr zu knien und ihr schönes
Antlitz ebenso strahlend schön, ebenso voll Hoheit und
unsterblichem Licht zu sehen, – wieviel Staub auch gegen ihre weiße
Stirn aufgewirbelt werden mag, wie dicht die giftigen Dünste sich
auch um ihre Glorie sammeln mögen. Es ist bitterlich trübe, daß
unsere Seele unvermeidlich Schaden dadurch nehmen muß, denn es
liegt so nahe, sich das Herz müde zu hassen, die kalten Schatten
des Verdachts um sich heraufzubeschwören und schmerzensmüde die
Welt ihren Gang gehen zu lassen. – Allerdings, wenn man das in sich
hat, daß man, anstatt das Leichtere zu wählen, nämlich sich selbst
aus jeder Verbindung mit dem Ganzen zu ziehen, aufrecht stehen
bleiben und mit [bookmark: page195] angespannten Kräften, mit wacher Sympathie alle
vielschneidigen Schwerthiebe der Niederlage Schlag auf Schlag
ertragen, und seine schwache Hoffnung doch vor dem Sinken bewahren
kann, indem man auf die dumpfen Laute horcht, die einen Umschlag
der Zeit verkünden; wenn man nach dem schwachen, fernen Schein zu
spähen vermag, der – vielleicht – einmal den Tag bringt; ja, wenn
man das in sich hat!«

		Wir wollen nicht zu denen gehören, die schmerzensmüde die Welt
ihren Gang gehen lassen, sondern wir wollen mit angespannten
Kräften und mit wacher Sympathie auf die dumpfen Laute horchen, die
einen Umschlag der Zeit verkünden, und nach dem letzten schwachen
Schein spähen, der uns Erfüllung dessen zu geben vermag, was wir
von einer trotz allem großen Zukunft unseres deutschen Volkes
hoffen, und wollen gegenüber den elenden Troßknechten der Gegner
nur mit noch tieferer Ehrfurcht im Herzen an den Ideen hängen, die
wir, und nicht die Schlechtesten im Lande, einst mit Recht gehegt
haben und hegen durften.

		Was die Zukunft bringen mag? Wer vermag es zu sagen. Schon die
nächsten Stunden, nachdem diese Zeilen niedergeschrieben sind,
können Weltenschicksale bringen. Heute gilt für das, was da kommt,
für das, was diejenigen zu tun haben, die an verantwortlichen
Stellen stehen, das Wort, das, eine große Lebenswendung
vorausfühlend, einst Deutschlands größter Dichter aussprach: »Wie
von unsichtbaren Geistern gepeitscht gehen die Sonnenpferde der
Zeit mit unseres Schicksals leichtem Wagen durch und uns bleibt
nichts als mutig gefaßt die Zügel festzuhalten und bald rechts,
bald links, vom Stein hier, vom Sturz da, die Räder wegzulenken.
Wohin es geht, wer weiß es? Erinnert er sich doch kaum, woher er
kam.« [bookmark: page196]

	
		
		Ludendorffs Abschied

		Aus dem Aufsatz »Waffenstillstand und
Wilsonprogramm« in den »Deutschen Stimmen«. 31.10.1918

		Es paßt zu diesem Gesamtbilde, daß nun auch am
26. Oktober General Ludendorff aus der Obersten Heeresleitung
ausgeschieden ist. Es scheint, als sollte dem deutschen Volke
nichts erspart bleiben. Noch ist bis zum Augenblick nicht klar zu
sehen, was dieses Ausscheiden herbeiführte. Daß es der Widerspruch
gegen die Verfassungsänderungen war, vermag derjenige nicht
anzunehmen, der da weiß, wie unvoreingenommen Ludendorff
politischen Fragen gegenüberstand. Man hat in Deutschland das
Märchen von dem Reaktionär Ludendorff erfunden. Derjenige, der
zuerst dieses politische Märchen politisch mißbrauchte, war der
Reichskanzler Bethmann Hollweg, der immer, wenn er in politischer
Not war, entweder eine Rede gegen die Reaktion vom Zaune brach oder
sich als den vergewaltigten Mann hinstellte, der gegen reaktionäre
Einflüsse von anderen Stellen sich nicht zu wehren vermochte, ohne
zu ahnen, daß darin die schärfste Kritik seiner selbst gelegen
hätte, wenn es richtig gewesen wäre. Ich habe das erste und einzige
Mal, als ich Ludendorff sehr ausführlich sprechen konnte, gerade
Fragen politischer innerer Neuordnung mit ihm erörtert. Das war im
Juni 1917, als ich wegen einer im Reichstag gehaltenen Rede, in der
ich die sofortige Vornahme des preußischen Wahlrechts und die
Parlamentarisierung im Reiche unter starker Hervorhebung der
Lichtseiten des parlamentarischen Systems forderte, in der
Öffentlichkeit scharf angegriffen wurde. Damals habe ich dem
General Ludendorff vor Augen geführt, daß gerade die militärische
Behörde das größte Interesse daran haben müßte, die
Sozialdemokratie in die Regierung einzubeziehen und [bookmark: page197] daß ein Mann wie Dr.
David als Staatssekretär des Reichsarbeitsamts – ich dachte mir
damals diese Stellung durch ihn etwa besetzt – ihm viel mehr Gewähr
dafür zu bieten vermöge, daß zwischen der Militärbehörde und den
Rüstungsarbeitern ein gutes Verhältnis herrsche, als ein
bureaukratisches Reichswirtschaftsamt, und habe ihm weiter die
Idee, die ich in meiner Rede »Neue Zeiten« damals bezüglich des
Aufbaues des parlamentarischen Staates entwickelte, nicht
vorenthalten. Ludendorff, weit davon entfernt, reaktionäre
Ansichten zu vertreten, hatte gegen eine politische Neuordnung gar
nichts einzuwenden und erklärte seinerseits: »Wir brauchen Ruhe
hinter der Front. Wenn Sie uns die durch Eintritt der
Sozialdemokratie in die Regierung zu schaffen glauben, so sind wir
die letzten, die sich dem widersetzen.« Auch in der Frage des
angeblichen Protestes der Obersten Heeresleitung gegen die Vornahme
von Neuwahlen zum Preußischen Abgeordnetenhause ist von rechts und
von links mit dem Namen Ludendorff viel Mißbrauch getrieben worden.
Es liefen Leute umher, die sich rühmten, Briefe von Ludendorff in
der Rocktasche zu besitzen, obwohl sie in Wirklichkeit nichts als
eine höfliche Empfangsbestätigung besaßen, die zum Kern der Sache
gar nicht Stellung nahm und nicht von Ludendorff persönlich
herrührte. Wenn sich die Oberste Heeresleitung auf den Standpunkt
stellte, daß sie bei einer Offensive, die nur von einer
einheitlichen Seelenstimmung der ganzen Armee getragen sein konnte,
keine politische Erregung in der Heimat brauchen könne und sich
deshalb gegen die Vornahme von Ersatzwahlen zum Abgeordnetenhaus
wandte, so handelte sie ebenso richtig, wie zu jener Zeit, als der
Kampf gegen Rumänien die Anspannung aller Kräfte erforderte, und
als deshalb die Oberste Heeresleitung [bookmark: page198] die Bitte ergehen ließ, von
einer Aufrollung der U-Bootfrage und damit der Erregung eines
großen innerpolitischen Kampfes um diese Frage abzusehen, weil sie
die Rückwirkung dieses Kampfes auf die Front fürchtete. Abgesehen
von diesen Eingriffen, bei denen das militärische Interesse in
Betracht kam, hat sich Ludendorff von parteipolitischer
Einseitigkeit ferngehalten. So wäre er auch mit dem neuen
Kriegskabinett und trotz der Verfassungsänderungen wohl an der
Spitze des Heeres mit geblieben, wenn nicht die gesamte Situation
der letzten Wochen nach den verschiedensten Richtungen
Schwierigkeiten ergeben hätte, die in der Beurteilung des gegenüber
den Wilsonschen Noten einzunehmenden Standpunktes wie in einer
wechselnden Beurteilung der militärischen Lage ebenso lagen, wie in
vielleicht zutage tretenden Verschiedenheiten der Auffassungen der
militärischen Führung bei dieser Lage. Jedenfalls war es ein ganzer
Komplex von Fragen, der eine Spannung zwischen General Ludendorff
und der gegenwärtigen Regierung geschaffen hatte, ohne daß jedoch,
wie es in einzelnen Zeitungen dargestellt wird, etwa das
Kriegskabinett die Beseitigung des Generals Ludendorff gefordert
hätte. Eine solche Beseitigung wäre von dem Vertreter der
Nationalliberalen Partei im Kriegskabinett niemals gutgeheißen
worden. Das Dunkel über diese Tage in Deutschland wird sich auch
einmal lichten, bis dahin wird man gut tun, mit seinem Urteil
zurückzuhalten.

		Letzten Endes ist ja der Kampf um Ludendorff weniger ein Kampf
um den Heerführer – denn in der Bewertung des von der Heerführung
Geleisteten ist sich trotz der Fehlschläge der letzten Monde das
deutsche Volk wohl einig und wird sich einig – als ein Kampf
zwischen Militärgewalt und Zivilgewalt. [bookmark: page199] Hier objektiv Stellung
einzunehmen und niemandem Unrecht zu tun, ist nicht leicht. Auf der
einen Seite haben auch wir in der Nationalliberalen Partei die
Willkür einzelner Generalkommandos bitter empfunden, und ziemlich
allgemein ist die Auffassung, daß die Militärherrschaft in
besetzten Gebieten neben vielem wirtschaftlich Guten politisch
unendlich viel Verfehltes mit sich gebracht hat. Man sprach davon,
daß Ludendorff der Diktator des Reiches auch in politischen Dingen
gewesen sei. Wer das sagt, der klagt damit nicht Ludendorff an,
sondern die politische Leitung, die dies niemals hätte dulden
dürfen. Es gibt nichts Kläglicheres, als eine politische Regierung,
die fortwährend mit verweinten Augen herumläuft, weil sie von den
Militärs vergewaltigt werde! Mögen die Leute sich doch entweder
nicht vergewaltigen lassen oder ihr Portefeuille zur Verfügung
stellen. Es ist schon so, daß der überragende Einfluß Ludendorffs
schließlich darin begründet war, daß er durch seine Person ein
Zentrum der Kraftenergie darstellte, dem die politische Leitung
meist nur Mittelmäßigkeiten an Befähigung und Tätigkeitsdrang
entgegenzusetzen vermochte.

		Dadurch war diejenige Stellung Ludendorffs geschaffen worden,
welche man als die eines »heimlichen Kaisers« bezeichnet hatte. Die
Schnelligkeit seiner Auffassungsgabe, die militärische Art,
empfangene Anregungen als Befehle weiterzugeben und nicht in
Erwägungen steckenzubleiben, wie die Zivilbureaukratie, schaffte
seinem Wirken jenen außerordentlichen Einfluß, den es bis in die
letzten Tage sich erhielt. Ob dieses politische Wirken immer die
richtigen Wege gegangen ist, vermag heute niemand zu sagen. Daß das
Gegeneinanderspielen von Militär- und Zivilgewalt einer
einheitlichen Ordnung weichen mußte, wird jedermann anerkennen
müssen, wie dies vom liberalen [bookmark: page200] Standpunkt aus Rudolf von Bennigsen in
den Briefen an seine Frau schon Ende 1870 unmißverständlich zum
Ausdruck gebracht hat. Auch Bismarcks Klagen über die Militärs sind
bekannt. Freilich, ein Bismarck wußte auch im Frieden von
Nikolsburg seine Politik durchzusetzen, während bei uns die
Zivilgewalt vor der Militärgewalt kapitulierte. Aber all diese
Streitpunkte sind nicht eine Anklage gegen Ludendorff, sondern
zeigen nur das Versagen des politischen Systems in den
Persönlichkeiten, die seine Träger waren. Über alles das aber, was
der Tag an Gegensätzen über die Auffassung der Person Ludendorffs
gebracht hat, wird das stehen, was jeder ihm dankt. Kleine Geister,
die heute hämisch von »Ludendorffs Glück und Ende« schreiben und
reden und seine Beseitigung gar noch als einen Erfolg der
Volksfreiheit hinstellen wollen, werden in ihrem Namen nicht mehr
gekannt sein, wenn der Name Ludendorffs zusammen mit dem
Hindenburgs durch die Jahrhunderte und Jahrtausende gehen wird als
Versinnbildlichung großer Männer, die das höchste geleistet haben,
was jemals ein Volk von den Führern seiner Heere verlangen konnte:
Siegreich die Heimat zu schützen gegen den Ansturm der Welt und mit
unterlegenen Kräften Siege zu erfechten, die für alle Zeiten um die
deutschen Waffen einen Lorbeer winden, den auch feindliche
Geschichtsschreibung ihnen nicht entreißen kann und entreißen wird
vor der richtenden Geschichte der Menschheit.

	
		
		Der Umsturz

		Aufsatz in den »Deutschen Stimmen«. 12. 11.
1918

		Von dem »rasenden Tempo der Entwicklung« war in
der letzten Politischen Umschau gesprochen. Das Wort sagte nicht
zuviel. Acht Tage sind seitdem [bookmark: page201] ins Land gezogen, und eine der größten
Umwälzungen ist vor sich gegangen. Der Kaiser und Kronprinz haben
der Krone entsagt, eine große Anzahl deutscher Bundesfürsten,
vielleicht in diesem Augenblick schon alle, haben freiwillig für
sich und ihre ganze Dynastie abgedankt oder sind zur Abdankung
gezwungen worden. Der Reichstag, das Parlament des freiesten
Wahlrechts der Welt, ist von Soldaten besetzt, und die Abgeordneten
sind außerstande, zusammenzutreten, um als Volksvertreter zu
wirken. Am 15. November muß ein neuer Kriegskredit von fünfzehn
Milliarden aufgenommen werden, der der verfassungsmäßigen
Zustimmung bedarf. Niemand weiß, ob die inzwischen abgesagte Tagung
des Reichstages stattfinden wird oder ob wir einer Entwicklung
entgegengehen, die uns in der Schaffung von Arbeiter- und
Soldatenräten russische Zustände bringt, wenn wir auch
erfreulicherweise noch am Abgrund des Bolschewismus vorbeigekommen
sind.

		Das deutsche Bürgertum außerhalb der Sozialdemokratie sieht sich
gegenwärtig fast zur Einflußlosigkeit verurteilt. In einigen
Bundesstaaten wirken bürgerliche Politiker in den Ministerien mit,
im wesentlichen handelt es sich aber dabei nur um sachliche
Arbeitsministerien, der politische Einfluß liegt in den Händen der
Sozialdemokratie, innerhalb welcher der Kampf um die Vorherrschaft
stattfindet. In der Zwischenzeit wurden die
Waffenstillstandsbedingungen der Entente bekannt, die an
Furchtbarkeit alles übertreffen, was jemals einem besiegten Volke
auferlegt worden ist. Der Feind vor den Toren, zum Einmarsch in das
zur Okkupation überlassene Gebiet bereit, schon heute drohend mit
dem Einmarsch in ganz Deutschland, »um Ordnung zu schaffen!«
Transportkrisis und Hungersnot vor der Tür! Das große [bookmark: page202] Problem der
Demobilisierung ungelöst! Im Innern Bruch mit den jahrhunderte- und
jahrtausendelangen monarchischen Überlieferungen! Straßenkämpfe in
der Reichshauptstadt und eine Ansprache Liebknechts vom Balkon des
Schlosses der Hohenzollern in Berlin ist die Gegenwart, in der wir
leben, eine Gegenwart, von der niemand zu sagen weiß, ob sie
geordneten Zuständen wieder Platz machen wird oder ob sie zum
zeitweiligen Chaos führt.

		Wir vermögen unsererseits zu den Ereignissen noch nicht Stellung
zu nehmen. Was in diesen letzten Tagen auf uns eingestürmt ist,
verlangt nach leidenschaftsloser Betrachtung und Würdigung. Es ist
auch unmöglich, mit dem Sturmschritt der Ereignisse überhaupt Tempo
zu halten. Wer weiß, ob das, was sich heute als Diktatur des
Sechsmännerrates darstellt, morgen noch vorhanden ist? Der
sozialdemokratische Führer, Ebert, gibt sich gewiß alle Mühe, die
Entwicklung vor einem sich überstürzenden Radikalismus zu bewahren.
Er hat auch den Gewaltstreich rückgängig gemacht, mit dem die
Spartakustruppe sich eines Berliner Zeitungsunternehmens bemächtigt
hatte und deren Drucker zwang, ein bolschewistisches Organ
herauszugeben. Auch die Sicherheit der Kriegsanleihe, für die die
sozialdemokratische Mehrheitsfraktion mit den Unterschriften von
Ebert und Scheidemann noch kürzlich garantierte, ist durch eine
Erklärung der neuen Regierung bestätigt worden. Aber was ist heute
noch von irgendwelcher Dauer? Unsere Aufgabe ist, alles zu tun, um
Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten und uns vor einem Chaos zu
bewahren. Völlig falsch wäre es deshalb auch, daran Kritik zu üben,
daß die Beamtenschaft sich der neuen Regierung zur Verfügung
gestellt hat und weiterarbeitet. Die schwerste Pflichterfüllung ist
der Sieg über das eigene Empfinden. Wir [bookmark: page203] begrüßen es, daß eine
Persönlichkeit wie Oberst Köth seine Kraft als Staatssekretär für
das Demobilisierungswesen zur Verfügung stellt, um dafür zu sorgen,
daß die wirtschaftlichen Vorgänge sich in Ruhe vollziehen, und wir
verstehen, daß deshalb Beamte wie Krause und Schiffer auf ihrem
Posten bleiben, die im Gegensatz zu den Verhältnissen stehen,
welche durch die rote Flagge vom Brandenburger Tor gekennzeichnet
werden. Besonnenheit und Pflichterfüllung bis zum Äußersten, das
wollen wir unsererseits uns bewahren und hinüberretten, auch wenn
um uns herum die festesten Grundmauern einstürzen, an deren
Unerschütterlichkeit wir fest geglaubt hatten.

		* * *

		Die Waffenstillstandsbedingungen liefern Deutschland wehrlos dem
Feinde aus. Wo sind bei diesen Waffenstillstandsbedingungen
irgendwelche Gesichtspunkte, die an einen Verständnisfrieden,
Völkerbund und andere hohe Ideale erinnern? Es sind genau dieselben
Bedingungen, die Rom Karthago im Dritten Punischen Krieg
auferlegte: Auslieferung der Waffen, Auslieferung der Flotte. Als
die Auslieferung erfolgt war, verlangte Rom die Niederreißung der
Stadt, die Verlegung vom Meere, das die Lebensader für Karthagos
Wohlfahrt war. An den Kampf zwischen Rom und Karthago ist oft in
diesem Weltkrieg erinnert worden. Karthagos Schicksal war verdient.
Es unterlag gegenüber dem Staatsgeiste Roms. Als Hannibal vor den
Toren Roms stand, zitterten seine Senatoren nicht, sondern wiesen
jeden Gedanken an den Waffenstillstand ab, von dem einen
Gesichtspunkte ausgehend, an den Sieg zu glauben bis zum Letzten.
Karthago unterlag, weil es seelisch nicht durchhielt. Bei uns hat
die Front im Felde bis zum letzten Augenblick in [bookmark: page204] einer Weise gekämpft,
daß das größte Heldenlied der Weltgeschichte nicht ausreichen
würde, um die Taten zu besingen, die dort getan worden sind. Im
Innern aber brach die Heimat ruckweise zusammen. Nur wenige
Soldatenräte fanden sich noch in dem durch die neue Lage zur
Aussichtslosigkeit verurteilten Einspruch gegen die
Waffenstillstandsbedingungen zusammen. Man kämpft nicht nur mit dem
Schwert, sondern auch mit dem Herzen. Ist erst die Widerstandskraft
des Herzens gebrochen, dann wird das Schwert stumpf. Suchen wir die
große Linie der Volksempfindung in diesem Kriege, dann werden wir
sagen müssen, daß das Bestreben der Deutschen nach abwägender
Objektivität, das sich in Selbstanklagen eines Teiles der
Bevölkerung in der Schuldfrage kundgab, nicht standhielt gegenüber
der berechnenden, kalten Realpolitik Englands und dem
aufschäumenden Chauvinismus Frankreichs. Wie weit die alten
Gewalten, die diese Empfindungen in Frankreich und England
verkörpern, gegenüber den weltbewegenden Umwälzungen der Gegenwart
standhalten werden, müssen allerdings die nächsten Wochen
zeigen.

		* * *

		Der Leiter des größten deutschen Schiffahrtsunternehmens,
einstmals der größten Schiffahrtsgesellschaft der Welt,
Generaldirektor Albert Ballin, ist am 9. November in Hamburg
verstorben. Ob richtig ist, wie erzählt wird, daß ein Schlaganfall
seinem Leben ein Ende gemacht hat, der ihn ereilte, als man das
Gebäude der Hapag stürmte, ist im Augenblick, bei dem Fehlen von
authentischen Mitteilungen aus dem Lande, nicht festzustellen. Es
wäre gewissermaßen ein Sinnbild seines Lebens, daß er den Geist
aufgab, als er sah, daß sein Lebenswerk im Begriff war, unter den
[bookmark: page205]
Anstürmen der Gegenwart zusammenzubrechen. Wie stolz waren wir
einst darauf, zwei der größten Schifffahrtsgesellschaften der Welt
unser eigen zu nennen. In den Kolossen der Hapag und des Lloyd, in
dem »Imperator«, »Bismarck« und »Vaterland« sahen wir gewissermaßen
die Versinnbildlichung des mächtigen deutschen Volkes, das in der
Friedenswirtschaft aufgewachsen war zu unendlicher Entwicklung.
Treu haben die Hanseaten während der Kriegsjahre ausgehalten,
gekämpft und geharrt auf neue Zeiten, in denen der deutsche
Kaufmann wieder ringen würde um seinen Platz an der Sonne. Ob viel
übrig bleiben wird von dem, was dieser Kaufmannsgeist geschaffen
hat, das ist schwer zu sagen. Trübe, dunkel und grau sieht der
Himmel aus auch für die deutsche Schiffahrt. Wer die
Waffenstillstandsbedingungen als Tatsache hinnehmen muß, der kann
und muß erwarten, daß die Friedensbedingungen noch härter sein
werden, daß sie unter Umständen die Hingabe des Restes der uns
gebliebenen Handelsflotte, die Übereignung industriellen Eigentums
in sich schließen können. Daß der Mann, der an der Spitze der Hapag
stand, mit schweren Sorgen in die Zukunft sah und Jahr um Jahr ein
Stück zusammenbrechen sah von dem, was er an Hoffnungen der
Wiederaufrichtung des alten Ruhmes der Flagge seiner Gesellschaft
sich vorgestellt hatte, – wer will ihm das verdenken? Nur war er
trotzdem nicht der Mann, als den ihn ein Teil der Öffentlichkeit
ansieht, nämlich schwachmütig, verzagt und zu jedem Kompromiß von
vornherein entschlossen. Wäre das der Grundzug seines Wesens
gewesen, dann hätte er sein eigenes Unternehmen nicht zu dieser
Blüte gebracht. Er war ein großzügiger, weitsichtiger Mann von
schnellem Entschluß, von durchdringendem Verstand, die Konjunktur
einer Lage schnell erfassend, vieles [bookmark: page206] wagend, darum vieles erringend.
Gegenüber dem mehr in den Bahnen konservativer Entwicklung
geführten Norddeutschen Lloyd versinnbildlicht er gewissermaßen den
vorwärtsstürmenden Kapitalismus in seinem Betriebe. Auch er war ein
Mann, der in Weltteilen dachte. Sein kluger Rat wurde früher auch
vom Kaiser oft in Anspruch genommen. Auch in den letzten Monaten
konnte er den Kaiser noch einmal persönlich sprechen. Man hat in
der Tagespresse erzählt, daß er dem Kaiser geraten habe, sich mit
England zu verständigen. Nach der Erinnerung aus meinem letzten
Gespräch mit Ballin möchte ich das insofern bezweifeln, als Ballin
lange vor dem Waffenstillstandsgesuch mir gegenüber den Gedanken
aussprach, daß man sich direkt mit Wilson in Verbindung setzen
müsse, um von dort aus mit der Entente in Fühlung und zum Frieden
zu kommen. Ob er die von dieser Aktion erhoffte Wirkung in der
weiteren Entwicklung der Dinge erfüllt gesehen hätte, darf wohl
nach der Annahme der Waffenstillstandsbedingungen bezweifelt
werden. Wir sehen, wie die Dinge heute noch liegen, einem
Gewaltfrieden entgegen, den die Entente diktiert. Wäre es nicht so,
wäre man zu Friedensverhandlungen gekommen, dann wäre Ballin gewiß
ein guter Unterhändler für viele Fragen gewesen und hätte
insbesondere seine englischen Beziehungen für uns ausnutzen können.
Allerdings galt er ja auch in der Außenwelt als Vertreter des
deutschen wirtschaftlichen Imperialismus, und zu weitgehenden
Kriegszielen, die über die flandrische Küste hinausgingen, hat auch
er sich in den Zeiten bekannt, als der Gedanke des deutschen Sieges
fest in uns wurzelte. Wie es denn überhaupt in der Welt so ist und
bleiben wird, daß der Sieger seinen Sieg benutzt, um die Macht
dauernd zu festigen, die Unterlage der Größe seines Staates ist.
[bookmark: page207] So wie
der Heimgegangene die Macht und Größe seines Unternehmens gefestigt
hat nach den großen geschäftlichen Siegen, die sein Geist der Hapag
errang.

		Den Generaldirektor Ballin haben viele Menschen gekannt. Den
Menschen Ballin nur wenige. Diese aber haben seine Güte und
Großzügigkeit, seine Liebenswürdigkeit im Verkehr stets auf das
höchste geschätzt und werden sie dankbar in Erinnerung behalten.
Eine Erinnerung nun an vergangene Zeiten werden auch die Tage sein,
die ein kleinerer Kreis auf der Kieler Woche auf den Dampfern der
Hapag mitmachte, von Ballin als Gäste geladen. Wie oft sind da
geschichtliche Momente an denen vorübergezogen. Noch sehe ich vor
meinem Geiste Herrn von Kiderlen-Wächter vom Fallreep der
»Hohenzollern« heruntersteigen nach einer Unterredung mit dem
Kaiser, an die sich die Entsendung des »Panther« nach Agadir
anschloß. Sehe mich in Gedanken um Mitternacht neben Ballin auf
Deck des Hapagdampfers hin- und herschreitend und die Chancen
abwägend, die eine kriegerische Verwicklung im Anschluß an die
Marokkofrage mit sich bringen würde, höre auch heute noch das Wort,
das er damals sprach: »Ich konnte dem Kaiser nicht abreden, ich bin
fest davon überzeugt, daß England den gegebenen Moment benutzt, um
uns zu vernichten. Wir sind England zu groß geworden, das duldet
England nicht. Ich setze in einem Kriege mit England das meiste
aufs Spiel, aber ich bin überzeugt, daß es sich nur darum handelt,
den Krieg zu verzögern, daß es aber unmöglich ist, ihn zu
vermeiden.«

		Das letzte Mal hat die Kieler Woche im Jahre 1914 stattgefunden.
Wunderbar sonnige Tage lagen über dem Kieler Hafen, die englische
Flotte war zu Gast gekommen, englische Offiziere und Matrosen
wechselten [bookmark: page208] die Mützenbänder mit denen der Deutschen. Wir
standen auf der Kommandobrücke des englischen Kriegsschiffs
»Centurio« und blickten von dort über den Kieler Hafen. Ein Sonntag
in Sommerlust und Freude lag hinter uns, als plötzlich eine
seltsame Mär sich verbreitete von der Ermordung eines
österreichischen Erzherzogs, die in irgendeinem bosnischen Winkel
von einem Revolutionär vollzogen sein sollte. Wie ein Lauffeuer
verbreitete sich das Gerücht an Bord der Schiffe, Torpedoboote
eilten und überbrachten die Mitteilung an Bord der Jacht des
Kaisers. Wenige Minuten später gingen die englischen und deutschen
Flaggen auf Halbmast, der Ball an Bord wurde abgesagt, dem
österreichischen Sektionschef Riedl stattete der Bürgermeister von
Hamburg das Beileid Hamburgs zu dem Verluste ab, der
Österreich-Ungarn betroffen hatte. In allen Seelen war eine
Empfindung von der Tragik des Hauses Habsburg, des Kaisers Franz
Josef, dem nichts erspart blieb. Aber es lag eine gewitterschwüle
Stimmung in der Luft, von der man nicht wußte, woher sie kam, die
aber vorhanden war und bewirkte, daß man die Koffer packte in der
Empfindung, man müsse nach Hause eilen, um zur Stelle zu sein, wenn
der Strahl aus einer Wolke zuckte, den man erwartete, ohne
eigentlich zu wissen, weshalb er kommen mußte. Vierundzwanzig
Stunden nach diesem Sonntag verließ die englische Flotte den Kieler
Hafen. Ihr Wunsch, durch den Kaiser-Wilhelm-Kanal zu fahren, wurde
ihr abgeschlagen. Irre ich nicht, dann lautete das Abschiedswort
des englischen Admirals, als er den Hafen verließ: »Wir waren
Freunde in der Vergangenheit, sind Freunde in der Gegenwart und
wollen Freunde bleiben in der Zukunft.« Vier Wochen später entlud
sich das Wetter des Weltkrieges, in dem am 11. November 1918 der
[bookmark: page209] letzte
Schuß abgefeuert wurde, dessen politische Auswirkungen sich heute
in revolutionären Umwälzungen in Deutschland und – wer weiß? –
vielleicht in Bälde in ähnlichem Maße selbst in der Welt unserer
siegreichen Feinde zeigen werden.

		Eine neue Zeit beginnt. Was sie uns bringen mag, niemand vermag
es zu sagen. In Albert Ballin geht ein Träger der alten Zeit
zugrunde, ein Mann, der in seiner Eigenart ebenso der Ausdruck des
Zeitalters war, das nun zur Rüste geht, wie jener Präsident des
Preußischen Abgeordnetenhauses, Graf Schwerin-Löwitz, den man in
den letzten Tagen zu Grabe trug und dessen Leichenbegängnis die
letzte repräsentative Manifestation des alten Deutschland und
Preußen gewesen ist. Vielleicht gilt von ihm, dem Vertreter der
altpreußisch-konservativen Geistesrichtung, das Wort aus der
Verteidigungsrede des Sokrates: »Mir ist jetzt dieses Geschick
nicht zufällig zugestoßen, sondern das ist mir klar, daß es jetzt
das Beste für mich war, zu sterben und Ruhe und Frieden zu
bekommen. Es ist nun Zeit, daß wir von hinnen ziehen, ich um zu
sterben und Ihr um zu leben. Wessen Los aber das bessere ist, Eures
oder meins, das weiß niemand als Gott.«

	
		
		Das alte und das neue Deutschland

		Rede in der Stadthalle zu Osnabrück 19. 12.
1918

		Wir sind gegenwärtig ein Volk in Not. Wir stehen
vor einem schweren Niederbruch all unserer Hoffnungen und
Erwartungen. Ich darf sagen, aller unserer Hoffnungen und
Erwartungen, denn selbst diejenigen, die dem Kriegsausgang
skeptisch gegenüberstanden, haben niemals erwartet, daß ein
derartiger Waffenstillstand, daß derartige Friedensbedingungen,
[bookmark: page210] wie sie
uns voraussichtlich auferlegt werden dürften, uns jemals beschieden
sein könnten. Aber wir dürfen über dem, was uns bedrückt, nicht
vergessen, den Blick in die Zukunft zu richten und am Wiederaufbau
unseres Vaterlandes mitzuarbeiten. Zwei Wege zeigen sich zu solchem
Aufbau.

		Die einen stellen sich auf den Standpunkt: Was vergangen ist,
kehrt nicht wieder, das sog. alte System war vollkommen morsch und
faul und ist zusammengebrochen an seinen eigenen Sünden. Wir wollen
ein neues Deutschland aufbauen nach ganz neuen Grundsätzen, wir
brauchen keine Fundamente der Vergangenheit dazu, sondern, wenn es
wohnlich sein soll für das deutsche Volk, dann muß das neue
Deutschland von neuen Baumeistern gebaut werden auf neuem Grund,
mit neuem Material. Die andern sagen: Die Lehren der Vergangenheit
sind dazu da, damit man aus ihnen lernen soll, um aus der
Erkenntnis dessen, was die Geschichte uns lehrt, Lehren zu gewinnen
für die Zukunft. Niemals hat sich der Übergang eines Volkes von
einer Regierungsform in die andere so vollzogen, daß zwischen
Vergangenheit und Gegenwart keine Brücke mehr bestand. Laßt uns
hinwegtun, was sich nicht bewährt hat, aber laßt uns hinübernehmen
in die Zukunft, was bestehen geblieben ist in seiner Wertung für
unser Volksleben, für unsere Wirtschaft.

		Um Ihnen über meine Stellungnahme keinen Zweifel zu lassen,
bekenne ich zunächst, daß ich durchaus zu den Anhängern dieser
zweiten Anschauung gehöre, daß ich der Meinung bin, daß wir uns nun
nicht bei all dem rasenden Tempo der Entwicklung der Verhältnisse,
das wir durchmachen, von den Sensationen der Gegenwart dahin
treiben lassen dürfen, alles, was in der Vergangenheit dagewesen
ist, restlos als nicht mehr bestehend anzusehen und nicht
anzuerkennen, [bookmark: page211] daß neben manchem, das nicht mehr des
Bestehens wert war, auch manches Bewährte und Gute hinweggeschwemmt
worden ist von der Flut der Revolution.

		Lassen Sie uns deshalb von diesem Standpunkt aus, ehe wir
Gegenwart und Zukunft erörtern, einen Blick auf die Vergangenheit
werfen. Ich ergreife dazu um so lieber die Gelegenheit, weil doch
eine Legendenbildung bei uns eingesetzt hat, die manches in einem
falschen Lichte zeigt, und weil diejenigen, die in den Parteien
führend diese letzte Zeit erlebt haben, manches mit anderen Augen
anschauen, als der Betrachter im Lande.

		Die Zeiten, die wir durchleben, haben manche seltsame
Charaktererscheinungen gezeitigt. Manche Leute, die vordem stolz
waren auf ihre Hoflieferantenwappen, waren die ersten, die es mit
rotem Tuch umhüllten; manche, die Byzantiner waren in der Zeit des
Kaisertums, sind sehr schnell zu Byzantinern des republikanischen
Gedankens geworden, als er das Kaisertum verdrängt hatte; manche,
die zu denen aufsahen, die Führer unseres Volkes waren, als es noch
auf der Höhe der Macht stand, werfen nun Steine auf sie, nachdem
sie ihre frühere Macht nicht mehr besitzen. Es ist für mich kein
erfreuliches Zeichen, daß jetzt so viele Denkschriften von
Staatsmännern erscheinen, die alle zu beweisen versuchen, daß sie
es nicht gewesen seien, die irgend schuld seien an dem
Zusammenbruch, und ihre Anklagen gegen einen Mann richten, der
bisher darauf verzichtet hat, zu antworten. Ich darf mich gegenüber
der Einseitigkeit, mit der hier Vorwürfe auf einen Mann, der das
Hirn unserer Heerführung gewesen ist, geschleudert werden, auf ein
objektives Urteil beziehen, das in einer sozialdemokratischen
Zeitung, in der »Glocke«, gestanden hat. Ein Sozialdemokrat hat an
dieser Stelle vor wenigen [bookmark: page212] Wochen gesagt: »Ob wirklich die Welt und die
Geschichtsschreibung einstmals Ludendorff verdammen oder ob sie ihm
den ewig grünen Lorbeerzweig eines der hervorragendsten Feldherren
der Weltgeschichte um die Stirn winden wird, das wollen wir heute
nicht entscheiden, sondern das wollen wir der Geschichtsschreibung
der Zukunft überlassen.« Denn eines wird so vielfach jetzt ganz
falsch dargestellt, es wird so dargestellt, als habe dieser
Feldherr kein Augenmaß gehabt für das Erreichbare, als sei er in
blindem Siegesvertrauen immer vorwärtsgegangen, bis er plötzlich
vor dem Abgrund gestanden habe. Die das sagen, wissen vielleicht
das Eine nicht, daß es Ludendorff war, der vor der
Frühjahrs-Offensive der Regierung nach der Reichshauptstadt
schrieb, er brauche mehr Truppen, er müsse dringend ersuchen, die
Altersgrenze hinaufzusetzen, er müsse dringend ersuchen, mit dem
Reklamiertenwesen in der Heimat aufzuräumen, er lehne die
Verantwortung ab, wenn diese Forderungen nicht erfüllt würden.

		Trotz dieser seiner Mahnung hat man nicht gewagt, diese Schritte
zu tun. Als die Frühjahrs-Offensive trotzdem mit dem glänzenden
Siege unserer Truppen endete, als wir vor Compiegne standen, als
unsere Kanonen Paris bedrohten, da hat derselbe Ludendorff
Parteiführern sagen lassen: Wir haben glänzend gesiegt, aber ob wir
noch einmal siegen werden, wenn es sich erneut um die Entscheidung
des Weltkriegs handelt, das vermag ich nicht zu garantieren. Jetzt
sind wir auf der Höhe unserer militärischen Erfolge. Schließt
Frieden, wenn Ihr könnt.

		Damals habe ich, dem man vorwirft, daß ich unerreichbare
Kriegsziele aufgestellt hätte, in einer Rede am 26. Juni 1918, als
wir auf der Höhe unserer militärischen Erfolge standen, im Namen
der Nationalliberalen [bookmark: page213] Reichstagsfraktion in scharfer Abgrenzung
gegenüber dem Grafen Westarp erklärt: Meine politischen Freunde
halten den Krieg nicht für verloren, wenn dieses oder jenes
Kriegsziel nicht erreicht wird, sondern wir sind bereit, die
Verantwortung für den Frieden auf uns zu nehmen, wenn er
geschlossen werden kann, und wir werden die Oberste Heeresleitung
und die Regierung unterstützen in dem Bestreben, zum Frieden zu
kommen.

		Damals hat die »Frankfurter Zeitung«, die mich jetzt so heftig
angreift, gesagt, es sei doch bedeutsam, daß der Führer der
Nationalliberalen angesichts dieser militärischen Kriegslage auf
Kriegsziele verzichte und zum Frieden mahne. Die Zeitung hat
hinzugefügt: »Bei den Beziehungen Dr. Stresemanns zur Obersten
Heeresleitung dürfen wir wohl annehmen, daß er diese Rede nicht
gehalten hätte, wenn er sich nicht in Übereinstimmung mit der
Obersten Heeresleitung befände.« Ich möchte das deshalb anführen,
weil man, glaube ich, in der Öffentlichkeit zweierlei miteinander
verwechselt, nämlich einmal Reden, in denen der Siegesgedanke
hervorleuchtet, und Reden, in denen Kriegsziele aufgestellt werden.
Von Kriegszielen hinsichtlich des Westens, die wir uns gewünscht
hätten, wenn sie möglich gewesen wären, sind wir abgerückt in einem
Augenblick, in dem wir militärisch so glänzend standen wie nie, in
dem Rußland niedergeworfen war und Paris vor Deutschland zitterte,
weil wir das, was erreicht worden war, nicht aufs Spiel setzen
wollten, gegenüber dem, was verlorengehen könnte. Aber, etwas
anderes ist es, ob man den Siegesgedanken als solchen nach außen
hin zum Ausdruck bringt. In derselben Rede, in der ich die
Regierung zum Frieden gemahnt habe, in unmißverständlichen Worten,
habe ich der festen Überzeugung vom deutschen Siege Ausdruck [bookmark: page214] gegeben
gegenüber dem Staatssekretär von Kühlmann, der diesen Sieg
bezweifelte. Denn ich halte es für unmöglich, einem Heere vor der
entscheidenden Schlacht zu sagen, daß es nicht siegen könne. Es war
eine vollkommene Unmöglichkeit, ein Heer zu führen und es zum Siege
zu bringen, wenn ihm vorher gesagt wurde, daß der Sieg unmöglich
sei. Das hat noch niemals irgend ein Feldherr getan, das hätte ja
den vollkommenen Niederbruch der Stimmung bedeuten müssen, ehe
überhaupt die Entscheidung gefallen war. Wie denken sie sich denn
die Stimmung eines Heeres, dem man vor der entscheidenden Schlacht
sagt, ihr werdet bluten, ihr werdet sterben, aber siegen könnt ihr
nicht! Damals war es ja gerade die Oberste Heeresleitung, die uns
auch im Hauptausschuß sagen ließ, daß der Zweifel an der
Siegesmöglichkeit zu einem furchtbaren Stimmungs-Niederbruch im
deutschen Heere führe und daß sie die größten Bedenken hinsichtlich
der Wirkungen habe, die von Reden ausgingen, in denen der Zweifel
an der Siegesmöglichkeit ausgesprochen werde. Vergleichen Sie doch
hier einmal die Taktik unserer Gegner mit unserer eigenen.

		Damals stand es um Frankreich außerordentlich schlecht, und
trotzdem ging Clemenceau in die Kammer und sagte den Abgeordneten:
Es steht glänzend! Derselbe Clemenceau, der das richtige Wort
gesprochen hat: In diesem Weltkriege, in dem ganze Völker
miteinander ringen, nicht nur die Heere, da wird dasjenige Volk den
Sieg davontragen, das eine Viertelstunde länger als das andere an
seinen Sieg glaubt!

		Wir haben inzwischen aber über die Möglichkeiten, unter denen
wir zum Frieden gelangen konnten, ein klassisches Zeugnis erhalten
in den Darlegungen, die der frühere österreichische
Ministerpräsident, Graf Czernin, kürzlich gemacht hat, und die
leider von der [bookmark: page215] deutschen Presse nur stückweise wiedergegeben
worden sind. Graf Czernin, der am Siege verzweifelte, der aber
trotzdem niemals öffentlich seinen Zweifel zum Ausdruck gebracht
hat, erklärte dem Sinne nach in einer Rede, die in der »Neuen
Freien Presse« im Wortlaut jedem zugänglich ist: »Ich habe mich
bemüht, den Frieden zu erreichen und wollte ihn erreichen auf der
Grundlage des vorkriegerischen Besitzstandes Deutschlands, das
heißt ich wollte den Verständigungsfrieden erreichen ohne
Gebietsabtretung. Das ist mir nicht gelungen. Man war zwar bereit,
Österreich-Ungarn einen Sonderfrieden zu gewähren. Aber man
erklärte in der Entente, daß es gegenüber Deutschland nur das eine
gäbe: Deutschlands Vernichtung.«

		Gegenüber einem solchen Vernichtungswillen aber gibt es nur
eins, zu kämpfen bis zum letzten, um diese Vernichtung abzuwehren.
Und wenn ich fortfahren darf, in bezug auf das, was dann zu dem
Waffenstillstands-Angebot geführt hat, auf das, was man hingestellt
hat als den seelischen Zusammenbruch Ludendorffs, der plötzlich an
allem verzweifelt sei, so darf ich darauf hinweisen, daß Ludendorff
im August 1918 erneut zum Frieden geraten hat, daß am 23. August
die Parteiführer bei Herrn von Hintze waren, der uns damals
erklärte, er würde alle Fäden anknüpfen, um zum Frieden zu
gelangen, daß aber alle Bemühungen, zum Frieden zu kommen,
vergeblich gewesen sind, wie vorher. Dann kam der Oktober, als die
Oberste Heeresleitung den Wunsch nach Einleitung von
Waffenstillstandsverhandlungen aussprach. Sie hat das nicht damit
begründet, wie in der Öffentlichkeit vielfach gesagt wird, daß die
Front keine Stunde mehr hielte. Dieser Ausspruch ist später von
einem politischen Minister getan worden. In dem uns vorgelegten
Exposé der Obersten Heeresleitung war gesagt, [bookmark: page216] unsere Verluste seien so
groß, daß die Oberste Heeresleitung angesichts der Unmöglichkeit,
anders, als sich rückwärts konzentrierend zu kämpfen, die
Verantwortung für diese Verluste nicht mehr übernehmen wolle und
aus diesem Grunde den Waffenstillstand empfehle. Dabei brachte sie
aber gleichzeitig zum Ausdruck, sie könne an sich den Kampf
weiterführen bis ins nächste Frühjahr und kämpfend langsam an den
Rhein zurückgehen, und sie hoffte, daß, wenn uns unerträgliche
Waffenstillstandsbedingungen gestellt würden, das deutsche Volk
dann aufflammen und den letzten Kampf mit alter Begeisterung
aufnehmen würde.

		Wir haben dann gesehen, daß diese letzte Hoffnung trog, zu tief
war bei uns bereits der Niederbruch der Stimmung gegangen. Daraus
entsprang die Annahme von Waffenstillstandsbedingungen, an die die
Oberste Heeresleitung damals nicht gedacht hat. Es kam allerdings
hinzu die mangelnde diplomatische Vorbereitung des Schrittes des
Waffenstillstandes und daß sofort das Wort von der Front, die nur
noch Stunden hielte, durch die Lande ging, daß daraufhin unsere
Bundesgenossen restlos zusammenbrachen, da auch zu ihnen die
Darstellung übergriff, daß Deutschland militärisch nicht mehr
weiter könne, das Deutschland, das doch der Kern des ganzen Bundes
der Mittelmächte war, und das sie alle als den Hort ihrer Rettung,
ihrer nationalen Sache ansahen, an den sie sich anklammerten. Der
Weg, den wir von da ab gegangen sind, dieser Weg des Schmerzes und
der Demütigung ist ja noch gar nicht ausgeschöpft bis zu Ende.

		Leicht ist es, den Stein auf diejenigen zu werfen, die den
Glauben an den deutschen Sieg gehabt haben. Aber wenn man das will,
dann soll man doch auch so ehrlich sein, zuzugestehen, daß dieser
Glaube an den [bookmark: page217] deutschen Sieg Gemeingut der übergroßen
Mehrheit des deutschen Volkes war, und daß, wenn dieser Glaube an
den Sieg ein Verbrechen gewesen ist, Millionen der Besten des
deutschen Volkes dieses Verbrechens sich schuldig gemacht haben.
Und wenn diejenigen Illusionisten gescholten werden, die auch der
festen Überzeugung waren, daß, wenn der letzte Kampf noch einmal
gewagt worden wäre, der Sieg sich an unsere Fahnen geheftet hätte,
dann sind Illusionisten doch auch diejenigen samt und sonders
gewesen, die uns gesagt haben, wir brauchten nur die Hand
auszustrecken zur Verständigung, um sofort als gleichberechtigtes
Glied in den großen Völkerbund aufgenommen zu werden. Es sei der
Wille unserer Feinde, einen Frieden des Rechts und der
Gerechtigkeit mit uns zu schließen. Wo ist dieser Friede des Rechts
und der Gerechtigkeit? Wir stehen vor dem furchtbarsten
Gewaltfrieden, dem jemals ein Volk unterworfen worden ist. Und auch
der Präsident der Vereinigten Staaten, auf den so viele ihre ganze
Hoffnung gesetzt haben, hat ja erst vor kurzem erklärt, Deutschland
müsse erst jahrelang Buße tun, ehe es verlangen könne, als
gleichberechtigtes Volk neben anderen angesehen zu werden.

		Wenn es möglich war, daß eine derartige Stimmung in der Welt uns
gegenübersteht, so sind wir allerdings daran selbst nicht
unschuldig. Denn wir erleben ja bis in die Gegenwart, daß wir
fortgesetzt und mit Vorliebe den Dolch gegen die eigene Brust
richten, daß wir uns in Selbstanklagen gegen das deutsche Volk
erschöpfen und unseren Gegnern das Material liefern, mit dem sie
unsere Schuld vor der Welt konstruieren.

		Was soll das bedeuten, wenn der jetzige bayrische
Ministerpräsident kürzlich Aktenstücke veröffentlichte, [bookmark: page218] mit denen er
den Nachweis führen will, daß Deutschland diesen Weltkrieg
vorbereitet habe, daß es Österreich in den Kampf gegen Serbien
hineingestoßen habe. Es ist doch eine etwas allzu naive Auffassung,
anzunehmen, daß dieser Weltkrieg entstanden sei in der Zeit vom 1.
Juli bis 30. Juli 1914. Man darf doch den äußeren Anlaß niemals mit
der inneren Ursache verwechseln. Die innere Ursache dieses
Weltkriegs war doch der Weltbund gegen Deutschland, der sich gegen
Deutschlands wirtschaftlichen Aufstieg richtete, das war das
Verhalten Englands, das Erstarken der alten haßerfüllten
Revancheideen Frankreichs, das war der russische Drang nach
Konstantinopel, der in dem Bündnis Rußlands mit Frankreich, in dem
Bündnis der russischen Revolution mit der zaristischen Autokratie
zum Ausdruck kam. Warum sprechen wir nicht davon, daß sibirische
Truppen schon auf dem Wege nach Deutschland waren, ehe noch die
Kriegserklärung an Deutschland ergangen war. Weshalb sprechen wir
nicht davon, daß Frankreich Rußland eine Anleihe von Hunderten
Millionen gegeben hat zu dem Zweck, strategische Bahnen nach
Ostpreußen zu bauen, und daß andererseits Frankreich die
Gegenleistung übernommen hatte, die dreijährige Dienstzeit wieder
einzuführen. Wenn wir den Krieg gewollt hätten, dann würden wir,
das Volk der Organisation, ihn wohl besser organisiert haben. Dann
würden wir nicht im Juli 1914 noch Hunderttausende von
Doppelzentnern Getreide ins Ausland geschickt haben, dann würden
unsere Vorräte an Chilesalpeter nicht so klein gewesen sein, daß
wir ohne die inzwischen gemachten großen Entdeckungen der Chemie in
unserer Munition zusammengebrochen wären, Dann hätten wir wohl
nicht so viele unserer größten und schönsten Schiffe im Hafen von
New York liegengehabt. [bookmark: page219]

		Nach meiner Meinung hätten die Regierung und alle diejenigen,
die es gut meinen mit Deutschland, jetzt die eine Pflicht, für ihr
Vaterland einzutreten gegen die Beschuldigungen der Entente,
anstatt unseren Feinden selber das Material zu liefern, mit dem sie
uns als schuldig am Weltkrieg hinstellen können. Denn wenn die
furchtbaren Friedensbedingungen, die man uns bieten wird, damit
begründet werden, daß wir schuldig am Weltkriege wären, dann
schaffen wir uns doch selber diese Bedingungen, wenn unsere
Ministerpräsidenten jetzt derartiges Material veröffentlichen, wie
es der Herr Kurt Eisner in München tat. Wir zerfleischen uns selbst
vor der Welt in dem, was wir deutsche Objektivität nennen. Wir sind
nach wie vor diejenigen, die, niederkniend vor dem Ausland, nur
dessen Größe sehen, des eigenen Volkes nicht achten und damit unser
Schicksal selber erschweren. Deshalb müssen wir bei dem
Wiederaufbau unseres Volkes und unseres Reiches uns davor schützen,
nun lediglich unsere Hoffnung auf den Geist kosmopolitischer
Auffassungen zu setzen, der heute in Deutschland umgeht, und der ja
dann berechtigt wäre, wenn er ein Echo bei den anderen fände.

		Ich darf mit einem Wort zurückkommen auf das, was gegen die
frühere Nationalliberale Partei und ihre Führung in bezug auf die
Kriegsziele gesagt wird. Wenn man darauf hinweist, daß man sich in
dem Erreichbaren geirrt habe, so ist das richtig, aber dann möge
man doch einmal sagen, welche Partei in diesem weltgeschichtlichen
Erleben sich nicht geirrt hätte. Ich habe doch die Erklärung
mitgemacht, die der Abgeordnete Spahn für sämtliche Parteien und
auch für die Fortschrittliche Volkspartei abgegeben hat, in der
erklärt wurde, Belgien müsse militärisch, wirtschaftlich und
politisch fest in unserer Hand bleiben. [bookmark: page220] Herr Erzberger sagte: Belgien
geben wir nicht wieder heraus, denn das ist unser festes Bollwerk
gegenüber England, Der Friede von Brest-Litowsk, der als
Gewaltfriede hingestellt wird, der uns die alten deutschen
Ostseeprovinzen bringen sollte, hat ja die Zustimmung aller
bürgerlichen Parteien gefunden. Wie kommen denn die Herren
Demokraten dazu, jetzt auf diejenigen zu schelten, die für
Annexionen im Osten gewesen seien. Das Vorstandsmitglied der
Demokratischen Partei, der frühere Vizekanzler v. Payer, hat noch
vierzehn Tage vor dem militärischen Zusammenbruch im Hauptausschuß
gesagt, er halte in bezug auf den Frieden von Brest-Litowsk an dem
alten, guten deutschen Sprichwort fest: Halte, was du hast. Er
denke gar nicht daran, unsere Eroberungen im Osten wieder
herzugeben. Ja, wenn wir uns geirrt haben über das militärisch
Erreichbare, dann sei man doch so ehrlich, zuzugestehen, in wie
weitgehendem Maße wir uns alle geirrt haben. Man beruft sich
darauf, man habe schon im Juli 1917 eingesehen, daß die Dinge so
keinen guten Ausgang nähmen. Aber Herr Müller-Meiningen, der ja
auch zur Demokratischen Partei gehört, hat noch im Jahre 1918 eine
Broschüre herausgegeben, in der er beweisen will, daß die Erklärung
vom 19. Juli Annexionen und Kriegsentschädigungen gar nicht
ausschließe. Er hat seine Freunde dagegen verwahrt, daß sie darauf
verzichten wollten. Es ist doch auch noch nicht allzu lange
geschichtlich her, daß Herr Scheidemann zu mir kam im Reichstag und
sagte: »Herr Stresemann, wenn Sie noch einmal behaupten, ich hätte
den Satz ausgesprochen »jeder trage seine eigene Last«, dann werde
ich handgreiflich. Diesen Unsinn habe ich niemals gesagt.« Also
auch Herr Scheidemann nahm damals den Standpunkt ein, den unter den
damaligen Verhältnissen der gesunde [bookmark: page221] Menschenverstand forderte, vertrat auch
den Gedanken, daß ein Sieg von uns genutzt werden müsse für
Ausdehnung des deutschen Einflusses, der deutschen Macht und Größe,
so wie noch jedes Volk in der Weltgeschichte nach einem Siege, der
mit solchen Opfern erkauft werden mußte, seinen Vorteil ausgenutzt
hat, und wie es heute unsere Feinde tun in einem Maße, das uns nie
in den Sinn gekommen wäre. In diesem Gedanken sind auch einig
gewesen alle unsere wirtschaftlichen Organisationen. Man stellt es
jetzt vielfach gern so hin, als sei es besonders sündhaft gewesen,
den Gedanken an eine Ausdehnung des deutschen wirtschaftlichen
Einflusses nach außen hin zu vertreten. Aber unsere
wirtschaftlichen Verbände hatten sich doch selbst darüber
verständigt, was erreicht werden sollte, und zu diesen Verbänden
gehörte auch der Deutsche Bauernbund mit Dr. Böhme und Wachhorst de
Wente, der alle diese Forderungen nach Ausdehnung der
wirtschaftlichen Macht Deutschlands genau so vertreten hat, wie der
Zentralverband Deutscher Industrieller. Angriffe gegen uns, die wir
uns geirrt haben sollen, können also nur berechtigt sein von
denjenigen, die einen anderen Standpunkt stets eingenommen haben,
nicht aber sind zu Vorwürfen berechtigt diejenigen, die unseren
Standpunkt bis zum letzten Augenblick mit uns zusammen vertreten
haben.

		Nun lassen Sie mich zu dem kommen, was man den Zusammenbruch des
alten Systems nennt. Das alte System in Deutschland ist praktisch
zusammengebrochen durch die Revolution, aber wir müssen doch die
Tatsache untersuchen, was daran mit Recht zusammengebrochen ist.
Wir in der Nationalliberalen Partei waren nicht blinde Anhänger
dieses alten Systems. Ich darf aus der Geschichte unserer Partei
[bookmark: page222] daran
erinnern, daß die ersten Interpellationen über das persönliche
Regiment des Kaisers von dem mir unvergeßlichen Führer und Freunde
Ernst Bassermann ausgingen. Er hat damals, zur Zeit des Fürsten
Bülow, schon den Finger auf die Wunde gelegt und erklärt, es ginge
nicht mehr an, daß der Kaiser persönliche Politik treibe, es sei
nötig, daß der Kaiser sich im Rahmen seiner verfassungsmäßigen
Kompetenzen hielte. Ich erinnere daran, in welcher Weise Bassermann
unsere Engherzigkeit in der Auswahl unserer diplomatischen
Vertreter geißelte, und ich darf daran erinnern, wie oft ich selbst
demselben Gedanken von der Tribüne des Reichstags aus Ausdruck
gegeben habe. Mir steht heute noch vor Augen jener Disput lange vor
dem Kriege, den ich mit Herrn von Schoen hatte, als ich ihm
nachwies, in welcher Weise die Verachtung des bürgerlichen Elements
in unserer Diplomatie und in der Regierung Platz griffe. Ich habe
nachgewiesen, daß wir daran unter einem Erbübel litten, daß wir die
Fähigkeiten zu gering und die gesellschaftliche
Repräsentierungsfähigkeit zu hoch einschätzten, daß wir unter allen
unseren Gesandten nur drei bürgerliche hätten und daß diese drei
bürgerlichen Gesandten sich auf Plätzen befänden, von denen man
glauben mochte, daß es dort nichts zu repräsentieren gäbe. Der eine
dieser Gesandten saß in Lima, der andere in Asuncion, der dritte in
Addis Abeba. Damals habe ich neben diesen Dingen, die ins
Humoristische schillern, immer wieder darauf hingewiesen, daß man
in der Auswahl unserer Diplomaten nicht dem Zuge der Zeit folge,
daß sie in Kreisen verkehrten, die keinen politischen Einfluß
hätten, daß sie nicht wüßten, welche Macht jetzt in der
öffentlichen Meinung die Presse bedeute, und daß sie sich oft fern
hielten vom Verkehr mit maßgebenden Politikern und [bookmark: page223] Parlamentariern, während
das entgegengesetzte Verfahren unseren Feinden fortgesetzt große
Erfolge brachte. Ich habe noch während des Krieges mich mit Erfolg
darum bemüht, einen Botschafter von seinem Posten zu entfernen,
nachdem ich im Auslande gesehen, wie er die Vertretung der
deutschen Interessen auffaßte. Vor dem bulgarischen und
österreichischen Zusammenbruch habe ich die Regierung beschworen,
einen Wechsel in Wien eintreten zu lassen, nachdem ich das
Telegramm kennengelernt hatte, in dem unser Vertreter in Wien die
Höhe seiner Auffassung dokumentierte, indem er meldete: »Wir nehmen
an, daß Bulgarien zur Entente gehen wird. Man lege dieser Tatsache
aber keine entscheidende Bedeutung bei.« Wir hatten damals alle die
Empfindung: finis germaniae. Und von dieser Stelle eine solche
Auffassung!

		Die Überspannung des Prinzips des Gesellschaftlichen haben wir
andererseits ebenso beobachten können in unserem Heere, im
Offizierkorps untereinander und im Verhältnis des Offizierkorps
gegenüber den Mannschaften. Militärs, die man in Potsdam nicht mehr
sehen wollte, wurden, gewissermaßen zur Strafe, nach der Ostmark
oder nach der Westmark geschickt, während doch, nach der Leistung
gemessen, ein Posten an der russischen oder französischen Grenze
mindestens so wichtig war, als in Berlin. Wir haben für das
Verhältnis zwischen Mannschaften und Offizierkorps nichts davon
gelernt gehabt, was einst einer der größten Schlachtenmeister und
eines der größten politischen Genies aller Zeiten, Napoleon I., der
in unserer Geschichtsauffassung vielfach sehr falsch dargestellt
wird, genau so, wie die englische Legende deutsche Gestalten der
Gegenwart durch die Northcliffe-Brille sieht, befolgt hat. Napoleon
hat seine weltgeschichtlichen Erfolge dadurch erzielt, [bookmark: page224] daß er den
Aufstieg der Tüchtigen ohne Rücksicht auf gesellschaftliche
Traditionen möglich machte. Frühzeitiger, als durch andere
bürgerliche Parteien ist der Gedanke, daß dem Parlament als der
Vertretung des Volkes eine größere Bedeutung gegeben werden müsse,
als sie bis dahin in Deutschland üblich war, durch die
Nationalliberale Partei zur Geltung gebracht worden. Ich habe im
Februar 1917 eine Rede für die Einführung des parlamentarischen
Systems in Deutschland gehalten und bin Gegenstand heftigster
Anfeindungen wegen meiner demokratischen Gesinnung gewesen. Ich
habe auch auf die Gestalt Lloyd Georges hingewiesen, der aus dem
Volke emporgestiegen war als der gewaltigste Organisator des
Weltkrieges, vor dem unser altes System der Munitionserzeugung
scheiterte, nachdem England seine Herstellung von Munition in der
Zeit versiebzehnfachte, in der die unsrige zeitweilig vermindert
wurde. Das geschah in einer Zeit, als es uns bei unseren kolossalen
Hilfsmitteln nach eigenem Urteil englischer Parlamentarier möglich
gewesen wäre, die englischen und französischen Streitkräfte durch
eine Massenverwendung von Munition niederzukartätschen. Wir taten
in der Munitionserzeugung nichts, den von England gewonnenen
Vorsprung einzuholen, bis Hindenburg und Ludendorff das
Hilfsdienstgesetz schufen. Immer dringender forderten wir, dem
Parlament eine andere Stellung zu geben, auch Parlamentarier als
Minister zu berufen. In meiner Rede vom Frühjahr 1917 habe ich dem
Reichskanzler von Bethmann Hollweg gesagt: Bringen Sie uns das
gleiche Wahlrecht in Preußen, jetzt wird es Ihnen und dem Könige
noch gedankt. Lassen Sie sich nicht so lange drängen, bis Ihnen die
Initiative aus der Hand genommen wird. Denn es kann auch eine Zeit
kommen, in der es Ihnen niemand mehr danken wird, [bookmark: page225] sondern in der es sich
das Volk selber nimmt. – Ich darf wohl für mich in Anspruch nehmen,
daß ich mich, während ich mich zum nationalen Gedanken bekannte und
zum Glauben an den deutschen Sieg, dessen ich mich niemals schämen
werde, auch jederzeit für die Erweiterung der Volksrechte
eingesetzt und früher die Zeichen der Zeit erkannt habe, als
andere, die mich lange Zeit nur ziemlich lau unterstützt
hatten.

		Man hat davon gesprochen, daß die Oberste Heeresleitung sich der
Auflösung des Abgeordnetenhauses im Zusammenhang mit der
Wahlrechtsfrage widersetzt hätte, weil sie Angst gehabt hätte, der
Geist der Truppen könne unter den inneren Kämpfen leiden. Ich habe
darauf am 29. April 1918 an Ludendorff geschrieben und habe ihm in
dringendster Weise erklärt, daß das Vertrauen zur Obersten
Heeresleitung erschüttert werden könnte, wenn Hindenburg und
Ludendorff Gegner des gleichen Wahlrechts wären, und daß damit
gerechnet werden müsse, daß dann auch die, die ihnen bisher treu
gefolgt waren, in anderen Dingen ihnen völlig die Gefolgschaft
versagen könnten.

		Im übrigen ist die Wahlrechtsfeindlichkeit der Obersten
Heeresleitung Legende.

		An Einzelheiten des alten Systems sei Fehlerhaftes nicht
beschönigt: die Überheblichkeit gewisser leitender Stellen, die
Vielregiererei, die in Tausenden von Vorschriften sich breit
machte, wirtschaftliches Leben unterband und überall einen
bürokratisch hemmenden Einfluß zeitigte. Ein Verhängnis ist es
gewesen, daß man z. B. seitens des Reichsmarineamts den U-Bootbau
vorschrieb, statt es der Industrie zu überlassen, wie viele U-Boote
sie bauen könnte. Als dann der neue Staatssekretär Ritter von Mann
den umgekehrten Weg ging, da ergab sich die für uns erschreckende
Tatsache, daß wir weit mehr U-Boote hätten herstellen können,
[bookmark: page226] als es
geschehen ist, wenn wir der Industrie freie Betätigung gelassen
hätten, die U-Boote so zu bauen, wie sie es in der Zusammenfassung
ihrer Kraft von vornherein erstrebt hatte. Aus dieser Tatsache
ergeben sich schwere Anklagen.

		Wenn das alte System sonst tatsächlich vieles enthielt, was wir
als überlebt erkannt haben, so kann ich andererseits aber doch
nicht anerkennen, daß nun alles faul und morsch und
niederbruchsreif in Preußen und Deutschland gewesen wäre, und ich
kann das namentlich nicht anerkennen, wenn ich die gegenwärtige
Lage unseres Vaterlandes mit der der Vergangenheit vergleiche. In
Berlin hat ein Mitbegründer; der Demokratischen Partei gesagt: »Wir
alle haben doch ein Gefühl der Befreiung gehabt, nachdem am 9.
November das alte System zusammengebrochen ist.« Ich muß gestehen,
daß mir ein solches Gefühl der Befreiung angesichts dessen, was
inzwischen geschehen ist, niemals kam und auch nicht kommen dürfte.
Ich habe die Empfindung, daß gegenüber der gegenwärtigen Lage
unseres Vaterlandes das Wort allein die Verhältnisse schlagend
kennzeichnet, das einst einer der Jünger Christi sagte: Herr hilf
uns, wir versinken. Eins ist uns doch inzwischen wohl auch klar
geworden, nämlich, daß Niederreißen leichter ist, als der
Wiederaufbau. Man hat uns gesagt: Jetzt kommt das Zeitalter der
Demokratie, jetzt wird das revolutionäre Volk seine Geschicke
selbst in die Hand nehmen. Ja, Tatsache ist aber, daß es keine Zeit
der Autokratie gegeben hat, in der das deutsche Volk so wenig
Anteil an der Gestaltung seiner Geschicke und so wenig ein
Mitbestimmungsrecht gehabt hat, wie gegenwärtig das deutsche Volk
gegenüber der Art, in der es jetzt regiert wird. Was gegenwärtig
geschieht, ist die krasseste Autokratie, die es jemals in einem
Reiche gegeben [bookmark: page227] hat. Wir werden die Regierung unterstützen in
ihrem Bestreben, Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten,
aber auch nur unter der Voraussetzung, daß sie wirklich diese
Sicherheit bietet. Und hier stocke ich schon. Ich gehöre ja zu den
nicht beneidenswerten Leuten, die in der Reichshauptstadt wohnen.
Glauben Sie, daß es nicht ein außerordentlich niederdrückendes
Gefühl ist, diese Zuchtlosigkeit mit ansehen zu müssen, die jetzt
die Hauptstadt unseres deutschen Vaterlandes beherrscht? Wenn sich
Studenten zusammentun, um eine Studentenwehr zum Schutze der
Regierung zu bilden, dann werden sie verhaftet. Aber Herr
Liebknecht fährt mit Panzerautomobilen und Maschinengewehren in der
Stadt umher, verhaut Wachen usw., und niemand tut etwas gegen ihn.
Scheidemann sagte vor wenigen Tagen, er halte Liebknecht für einen
verrückten Menschen. Wenn das der Fall ist, dann befreie man die
Öffentlichkeit von diesem verrückten Menschen. Dann lasse man
diesem verrückten Menschen nicht die Möglichkeit, unser ganzes
deutsches Volk in den Abgrund zu führen. Ich bin ganz einverstanden
mit der Kritik, die Scheidemann neulich in die Worte gekleidet, er
sehe sich diese Verhältnisse nicht acht Tage lang mehr mit an, und
der erklärt hat, es ginge nicht an, »Lausejungen mit
Maschinengewehren in den Straßen herumlaufen und ruhige Bürger
bedrohen zu lassen«. Aber ich vermisse, daß man die Folgerung
dieser Kritik tatsächlich zieht. Wohin kommen wir, wenn Berlin sich
anmaßt, das Reich zu sein; Berlin ist nicht Deutschland.

		Und dann etwas anderes: Es geht auch nicht an, daß die Regierung
der Arbeiter und Soldaten erklärt, sie sei die Vertretung des
deutschen Volkes. Das deutsche Volk besteht aus allen Ständen, und
Volksbeauftragter darf nur der sich nennen, der vom ganzen [bookmark: page228] Volke dazu
beauftragt ist. Deshalb hätte es der Regierung wohl angestanden,
den Reichstag einzuberufen, der ihr keine Schwierigkeiten gemacht
hätte, sondern der nur eines wollte, die Regierung zu legalisieren,
einen Beschluß zu fassen: Wir deutsche Volksvertretung, die auf
Grund des freiesten Wahlrechts der Welt gewählt ist, bestätigen,
daß wir einverstanden sind mit der gegenwärtigen Regierung, wir
schreiben die Nationalversammlung zum nächstmöglichen Termine aus
und setzen die Bedingungen fest, unter denen gewählt werden
soll.

		Es ist doch unlogisch, daß die Regierung den Reichstag nicht
aufzulösen wagt und gleichzeitig erklärt, er sei durch die
Revolution erledigt. Ich finde mich in dieser Logik nicht zurecht.
Vom Standpunkte der Sozialdemokratie aus würde man alles verstanden
haben, wenn die vorläufige Regierung sich nur als provisorisch
bestehend erklärt hätte, so, daß Ruhe und Ordnung gewährleistet
werde, bis die gesetzgebende Körperschaft tagen würde. Statt dessen
sehen wir nicht nur auf politischem, auch auf wirtschaftlichem und
kulturellem Gebiet eine Gesetzgebung, die in die tiefsten
Grundlagen unseres ganzen wirtschaftlichen und geistigen Lebens
eingreift. Ja, hat sich denn jemals der Kaiser angemaßt, in der
Weise zu regieren, hat es denn jemals einen Autokraten gegeben, der
es gewagt hätte, seinem Volke eine Gesetzgebung aufzuerlegen, ohne
irgendeine Instanz des Volkes nur zu fragen? Was wir erleben, ist
nicht Demokratie, sondern Auflösung jedes Gedankens einer
Demokratie. Die Sozialdemokratie erklärt, sie wolle die
Nationalversammlung, aber die Schwierigkeiten seien groß. Da fällt
eine Eigenschaft Scheidemanns auf, die ich schon immer an ihm
beobachtet habe: er blickt bei allem, was er tut, nach links, und
fragt sich bei jedem Satz: Was [bookmark: page229] wird Haase dazu sagen? Auf der einen
Seite erklärt man, die Nationalversammlung müsse schnell kommen,
auf der anderen sagt man, man müsse erst den Arbeiter- und
Soldatenrat fragen. Seltsam, bei dem Kirchengesetz hat man
niemanden gefragt, den es angehen könnte, ob er damit einverstanden
sei. Die Arbeiter- und Soldatenräte sind überhaupt keine
Institution, die irgend berechtigt wäre, gesetzgebende Gewalt
ausüben zu können. Sie haben heute schon den Beweis erbracht, daß
sie nicht zu regieren imstande sind. Was in diesen fünf Wochen
geschehen ist, ist das Bitterste, was in Deutschland nur vorkommen
konnte. Wir sind durch den Krieg ein armes Volk geworden. Neben
unseren eigenen Kriegsschulden kommen für uns noch die
Entschädigungen an unsere Feinde hinzu. Und jetzt in dieser
furchtbaren Not wird Nationalvermögen verschleudert in einer Weise,
die geradezu empörend ist. Millionen fließen wieder in die Hände
derselben Schiebergesellen, die sich seit Anfang des Krieges am
Volke bereichert haben und jetzt von neuem wie die Hyänen des
Schlachtfeldes am Niederbruch des deutschen Volkes ihren Vorteil
suchen. Stiefel, Pferde, ganze Proviantämter werden verschwindelt.
Viele Truppen, die vier Jahre Krieg hinter sich haben, mußten zu
Fuß marschieren, weil über die Eisenbahn anders disponiert worden
war, weil man nicht mehr kennt, was früher unser Stolz war, die
Zentralgewalt, die Unterordnung unter einen Willen. Seien wir uns
doch darüber klar: Freiheit ist nicht Zügellosigkeit. Die
Befehlsgewalt aufheben, ist sehr leicht, aber was damit erreicht
wird, kann nur die Auflösung sein. Das sehen wir schaudernd an
Beispielen ohne Zahl. Jetzt haben wir keine Zentralgewalt mehr. Wir
sind soweit gekommen, daß die unabhängige Republik Neukölln bei
Berlin erklärt, sie nehme von der Regierung keinerlei [bookmark: page230] Befehle
entgegen. Anstelle der Befehlsgewalt ist die »freiwillige
Unterordnung der Soldaten« getreten, die, wenn sie wirklich
erreicht werden könnte, die höchste Entwicklungsstufe der
Menschheit darstellen würde. Immer aber, solange wir Menschen
Menschen sind, wird das praktische Leben von dem erstrebenswerten
Ideal weit entfernt bleiben.

		Über wirtschaftliche Dinge maßen sich jetzt Leute zu entscheiden
an, die dafür nicht das geringste Verständnis haben. Man muß doch
den Mut haben, hier gegen den Strom zu schwimmen und vor allem
einmal zu sagen, daß Arbeit notwendig ist zum Wiederaufbau und daß
es eine Unmöglichkeit ist, in einer Zeit, in der wir keine
Transportmittel haben, demokratische Streiks auszuführen. Wie weit
der Geist der Zuchtlosigkeit alles Maß übersteigt, zeigt die
Drohung aus Rheinland-Westfalen, die Schächte zu zerstören, falls
den gestellten Forderungen nicht nachgegeben wird.

		Greift dieser Geist der Auflösung weiter um sich, so wird es uns
gehen, wie es Rußland gegangen ist, dessen bolschewistischer
Führer, Lenin, nach einem Jahre der Herrschaft des Arbeiter- und
Soldatenrates neulich sentimental gesagt hat: »Wir sind ja längst
tot; es kommt nur niemand, uns zu begraben.« Das ist heute Rußland,
ein lebloser Körper, in dem die Städte Hungersnot leiden, Provinzen
sich loslösen, die Bauern mit Maschinengewehren ihr Getreide
verteidigen. Zuchtlosigkeit statt Gesetzmäßigkeit und Ordnung, das
ist das Ergebnis, wird es auch sein bei uns, wenn wir nicht
verstehen, die Gesetzmäßigkeit wieder herzustellen, und deshalb
erheben wir aus diesem Wirrwarr unser Recht auf die
Nationalversammlung gegenüber den Instanzen, die durchaus nicht das
Recht haben, dem deutschen Volke Vorschriften zu machen.

		Die Frage der Trennung von Kirche und Staat hat [bookmark: page231] keine parteiische
Regierung das Recht, allein von ihrem Standpunkt aus zu regeln. Wir
Liberalen haben uns stets dagegen gewehrt, daß irgend jemandem ein
Staatsamt verweigert würde, weil er nicht zur christlichen Kirche
gehört. An dieser Freiheit des einzelnen, daß die Stellung zur
Religion eine höchst persönliche Angelegenheit ist, wollen wir auch
ferner festhalten. Wenn ich mir aber das Bild vor Augen führe, das
Adolf Hoffmann in Preußen bietet, dann weiß man nicht, ob man
lachen oder weinen soll. Ein Mann, dem es nicht gegeben war,
richtig Deutsch sprechen zu lernen, der wird an die Spitze des
deutschen Bildungswesens gestellt. Ein Harnack, ein
Wilamowitz-Möllendorf, unsere Hochschullehrer, unsere Kirchen und
Schulen, unsere hochstehenden Volksschulen sollen ihre Direktiven
von einem solchen Manne empfangen. Wir haben unsere politische
Macht verloren, wir verloren unser militärisches Ansehen, unsere
wirtschaftliche Kraft, aber eins müssen wir uns erhalten:
Deutschland als geistige Potenz im Völkerleben. Mit Adolf Hoffmann
an der Spitze des Preußischen Kultusministeriums wird auch die noch
in den Dreck getreten. Wenn jetzt das Ausland kommt und uns als das
verächtlichste Volk der Welt hinstellt, dann wird es uns ja selber
schwer, dagegen zu protestieren. Mit Hohn erfüllt es die Welt,
einen Adolf Hoffmann als Machthaber über die geistige Entwicklung
des Volkes der Dichter und Denker bestimmen zu sehen. Das hätte die
Sozialdemokratie verhindern müssen, daran hätte sie ihre
Nachgiebigkeit gegenüber der äußersten Linken scheitern lassen
müssen. Konrad Haenisch, der zweite Kultusminister, hat erst jetzt
erfahren, daß man in den Schulen der Reichshauptstadt die
Weihnachtsfeier verboten hat, weil Adolf Hoffmann die
Weihnachtsfeier als ein christliches Fest ansieht, mit dem das
gegenwärtige [bookmark: page232] Deutschland nichts mehr zu tun hat. Das hat
uns gerade noch gefehlt, daß auch der Tannenbaum als reaktionäres
Zeichen der Gegenrevolution bezeichnet wird. Will man nun auch das
deutsche Gemüt noch zerschlagen und das Beste aus der Seele der
heranwachsenden Jugend, der Kinder reißen? Das geht uns denn doch
zu weit, daß wir das preislos hingeben sollen, daß wir es uns
gefallen lassen sollen, uns von Leuten, die selbst nicht Christen
sind, vorschreiben zu lassen, in welcher Weise wir unser Christfest
zu feiern haben.

		In der Frage der Stellung der Kirche gegenüber dem Staat ist
nicht das Finanzielle das Entscheidende, sondern das Entscheidende
ist, ob die sittliche Erziehung unseres Volkes weiter aufgebaut
werden soll auf den sittlichen Lehren, die in unserer Religion
enthalten sind, ob diese religiöse Erziehung ein Bestandteil der
Gesamterziehung des Menschen sein soll. Ich sehe auch hier nur ein
Zerstören, kein Aufbauen. Wir wollen den Religionsunterricht in den
Schulen. Entscheidungen, die Herr Adolf Hoffmann darüber fällt,
sind, wie ich jetzt ganz allgemein bemerken möchte, genau so wie
alle Gesetze der gegenwärtigen Regierung, vor dem tatsächlichen
Willen des deutschen Volkes, der nur auf der Nationalversammlung
zum Ausdruck kommen kann, null und nichtig, weil sie nicht auf
Recht, sondern auf Gewalt beruhen.

		Unverständlich ist es uns, wie man vom Standpunkte
republikanischer Gesinnung die deutschen Farben verwarf. Ich habe
es als eine der tiefsten Demütigungen empfunden, die dem deutschen
Volke angetan werden konnte, daß man die deutschen Farben nicht
mehr anerkennen wollte. Das ist ein Zeichen unserer mangelhaften
politischen Erziehung. Mir sagte ein Amerikaner, daß man auch in
Zeiten, in denen etwa [bookmark: page233] einmal der Bolschewismus in Amerika zur
Herrschaft käme, doch jeden zerreißen würde, der das Sternen- und
Streifenbanner antasten sollte. Die schwarz-weiß-rote Fahne war
noch niemals eine Parteifahne, sondern die Fahne unseres deutschen
Vaterlandes, unter der wir gegen eine ganze Welt gekämpft haben.
Daß man eine Freiheitsbewegung damit begann, die deutsche Fahne in
den Staub zu ziehen, ist eine besondere Schmach, durch die wir uns
im Auslande im höchsten Maße verächtlich gemacht haben. Niemals
wird man ein Volk achten, das vor dem Symbol seiner Einheit selber
keine Achtung hat.

		Die Schwächlichkeit, die unsere Regierung zeigt, hat auch schon
dazu geführt, daß wir vor der Gefahr stehen, noch mehr Land zu
verlieren, als wir voraussichtlich schon verloren haben. Wir werden
damit rechnen müssen, daß wir Elsaß-Lothringen verlieren, daß auf
dem alten Straßburger Münster die Trikolore weht, und daß damit
alles das verloren ist, was sich in unserer Seele mit dem Namen
Straßburg verknüpft. Im Osten stehen wir jetzt vor der Frage, ob
die Polen in Oberschlesien einmarschieren, ob die Provinz Posen,
auf der unsere Ernährung zum Teil mitberuht, in die Hände Polens
kommen soll. Inzwischen sehen wir im Osten Deutsche im
Verzweiflungskampf, um beim Vaterlande zu bleiben, bei dem sie
keine Unterstützung finden. Staatssekretär von Gerlach erklärte in
Berlin, man müsse verstehen, daß die Polen jetzt glaubten, die Zeit
ihrer Unabhängigkeit sei gekommen. Man müsse auch die Seele der
Polen zu verstehen suchen. Ich bin der Meinung gewesen, daß wir das
polnische Seelenleben und polnische Aspirationen ruhig den Polen
überlassen können, daß aber deutsche Minister in erster Linie die
Seele des deutschen Volkes kennen sollten. [bookmark: page234]

		Unsere Regierung prägte das Wort, daß sie sich nicht auf Gewalt
stützen wolle. Ja, ist es denn etwas anderes als Gewalt, wenn
polnische Legionäre gegen unsere Ostmark ziehen. Der ganze
Weltkrieg hat doch bewiesen, daß allein die Macht es ist, die sich
durchsetzt, mit der Kraft, die wir noch aufzubringen vermögen,
müssen wir zu retten versuchen, was noch zu retten ist.

		Wenn wir Abschied nehmen mußten von dem alten Deutschland, so
stehe ich doch auf dem Standpunkt, daß wir es trotz aller seiner
Fehler in liebevoller Erinnerung bewahren werden, daß wir immer
dankbar anerkennen werden, was das Deutschland der Hohenzollern uns
war, eine liebevolle Erinnerung in grauer Gegenwart, vor einer
ungewissen Zukunft.

		Wenn wir nun kommen zu den Fragen des Wiederaufbaus, der
hoffentlich einsetzen wird, so fassen wir bei dem Gedanken an die
Neugestaltung zunächst ein Zweifaches ins Auge, zuerst die
Nationalversammlung in ihrem ersten Teil, in dem sie den Frieden zu
genehmigen hat, und dann die Nationalversammlung, die später neue
Gesetze schafft. Handelte es sich nur um den ersteren Teil, dann
brauchten wir eigentlich überhaupt keine Parteien, denn für die
Zeit der nächsten acht Wochen gibt es nur ein Programm, über das
sich alle einig sind. Das Programm umfaßt vier Worte: Friede, Brot,
Arbeit, Ordnung. Das ist es, was wir zunächst brauchen. Das Hemd
sitzt uns näher als der Rock. Die Entente erkennt unsere Regierung
nicht an. Wenn wir den Frieden haben wollen, brauchen wir bald eine
neue Regierung, dann brauchen wir die Aufhebung der Blockade, die
Vereinbarung über die Rohstoffe.

		Für die Parteitätigkeit der Zukunft werden Sie von mir nicht
erwarten können, daß ich das ganze Programm [bookmark: page235] unserer Volkspartei darlege.
An der Reichseinheit müssen wir festhalten. Leider machen sich
unter der Lotterwirtschaft, die gegenwärtig herrscht, verstärkte
Bestrebungen zur Lostrennung vom Reiche geltend. Kein Mensch sieht
mehr auf die Zentralgewalt. Man sieht jetzt, wie viel Wahres daran
war, daß wir im Kaisertum das Symbol der Einheit erkannten. Das
Gefühl des ganzen Deutschtums, das im Kaisertum das Zeichen seiner
Einheit sah, können uns Haase und Landsberg nicht ersetzen. Deshalb
müssen wir jetzt wieder kämpfen um die Reichseinheit. Zwar ist
Berlin nicht Deutschland, aber wir müssen uns auch hüten, uns im
Streben, von Berlin loszukommen, zu zersplittern. Wir wenden uns
gegen den Gedanken eines neuen Rheinbundes, etwa unter
französischem Protektorat. Wir müssen die Österreicher herzlich
willkommen heißen. Das Streben zu uns ist dort leider seit dem 9.
November längst nicht mehr in dem Maße vorhanden wie vorher.
Gelingt es uns aber, die Deutsch-Österreicher an uns zu fesseln,
dann kommen wir über manches hinweg, was wir nach anderer Richtung
hin verloren haben; dann haben wir den großen Block der 70
Millionen Deutschen inmitten Europas, von dem gilt, was der alte
Bismarck gesagt hat: Da liegen wir denn wie ein Klotz inmitten
Europas, an dem keiner vorbeigehen kann, den er beachten muß.
Erreichen wir das, dann werden wieder andere Zeiten kommen, dann
werden andere politische Konstellationen unsere Lage erleichtern.
Der Widerstreit der Mächte wird nicht von der Welt verschwinden.
Wilson will ja jetzt, daß Amerika die stärkste Flotte baue, die die
Welt jemals gesehen habe.

		Deutschland braucht für die weitere Zukunft trotz allem noch
nicht den Mut sinken zu lassen. Wenn es in Zukunft nicht wieder von
schlechten Diplomaten [bookmark: page236] beraten sein wird, dann wird es, wenn es
will, auch wieder im Rate der Völker etwas bedeuten.

		Vor allem auf wirtschaftlichem Gebiete werden sich im neuen
Deutschland die Geister scheiden. Die Einen, Sozialisten und
Salon-Sozialisten, sehen das neue Deutschland aufgebaut auf einer
Zusammenfassung aller großen industriellen Unternehmungen. Sie
wollen, wie auch Walther Rathenau, monopolistische Staatsbetriebe
oder Trusts, die über Hunderte von Millionen Kapital verfügen. Sie
sagen, dann produzieren wir billiger. Die kleinen und mittleren
Betriebe sollen stillgelegt werden, nur die großen, starken sollen
bleiben. Etwa: Nietzsche übersetzt ins Wirtschaftliche. Der Weg vom
Kapitalismus zum Überkapitalismus. Die heutige Regierung hat ja
schon ohne Nationalversammlung Sozialisierungs-Kommissionen
eingesetzt, die auf diesen glorreichen Weg führen sollen. Daß diese
Entwicklung auf Kosten der starken, lebensfähigen Mittelschichten
gehen würde, die mit eigenem freien Willen sich Bahn schaffen im
Wirtschaftsleben, das ist mir ganz sicher.

		Wir in der Deutschen Volkspartei wollen in offenem Gegensatz zu
den sozialistischen Anschauungen die mittelständlerischen Kräfte in
Stadt und Land, im kleinen Bürgertum, die ein selbständiges Gewerbe
betreiben, erhalten und fördern. Wir sind der Meinung, daß noch
immer das Volk am besten bestanden hat, dem die Möglichkeit des
Aufstiegs des Einzelnen gegeben war. Wenn wir 1871 unsere
volkswirtschaftliche Entwicklung nach den Gesichtspunkten einer Z.
E. G. gestaltet hätten, dann würden wir nicht unseren großen
Aufschwung genommen haben.

		Inwieweit die Demokratische Partei sich nach dem einmal
eingeschlagenen Wege unter dem übermächtigen Einfluß der
Sozialdemokratie eine eigene Haltung [bookmark: page237] bewahren wird, muß man abwarten. In
einem scheiden wir uns deutlich voneinander. Wir bekennen uns offen
als bürgerliche Partei und als grundsätzliche Gegner der
Sozialdemokratie. Wir sind der Meinung, daß wir alle Kräfte
zusammenfassen müssen, um keine sozialistische Mehrheit über
Deutschlands Geschicke verfügen zu lassen. Wir halten an unseren
bürgerlichen Idealen unbedingt fest, in nationaler Hinsicht sowohl
wie in wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht. Darin
unterscheiden wir uns grundsätzlich von der Demokratischen Partei,
deren Hauptführer, Professor Weber, es sich verbat, daß seine
Demokratische Partei eine bürgerliche Partei genannt werde. Der
Führer der Demokraten in Hannover sagte: Wir sind nicht der linke
Flügel des Bürgertums, sondern der rechte Flügel der
Sozialdemokratie bezw. des Sozialismus.

		Wir sind der Meinung, das Schicksal der deutschen Zukunft hängt
davon ab, ob Deutschland jetzt eine sozialistische Regierung
bekommen wird oder eine solche, in der auch die alten bürgerlichen
Ideale volle Geltung haben. Da die Sozialdemokratie in dem
Nebeneinandergehen mit der Demokratischen Partei die bei weitem
stärkere ist, so dürfte die Demokratische Partei mit der
Durchsetzung eigener Gedanken nicht viel Glück haben. Der
Sozialismus empfindet international, wir haben im Gegensatz dazu
die Überzeugung, daß das nationale Empfinden sich durchsetzen muß,
wenn das Deutschtum in der Welt Geltung behalten soll.

		Es ist ja auch immer gesagt worden von maßgebender
demokratischer Seite: Wir führen keinen Kampf nach links, sondern
wir führen einen Kampf nach rechts. Ich glaube, daß von rechts her
gar keine Gefahren drohen, stehe aber auf dem Standpunkt, daß wir
von einer sozialistischen Welle bedroht werden, [bookmark: page238] die aus Deutschland
einen Zukunftsstaat machen will, der nach unserer Überzeugung jede
persönliche Freiheit vollkommen unterdrückt. Wir stellen uns auf
einen grundsätzlich gegnerischen Standpunkt und sind im Gegensatz
auch zur Demokratischen Partei der Ansicht, daß es gerade jetzt
Zeit ist, das Nationalbewußtsein zu pflegen.

		Wir müssen unser Unglück mit Würde tragen und versuchen, aus
diesem Niederbruch wenigstens das Bewußtsein unseres Deutschtums in
uns zu retten. Wir wollen die Entwicklung unserer kulturellen
Eigenarten, wir wollen ein eigenes, unvergängliches Geistesleben.
Will das Ausland uns ausschließen vom Kulturleben der anderen Welt,
dann mag es das, wir haben dabei nicht das meiste zu verlieren. Man
hat uns Bedingungen auferlegt, wie Karthago, politisch machtlos,
ohne Ansehen, wirtschaftlich bettelarm stehen wir da. Aber eins
kann uns niemand nehmen: Wir können geistig reich sein in dem
Bewußtsein eines kraftvollen Deutschtums trotz alledem. Wir wollen
glauben an Deutschlands Zukunft. Grau und schwarz wird die Zukunft
gewiß sein. Unser Leben wird in Zukunft nur dem Staate gehören. Wir
alle werden schwer arbeiten müssen. Unser Leben wird im
wesentlichen darum gehen, daß das Deutsche Reich seinen
Verpflichtungen nachkommen kann. Aber der Blick in die Zukunft darf
uns nicht niederdrücken. Wir müssen in einer hohen Geistigkeit
einen neuen Inhalt zu gewinnen suchen. Unser Höchstes soll hinfort
dem Volk und Staate gelten. In das deutsche Volk sind wir
hineingeboren, in ihm liegt für uns das reichste Leben der Welt. Es
ist zwar nicht auch das schönste Land der Welt, es ist nicht das
Land des blauen Himmels, der über Italien lacht, es ist nicht das
Land der Sonne, sondern ein Land, in dem vielfach Nebel und
Dunkelheit [bookmark: page239] herrscht. Aber es ist unser Land, das Land
unserer Sprache und Kultur, das Land unserer Seele, das Land
unserer Väter, das Land unserer Kinder. Dieses unser Volk, dieses
unser Land wieder groß und mächtig zu sehen unter den Völkern der
Erde, dahin zu streben sei in Zukunft das Lebensziel jedes
Deutschen. Das neue Deutschland in neuer Größe werden wir
vielleicht nicht mehr erleben, aber die kommenden Geschlechter
werden es erleben. Sorgen wir, daß der Weg dahin führt, Deutschland
einmal wieder stolz und mächtig in der Welt zu machen, wie es war.
Wir müssen hinwegkommen über den Niederbruch. Wir haben jetzt zu
säen für eine ferne Zukunft. Mit Goethe sagen wir: »Über Gräbern
vorwärts! Hinweg in der Zukunft Reich.« Stets bewußt sein soll sich
unser Volk, für eine neue Zukunft zu arbeiten. Umbraust vom Haß der
Welt wollen wir festhalten an dem, was uns von den alten Idealen
des vergangenen Deutschlands geblieben ist und es hinüberretten in
eine neue Zeit. Wir wollen uns bekennen zum Glauben an Deutschlands
neuen Aufstieg.

	
		
		1919.

		Friedrich Naumann

		Aufsatz in den »Deutschen Stimmen«. 31. 8.
1919

		Friedrich Naumann ist kurz nach seiner Wahl zum
Vorsitzenden der Deutschen Demokratischen Partei aus dem Leben
geschieden. Auf dem Demokratischen Parteitag hielt er eine Rede
über kulturelle Fragen, fernab von dem Gebiet der eigentlichen
Parteipolitik. So spiegelten sich in seinem letzten großen
Auftreten vor der Öffentlichkeit die beiden Grundzüge seines Wesens
und seiner Persönlichkeit: Der Lehrmeister auf der Kanzel, dem eine
glänzende Beredsamkeit, [bookmark: page240] eine ihm zuströmende Fülle von Bildern, ein
weites Erfassen der Gedankenströmung des deutschen Volkes die
Möglichkeit gab, auf den großen Tagungen des Evangelisch-Sozialen
Kongresses, auf den Pfingstversammlungen deutscher Lehrerschaft als
Praeceptor Germaniae zu erscheinen – und auf der anderen Seite der
praktische Politiker, in die Volksvertretung gewählt und in der
Parteivertretung nach Einfluß strebend.

		Wenn man Naumanns Persönlichkeit und die Wirkung, die von ihr
ausging, schildern will, dann darf man wohl das eine feststellen:
Das Stärkere in ihm war der Prophet und Lehrmeister, das Schwächere
der Politiker. Diejenigen, die ihm nahestanden und von der Macht
seiner Persönlichkeit in der Zeit ergriffen wurden, als sein Name
zuerst an ihr Ohr klang, sehnten sich damals nach dem Moment, wo
die Stimme Friedrich Naumanns im Reichstag ertönen würde. Später,
als man den Geist Naumanns in der Fraktionsmühle eingesperrt sah,
da hofften seine besten Freunde vielfach, daß er den Weg aus der
Parteipolitik heraus und den Weg zum Schriftsteller, Lehrmeister
und Propheten wiederfinden möge.

		Denn Naumann hat trotz seines Namens und seiner Persönlichkeit
im Parlament nur eine geringe Rolle gespielt. Gewiß, als er zuerst
im Reichstag sprach, nachdem ihn der Wahlkreis Heilbronn in die
deutsche Volksvertretung entsandt hatte, da horchte das Haus auf.
Auch die ältesten Zyniker dieser deutschen Volksvertretung, der
langweiligsten Redehalle der Welt, in der im allgemeinen fachliche
Kommissionsreden mit breiter Behaglichkeit von der Tribüne des
Hauses vorgetragen werden, und in der eine so nüchterne, bleierne
Atmosphäre des Alltäglichen ruht, daß sie jedem die Schwingen
lähmt, der sonst frei zu sprechen gewöhnt [bookmark: page241] ist. Man war die Naumannschen
Töne noch nicht gewohnt. Der Mann, der da sprach, sprach über die
397 Menschen der Halle hinweg, dem formten sich seine Gedanken zu
großen gewaltigen Bildern, den trug die eigene Rede fort, und bald
sprach er über den Reichstag hinweg zum Volke, über dieses hinweg
zur Menschheit, Die Paragraphenschuster lächelten und fanden ihre
Selbstsicherheit erst nach einer Stunde in der Wandelhalle wieder,
in der ein alles herunterziehender Zynismus sich austoben darf.
Aber während der Rede selbst schwiegen sie, denn sie hatten die
Empfindung, die jeder hatte, der Naumann hörte, gleichgültig ob er
sich zum Widerstand gegen seine Rede aufgestachelt fühlte: Der
Mann, der da sprach, war eine Persönlichkeit, die sich in harter
Gedankenarbeit zu bestimmten Anschauungen durchgerungen hatte, und
dem gegeben war, das, was er empfand, auch in wunderbarer Weise zum
Ausdruck zu bringen, obwohl ihm alle äußerlichen Mittel der Stimme
fehlten. Er rang mit der Idee, manchmal vielleicht, wie Lassalle,
listete er auch mit der Idee. Er war im Parlament nicht der große
Sprecher wie draußen in den Volksversammlungen und Kongressen, weil
die nüchterne, praktische Gegenwartsarbeit auf ihm lastete, weil
die Kompromisse ihn einengten. Aber durch alle Hemmungen hindurch,
die manches in ihm zum Schweigen brachten, blieb die Wirkung der
Persönlichkeit.

		Beschämend für die Fortschrittliche Volkspartei war es, daß sie
den Mann, der weit über das Mittelmaß ihrer Mitglieder hinausragte,
so selten als Sprecher vorschickte. Verständlich wäre es gewesen,
wenn sie davon abgesehen hätte, ihn zum Vertreter in den
Kommissionen zu machen, wo der sich stets nur in großen Linien
bewegende Geist Naumanns versagte [bookmark: page242] und versagen mußte. Aber die
Fortschrittliche Volkspartei, die stets drei Vorsitzende brauchte,
um die persönlichen Aspirationen ihrer Mitglieder auszugleichen,
und in der jeder sich ein Führer dünkte, konnte den neuen Mann nur
schwer ertragen, Naumann wird an die ersten fünf Jahre seiner
Reichstagstätigkeit kaum mit dem Gefühl innerster Befriedigung
zurückgedacht haben. Man hatte bei ihm die Empfindung, daß er sich
zwar freute, an der Stelle praktischer Gestaltung der Gesetze
mitwirken zu können, daß sich aber sein innerstes Wesen mit dem
Gehabe deutscher Fraktionspolitik und deutscher
Parlamentswirtschaft nicht vertrug – weder in der alten, noch in
der neuen heutigen Form.

		Nein, das, was Naumann war und was er bleiben wird, das war der
große geistige Anreger und Erwecker, namentlich in seiner Tätigkeit
um den Anfang dieses Jahrhunderts. Wie haben wir jungen Studenten
ihm damals zugejubelt in seinem Kampfe gegen die Enge und
Verbohrtheit der deutschen parteipolitischen Verhältnisse. Zur
Sozialdemokratie konnten wir nicht gehen. Alles in uns sträubte
sich gegen ihre Negierung des Nationalen und ihren Sozialismus
marxistischer Färbung. Der Liberalismus hatte jede werbende Kraft
verloren, war versteinertes Manchestertum bei Eugen Richter und
Kampf der verschiedensten Richtungen untereinander bei den
Nationalliberalen geworden. Zu Stöcker zu gehen, verbot dem
innerlich liberal Denkenden seine Orthodoxie und die
Begleiterscheinungen des christlich-sozialen Kampfes in Berlin. Da
kam Friedrich Naumann und warf in diese gärende Zeit, die nach
neuen Ideen suchte, den großen Gedanken der Vereinigung des
Kaisertums mit der deutschen Arbeiterschaft. Er gab seinen
Vorschlägen den sozialen Inhalt, der dem Liberalismus [bookmark: page243] der damaligen
Zeit fehlte. Er rief dem Arbeiter zu: Du sollst vollberechtigter
politischer Staatsbürger sein im Reiche und in den einzelnen
Staaten, den sozialen Schutz und deine Emporentwicklung soll dir
das Reich geben, nun aber freue dich auch, daß du ein Deutscher
bist, liebe und schütze das Reich und gib dem Kaiser, was des
Kaisers ist. In Wilhelm II. sah Naumann den Bahnbrecher moderner
industrieller gewerblicher Entwicklung, die ihn anzog. All sein
Denken war zwar nicht Großstadtdenken, wohl aber ein Empfinden für
die Bedürfnisse der Masse in einem industriellen gewerblichen
Lande. Vielen öffnete er erst die Augen dafür, wie riesengroß die
Probleme waren, die seit unserer Sozialisierung aufgetaucht waren.
Gegenüber der Romantik der Vergangenheit suchte er die Poesie auch
im Saale der Spinnerei, in der großen Kraftzentrale zu formen.
Seine Reden klangen in Prosa oft so, wie Arno Holz in seinen
Liedern der Zeit das moderne Leben beschrieben hat: »Denn nicht am
Waldrand bin ich aufgewachsen, und kein Naturlaut gab mir das
Geleit, ich sah die Welt sich drehen um ihre Achsen als Kind der
Großstadt und der neuen Zeit. Tagaus, tagein umraucht vom Qualm der
Essen, war's oft mein Herz, das hellaufschlug und schrie, und
dennoch, dennoch hab' ich nie vergessen, das goldne Wort: Auch das
ist Poesie.« Deshalb sieht man an allen den Handzeichnungen, mit
denen Friedrich Naumann seine Werke illustrierte, industrielle
Bilder am meisten. In den Weberdörfern im sächsischen Erzgebirge
war ihm wohl dieser Sinn zuerst aufgegangen. So oft er auch
versuchte, ein Verhältnis zur Landwirtschaft zu gewinnen, so
erkannte man doch, wie schwer es ihm wurde, hier festen Grund für
seine Anschauungen unter den Füßen zu haben. Sein Werben galt der
Masse, die er der Sozialdemokratie entreißen und zum nationalen
[bookmark: page244] Wollen
emporreißen wollte. »Ein wachsendes Volk wie das unsrige muß an
seine Masse glauben, wenn es nicht an seiner Masse sterben will.«
Dieser Ausspruch Naumanns in dem Jahrbuch der »Hilfe«, 1904,
kennzeichnete sein ganzes Streben bis zu der Zeit des
Zusammenbruches des National-Sozialen Vereins. In ihm fanden sich
alle diejenigen, die mit ihm daran glaubten und arbeiteten, daß es
für unsere Zukunft entscheidend wäre, eine nationale Arbeiterschaft
im neuen industriellen Deutschland zu erziehen. Wie viele
klangvolle Namen vereinigte diese Organisation. Wie hell leuchtend
sprach dort ein Mann wie Rudolph Sohm über die Flotte, wie wirkte
dort ein Max Maurenbrecher, der nach manchen Wandlungen in der
Kriegszeit den Weg zur Deutschnationalen Volkspartei fand, mit
seiner harten suggestiven Beredsamkeit, welchen tiefen menschlichen
Eindruck machte Paul Göhre. Wie warb dort zuerst Adolph Damaschke
für die Gedanken der Bodenreform. Wie vieles an Intelligenz – ein
Heer von Offizieren fand sich zusammen – aber die Masse kam nicht.
Sie kam nicht, obwohl auch Friedrich Naumann oft der Demagogie
unterlag und seine Pfeile nach rechts schärfer waren als manche von
sozialistischer Seite geschleuderte. »Ob ein Sozialdemokrat auch
Christ sein kann? Gewiß, vielleicht sogar ein Konservativer.«
Ebenso wie auf dem Gebiet der Politik suchte er auf dem der
Wirtschaftspolitik zu wirken. Hier verließ Naumann der Blick für
das Reale, hier verrannte er sich in Theorien, welche die Meinungen
der Öffentlichkeit verwirrten und deshalb nicht mehr klärend
wirkten.

		Wäre Friedrich Naumann der Vorsitzende des National-Sozialen
Vereins geblieben, der geistige Anreger und der geistige Prophet,
vielleicht wäre seine [bookmark: page245] Stellung in Deutschland viel stärker geworden
als nun, da er nach Auflösung des National-Sozialen Vereins den Weg
zur Freisinnigen Vereinigung ging, um von dort zur
Fortschrittlichen Volkspartei und dann zur Demokratischen Partei zu
wandeln. Wie ganz anders sprach die feurige Glut des jungen Pastors
zur Jugend der damaligen Tage als die Rede des Parteiredners. Jeder
Mensch, der mit den Problemen der Gegenwart und Zukunft ringt, gibt
doch das Beste in den Augenblicken, in denen er frei ist von den
Fesseln der Parteianschauung. Die Glocken, die einst Naumann
läutete und die Sturm über die Lande trugen und aufjauchzende
Begeisterung entfachten, die verstummten später, als nur noch die
Partei bestimmte, welche Glocken geläutet werden dürften. Wo blieb
das ganze Werben um das nationale Erwecken des deutschen Arbeiters?
Der Naumann, der in den Reichstag kam, der hielt keine zündenden
Reden mehr für die deutsche Flotte, für die deutsche Rüstung, für
die deutschen Kolonien, für das Deutschtum im Auslande. Alles das,
was aus seinen ersten Reden klang, das tönte nur hier und da wieder
an, obwohl hier gerade der Fortschrittler Naumann der Vollstrecker
des national-sozialen Naumann hätte sein können. Wäre Naumann mit
der großen Glut seiner Beredsamkeit bei dem Kampf um die letzte
Militärvorlage eingetreten für Erfüllung der Regierungsforderung
und für den Ausbau eines großen Volksheeres, dem jeder wehrfähige
Deutsche angehört, er hätte zusammen mit dem dafür ebenfalls
kämpfenden Bassermann eine Stimmung im Volke erwecken können, die
uns auch damals, als man an Milliarden noch nicht gewöhnt war, eine
Milliardenleistung der Vermögenden und als Gegenleistung dafür ein
Heer geschaffen hätte, dem in der Schlacht an der Marne kein
Armeekorps gefehlt [bookmark: page246] hätte. Statt dessen glaubte Naumann nun die
neue deutsche Wirtschaftspolitik meistern zu können und ging später
während des Krieges zu dem Gedankenkreis Mitteleuropa über, dessen
Prophet er wurde. Die Demokraten sprechen immer nur von den
Illusionen anderer und schweigen von den eigenen. Die
Illusionspolitik Mitteleuropas ist ausgeträumt; sie war aber in der
Form, in der Naumann, der mir einmal eine Depesche sandte, die mit
den Worten schloß: »Mit mitteleuropäischem Gruß, Naumann«, von
Anfang an nicht lebendig. Im feindlichen Ausland benutzte man seine
Darlegungen als Vorwand für den Wirtschaftskampf der Entente, und
bei uns verwirrten seine Darlegungen die Geister mehr, als daß sie
das Bindeglied für die Grundanschauung zu diesen Fragen wurden.
Drüben aber in Deutsch-Österreich empfanden viele Naumanns Wirken
als Erlösung aus den Sorgen der Doppelmonarchie, die bereits
fühlten, daß dieser Krieg über ihr Schicksal entschiede. So ist im
Kriege wohl kein deutscher Politiker in Österreich gefeiert worden
wie Naumann. Den Weg zur Demokratie hätte Deutsch-Österreich nicht
mitgemacht – die Demokratische Partei ist in Deutsch-Österreich
bedeutungslos und vereinigt im wesentlichen nur jüdische Stimmen
auf sich –, aber den Menschen Naumann, der ihnen mit Engelszungen
von der Schicksalsgemeinschaft der beiden Völker sprach, den
liebten und verehrten sie und werden seinen Tod als schmerzlichen
Verlust empfinden.

		So ist ein Leben dahingegangen, reich an Kämpfen, reich an
Wandlungen. Aber durch diese Kämpfe gehen stets reiche Anregungen,
welche die Deutschen zwangen, sich mit seinen Gedankengängen zu
beschäftigen, Anregungen, die auf fast alle Parteien, auf fast alle
ihre Führer von Einfluß gewesen sind durch das, [bookmark: page247] was im Kern seiner
Gedanken richtig war. Ihm den Dank auszusprechen für alles das, was
er in der Zeit größten Manchestertums uns gegeben hat an sozialem
Empfinden, das sind ihm auch diejenigen schuldig, die es nicht mehr
verstanden, daß der Mann, der wie kein anderer vom Kaiser im
Volksstaat und der Verbindung von Demokratie und Kaisertum
gesprochen hatte, von dem Kaisertum in seiner ersten Rede in der
Deutschen Nationalversammlung glaubte auf ewig Abschied nehmen zu
müssen, und die ihrerseits aufschrien, als gerade ein Naumann das
Wort »Deutsches Reich« in unserer Verfassung aus Rücksicht auf das
Ausland durch »Deutscher Bund« ersetzt wissen wollte. Nein, unser
Blick wendet sich zurück zu dem Friedrich Naumann der
Jahrhundertwende, der im Jahrbuch der »Hilfe« »Patria« in hohen,
schönen Worten die alte Frage: »Was ist des Deutschen Vaterland?«
neu beantwortet:

		»Was ist des Deutschen Vaterland? Es ist nicht
das fruchtbarste Land der Erde, ein Land ohne Palmen, ohne
Baumwolle, ohne Gold; auch nicht das schönste Land, denn seine
Sonne ist monatelang grau umschleiert, und seinen Gewässern fehlt
der Glanz von Neapel; aber es ist unser Land, das Land unserer
Vorgeschichte und unseres Blutes. In diesem Lande wurde die
deutsche Seele. So wenig man die geistigen Eigenschaften eines
Volkes allein aus geographischen Ursachen erklären kann, so richtig
ist es doch, die Natur des Landes als das Anschauungsfeld des
Volksbewußtseins sehr hoch in Anrechnung zu bringen. Was die alten
Germanen, Wenden und Gallier, die zuerst diesen Boden in Kultur
nahmen, an Muttererbe aus fernem Osten mitgebracht haben, ist gewiß
nicht unbedeutend, aber unser Wesen entstand doch erst hier
zwischen Alpen, Nord- und Ostsee, hier wurde die deutsche Sprache
im Lauf zweier Jahrtausende gerundet, wie sich Steine im
Gebirgswasser runden. Bei allen einfachen, natürlichen Begriffen
wirkte die Natur des Landes mit. Unsere Worte »Wald«, »Moor«,
»Haide«, »Gebirge«, »Bach«, »Wiese«, »Feld«, »Haus«, »Garten« sind
gesättigt mit Anschauungen, die unserem Vaterlande zugehörig sind.
Man übersetze dieselben Worte ins Französische [bookmark: page248] oder Italienische, und
man wird, falls man des Sprachgefühls nicht ermangelt, sofort
empfinden, daß man von etwas anderen Dingen redet. Auch dort gibt
es alle Sachen, aber in anderer Beleuchtung, unter anderem Wetter,
mit anderem Gestein, in anderer Gestalt. Das Vaterland machte den
Oberdeutschen anders als den Niederdeutschen, es machte beide
zusammen anders als alle Völker rechts und links, nördlich und
südlich.

		Nun ist es ja sicher, daß der moderne Verkehr
vieles vom alten heimatlichen Denken und Reden abschleift. Die
Volksdialekte weichen trotz treuer Pflege in einzelnen Landschaften
der allgemeinen, farbloseren Schriftsprache, und die Menge der
modernen Begriffe vertreibt die Eindringlichkeit der alten
väterlichen Urbegriffe. Die Zahl der Menschen wächst, die einen
Teil ihres Lebens unter anderem Himmel zubringen, und zahlreiche
Fremdlinge bringen Teile ihres Geistes und damit Widerklänge ihrer
Heimaten zu uns. Wir können und wollen nicht schollenklebend sein,
weder leiblich noch geistig, wir freuen uns der ungeahnten
Erweiterung des geistigen Horizontes, die der neuzeitliche Wirbel
der Menschen bringt; aber soviel ist doch klar und bleibt wahr:
Hier sind die starken Wurzeln deiner Kraft, hier im Urboden deines
Wesens, wo deine Ahnen stammelten, sangen, redeten, beteten, wo
unser deutsches Volkstum in seiner Eigenart wurde.«

		Wahrscheinlich hätte dieses deutsche Vaterland in seiner
jetzigen Form dem Mann, der um die Seele seines Volkes rang, hohe
äußere Ehren im weiteren Lebenswege noch erwiesen. In seiner Partei
hätten es viele gewiß gern gesehen, wenn man ihm die höchste Ehre,
die das deutsche Volk zu vergeben hat, die aus freier Volkswahl
hervorgegangene Präsidentschaft der neuen Deutschen Republik,
angeboten hätte. Nun scheidet Friedrich Naumann, eben an die Spitze
einer großen Partei in Deutschland berufen, von dem Kampfplatz, auf
dem er Zeit seines Lebens gestanden hat. Vielleicht zeigten die
Züge körperlichen Verfalls, die man an ihm in Weimar wahrnahm, doch
nur die äußerliche Wirkung der seelischen Erschütterung, die keinem
erspart geblieben ist, der es ehrlich und gut mit Deutschland
meinte. Und daß in ihm eine Persönlichkeit [bookmark: page249] dahingegangen ist, die, mit
reifstem Können ausgestattet, im ehrlichsten Wollen und Bemühen
Gutes für sein Land wollte und Großes und Bleibendes als
Persönlichkeit über die Partei hinaus anregte, das werden ihm am
Grabe auch Gegner seiner politischen Anschauung gern bezeugen.

	
		
		Kaiserreich, Revolution, Wiederaufbau

		Rede auf dem Parteitag in Jena. 13. 4. 1919

		In seinem letzten Briefe an Humboldt hat Goethe
den Satz niedergeschrieben: »Der Tag ist wirklich zu absurd.
Konfuse, verwirrende Lehren und verwirrter Handel walten über der
Welt.« Dieser Satz klingt so, als wenn er für die Gegenwart
geschrieben wäre. Verwirrende Lehren, verwirrter Handel walten über
der Welt. Das hat begonnen mit dem Tage, den man uns jetzt in
manchen Bundesstaaten als künftigen Nationalfeiertag vorschlägt,
nämlich mit dem Tage der deutschen Revolution. In der Frage, ob wir
den 9. November als einen nationalen Feiertag oder als einen Tag
nationaler Trauer ansehen, darin allein schon scheiden sich die
Geister. Wer der Auffassung ist, daß jener 9. November ihm das neue
Deutschland gebracht hat, das seinem Ideal entspricht, der gehört
nicht in unsere Mitte; seine Auffassung liegt fernab von
derjenigen, die uns beseelt.

		Man spricht davon, dieser 9. November habe den Zusammenbruch
eines Systems gebracht, das innerlich morsch und faul und
abbruchreif gewesen wäre. Man spricht davon, seit dem 9. November
gäbe es ein freies deutsches Volk, das endlich die Fesseln der
Unfreiheit von sich geworfen hätte, das sich nicht mehr absolut
regieren lassen brauche.

		Ist das richtig? Wir sind nicht lediglich dazu da, [bookmark: page250] um die
Lobpreiser der alten Zeit zu sein, und wir haben dazu um so weniger
Veranlassung, als wir die Schwäche, die in dem alten Deutschland
lag, rechtzeitig erkannt und rechtzeitig Abhilfe verlangt haben.
Ich darf Sie darauf hinweisen, wie oft und entschieden auch die
alte Nationalliberale Partei sich dagegen gewendet hat, daß ein
Überwuchern gesellschaftlicher Engherzigkeit gerade in den höchsten
Beamtenkreisen die Ausnutzung aller geistigen Kräfte der Nation
nicht in dem Maße möglich machte, wie es notwendig war in einer
Zeit, die schon anzeigte, daß um den Bestand des Reiches noch
einmal gekämpft werden müßte. Ich darf Sie darauf hinweisen, daß
alles das, was man in dem Vorwurf des persönlichen Regiments
zusammenfaßt, uns als Kritiker gesehen hat. Die erste
Interpellation im alten Deutschen Reichstag, die sich gegen das
persönliche Regiment wandte, trug den Namen Bassermann. Die erste
Interpellation angesichts der Daily-Telegraph-Affäre war von
demselben Führer der Nationalliberalen eingebracht. Wir durften
das, weil wir als Anhänger der Monarchie die Krone vor einer
Umgebung schützen wollten, die sie über ihre verfassungsmäßigen
Kompetenzen im Unklaren ließ. Wenn in der Gegenwart rückblickend
vielfach ein Bild gezeichnet wird von dem letzten Träger der
Kaiserkrone, wobei ihm dieses persönliche Hervortreten als ein
Unrecht angekreidet wird, dann sollten wir gerecht abwägend vor
zwei Dingen die Augen nicht verschließen: daß das, was an
persönlichem Willen über die Schranken der alten Verfassung hinaus
sich in dem letzten Träger der Hohenzollernkrone geltend machte,
einmal die Schuld des deutschen saturierten Bürgertums war, das
sich nicht dagegen wandte, und nur lau uns unterstützte, wenn wir
auf solche Dinge hinwiesen, und daß es zweitens [bookmark: page251] auch ein Ausfluß der
Epigonenzeit staatsmännischer Kunst war, in der kein Bismarck da
war, der stets die Reichskanzlerkompetenz gegenüber der Monarchie
durchgesetzt hat bis zum letzten, der nicht einen Augenblick länger
im Amte geblieben wäre, als es ihm mit der Auffassung verträglich
erschien, die er von dieser Abgrenzung hatte.

		Wir haben uns weiter gegen das gewehrt, was wir als einen Fehler
der alten Zeit ansahen, jene Überheblichkeit der Bureaukratie
gegenüber dem praktischen Leben, die in den Ausstrahlungen des
Kriegssozialismus sozusagen ihren Gipfelpunkt gefunden und damit
unendlich viel an wirtschaftlicher Kraft bei uns zerstört hat. Wir
haben uns immer und immer wieder gegen das gewandt, was wir als
Hauptfehler unserer auswärtigen Politik erkennen mußten: Das
Verkennen der Tatsache, daß in dem mehr und mehr demokratisch
werdenden Weltzeitalter die öffentliche Meinung der Welt ein
Machtfaktor sei, der für nationale Interessen eingesetzt werden
müsse. Wir haben niemals in unserem Deutschen Reiche, aber, seien
wir gerecht, auch in unserer eigenen deutschen öffentlichen Meinung
ein Verständnis für diese Aufgabe im rechten Sinne gehabt. Der
Regierung fehlte die Initiative, dem Reichstag fehlte die
Großzügigkeit. Die Regierung berief sich darauf, daß ihr Mittel
abgelehnt worden wären, um genügend aufklärend im Auslande zu
wirken – eine schlechte Entschuldigung; denn, erkannte sie die
Notwendigkeit, die öffentliche Meinung als Machtfaktor für sich
einzusetzen, wie das England in glänzender Weise verstand und damit
diesen Krieg gewonnen hat, dann hatte sie die Pflicht, sich mit der
Ablehnung nicht zu beruhigen, dann hatte sie die Pflicht, an das
Volk zu appellieren, dann hatte sie führend zu sein, anstatt sich
führen zu lassen. [bookmark: page252]

		Den Machthabern des alten Deutschlands fehlte das Vertrauen in
die Kräfte des Volkes. Dieses mangelnde Vertrauen zu den im Volke
ruhenden Kräften hat dazu geführt, daß wir in dem führenden
Bundesstaate Deutschlands bis in den Krieg hinein an einem
Wahlrecht festgehalten haben, das längst vor dem Kriege, das längst
im Frieden hätte beseitigt werden müssen, das unendlich viel dazu
beigetragen hat, daß soziale und politische Verhetzung in Preußen
und Deutschland Platz greifen konnte.

		Hier liegt auch die große parteigeschichtliche Schuld des
liberalen Bürgertums, das seinerseits in diesen Fragen hätte
führend sein müssen und das, wenn es die Führung gegen Regierung
und konservative Mehrheit übernommen hätte, sich durchgesetzt hätte
zu jeder Zeit, in der es den Mut zur Agitation in diesem Sinne
gehabt hätte. Wäre man zu der Zeit, als Bülow erkannte, daß diese
Dinge geändert werden müßten, an seine Seite getreten und hätte den
Kampf aufgenommen, auch den Kampf in der Form, daß man den Acheron
bewegte, um sich für diese Forderungen einzusetzen, dann hätte es
keine Mehrheit mehr gegeben, die dem gemeinsamen Ansturm der
Liberalen in dieser Frage hätte Widerstand leisten können. Die
Schuld liegt an dem gesamten Liberalismus, und sie liegt, wenn Sie
weiter sehen und sich einmal die Vergangenheit unter größeren
Gesichtspunkten ansehen, darin, daß wir in der Tat in der Zeit, in
der Deutschland groß und mächtig wurde, ein materielles Bürgertum
gehabt haben, saturiert, seine politischen und seine kulturellen
Ideale vergessend. So, wie wir früher in zu weitgehendem Maße
lediglich das Volk der Dichter und Denker waren, so wurden wir in
zu weitgehendem Maße lediglich das Volk der wirtschaftlich
schöpferischen und rechnenden Akademiker. [bookmark: page253] Die große Anziehungskraft der
Sozialdemokratie gegenüber den bürgerlichen Parteien lag nicht nur
im Klassenkampfcharakter, lag nicht nur im Neid, sie lag auch
daran, daß im Sozialismus eine Idee lebendig war, während die
bürgerlichen Parteien vielfach Zweckmäßigkeitspolitik trieben, und
man überhaupt nicht mehr sah, daß die Oriflamme einer Idee ihnen
voranleuchtete. Lernen wir aus dem, was die Vergangenheit in dieser
Beziehung zeigt, für die Zukunft.

		Bei den Regierenden fehlte das Vertrauen zum Volke, um mit
diesem Volke Politik zu machen, um das Volk national zu erziehen
und dadurch die Monarchie so tief zu fundieren, daß sie
unangreifbar gewesen wäre. Es fehlte infolge dieser ganzen
Entwicklung aber auch diejenige Erziehung des deutschen Volkes in
staatlichen Dingen, die in anderen Ländern, unbeschadet der
jeweiligen politischen Herrschaft einer Partei, den Staatsgedanken
als solchen im Volke fest fundiert hat. Blicken Sie nach England,
blicken Sie nach Frankreich. Die Parteien wechseln, konservativ
heute, liberal morgen, starke sozialistische Minderheiten
mitwirkend. Nichts wird all das, was sich ändert an Herrschaft
irgendeiner Parteischicht, an dem Unverrückbaren im englischen
Herzen ändern, daß der englische Staatsgedanke der unverrückbare
Leitstern des englischen Volkes ist. Das ist das Endergebnis einer
politischen Erziehung von Jahrhunderten, die uns fehlt, die wir
hätten nachholen können in der Zeit seit Gründung des Reiches, wenn
wir mehr Wert auch auf staatsbürgerliche Erziehung auf der einen
Seite und Durchdringung mit politischen Gedanken in unserem ganzen
Bürgertum auf der anderen Seite gelegt hätten. Täuschen wir uns
nicht: Gewerkschaftlich organisierte Arbeiter in der Vergangenheit
verstanden im allgemeinen [bookmark: page254] mehr von Politik als der akademische Bürger
der Vergangenheit. Es ist ein trauriges Bild, das das deutsche
Bürgertum geboten hat. Wir müssen zurück zu der Auffassung, daß
politische Arbeit ein Teil der Lebensaufgabe des Menschen ist.
Jetzt ist es viel schwerer, aus den Trümmern eines unglücklichen
Krieges heraus das Neue aufzubauen; das hätte aufgebaut werden
müssen in der Zeit, die hinter uns liegt.

		Sie sehen daraus, daß es mir ganz fern liegt, lediglich den
bequemen Ausgangspunkt zu wählen, das Elend der Gegenwart mit dem
Glück der Vergangenheit zu vergleichen und daraus die Folgerungen
zu ziehen, daß das Heutige das völlig Angreifbare, das Vergangene
das allein Lobenswerte wäre. Aber wenn wir den Blick richten auf
die Vergangenheit mit all ihren Schwächen, die ich offen einräume,
und die infolge der mangelnden Ausbildung des Staatsgedankens auch
dazu führten, daß man zu spät den Weg ging zum parlamentarischen
System, zu vertrauensvollem Zusammenarbeiten zwischen Parlament und
Staatsregierung, das ich, vielfach umbraust deshalb auch von
Kämpfen innerhalb der eigenen Partei, in dringendster Weise im
Frühjahr 1917 zu schaffen im Reichstag nahegelegt habe, – ich sage:
wenn all das auch Anklagepunkte sein mögen gegen die politische
Entwicklung in dem jungen Reiche, so ändert das nichts an der
Tatsache, daß die Entwicklung zum Besseren nur den Weg der
Evolution, niemals den Weg der Revolution gehen durfte. Es ist eine
Lüge gegenüber der Öffentlichkeit, zu sagen, die Revolution habe in
Deutschland das System des Absolutismus gestürzt. Als sie kam, da
war das Deutschland, das sie stürzte, ein Land, in dem die
Monarchie in dem Verhältnis zu Volk und Staat stand, wie sie in
England steht. Seit Jahrhunderten [bookmark: page255] hat die deutsche Demokratie die
englische Verfassung als ihr Vorbild angesehen. Wenn sie heute auch
ihrerseits den 9. November feierte, dann feiert sie den Tag, an dem
ihr Ideal in Deutschland zusammengebrochen ist, an dem das
parlamentarisch-konstitutionell-monarchische System der Republik
Platz machte. Deshalb war schon an sich für jeden Liberalen der
Tag, der diese Entwicklung unterbrach, kein Tag irgendwelcher
Genugtuung, und für jeden, der monarchisch denkt, ist es ein Tag
der Trauer. Aber höher noch als die Liebe zur Monarchie steht der
Gedanke zu Volk und Vaterland, und das Traurigste an jenem 9.
November ist neben dem Sturz der Monarchie und der alten
Staatseinrichtungen die Würdelosigkeit, mit der diese Revolution
sich gegen das nationale Empfinden im Volke gewandt hat. Kein Volk,
das die Taten vollbracht hätte, die das deutsche Volk im Weltkriege
vollbracht hat, wäre fähig gewesen, seine eigene Fahne in den Staub
zu ziehen, denen, die zurückkamen von der Front, die draußen
gekämpft hatten, die Kokarden herunterzureißen; kein Volk, das das
Offizierkorps besaß, das wir besessen haben, wäre fähig gewesen, es
so schamlos zu beschimpfen, wie es beschimpft worden ist.

		Es erscheint mir, als wenn es nötig ist, auch als eine Partei,
die auf Massen sich stützt, doch nicht den Schwindel der
Popularitätshascherei mitzumachen, sondern darauf hinzuweisen, daß
– was im einzelnen hier und da gesündigt worden sein mag, und es
gibt keinen Stand, in dem nicht gesündigt worden ist –, wir alle
Veranlassung haben, an das zu denken, was an Aufopferung, Hingabe
und Pflichterfüllung das alte Offizierkorps in diesem Weltkriege
geleistet hat.

		Wir wollen aus dieser Zeit der nationalen Schmach und
Würdelosigkeit unser Volk zurückführen zu dem [bookmark: page256] alten Stolz auf Deutschland,
Deutschlands Größe und Deutschlands Weltbestimmung. An sich sollte
eine derartige Gesinnung selbst den deutschen Revolutionären
möglich sein. Denn revolutionäre Bewegungen brauchen sich nicht im
Widerspruch zu nationalem Empfinden zu vollziehen. Mögen
diejenigen, die in Deutschland glauben, daß ein revolutionäres
Deutschland mit den alten Fahnen des Reiches unvereinbar sei, sich
ein Beispiel an denen nehmen, die in Frankreich zwar ein Königtum
stürzten, aber die Feinde des Landes vor sich hertrieben und den
Aufruf zur nationalen Verteidigung erließen; mögen sie sich ein
Beispiel nehmen an denen, die in England durch Umwälzungen ein
neues Zeitalter schufen, die aber gleichzeitig die heiße Liebe zu
ihrem englischen Vaterlande und den starken Gedanken nationaler
englischer Würde damit verbanden. – Was wir hier in Deutschland
erleben, das ist in bezug auf die neue Zeit ein Schwelgen in
Worten, ohne daß sich irgendwelche Taten zeigen, so daß als
Endergebnis mit dem Zusammenbruch des Alten ohne Aufbau des Neuen
sich naturgemäß die Sehnsucht nach dem Alten geradezu mit Vehemenz
mehr und mehr im Volke wieder lebendig macht.

		Zu den Phrasen, mit denen wir bei uns überschüttet werden,
gehört die eine, daß wir die Errungenschaften der Revolution
sichern müssen. In Wirklichkeit sehen wir seit jener kurzen Zeit
doch nur das eine: einen nationalen, einen wirtschaftlichen, einen
finanziellen und, was das schlimmste ist, einen moralischen
Niederbruch des deutschen Volkes ohnegleichen. Es lösen sich alle
Bande frommer Scheu. Das erste, was wir zu fordern haben, woran wir
zu arbeiten haben, wird die sittliche Wiedergeburt des deutschen
Volkes sein, ohne die das ganze Verfassungswerk, ohne die alle
[bookmark: page257] Außen-
und Innenpolitik elendiglich Schiffbruch erleiden muß.

		Was ist es denn, was uns der 9. November gebracht hat an
Freiheiten, an neuem Geist, an neuen Gedanken? Er hat uns die
Republik in Deutschland gebracht. Lassen Sie mich über die Frage:
Monarchie oder Republik hier offen sprechen. Die Frage der
Monarchie ist eine Verstandesfrage, und sie ist eine Gefühlsfrage.
Vom Standpunkt des Verstandes und vom Standpunkt des Gefühls
bekenne ich als meine Auffassung, daß für unsere deutschen
Verhältnisse die Monarchie das Gegebene war und das Gegebene
gewesen wäre. Alle Entwicklung kann sich nur auf dem geschichtlich
Gewordenen aufbauen. Vieles lebt und webt in uns an Empfindungen,
über deren Ursprung wir uns innerlich nicht Klarheit zu schaffen
vermögen. Was ist denn unser Denken und Empfinden, was ist denn
das, was wir deutsche Seele nennen? Ist denn das in der Zeit
entstanden, in der die äußerlichen Eindrücke des Lebens, unserer
Umgebung auf uns eindrangen? Lebt denn und webt denn in dem, was
wir denken und empfinden, nicht irgendein Nachklang aus den Zeiten
vor hundert, vor tausend Jahren, die das gebildet haben? Kann man
sich denn alle diese Gegenwart, uns als Menschen denken ohne die
Ahnen, die vor uns gewesen sind? Wir sind doch nichts als das Glied
einer Kette, die vor uns gewesen ist, die in Zukunft sein wird, und
all dieses Unwägbare, alle diese Seelenstimmung, all das
geschichtlich Gewordene kann niemand dadurch herausreißen, daß er
sich an den Schreibtisch setzt und Paragraphen einer neuen
Verfassung formuliert.

		Das geschichtlich Gewordene fortzuführen wäre zunächst dasjenige
gewesen, was uns veranlaßt hätte, wenn die Entscheidung bei uns
lag, an der Monarchie [bookmark: page258] festzuhalten. Und dann das zweite
Verstandesmäßige: Gerade in einer Zeit großer sozialer Gegensätze,
großer Umballungen wirtschaftlicher Macht erscheint mir die
monarchische Regierung für die Fortentwicklung eines gesunden
sozialen Gedankens eine bessere Gewähr als die Republik. Das
Kaisertum und der Monarch in seiner Höhe stand jeder Beeinflussung
durch große Kapitalmächte viel freier und unabhängiger gegenüber
als im allgemeinen irgend ein Ministerium einer Republik. Es ist
kein Zweifel, daß wir das Volk der Sozialpolitik gewesen sind, denn
die Sozialpolitik hatte im kaiserlichen Deutschland ihre
Geburtsstätte. Ich darf Sie an die Rede erinnern, die einstmals der
alte Bebel in Amsterdam auf dem Sozialistenkongreß gehalten hat. Da
hat er gegenüber Jean Jaurès, der die Deutschen mitleidig
aufforderte, nun doch auch einmal in die Reihe der freien Völker
einzutreten, zum Ausdruck gebracht: Die französischen Genossen
möchten sich einmal Mühe geben, das an Sozialpolitik in Frankreich
durchzuführen, was in Deutschland schon besteht; sie möchten sich
Mühe geben, in ihrer Steuergesetzgebung den sozialen Gedanken der
preußischen Einkommens- und Vermögenssteuer durchzuführen gegenüber
dem französischen System, das im wesentlichen auf indirekten
Steuern beruhte, und als er zu einer Schilderung dieses sozialen
Gedankens in Deutschland überging und gute Worte dafür fand, und
ihm die Franzosen höhnisch zuriefen: »Vive l'empereur!«, erwiderte
der alte Bebel, er wolle ihnen auch das eine noch sagen: Im
kaiserlichen Deutschland werde nicht auf streikende Arbeiter
geschossen, wie in der französischen Republik unter dem
sozialistischen Handelsminister Millerand.

		Ich glaube, daß diese Rede Bebels die Verhältnisse der alten
Zeit zwischen dem kaiserlichen Deutschland [bookmark: page259] und der kapitalistischen
Republik Frankreich richtig kennzeichnete. Man mag in bezug auf die
Gegenwart darauf einwenden, daß der starke Einschlag
sozialistischer Auffassung in unserer gesamten Politik ein
Überwuchern des Kapitalismus verhindern werde. Wir wollen in dieser
Beziehung die Entwicklung abwarten. An der Fortführung einer
gesunden Sozialpolitik werden wir nicht zweifeln brauchen. Diese
Fortführung war auch niemals durch die bürgerlichen Parteien in
Frage gestellt, aber ob alles das, was sich für mich mit dem
Begriff des kapitalistischen Einflusses in der Regierung und in der
Öffentlichkeit verbindet, namentlich nach der Richtung des mobilen
Kapitals, durch die neue Republik in seine Schranken gewiesen
werden wird, das erscheint mehr als zweifelhaft nach all den
Entwicklungen, die im republikanischen Staatswesen vorliegen.
Selbst durch die demokratischen Reden ging bei der
Verfassungsdebatte eine Angst vor Entwicklungsmöglichkeiten, die in
dieser Richtung liegen. So bleibt das eine bestehen, daß der
soziale Gedanke und das Zurückdrängen kapitalistischer Einflüsse in
der Monarchie besser gewährleistet gewesen wäre, als die Republik
es uns gewährleisten kann.

		Wir hatten seit Hertlings Rücktritt die konstitutionelle
Monarchie auf der Grundlage des parlamentarischen Systems. Damit
war jede Besorgnis vor einem persönlichen Regiment beseitigt. Dabei
waren nicht, wie konservative Anklagen behaupten,
Persönlichkeitswerte der Monarchie vernichtet. Ein Nikolaus II. als
theoretisch absoluter Herrscher war praktisch ohne Einfluß; ein
Eduard VII. als theoretisch schwacher Herrscher wußte seiner ganzen
Zeitepoche den Stempel seines Geistes aufzuprägen.

		Wir waren in der alten Nationalliberalen Fraktion in den ersten
Novembertagen noch zusammen zur [bookmark: page260] Beratung der Frage, ob ein Einfluß auf
die Abdankung des Kaisers ausgeübt werden sollte, und wir haben uns
einstimmig dagegen erklärt aus dem Gefühl heraus: Fallen Kaiser und
Kronprinz, kommt die Zeit eines kaiserlichen Kindes, wird auch nur
das Kaisersymbol verkümmert durch die Zeit einer Prinzregentschaft,
dann kommt schon dadurch soviel ins Wanken von dem alten Einfluß
der Kaiserkrone, daß auch das Letzte gestürzt werden kann. In uns
war die eine Empfindung gemeinsam, die wir alle zum Ausdruck
brachten, als die Gefahr einer traurigen deutschen Zukunft
aufdämmerte: Die Einheit Deutschlands ist in Gefahr, wenn das
Symbol der Kaiserkrone nicht mehr diesem Deutschland voranschwebt.
Daß dieses Gefühl ein richtiges war, das zeigen uns die
augenblicklichen Verhältnisse. Niemals würden die
Abtrennungsbestrebungen aus Preußen sich derartig hervorgewagt
haben, wenn es noch einen König von Preußen gäbe. Heute fehlt der
Mittelpunkt, um den sich alles Nationale findet.

		Für uns steht es so, wie unser Freund Kahl in der
Nationalversammlung in Weimar sagte: Wer, wie er, den Tag von
Versailles noch miterlebt habe, für den sei mit dem 9. November
eine ganze Welt versunken. Auch für uns ist eine Welt versunken mit
diesem Tage, und es war eine große, es war eine schöne Welt; es war
eine Welt, in der der Einzelne das Gefühl hatte, als Deutscher
stolz und mächtig dazustehen unter den Völkern der Erde. Deshalb
wird man uns das eine nicht verwehren können, sondern es wird sogar
unsere Pflicht sein, es zu pflegen: die Erinnerung an diese große
Zeit der Vergangenheit. Und wenn es jemals eine Entwicklung in den
Einzelstaaten gäbe, in der ein Kultusminister irgendwelchen neuen
Geistes unsere Jugend erziehen wollte, indem er diese Vergangenheit
[bookmark: page261]
verlästerte und das neue Zeitalter vom 9. November ab etwa datieren
wollte, dann werden wir unsere Jugend selbst lehren und ihr die
deutsche Vergangenheit zeigen, in der zu leben und zu träumen das
beste ist, was uns in den Ruhestunden dieses Lebens in dieser
Gegenwart noch übrig bleibt. Das ist es, was wir zum Ausdruck
gebracht haben mit der Erklärung, welche die Fraktion in der
Nationalversammlung in dem Satz abgab: Wir lassen uns die
Erinnerung an die große Zeit der Hohenzollern in Deutschland nicht
rauben.

		Bedeutet das nun das eine, daß wir Träger sein wollen einer
monarchischen Gegenbewegung, einer großen Bewegung auf
Wiederherstellung der Monarchie? Nein, das bedeutet es nicht. Aus
dem Grunde, weil der Weg zu dieser Monarchie nur durch einen
Bürgerkrieg hindurchgehen könnte und weil uns bei aller Liebe und
bei aller innerlichen monarchischen Veranlagung das Volk und das
Ganze höher stehen muß als dieser Gedanke und diese Empfindung. Wir
dürfen nicht von einem Blutbad zum andern schreiten. Wir dürfen
nicht die endlich zu suchende Einheit des Ganzen dadurch aufs neue
aufs schwerste in Frage stellen. Wir müssen uns auch des einen klar
sein, daß Großdeutschland nur zu schaffen ist auf republikanischer
Grundlage. Ganz anders sind die Empfindungen der
Deutsch-Österreicher als die der Reichsdeutschen, und das können
wir verstehen, denn zu Habsburg und zur letzten Kaiserin von
Österreich-Ungarn irgendwie ein Gefühl der Liebe und des Vertrauens
zu haben, dazu hat kein Grund vorgelegen. Wer so das eigene Volk
verrät, wie es von dieser Stelle verraten worden ist, der hat damit
selbst den Sand auf das Grab geschaufelt, in dem die Habsburger
liegen. Deshalb ist bei der ganzen Situation auch nicht einmal in
irgendeinem Bürgertum dort ein Verständnis für eine
Wiederherstellung [bookmark: page262] der Monarchie. Der Weg zu Großdeutschland und
der Weg zu innerer Ruhe kann nur gehen auf dem Boden
republikanischer Staatsform. Deshalb arbeiten wir an ihr mit,
bewahren das große Geschichtliche in der Erinnerung, lassen es
nicht verdunkeln und haben in dem Sinne die Stellung eingenommen,
die wir zum Ausdruck gebracht haben.

		Was uns die Revolution außer der Tatsache der Republik gebracht
hat, war, wie ich sagte, der Geist der Auflösung auf sittlichem
Gebiete. Erlassen Sie es mir, das ganze Bild vor Ihnen aufzurollen,
das sich seit dem 9. November ergeben hat. Der Rest des
Volksvermögens ist vergeudet. Wir sind so bettelarm, daß wir nicht
mehr wissen, womit wir die Lebensmittel bezahlen sollen, die wir
für die Ernährung des Volkes brauchen. Das Heeresgut ist
dahingegangen. Milliarden sind verschleudert. Es brach alles
zusammen, was irgendwie noch sittlicher Anstand war, und es brach
das Pflichtgefühl der Arbeiter zusammen. Wenn irgend etwas
furchtbar ist, dann ist es der Gedanke, daß im Hafen von Hamburg,
der einstmals Milliarden Güter in die Welt hinaustrug,
amerikanische Lebensmittelschiffe mit Ballast hinausgehen mußten,
weil das Deutsche Reich nicht so viel produziert hatte, um einen
6000-Tonnendampfer damit beladen zu können. Nennt Ihr das
Errungenschaft der Revolution, so habt Ihr recht, aber Ihr habt nur
das Recht, Euch dieser Errungenschaft zu schämen.

		Wir haben einen Finanzbedarf von siebeneinhalb Milliarden, die
aufgebracht werden sollen. Ob sie aufzubringen sind – die
Fragestellung heißt schwere Zweifel auslösen. Und trotzdem bin ich
der Meinung, daß wir auch über diese Zeit, auch über ihre
finanzielle Not hinwegkommen können, wenn wir eins wieder hätten:
die Wiederaufnahme der alten wirtschaftlichen [bookmark: page263] Tätigkeit. Denn es liegt nicht
so, daß wir etwa wirtschaftlich zusammengebrochen wären, weil die
Welt draußen keine deutschen Waren mehr will, weil wir ganz arm
wären in der Möglichkeit der Erzeugung von Werten; nein, es besteht
in der Gegenwart ein derartiger Warenhunger im Innern und außen,
daß die Leipziger Messe dieses Jahres die bedeutendste sein würde,
die wir seit langem gehabt haben, wenn man nur das eine wüßte, daß
es in Deutschland noch Arbeiter gibt, die arbeiten, damit
Deutschland Waren verkaufen kann. Wir würden sicherlich in den
ersten Jahren nach dem Kriege, sobald wir wieder Rohstoffe hätten,
eine Zeit der Hochkonjunktur haben, weil die Welt nach Waren
dürstet. Ich weiß von Kaufleuten, daß Millionenaufträge aus dem
Auslande vorliegen in allen möglichen deutschen Artikeln. Die
Aufkäufer Amerikas sitzen in Holland und warten auf das liefernde
Deutschland, und in der Zeit ersaufen die Kohlengruben, in der Zeit
stürzen die Schächte ein, gehen die Hochöfen zu Bruch, in der Zeit
zahlen wir, ein bettelarmes Volk, Hunderte von Millionen an
Arbeitslose, die aus freiem Willen arbeitslos sind, weil sie die
Pflicht zur Arbeit nicht mehr in sich fühlen. Das ist der
moralische Niederbruch, den uns die Zeit gebracht hat, die die
Freiheit zu verkünden schien und die nur die Zügellosigkeit
verkündete und die sich jetzt, wo sie mit Verantwortung beladen
ist, vergeblich bemüht, die Massen zu bannen, die sie selber
gerufen hat. Das ist ja das Charakteristikum unserer Zeit, daß die
deutsche Sozialdemokratie in dieser wildbewegten Zeit uns kein Hort
und kein Halt ist gegenüber diesen Erscheinungen. Sie bricht, wie
ich gestern im Zentralvorstand schon ausführte, programmatisch
zusammen. Sie steht vor Zersetzungserscheinungen, deren sie sich
vergeblich Herr zu werden bemüht. [bookmark: page264]

		Der letzte bürgerliche Kanzler des Deutschen Reiches war auch in
der Beziehung schlecht beraten, als er glaubte, alles zum besten zu
kehren und zum Heil zu wenden, wenn er einem Sozialdemokraten die
Reichskanzlerwürde übergäbe und damit gewissermaßen die Abdankung
des Bürgertums vor der neuen Zeit unterzeichnete. Ich muß das eine
sagen: Dieses Verhalten des Prinzen Max von Baden am 9. November
war ein schmählicher Verrat an der von ihm vertretenen Sache. So
eilig hatte es der Prinz mit seiner Flucht, daß er uns, die Führer
der bürgerlichen Parteien, die wir im Reichskanzlerpalais bei ihm
waren, um mit ihm die Lage zu besprechen, nicht mehr empfing,
sondern uns nur das Manifest mit der Mitteilung sandte, daß er
Herrn Ebert mit seiner Nachfolgerschaft betraut hätte und in dem er
uns mitteilte, daß der Kaiser abgedankt hätte, was der Wahrheit
nicht entsprach, was in diesem Augenblick eine weltgeschichtliche
Lüge war. Das ist das Schlimme, daß derjenige, der der erste sein
sollte auf der ragenden Pyramide des deutschen Bürgertums, das
Zeichen gab für die vollkommene Feigheit und für den Zusammenbruch,
den wir im deutschen Bürgertum leider in den nächsten
Revolutionswochen erleben mußten. Darin haben die Unabhängigen
recht: In den ersten Wochen konnte die Sozialdemokratie erreichen,
was sie wollte, denn es gab ja niemand, der ihr entgegentrat,
nachdem der Reichskanzler vorangeflohen war.

		Jetzt sehen wir, wie falsch die Auffassung war, daß die
Sozialdemokratie als solche in der Lage sein würde, uns in der
neuen Zeit den Weg zu weisen. Sie sieht die Massen nach links
ausbrechen. In ihrem Kampf um die Vorherrschaft innerhalb der
Sozialdemokratie kämpft sie mit mangelndem Erfolge aus dem Grunde,
weil die Massen instinktiv empfinden, welch ein abgrundtiefer
[bookmark: page265] Gegensatz
liegt zwischen den ein halbes Jahrhundert lang vorgetragenen
sozialistischen Theorien und der Praxis der heute mit Verantwortung
beladenen Regierung.

		Die Unabhängigen haben vor den Mehrheitssozialisten das eine
voraus, daß sie der Masse als die Prinzipientreuen gelten. Was ich
der Sozialdemokratie zum Vorwurf mache, ist, daß sie nicht die
Charakterstärke hat, offen dem Volke zu sagen, daß sich das
Erfurter Programm nicht durchführen läßt, sich bewußt auf den Boden
der Gegenwartsarbeit zu stellen und sich von dem allein
seligmachenden Dogma des Marxismus freizumachen. So sucht sie den
Eindruck zu erwecken, als sei sie die Erbin der alten
sozialistischen Anschauungen und muß nun natürlich erleben, daß sie
als unwahrhaftig gilt und daß weite Mengen sie als Verräterin
ansehen. An dieser Haltlosigkeit und diesem Mangel am politischen
Charakter wird sie zugrundegehen, wenn sie nicht zur rechten Zeit
den Trennungsstrich findet. Man kann die deutsche Arbeiterschaft,
gewerkschaftlich geschult, hochgebildet in politischer Beziehung,
für den Gedanken gewinnen, sich in dem neuen Reich, in dem es keine
Reaktion zu bekämpfen gibt, auch auf den Boden
wirtschaftsgeschichtlicher Tatsachen zu stellen. Der Versuch, die
alte Sozialdemokratie zu sein und die alte Lehre doch in der Tat
verleugnen zu müssen, wird zu einem Zusammenbruch führen. Wir sehen
gleichzeitig, daß der Einfluß der Gewerkschaften gemindert ist,
sehen deshalb die Sozialdemokratie in der Regierung eine Politik
führen, die schwankend ist, die zwischen brutaler Gewalt auf der
einen Seite und unangebrachter Nachgiebigkeit auf der anderen Seite
haltlos hin und her schwankt.

		Daher auch die Unsicherheit der gesamten Regierung [bookmark: page266] in zwei Fragen,
die gegenwärtig aktuell sind, der Frage der Sozialisierung und der
Frage des Rätesystems. Lassen Sie mich dazu unsere Auffassungen
darlegen. Ich darf sagen »unsere Auffassungen«, weil die
Verhandlungen des Zentralvorstandes eine weitgehende, wenn nicht
eine völlige Übereinstimmung in diesen Fragen ergeben haben. Wir
lehnen von uns aus jeden Gedanken an irgendeine
Manchesterwirtschaft in dem Sinne ab, als wenn wir den
Individualismus als solchen als das alleinige Prinzip in der
Wirtschaftserzeugung ansehen. Aber dieser Individualismus ist
längst vor der neuen Zeit bei uns durchbrochen gewesen durch die
Sozialpolitik auf der einen Seite, die Steuerpolitik auf der
anderen Seite. Neben dieser ethischen Durchbrechung kam die
praktische durch die Staatsbetriebe in der Eisenbahn, im Bergbau,
auf anderen Gebieten. Um was es sich jetzt handelt, das ist, die
Grenze der Individualwirtschaft, aber auch gleichzeitig die Grenze
der Staatswirtschaft zu finden, und da scheint es uns, daß
unbeschadet dessen, ob man die Ersetzung der Individualwirtschaft
durch die Staatswirtschaft im einzelnen für möglich, für praktisch,
für wünschenswert hält – und es gibt solche Fälle –, der
wirtschaftliche Zustand Deutschlands in der Gegenwart uns unbedingt
dazu drängt, uns jetzt gegen die Vermehrung des Staatsbetriebes zu
wehren. Aus dem wirtschaftlichen Zusammenbruch dieser Zeit führt
uns der Staatsbetrieb nicht heraus. In die neue Zeit, zu der
Wiederanknüpfung der Tausende von Fäden im Welthandel mit der
Wiederaufrichtung der deutschen Wirtschaft können nur diejenigen
führen, die uns in der Friedenszeit an die zweite Stelle im
Welthandel gebracht haben. Das sind die Menschen, die als
Persönlichkeiten auf diesem Gebiet der Welt ein ragendes Beispiel
von Fleiß, von Pflichttreue, von [bookmark: page267] Organisationsfähigkeit und von starkem
Charakter gegeben haben. Diese köstliche Initiative, dieses
köstliche wirtschaftliche Persönlichkeitsgut hieße es aufgeben,
wenn man sie hineinzwängen wollte in die Fesseln einer
Staatswirtschaft. Nach dieser Richtung hin werden wir in der
Gegenwart uns wehren gegen alles, was da glaubt, eine neue
Wirtschaft dadurch bilden zu können, daß man die Kriegswirtschaft
verewigt, die uns doch die Grenzen dieser Staatswirtschaft und ihre
Einseitigkeit so als praktische Lehre vor Augen geführt hat, daß
man annehmen sollte, niemand trüge Verlangen danach, daß diese Zeit
verlängert wird.

		Wir werden uns dagegen wehren auch aus finanziellen Gründen. Die
Überführung der Einzelbetriebe in die Staatswirtschaft wäre nicht
Vermehrung, sondern, ich sage es als meine Überzeugung als
Volkswirtschaftler, wäre Verminderung der Einnahmen im Lande wie im
Reiche. Ein sozialistisch zusammengesetzter Staat als Arbeitgeber
ist ja schon an sich parteipolitisch hilflos gegen jede, auch die
exorbitanteste Forderung, die ihm gestellt wird. Er soll dankbar
sein, wenn das Risiko, diesen Kampf durchzuführen, von ihm genommen
wird und nicht allein auf seinen Schultern liegt; dankbar, wenn er
der Vermittler sein kann in diesen Dingen, in denen er die
Interessen der Allgemeinheit vertritt und nicht gleichzeitig Partei
ist und parteipolitisch vielleicht Einbuße zu erleiden fürchtet,
wenn er nicht allen Forderungen nachkommt.

		Denn, wollen wir uns doch über eines nicht irren: In der Frage
der Sozialisierung steckt für die Arbeiter in erster Linie eine
ideelle Forderung. Man sagt ihm: Du sollst nicht arbeiten für die
Unternehmer, du selbst sollst teilhaben an dem Ertrag der Arbeit.
Das ist es, was jetzt vielfach durch die weiten Kreise der Arbeiter
[bookmark: page268] und
Angestellten geht, was dann diesen Kampf als einen idealen
erscheinen läßt. Deshalb müssen wir zwei Fragen ganz ruhig und
leidenschaftslos erörtern: Die Frage, ob und inwieweit sich eine
erhöhte Freudigkeit der Arbeiter und Angestellten in dem
Unternehmen dadurch erzielen läßt, ohne aber gleichzeitig die
verantwortliche Leitung irgendwie derjenigen Funktionen zu
entkleiden, die in ihrer Hand und, wie ich hinzufügen möchte,
allein in ihrer Hand bleiben müssen, weil ihr das Risiko, das damit
verbunden ist, von niemand abgenommen werden kann. Die zweite Frage
ist die, ob es möglich ist, dem großen Gedanken, daß, wer Werte
schafft, auch an den von ihm geschaffenen Erträgnissen teilnehmen
soll, durch eine Sozialisierung des Ertrages zu entsprechen, das
heißt dadurch, daß das Reich zum Mitbesitzer aller Unternehmungen
gemacht wird, daß es, von einer gewissen Verzinsung der
Unternehmungen an, an allen Überschüssen mit teilnimmt. Wir haben
gestern gehört, daß hervorragende Führer der Industrie durchaus dem
Gedanken zustimmen. Alles, was an aufpeitschender Kritik dem
Arbeiter gesagt wird, daß er die großen Gewinne eines Werkes sieht
und sagt: Ich habe sie mitgeschaffen und habe keinen Teil daran,
fällt in dem Augenblick fort, in dem das Reich Mitbesitzer aller
Unternehmungen auch in diesem Sinne ist. Es erfaßt dadurch die
Steuer an der Quelle. Es steuert nicht im einzelnen das Einkommen
oder das Vermögen in wahnsinnigen Proportionen hinweg. Wir müssen
den Mut haben, gegen den Gedanken einer exorbitanten
Vermögensabgabe Sturm zu laufen. Sturm zu laufen aus dem Grunde,
weil einmal der kleine Rentenbesitzer, weil alle diejenigen, die
hier vielfach in weit größeren Entbehrungen als der industrielle
Arbeiter ihr Leben fristen, nicht gezwungen werden können, [bookmark: page269] von dem, was
der Ertrag ihrer Lebensarbeit ist, große Prozentsätze wegzugeben,
und zweitens, weil, wenn wir in Zukunft den großen Bedarf des
Reiches durch die Erträgnisse unserer Volkswirtschaft und
namentlich unserer industriellen und gewerblichen Tätigkeit decken
wollen, wir ihr nicht die Mittel nehmen dürfen, durch die sie den
Wiederaufbau auf dem Weltmarkt allein in die Wege leiten kann. Wir
brauchen heute Kredit im Auslande. Das Reich hat keinen Kredit –
das ist auch eine Errungenschaft der Revolution –, aber der
Privatmann, die einzelne große Firma hat noch Kredit. Ich darf
darauf hinweisen, daß eine Hamburger Firma neulich in einer
Konferenz mit berechtigtem Stolz sagte: Wir mit unserm Konzern
haben auch nach der Niederlage Deutschlands einen Kredit von einer
Milliarde, sobald wir ihn beanspruchen. Dieser Kredit gründet sich
auf die unbegrenzte Hochachtung der Welt vor den Leistungen der
deutschen Industrie, des deutschen Kaufmanns. Er hat die unbedingte
Überzeugung, daß er sich wieder herausarbeiten wird. Nehmen Sie ihm
nicht durch eine zu weitgehende Vermögensabgabe die Möglichkeit,
wieder groß zu werden, unterbinden Sie auch nicht die Lust an der
Steigerung des Gewinnes, aber beteiligen Sie das Reich an allem,
was seine Initiative, was die Verbesserung deutscher Technik, was
deutscher Unternehmungsgeist als Gewinn schaffen. Das ist meiner
Auffassung nach die einzige Möglichkeit, die Finanzaufgaben zu
lösen, die dem Reiche bevorstehen, und sozial versöhnend und
finanziell ertragreich zugleich zu wirken.

		Ich komme zu der zweiten Frage, ob die Mitwirkung der sozialen
Organisationen in den Unternehmungen sich nicht in einer Weise
ermöglichen läßt, die auch hier brausende und gärende Ideen in ein
vernünftiges Bett zwingt. Damit ist nichts getan, daß [bookmark: page270] man eine neue
Idee, die im ersten Augenblicke toll erscheint, einfach von sich
abweist. Da scheint mir, als wenn die Entwicklung der
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Industrie, die wir vor uns
gesehen haben, und die wir mit photographischer Treue in der
Entwicklung des englischen Industrierates sehen, uns den Weg weist.
Wenn heute unsere Industrie mit den Gewerkschaften zusammen diese
Arbeitsgemeinschaft bildet, wenn wir einen Schritt weitergehen,
wenn wir denken, daß andere große Berufszweige sich hier
anschließen, die Landwirtschaft in erster Linie, dazu das Handwerk,
das ja sowieso hinzugenommen werden muß, dann auch die Angliederung
aller der geistigen Arbeiter, dann kann auf diesem Gebiete ein
Parlament entstehen, das schaffend arbeitet, das die Möglichkeit
hat, die Einseitigkeit zu vermeiden, die einem Zentralarbeiterrat
anhaften wird. Im einzelnen kann da die Frage gelöst werden: Welche
Wirtschaftspolitik müßt Ihr gemeinsam treiben, um die Sozialpolitik
durchzuführen, die Ihr als Arbeiter verlangt? Dann werden alle die
alten Gegensätze von Freihandel und Schutzzoll als verstaubte
Theorien erscheinen, dann wird auf diesem Gebiete die Möglichkeit
gegeben sein, an Stelle des Gedankens des Klassenkampfes den neuen
Gedanken des wirtschaftlichen Zusammenarbeitens aller Stände zu
setzen. Ich habe die Überzeugung, daß die Zusammensetzung eines
solchen sozialen Parlamentes, das auf dieser paritätischen
Grundlage aufgebaut werden müßte, sich mit dem heute vertretenen
Gedanken der Zusammenfassung der Räte vereinigen läßt, nur daß
nicht der Betrieb als solcher die Urzelle für die Wählbarkeit sein,
daß nicht der Einzelne von seinem Berufe getrennt sein kann,
sondern daß für die Gewerkschaft und ihre Entwicklung innerhalb
dieser Gesamtentwicklung Platz sein muß und daß die letzten [bookmark: page271] Machtmittel
angewandt werden müssen gegen jeden Terror, der sich gegen
irgendeine Minderheit kehrt. Dann müssen wir versuchen, in
praktischer Arbeit dasjenige auszugleichen, was heute in den
wildstürmenden Ansprüchen sich auch mit Forderungen geltend macht,
die unerträglich, die undurchführbar sind. Lassen Sie uns
versuchen, den Gedanken dieser Betriebsräte, ihrer Mitwirkung am
Produktionsprozeß durchzudenken. Wir dürfen nicht davor
zurückschrecken, dem Gedanken der Mitwirkung der Arbeiter und
Angestellten an der Produktionsförderung in gewissem Maße zu
entsprechen. Haben wir uns doch daran gewöhnt, daß ein
Mitbestimmungsrecht der Arbeiterschaft in den sie selbst angehenden
Fragen, in der Einstellung und Entlassung und allen anderen
sozialen Betriebsfragen heute konzediert und in Zukunft als etwas
Selbstverständliches angesehen werden wird. Wir müssen und werden
sowohl eine Formel als auch eine Praxis finden, welche die führende
geistige und technische Leitung des Betriebes denjenigen überläßt,
welche durch die Vorbildung und Leistung dazu bestimmt sind, welche
aber eine weniger kontrollierende als fördernde Mitwirkung eines
Betriebsrates zuläßt. Wird doch in dem Maße, in dem der Staat
selbst in seiner Finanzgebarung von dem Ertrag der Unternehmungen
abhängt, auch das allgemeine Interesse an dieser Frage interessiert
sein. Ich kann diese Frage hier nicht im einzelnen ausführen, aber
ich glaube, daß die Idee einer Mitwirkung der Betriebsräte und die
Idee eines sozialen Parlamentes, das aber nicht einseitig einen
Zentralarbeiterrat darstellen darf, nicht negativ bekämpft, sondern
praktisch gelöst werden muß.

		Es wird etwas anderes entstehen, als was früher das
berufsständige Parlament sein sollte, und doch [bookmark: page272] wird dieses soziale
Parlament gleichzeitig einen Ausgleich bieten, der mir nach zwei
Seiten wünschenswert erscheint. Einmal weil die Berufsstände im
alten Reichstage meist zu kurz kamen und im neuen Reichstage
wahrscheinlich wieder zu kurz kommen werden, so daß es ihnen nur
wünschenswert sein kann, wenn sie hier Gelegenheit haben werden,
mit zur Geltung zu kommen, und zweitens, weil Sie, glaube ich, das
Parlament der Zukunft stärken, wenn Sie es wieder hinführen auf die
großen politischen und kulturellen Gedanken und es von der blöden
Interessenwirtschaft befreien, in der wir in den letzten Jahren
versunken waren. Erst dann, wenn wir diesen Weg der Entwicklung
gemacht haben, wenn man die ganzen Wahlkämpfe unter dem
Gesichtspunkte großer Ideen wertet, werden wir auf diesem Gebiete
wieder einigermaßen zu einer Gesundung unseres gesamten politischen
Lebens kommen. Die Entlastung, die wir dadurch bekommen, daß diese
Fragen in einem anderen Parlament vorgearbeitet werden, schätze ich
auch nach der Richtung hin als etwas Positives. Deshalb glaube ich,
daß wir positiv mitarbeiten können an dieser gesetzgeberischen
Frage, die ja gleichzeitig eine hoch sozialwirtschaftliche Frage
ist, auch in der Frage der Eingliederung des Rätesystems in die
bestehende Organisation der deutschen Arbeitsgemeinschaft und ihres
Ausbaues zu einem sozialen Parlament.

		Ich möchte eine weitere Anregung hinzufügen: Nachdem einmal der
Rätegedanke alle Kreise bis in die hohe Beamtenschaft hinein
ergriffen hat, sollten wir als die Führer des liberalen Gedankens
in Deutschland uns angelegen sein lassen, an die Spitze der
geistigen Arbeiterräte zu treten, die sich bilden werden, um auch
auf diesem Gebiete dafür zu sorgen, daß hier die Führung nicht
wieder in die Hände solcher [bookmark: page273] gegeben wird, die in kosmopolitischen Ideen
schwärmen oder die vielleicht gar anarchistischen Gedanken sich
zuwenden. Wir haben erfreulicherweise schon Zusammenfassungen der
akademischen Berufsstände zu großen Organisationen von
Hunderttausenden. Gehen diejenigen von uns, die zu den
Intellektuellen gehören, da hinein, versuchen wir hier die
Führerschaft zu erlangen und dafür zu sorgen, daß nicht überall, wo
neue Strömungen entstehen, sie in das Bett falscher Anschauung
geleitet werden.

		Und dann ein zweites. Wir sind uns gestern darüber klar
geworden, daß wir im neuen Deutschland positiv etwas bieten, etwas
schaffen müssen, das dem Einzelnen mehr gibt als Theorien von
idealem Wert. Finanziell können wir dem Einzelnen keine Entlastung
geben, denn die Belastung wird alle bis aufs tiefste drücken; aber
wir müssen zur Gesundung unseres ganzen Lebens mit führend sein auf
dem Gebiete der Siedlungspolitik. Wir müssen alles daransetzen, um
diese Umpflanzung von der Großstadt auf das Land herbeizuführen,
und dies kann nur geschehen, indem wir uns gleichzeitig zu dem
gesunden Kern der Bodenreformgedanken bekennen, zu dem gesunden
Kern, den ich darin sehe, daß das Land und der Boden, der mit uns
gewachsen ist, auf dessen Entwicklung der Gesamtheit des Volkes ein
maßgebender Einfluß zustehen muß, von jeder Privatspekulation
freigemacht wird, daß derjenige, dem wir eine Scholle geben, sie
nicht dazu erhält, um sie mit Nutzen wieder veräußern zu können und
sie weiter und weiter zu steigern, sondern daß wir ihn ansässig
machen wollen auf Grund der modernen Formen, die ihm die
Möglichkeit geben, dort auch für sich und sein Geschlecht und die,
die nach ihm kommen, auf alle Zeiten zu sitzen, ihn frei zu machen
von allen diesen spekulativen Gedanken und dadurch die [bookmark: page274] Möglichkeit
einer Gesundung unseres Volksganzen zu schaffen. Ich sehe diese
Gesundung nicht nur im Physischen. Gewiß liegt sie im Physischen
vielleicht zuerst; Geheimrat Backhaus hat gestern darauf
hingewiesen, daß schon einmal das zerschlagene Preußen sich an
seiner Landwirtschaft wieder erholt hat, und daß wir diese Urkräfte
in erster Linie stützen und stärken müssen, das haben wohl dem
blödesten Auge der Krieg und seine Erscheinungen bewiesen. Die
Achtung vor dem Lande ist wieder groß geworden; aber es ist meist
nur die materielle Achtung vor den Vorräten, die auf dem Lande
sind. Etwas anderes muß auch in uns groß werden: die sittliche
Achtung vor dem Lande, vor dem Dorf, vor der Einsamkeit. Wenn
irgend etwas uns verflacht hat, dann ist es doch die Großstadt
gewesen. Nirgends mehr geht die Einzelpersönlichkeit zugrunde als
in diesen Stätten der Massensuggestion. Dort ist die Sensation zu
Hause, dort denkt der Meinungsmacher für alle die andern; dort wird
gläubig hingenommen, was in immer neuen Ausgaben der Presse an
Vielheit der Erscheinungen und Gedanken auf den Einzelnen
einstürmt, ohne daß sich darauf eine Lebensanschauung und eine
Persönlichkeitsentwicklung aufbauen kann. Es gilt noch heute, was
Goethe im »Faust« als Plutus dem Knaben Lenker sagen läßt, den er
hinwegführt aus dem großen Festestrubel und dem er zuruft: »Zur
Einsamkeit, da bilde deine Welt!« Die Großen unseres Volkes sind
meist aus dieser Einsamkeit gekommen. Es fehlt uns in der Hast der
Entwicklung der Gegenwart die Ruhe des Gemüts, in der der Einzelne
Zwiesprache mit sich pflegt. Das Große und Gute in uns, alle
Gedanken der Liebe zum Vaterlande, alle Gedanken sittlicher
Erneuerung, alle Gedanken, daß der Mensch ein Lebensziel in sich
haben müsse, um des Lebens würdig zu [bookmark: page275] sein, die bilden sich nicht auf dem
Potsdamer Platz und im Gewirr der Tausende, die mit Stoßen und
Drängen durch die Straßen eilen, als wenn sie nur lebten um des
Lebens willen. Je mehr wir Menschen haben, die wieder diese
Einsamkeit liebgewinnen, die wieder die Möglichkeit haben,
diejenige Verbindung des Menschen mit der Urmutter Natur
herzustellen, aus der die Großen unseres Volkes fast immer die
Antäuskräfte des Gemütes gewonnen haben, je mehr diese Möglichkeit
gegeben ist, um so mehr sollten wir sie nicht nur vom physischen,
nicht nur vom realen Standpunkt, sondern auch vom Standpunkt der
geistigen Erneuerung unseres Volkes aus begrüßen.

		In diesem Zusammenhange könnte ich zu Ihnen von dem
Kulturprogramm der Deutschen Volkspartei sprechen, auf das wir den
größten Wert deshalb legen, weil wir die Bedeutung der
Geistesfragen für die Zukunft unseres Vaterlandes als hochwichtig
und mächtig einschätzen. Ich verzichte darauf, das hier im
einzelnen zu tun, weil ich die Hoffnung habe, daß unser verehrter
Vorsitzender, Herr Geheimrat Kahl, das nachher in der Aussprache
tun wird, verweise Sie nur auf die Anträge in der
Verfassungskommission, die den Namen Kahl tragen und die alle die
kirchlichen Fragen umfassen, auch die Anträge, die unsere Freunde
Runkel, Beuermann und Aßmann in der Frage der Schulpolitik gestellt
haben, und auf die Ausführungen, die ich selbst zu der Eingabe des
Deutschen Lehrervereins in der Nationalversammlung machen
konnte.

		Zweierlei möchte ich nur herausheben als leitende Grundgedanken
unserer Auffassung: das ist unbeschadet der Stellung der Kirche,
die in dem neuen Deutschland eine neue werden wird, die
Überzeugung, daß die Religion als Fundament unserer sittlichen
Erziehung uns erhalten bleiben soll auch in der Schule, unbeschadet
[bookmark: page276] der
Entwicklung der Schulverhältnisse im übrigen, und ein zweites, daß
wir innerhalb der Erziehung des Volkes die Freimachung aller
geistigen Kräfte zur höchsten Leistung durch diejenige Möglichkeit
der Entwicklung erreichen wollen, die in einer neuen Form der
Schulorganisation liegen soll. Wie das im einzelnen durchzuführen
ist, darüber werden diejenigen bestimmen, die auf diesem Gebiete
die geborenen Führer sind, unsere Pädagogen und Lehrer. Aber zu
diesen beiden Gedanken, von denen ich den zweiten geradezu als den
Grundkern liberaler Empfindungen hinstellen möchte, weil der
Liberalismus Entwicklung der Persönlichkeit ist; in ihm müssen,
glaube ich, alle unsere Anstrengungen auf diesem Gebiete für die
Zukunft wurzeln.

		Wir stehen, wie ich schon sagte, in wirtschaftlichen, in großen
volkswirtschaftlichen, finanziellen, sozialen, kulturellen Fragen
vor großen Aufgaben. Zu diesen großen Aufgaben kommt die eine noch
hinzu: das Verfassungswerk für das neue Deutschland zu schaffen.
Ich kann im Rahmen dieses Vortrages nicht auf die Einzelheiten
dieses Werkes eingehen; aber zwei Gedanken will ich auch hier in
den Vordergrund stellen: den Gedanken der Reichseinheit und den
Gedanken der Unantastbarkeit Preußens. Diese beiden Gedanken sind
miteinander verbunden. Wer an Preußen die Hand legt, der legt auch
die Hand an die Reichseinheit; wem die Reichseinheit lieb ist, der
darf Preußen nicht zerschlagen wollen, und deshalb müssen wir uns
gegen alle Bestrebungen wehren, die hier auftreten.

		Sie haben verschiedene Quellen. In Hannover leben zum Teil alte
dynastische Erinnerungen, leben alte Vorstellungen von der Stellung
des welfischen Adels, beispielsweise bei dem alten hannoverschen
Königshause. [bookmark: page277] Andererseits sind im Rheinlande entweder
neben Führern, die aus patriotischen Motiven zu handeln glauben,
weil sie durch eine Westdeutsche Republik dem Pufferstaat Rheinland
zuvorzukommen denken, solche, bei denen nicht alle Fäden zerrissen
sind, die geistig hinübergehen nach dem Westen, oder es sind Leute,
die in einem Ausfluß des Egoismus, wie offen gesagt worden ist, als
Ratten das sinkende Schiff verlassen möchten, die der Meinung sind,
daß sie besser fahren, wenn sie nicht dem armen, ohnmächtigen
Deutschland der Zukunft angehören. Die Toren, die, abgesehen von
der Erbärmlichkeit dieser Gesinnung, sich auch in dem einen
täuschen, daß Frankreich nach diesem Kriege ebenso geschwächt ist
wie Deutschland, daß dieser Krieg seine großen zerstörenden
Wirkungen nicht nur bei uns zum Ausdruck gebracht hat, daß es
fraglich ist, wem der Wiederaufbau zuerst gelingen wird, wenn die
sittlichen Kräfte bei uns wieder lebendig gemacht werden!

		Das ist die eine Quelle. Die andere fließt bei denen, die jetzt
Entwürfe an die Öffentlichkeit bringen, die frei von
geschichtlichem Sinne sind, oder die sich in einem innerlichen
Gegensatz zur Geschichte befinden, und die das Volk von seiner
Geschichte loslösen wollen, weil sie glauben, daß damit auch die
Bahn für Ideen frei wird, die nicht mehr mit der Vergangenheit
behaftet sein werden.

		Das alles steht in fundamentalem Gegensatz zu unseren
Empfindungen. Wir sind nicht eine Preußenpartei. Unser langjähriger
Führer, mein verehrter Freund Bassermann, hat als Süddeutscher
jahrelang die Partei geführt. Sie ist entstanden in einer Zeit, da
der Nationalverein sich zuerst bildete, als Rudolf von Bennigsen,
als Hannoveraner damals noch außerhalb Preußens stehend, den
Gedanken vertrat, daß Preußen [bookmark: page278] den Kern des nationalen Deutschlands zu
bilden habe. Wir wissen, was alles an Rauhem, Einseitigem, was an
Eckigem und Sprödem in diesem Preußen liegt. Trotzdem bleibt das
eine, was Bülow einmal, als er Süd und Nord verglich, in die Worte
gefaßt hat: Im Süden war der deutsche Geist, im Norden die
staatenbildende Kraft. Beides muß sich miteinander vermählen, der
Geist und die staatenbildende Kraft. Wir waren geistig groß und
politisch ohnmächtig, ehe die staatenbildende Kraft Preußens beides
miteinander verschmolz, und das wird auch für die Zukunft so
bleiben. Deshalb erscheint mir der vielfach bei einzelnen
Demokraten und Sozialisten zum Ausdruck kommende Haß gegen Preußen
als die grenzenloseste geschichtliche Undankbarkeit, die sich
jemals ein Volk hat zuschulden kommen lassen.

		Der Geist von Potsdam! Ja, wenn es die andern sagten, die
Feinde, die darunter gelitten haben in verlorenen Schlachten – das
könnte man verstehen. Das deutsche Volk sollte seinem Himmel
danken, wenn es noch ein Heer besäße, in dem der Geist von Potsdam
lebendig wäre. Alle die Machthaber, die so schnell dabei waren,
hier das Alte niederzureißen – jetzt möchten sie manches aus dem
Grabe hervorkratzen, wenn sie es nur wieder zur Auferstehung
bringen könnten. Jetzt versuchen sie durch manchmal übertriebene
Brutalität das zu ersetzen, was ihnen verlorengegangen ist, als sie
das alte Heer in der Weise verlumpen und verludern ließen, wie es
ihnen kürzlich, von einem ihrer eigenen Leute gesagt worden
ist.

		Deshalb, meine ich, sind wir hier die Erben alter, guter
Überlieferung der Partei der Reichsgründung, wenn wir eintreten für
die Reichseinheit und eintreten für die Unteilbarkeit Preußens, und
wenn wir uns nicht nur wehren gegen die Loslösungsbestrebungen,
sondern [bookmark: page279]
zur Offensive aufrufen gegen sie und die an den Pranger stellen,
die in dieser Zeit der Not nichts Besseres wissen, als neue
deutsche Kleinstaaten zu begründen und dadurch den Grund zu
späterer politischer Ohnmacht Deutschlands zu legen.

		Unitarismus und Föderalismus – das weite Gebiet erlassen Sie mir
abzuhandeln. Die Ausführungen, die Heinze in Weimar gemacht hat,
geben Ihnen die Auffassung wieder, die sich bei uns widerspiegelt,
die das eine zeigt, daß dieser Unitarismus, daß dieses völlige
Aufgehenwollen in dem einen Deutschland ein Gedanke ist, der sich
an der geschichtlichen Überlieferung in Deutschland stößt. Das
sehen wir ja daran, daß selbst unabhängige Sozialisten, wenn sie
Minister in einem Einzelstaat werden, manchmal viel
partikularistischer reden als die Träger des alten Regimes geredet
haben. Es bleibt eben dabei, daß der alte Bismarck doch der große
geniale Staatsmann war, der die Form gefunden hat, in der sich
Deutschlands Eigenleben mit Reichsmacht allein vereinigen läßt.
Mögen sich lebensunfähige Gebilde in Zukunft zu lebensfähigen
zusammentun; das wird gut sein. Die großen Dinge, Eisenbahnen,
Post, Kanäle, Heer, alles das werden wir einheitlich zusammenfassen
in der Reichskompetenz. Aber bleiben wird die Vielgestaltigkeit
deutschen Lebens. Sie soll bleiben, und sie ist ein Plus in unserer
Entwicklung, wenn sie nur zusammengehalten wird durch den ehernen
Reif deutscher Kraft und deutschen Bewußtseins zu Macht und
Größe.

		In dem Sinne waren unsere Ausführungen gehalten, in dem Sinne
arbeiten wir in der Verfassungskommission und arbeiten darin auch
gegen alles das, was sich jetzt auch nach dem 9. November neu zeigt
an Verlassen alter, geschichtlicher Vergangenheit.

		Würdeloses Verlassen alles Großen in unserer [bookmark: page280] Geschichte war auch die
Aufgabe der alten Reichsfarben schwarz-weiß-rot. Ich bin der
letzte, der nicht innerlich eine Liebe zu den Farben
schwarz-rot-gold hätte. Wer empfände sie nicht hier in Jena, hier,
wo im »Gasthaus zur Tanne« die deutsche Burschenschaft gegründet
worden ist, hier, wo sie uns im »Burgkeller« in den Farben der
»Arminia« entgegenleuchten, und wer von uns Burschenschafter war,
wer hat sie nicht mit Stolz getragen und daran gedacht, daß in
dieser Farbe der Gedanke zu deutscher Einheit sich durchsetzte
gegen Kleinlichkeit und gegen Philisterhaftigkeit oben und unten.
Aber das ist Vergangenheit in der Geschichte, das ist klein
gegenüber dem, was in fünfzig Jahren sich mit den Farben
schwarz-weiß-rot an erlebter Geschichte für uns auf ewig verbunden
hat, an Erinnerung an alle diejenigen, die unter diesen Farben in
den Tod gegangen sind, auch an die Führer unserer Schiffe, unserer
U-Boote, an Erinnerung an unsere stolze Handelsflotte, deren
Erscheinen mit diesen Farben ein Fest war für die Deutschen draußen
im Auslande, die, wie dies kürzlich in einem wundervollen Briefe an
Herrn Geheimrat Kahl gesagt war, die Farben grüßten im letzten
Urwalde von Südamerika, denen sie ein Zeichen waren für das große
deutsche Hundertmillionenvolk in der Welt und für seine Kraft und
Weltbestimmung, das sich auch nach einer Niederlage nicht scheuen
braucht, nach einem Kriege, in dem wir gegen Staaten mit 1200
Millionen vier Jahre lang kämpften und den Heimatboden freihielten
vom Feinde. Wahrlich, es wäre schmählich, wenn sich für ein
Aufgeben dieser Farben jetzt eine Mehrheit in einem sich deutsch
nennenden Parlament fände.

		Allerdings, seltsam brauen sich hinter manchem Hirne die
Gedanken: Haben wir es doch erlebt, daß im Verfassungsausschuß von
einem demokratischen [bookmark: page281] Führer der Antrag gestellt wurde, den
Ausdruck »Deutsches Reich« durch »Deutscher Bund« zu ersetzen, weil
die Worte »Deutsches Reich« französisch hießen: »Empire allemand«,
und weil man den Franzosen nicht zumuten könne, dieses »Empire
allemand« auch noch in Zukunft zu ertragen. Es ist tief
bedauerlich, daß solche Empfindungen überhaupt nur in einem deutsch
empfindenden Herzen zum Ausdruck kommen können, ein Zeichen
beginnender Knochenerweichung in nationaler Beziehung, ein Zeichen
jener Illusionspolitik, die da glaubt, durch ein Sichbeugen vor der
Welt da draußen für Deutschland auch ein kleines Plätzchen an der
Sonne erobern zu können, während das eine feststeht, daß nur durch
Selbstachtung und Bekundung dieser Selbstachtung Deutschland jemals
eine gleichberechtigte Stellung erringen wird.

		Auch auf dem Gebiete der inneren Politik sehen wir heute
seltsame Erscheinungen. Auf Grund des parlamentarischen Systems
wurde eine Regierungsmehrheit gebildet mit dem Erfolge, daß Führer
dieser Mehrheit gegen die Regierung Oppositionsreden halten und
dabei zum Ausdruck bringen, daß nur die Rücksicht auf die
Mitwirkung ihrer Partei in der Regierung sie veranlaßt, ihre Reden
nicht in eine schärfere Form zu kleiden. Wir sahen das Ausscheiden
von Ministern wegen großer Differenzen in den wichtigsten Fragen,
die augenblicklich zur Debatte stehen. Lesen Sie die Rede von
Scheidemann über die Sicherung der Errungenschaften der Revolution,
und lesen Sie die gut nationale Rede von Dr. Pfeiffer, die er zu
der großen deutschen Zukunftsfrage gehalten hat, und Sie werden die
Empfindung haben, daß hier sehr verschiedene Pferde vor einen Wagen
gespannt sind. Nichts ist törichter als die Auffassung, daß diese
Mehrheit nun gewissermaßen die Verankerung künftiger deutscher
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Regierungsform sei. Wir werden uns darauf einrichten müssen, daß im
Laufe der Zeit ganz andere Entwicklungen nach links oder rechts
entstehen können. Nichts ist deshalb törichter, als wenn man wie
Kinder, die im Dunkeln sind und sich durch lautes Singen Mut machen
wollen, in den Kreisen dieser Mehrheit von der einflußreichen
Opposition spricht.

		Wir sehen ja heute schon, wie große Schwierigkeiten die
Sozialdemokratie hat, sich überhaupt zu behaupten. Auch die
Demokratie kämpft innerlich gegeneinander, Friedberg gegen Preuß in
der »Deutschen Juristenzeitung«, der seine ganze alte
Kampfesfreudigkeit für Ideen zeigt, die mit Demokratie nichts zu
tun haben. Wir sehen auf der anderen Seite das Zentrum, das
eigentlich verpflichtet wäre, Adolf Hoffmann ein Denkmal zu setzen
mit der Inschrift: »Dem Bewahrer der Einheit des Zentrums, die
dankbare Partei«, denn ohne die Tolpatschigkeit dieses Ministers
wäre vielleicht die große Krisis in der Zentrumspartei zum Ausbruch
gekommen.

		In all dieser Entwicklung, in diesem Wirrwarr der
sozialpolitischen Fragen und des Kampfes um unsere nationale
Gestaltung stehen wir als Deutsche Volkspartei. Die Stärke unseres
Einflusses ist nicht gegeben durch das Ergebnis der letzten Wahlen.
Das Ergebnis der Wahlen war ein befriedigendes angesichts der
Schwierigkeiten der Situation, angesichts der Tatsache, daß wir die
letzte auf dem Plan erscheinende Partei waren und daß uns vom 15.
Dezember bis 19. Januar nur knapp fünf Wochen überhaupt gegeben
waren, um auf den Plan zu treten und die Wahlen durchzuführen.

		Wir waren bereit, mit denjenigen mitzugehen, die eine vereinigte
liberale Partei schaffen wollten. Wir haben es abgelehnt, uns mit
jenem linken demokratischen [bookmark: page283] Flügel zu vereinigen, der hinzukam, von dem
wir uns scheiden wie Feuer und Wasser, von dem uns scheidet auf der
einen Seite deutschbewußte Empfindung gegenüber kosmopolitischem
Denken, von dem uns scheidet der Liberalismus, der die persönliche
Entwicklung in den Mittelpunkt stellt, gegenüber der Öde
demokratischen Mehrheitsfanatismus. Wir sind eine liberale Partei,
wir wollen das in den Mittelpunkt unserer gesamten Auffassung der
Kulturfragen, der Wirtschaftsfragen, der großen politischen Fragen
stellen, wir sind und bleiben selbständig nach rechts und nach
links. Es ist unsere parteigeschichtliche Aufgabe, diejenigen
aufzunehmen, die zu Hunderttausenden aus dem demokratischen Lager
in das Lager des Liberalismus zurückkommen werden, nachdem sie in
der Demokratie unter falschen Voraussetzungen für kurze Zeit eine
politische Heimstätte gefunden haben. Wenn wir die Entwicklung
unserer jungen Organisation sehen, das Anschwellen ihrer Mitglieder
zu Tausenden in Westfalen, in Hamburg, in Hessen, in der
Reichshauptstadt, dann zeigt sich, daß, wie es in allen Berichten
aus dem Lande zum Ausdruck kommt, wir eine gute Zukunft für uns
haben, daß wir gerade aus diesem Lager wie aus dem Lager von rechts
diejenigen zurückbekommen, die der Auffassung sind, daß nur auf der
Grundlage unserer Bestrebungen das deutsche Bürgertum in den
Teilen, die immer zu uns gehört haben, sich zusammenfinden kann. Es
wird die Zeit kommen, wo man, nachdem man alles zerschlagen hat, an
einen Wiederaufbau gehen muß. Dann wird die Zeit sein für positive
Mitarbeit unserer Partei, denn man wird die Kreise, die zu uns
gehören, bei diesem Wiederaufbau gar nicht entbehren können. Das
ergibt sich aus der ganzen Situation.

		Aber auch Selbständigkeit nach rechts gegenüber [bookmark: page284] der Deutschnationalen
Volkspartei. Alle die im Schwange befindlichen Legenden von
Verschmelzung der beiden Parteien, die uns so erscheinen lassen,
als wenn wir der Annex der Deutschnationalen Volkspartei wären,
sind eine Erfindung. Wir haben die feste Überzeugung, eine gute
Zukunft vor uns zu haben; wir haben nicht die Absicht, irgend etwas
von unserer Selbständigkeit aufzugeben.

		Lassen Sie mich zum Schluß ein Wort über unsere außenpolitische
Lage sagen, über das, was uns in den nächsten Wochen bevorsteht,
die über Deutschlands Schicksal entscheiden. Ein Wort kommt einem
dabei in den Sinn, das Wort des Dichters:

		Denk' ich an Deutschland in der Nacht,

Dann bin ich um den Schlaf gebracht.

		Das ist jetzt wohl der Eindruck, unter dem wir alle stehen. Von
unserer politischen, wirtschaftlichen Ohnmacht, unserm finanziellen
Zusammenbruch habe ich gesprochen. Das alles sollte uns
veranlassen, unser Letztes zusammenzunehmen, um wieder unsere
außenpolitische, unsere weltpolitische Stellung aufzubauen. Statt
dessen sehen wir, wie wir uns zerfleischen mit Anklagen über
Deutschlands Schuld am Kriege. Das ist geradezu politischer
Sadismus.

		Schuld am Kriege! Wann wird einmal in dieser Frage überhaupt
volle Klarheit da sein auf Grund der Kenntnis aller Vorgänge, nicht
nur auf Grund derer, die veröffentlicht worden sind? Die
sozialdemokratische Regierung hatte nichts Eiligeres zu tun als
mitzuteilen: sie wolle die deutschen Akten veröffentlichen. Die
Sozialdemokratie hätte es tun sollen als internationale Partei,
unter der Bedingung, daß die übrigen Nationen dasselbe tun; denn
man muß wissen, was in den entscheidenden Tagen nicht nur in
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sondern, wenn nicht in offiziellen Depeschen, so doch in geheimen
Dokumenten niedergelegt ist, von Grey, von Iswolski, von den
Franzosen und von all den anderen. Wir leben der ganz falschen
Auffassung und lassen uns in sie hineinbringen, daß wir die Schuld
am Kriege hätten auf Grund der Vorgänge der letzten vier Wochen vor
dem Kriege. Daß unsere deutsche Diplomatie – Gott stärke sie – in
diesen vier Wochen vor dem Kriege vielleicht ebenso haltlos und
ungeschickt gewesen ist wie andere, mag vielleicht zutreffen. Aber
die Schuld am Kriege ist ein Kapitel, das nicht mit dem 28. Juni
1914 beginnt, das liegt in der ganzen Entwicklung, in der die
Persönlichkeit Eduards VII. die große Weltkoalition gegen
Deutschland schmiedete, in der die Milliardenanleihe Frankreichs an
Rußland, in der die Einführung der dreijährigen Dienstzeit in
Frankreich stattfand, einer Entwicklung, in der die anderen
Nationen für ihren Militarismus ganz andere Opfer gebracht haben
als das von allen Seiten bedrohte Deutsche Reich.

		Schuld am Kriege! Gewiß, Schuld am Kriege in höherem Sinne war
vielleicht jene deutsche Außenpolitik, die es verstand, sich
gleichzeitig Rußland und England zu Feinden zu machen. Das aber ist
ein Kapitel, das auf dem Gebiete politischer Unzulänglichkeit der
Leiter steht, das aber nicht moralische Schuld gegenüber der Welt
bedeutet.

		Ein Zweites ist die Frage der Schuld am Ausgange des Krieges,
die Frage der Überschätzung unserer eigenen Macht. Das eine werden
wir, die wir für den Kampf bis zum Letzten eingetreten sind,
zugeben: Wir sind Illusionisten in einem gewesen, haben uns
getäuscht über die seelische Widerstandsfähigkeit der deutschen
Nation. Aber auch diese Täuschung konnte nur deshalb eintreten,
weil man seit dem [bookmark: page286] 4. August lediglich von dem Kapital der
Begeisterung der ersten Tage gelebt hat und nichts getan hat, um
diese seelische Widerstandsfähigkeit zu festigen. Und man hätte
doch lernen können von jenem Clemenceau, den wir vielfach in ganz
falschem Lichte uns zu sehen gewöhnt hatten, ein Mann von
unbedingtem politischen Willen. Man hätte von ihm lernen können,
der seinerzeit das Wort gesprochen hat, das man allen Werken über
diesen Krieg voranschreiben sollte: »In diesem Kriege, der nicht
nur ein Krieg der Waffen, sondern ein Krieg der Völker ist, wird
dasjenige Volk siegen, das eine Viertelstunde länger als das andere
an seinen Sieg glaubt.« Unter diesen Gesichtspunkt hat er seine
Politik gestellt, und unter diesem Gesichtspunkt hat er Caillaux
verfolgt, hat er alle Zeitungen verboten, die irgendwie den
Siegeswillen der Franzosen verspotteten, ist er, als die Kanonen
Paris beschossen, in die Kammer gegangen und hat mit eiserner Stirn
gesagt: »Es steht militärisch glänzend« und hat doch dadurch
gesiegt, daß er die Suggestion des Sieges in den Seinen so lange
festhielt, bis die Hilfe kam, die sie rettete. Hätte man das
französische Volk in seiner öffentlichen Meinung so führerlos hin-
und herschwanken lassen wie das deutsche Volk, dann wäre es auch
zusammengebrochen. Deshalb sage ich, wenn wir vom Siege gesprochen
haben, immer nur vom deutschen Siege und von seiner Gewißheit, so
war es das, was jeder Politiker zu sagen die Pflicht hatte, was er
zu sagen hatte vierundzwanzig Stunden vor dem Zusammenbruch, um bis
zur letzten Stunde wenigstens diesen Glauben nicht erschüttern zu
lassen.

		Waren wir Illusionisten in dem Glauben an die
Widerstandsfähigkeit der Seele des deutschen Volkes, dann waren
doch diejenigen viel mehr die Getäuschten, [bookmark: page287] die der Meinung waren, daß
wir einen billigen Frieden erhalten könnten, sobald wir nur das
»Kriegsziel« der Gegner erfüllten, Deutschland in die Reihe »freier
Nationen« durch Demokratisierung und Republikanisierung zu
überführen. Wir haben beides getan und haben trotzdem
Waffenstillstandsbedingungen, Hungerblockade und Demütigungen bis
aufs tiefste erlitten, wie sie seit Karthagos Untergang noch keinem
Volke zugemutet worden sind. Daß jetzt die tapfere Armee, die in
Ungarn unter Mackensen focht, gefangen nach Serbien geschickt wird,
obwohl sie nicht kriegsgefangen, sondern nur interniert war, das
zeigt den Geist, von dem sich unsere Feinde leiten lassen, die es
nur besser als wir verstanden haben, ihre wahren Ziele ethisch zu
umkleiden. Selbst ein demokratischer Pazifist wie Graf Czernin hat
in einer Rede, die eine Anklagerede gegen deutsche Politik sein
sollte, doch auf Grund seiner Erfahrungen als österreichischer
Ministerpräsident den Satz ausgesprochen, daß gegenüber dem
Deutschen Reiche bei der Entente nur ein Wille vorhanden war: der
Wille auf Vernichtung.

		Was die öffentliche Meinung, was das Anspannen der seelischen
Kräfte des Volkes vermag, das haben die letzten Wochen uns ja
gezeigt. Das wehrlose deutsche Volk erzwang durch das Aufflammen
nationaler Würde die Verhinderung der polnischen Landung in Danzig.
Hätte man auf diesem Instrument der öffentlichen Meinung zu spielen
verstanden seit dem Unglückstage des 2. Oktober, – man hätte uns
nicht zugemutet, die Waffenstillstandsbedingungen anzunehmen, wenn
das ganze Volk sich dagegen gewehrt hätte, statt daß es sich so
widerstandslos in sein Schicksal schickte.

		Nun stehen wir vor dem Frieden, vor dem, was aus Deutschland
werden soll. Sind wir aber den rechten [bookmark: page288] Weg zur Vorbereitung
gegangen? Ich glaube nicht. Wie traurig war es, daß die
Nationalversammlung in Weimar sich nicht einmal dazu aufschwingen
konnte, die elsaß-lothringischen deutschen Vertreter zuzulassen,
die im Namen derjenigen Elsaß-Lothringer, die bei Deutschland
bleiben wollten, beratende Stimme in der Deutschen
Nationalversammlung verlangten! Glauben Sie wohl, daß die Franzosen
sie im entgegengesetzten Falle zurückgestoßen hätten? Wir haben
dagegen die Stimmen, die davon sprachen, daß Elsaß-Lothringen
deutsches Land sei, zum Schweigen gebracht, da, wo sie vor der
ganzen Welt hätten sprechen können. Wenn ihre Stimme auch übertönt
worden wäre durch Kundgebungen aus dem jetzt von den Franzosen
besetzten Elsaß-Lothringen. Diese Tribüne in Weimar mußte ihnen zum
ersten Treu-Gruße an die Deutsche Nationalversammlung freigestellt
sein. Traurig und kläglich ist es, daß hierüber eine Einigung nicht
zu erreichen war. Denn wir wollen doch das eine festhalten, und es
wird vor unseren Augen stehen immerdar: Dieses Elsaß und weite
Teile von Lothringen, sie sind deutsches Land und sind deutschen
Blutes. Mag vom Straßburger Münster die Trikolore wehen, – der Bau,
der dort ragt, ist geboren aus deutschem Geiste, er hat nichts zu
tun mit französischem Geiste; das ist die Stätte, wo einer der
Größten, die jemals deutschen Geist über die Welt trugen, die
großen Empfindungen von deutscher Baukunst in sich aufnahm, das
alles lebt und webt in deutschem Wesen und lebt und webt in
deutschem Geiste, und deshalb werden wir niemals vergessen, daß
Elsaß-Lothringen deutsch ist, und daß es geistig immer zu uns
gehören wird, und daß es unsere Aufgabe sein wird, diesen geistigen
Besitz in tatsächlichem Besitz Deutschland zu erhalten. [bookmark: page289]

		Wir haben am Begrüßungsabend die Grüße aus dem Saargebiet
vernommen. Alle diejenigen von Ihnen, die dort anwesend waren,
haben sich der tiefen Bewegung nicht entzogen, als sie hörten von
jener Kundgebung, die in Saarlouis von dem französischen
Befehlshaber zugunsten Frankreichs erzwungen werden sollte, und die
ausklang in dem wunderbaren Bekenntnis der dort unter französischer
Besetzung stehenden Deutschen: »Lieber deutsche Fron als welschen
Lohn; lieber deutsche Not als welsches Brot.« Wenn das die
Gesinnung wäre, die überall in Deutschland bestände – wie ganz
anders hätte unser Geschick sich gewandt.

		Das Saargebiet – vom Rheinland nicht zu sprechen – Schleswig,
unsere Nordmark, wie die Ostmark, alles das ist deutsches Land, für
das wir uns einzusetzen haben. Wir grüßen die Ostmark, in der es
kein unzweifelhaft polnisches Gebiet auch im Sinne Wilsonscher
Formulierung gibt. Daß in Posen heute polnischer Fanatismus sich
gegen Deutsche austoben kann, das ist auch nur eine Errungenschaft
der Revolution, die unser Heer zugrundegerichtet hat. Wir sehen,
was wir dadurch verloren haben, wir sehen, wie gut es war, daß wir
von der Linie des ewigen Nachgebens unter dem Vorsitzenden der
Waffenstillstandskommission uns abwandten und zu dem Geist der
Politik zurückkehrten, dessen Träger wohl der gegenwärtige
Staatssekretär des Äußeren ist.

		Wir müssen hinaus über diese starke Betonung des deutschen
Charakters dieser Lande, aber auch das eine betonen und zum
Ausdruck bringen, daß wir verlangen, als Kolonialmacht weiter zu
bestehen, daß wir das Recht deutscher kolonisatorischer Tätigkeit
geltend machen. Wir geben unsere Bedeutung in der Welt auf, wenn
wir den Wunsch aufgeben, auf diesem [bookmark: page290] Gebiete mit anderen Nationen den
Wettbewerb zu pflegen.

		Nun lassen Sie mich meine Ausführungen schließen mit einem Gruß
an Deutsch-Österreich, an diejenigen, die jetzt darauf rechnen, zu
Deutschland zu kommen. In dem Groß-Deutschland, das aus der
Vereinigung der deutschen Lande mit dem deutsch-österreichischen
Gebiete entstehen wird, haben wir vielleicht den einzigen
Lichtpunkt in der Gegenwart zu erblicken. Dieses Groß-Deutschland
wird arm und ohnmächtig ins Leben treten. Österreich selbst hat
bereits seine Perlen und sein Geschmeide hingegeben, um
Lebensmittel zu erhalten, und es wird finanziell vielleicht noch
schlimmer dastehen als wir. Trotzdem müssen wir eines fordern: daß
unsere Unterhändler sich jetzt nicht verlieren in Einzelheiten
finanzieller und wirtschaftlicher Auseinandersetzungen, sondern daß
sie die Tatsache der Vereinigung des Deutschen Reiches mit
Deutsch-Österreich als politische Tatsache vor der Welt kundgeben,
sonst haben wir mit dem, was wir deutsche Gründlichkeit nennen,
vielleicht einen weltgeschichtlichen Moment versäumt, jetzt, wo die
große Arbeit der Entente einsetzt, um Deutsch-Österreich für sich
zu erlangen.

		Wir wissen, daß schon einmal in der Zeit tiefsten Niederganges
unser Volk auch arm, politisch ohnmächtig und niedergedrückt
gewesen ist; das war in der Zeit nach dem Frieden von Tilsit; das
war damals, als der König von Preußen sein Goldgeschirr verkaufte,
um mit seinen Beitrag zu geben für die Kriegsschulden, die Preußen
aufzubringen hatte. Ärmlich war damals das Leben, eng war es und
begrenzt in äußerlicher Hinsicht. Aber es war die Zeit, in der
einmal das größte Werk eines deutschen Dichters, der »Faust«
erschien, es war die Zeit, in der die Wiedergeburt [bookmark: page291] des Volkes auf liberaler
Grundlage hervorgerufen wurde durch die Stein-Hardenbergsche
Gesetzgebung, die das Bürgertum aufrief zur Selbstverantwortung in
den Städten, die die Bauernschaft aufrief zur freien
Selbstverwaltung auf dem Lande. Und erstanden ist aus der Zeit
tiefsten Niederganges, aus der Zeit tiefster Demütigung das starke,
das große Deutsche Reich der Vergangenheit. So dürfen auch wir
nicht in Resignation verfallen, wie traurig es auch jetzt um uns
stehe. Der lebendige deutsche Volksgeist, so sehr er jetzt unter
Halden und Schutt darniederliegt, an der Oberfläche nicht zum
Ausdruck kommt, er ist trotz alledem doch schließlich vorhanden.
Lassen Sie uns zusammenarbeiten, lassen Sie diese unsere
Zusammenarbeit tragen durch das eine, das über allen unseren
Arbeiten stehen muß, durch den unerschütterlichen Glauben an
Deutschlands Zukunft.

	
		
		Scapa Flow

		Aus dem Aufsatz »Das bittere Ende« in den
»Deutschen Stimmen«. 22. 6. 1919

		Beginnt es auch in den Schichten zu tagen, die
bisher als größte Verächter nationaler Empfindung galten? Wir haben
kürzlich in den »Deutschen Stimmen« als ein Dokument der
Kriegsgeschichte jene bittere Klage wiedergegeben, die in
Wilhelmshaven gegen die Marine zu der Zeit geschleudert wurde, als
man tannenumkränzt unsere Flotte nach Scapa Flow abführte, als die
Marinedivisionen in den Großstädten die Träger revolutionärer und
bolschewistischer Ideen waren. Daß jene heftige Anklage in dem Rufe
der Verachtung ausmündete, hat nicht der ganzen Marine gegolten,
das hat Korvettenkapitän Hintzmann in seinem Buche »Marine, Krieg
und Umsturz« klar [bookmark: page292] zum Ausdruck gebracht. Jetzt will die Marine
selbst den Fluch wegwaschen, der seitdem auf ihr lastete. Wie ein
Fanal beleuchtet die Versenkung der deutschen Flotte und die
Aufnahme dieser Tat in der Öffentlichkeit den beginnenden Sieg des
deutschen Gedankens in weiten Schichten des Volkes. Lieber die
Schiffe in die Luft sprengen, als sie dem Engländer lassen, das war
die Idee, die jener kühnen Tat zugrunde lag. Ihr, die ihr das
Schwarz-weiß-rot nicht mehr ertragen zu können glaubtet, die ihr
die alten Reichsfarben aufgeben wolltet, beugt euch in Achtung vor
denen, die noch einmal auf der stolzen deutschen Flotte die
Kriegsflagge hißten und dann ihre Schiffe dem Meeresgrund
überantworteten, um so Deutschland vor dem Schimpf und der Schande
zu retten, die in der Auslieferung der Flotte bestanden hätte.
Gewiß, das mag internationale Verwicklungen geben, schon sprechen
Angsthasen in Weimar vom Vormarsch der englischen Armee zur Strafe
für dieses Vorgehen. Vielen aber, denen dieser Tag ein Tag des
Niederbruchs war, feuchteten sich die Augen im Stolz, als sie davon
hörten, daß die einstmals stolze kaiserliche Marine vierundzwanzig
Stunden vor Übergabe ihrer alten Kriegsschiffe die Vernichtung der
ehrlosen Auslieferung vorzog. Wir grüßen die Treuen, die diesen
Schritt taten, die Marineuniform hat ihre Ehre dadurch wieder in
Deutschland gewonnen. Wie ein Empfinden, das herüberklang aus den
Gewässern der englischen Küste, war es, als am Nachmittag nach der
Abstimmung in der Nationalversammlung in Weimar das Lied ertönte:
Stolz weht die Flagge schwarz-weiß-rot. Die Bedenklichen
allerdings, die politischen Philister, diejenigen, die von ihrer
Verantwortung Tag und Nacht sprechen, die werden die Köpfe
schütteln und die Hände ringen. So rangen sie die Hände im [bookmark: page293] Königlichen
Schlosse in Berlin, als Yorck die Konvention von Tauroggen schloß,
so stöhnten sie im Senat von Karthago, als Hannibal Sagunt
belagerte, so schüttelten sie den Kopf, als Schill auszog zum
Kampfe gegen Napoleon. Sie ringen auch die Hände über die Deutschen
in der Ostmark, die Widerstand leisten wollen, vielleicht auch über
jenen Hauptmann im Osten, der die Brücke sprengte, auf der die
Hallertruppen weiterbefördert werden sollten, weil er in seinem
einfachen politischen Verstand nicht einsah, weshalb er dazu
beitragen sollte, die Henkersknechte des Deutschtums ungefährdet in
ihre Aufmarschstellung gelangen zu lassen. Aber bei jenem Offizier
und den Tapferen von Scapa Flow spiegelte sich etwas deutsches
Empfinden und von höheren Gesichtspunkten gesehen mehr groß
empfundene Politik ab, als in den Reden derer, die dem deutschen
Volke sagten, daß es nun alles über sich ergehen lassen muß. Denn
wenn wir dem Geiste von Scapa Flow treu geblieben wären, dann hätte
uns der Weg niemals zu diesem Frieden von Versailles geführt.

		Das war auch der Grundton, der die Rede durchzog, die Geheimrat
Kahl für die Deutsche Volkspartei hielt. »Wenn wir noch ein Schwert
hätten.« Wie oft haben sich deutsche Männer und Frauen diese Frage
vorgelegt, die Unabhängigen riefen dazwischen: »Das Heer war schon
aufgelöst, als die Revolution kam.« Nein, das war es noch nicht,
trotz aller geschickten Propaganda der feindlichen Front und trotz
der Zermürbung durch die Heimatfront. Die Schale war faul und
wurmstichig geworden, aber ein Kern von Hunderttausenden deutscher
Streiter hielt noch stand, und wenn auch nur noch diese
Hunderttausend weitergekämpft hätten, und wenn wir die
Friedensverhandlungen geführt hätten, mit der Feder in einer,
[bookmark: page294] aber dem
Schwerte in der anderen Hand, dann hätte man uns wohl zurückdrängen
können bis zum Rhein, aber man hätte uns nicht einen
Friedensvertrag vorlegen dürfen, in dem wir wie ausgestoßene Hunde
unter den Völkern der Erde behandelt werden. Dann hätte die Entente
die große moralische Belastung zu tragen gehabt, ob sie ihre Söhne
weiter verbluten lassen wollte um des Ausmaßes des Friedens willen.
Jetzt steht kein Heer dem Feinde mehr entgegen, und deshalb stimmen
237 deutsche Abgeordnete für den furchtbarsten Frieden, der je
einem Volke auferlegt wurde. Aus der Rede Kahls, der wieder einmal,
wie einst ein unparteiisches Blatt schrieb, als das Gewissen der
deutschen Nation sprach, klang es heraus wie der Ruf Siegfrieds:
»Ein Schwert verhieß mir der Vater, ich fand es in höchster Not.
Wälse, Wälse, wo ist dein Schwert!« Wir rufen nach dem Schwert,
aber kein Gott kann es uns wiedergeben. Wir besaßen es einst, und
es war der köstlichsten eines, das einem Volke gegeben wurde. Aber
wir zerbrachen es mutwillig selbst und ziehen deshalb zunächst als
Volk und Reich in eine Zukunft von Elend und Schande.

	
		
		Bethmann Hollweg

		Aufsatz in den »Deutschen Stimmen«. 24. 8.
1919

		In den »Unterhaltungen am Abendtisch«, jenen
gedankenvollen Überlegungen Peter Käuzleins, ist der tiefe Eindruck
geschildert worden, der von der Persönlichkeit des vierten Kanzlers
ausging und der ihm viele persönliche Freunde, namentlich in den
Kreisen der deutschen Intellektuellen, warb. In der Tat ist gerade
bei Bethmann der Mensch und die Persönlichkeit von dem Staatsmanne
nicht zu trennen. Den Vorzügen seiner Persönlichkeit, in privatem
Maßstab gemessen, entspringen zum Teil seine politischen [bookmark: page295] Fehler.
Allerdings war auch die Persönlichkeit und ihr äußerer Eindruck ein
ganz anderer, als ihn sich die meisten vorstellen. Der Außenwelt
erschien Bethmann Hollweg vielfach als der ruhige, abgeklärte
Philosoph, den großzügige Objektivität über den Hader der Parteien
wegtrug, und der sich sein Urteil über Dinge und Personen nach der
Weltanschauung formte, der er anhing. Nichts ist falscher als
dieses Bild des leidenschaftslosen, objektiv kühlen Beobachters der
Dinge. Mindestens falsch, wenn es den Bethmann der Zeit
kennzeichnen will, in welcher ihm die Kanzlerwürde Deutschlands
anvertraut war. In dieser Zeit lebte in ihm eine bis zu
vulkanischen Ausbrüchen sich steigernde, ihn beherrschende
Erregtheit, die namentlich dann den ganzen Mann gefangennahm, wenn
er glaubte, daß der Kampf gegen ihn als Person geführt würde. Ein
bekannter politischer Schriftsteller, der den Reichskanzler
sprechen wollte, fand ihn in höchster Erregung im Zimmer auf- und
abgehend, weil ihn ein nationalliberaler Geschichtsprofessor in
Leipzig in einer Artikelserie angegriffen hatte. Auf das Bitterste
beklagte er sich einmal Bassermann gegenüber darüber, daß die
Witzblätter ihn karikierten oder seine Person in falschem Licht
erscheinen ließen. In den Sitzungen des Hauptausschusses versuchte
er vergeblich, die innere Erregung durch fortwährendes Rauchen zu
dämpfen; an der Art, wie seine Gesichtszüge sie widerspiegelten,
ersah man deutlich, wie leidenschaftlich ihn der dort ausgetragene
Kampf bewegte. Das ist der Kanzler, wie ihn der englische
Botschafter, Sir Goschen, schildert, der auf den Tisch schlägt und
der seinen Gegenpartner gar nicht zu Worte kommen läßt, und der in
heißen, in ihrer Tragweite von ihm nicht erfaßten Sätzen seine
Anklagen hinausstößt. [bookmark: page296]

		Diese Leidenschaftlichkeit seines Wesens entsprang guten
Charaktereigenschaften. Der Staatsmann Bethmann war von einem
strengen Verantwortlichkeitsgefühl erfüllt, auf ihm lastete wie ein
Alp die Sorge um Deutschlands Zukunft. Der kühlen Realpolitik, die
in dem Foreign Office in London ebenso zu Hause ist, wie in den
Diplomatien aller anderen Länder, war er aber schon deshalb nicht
gewachsen, weil er da die Auffassungen des Privatmannes als Maßstab
anlegte, wo es sich um große Politik handelte. Ein Beispiel dafür
ist die in seinem Buch angeführte Klage, daß es ihm als ein
ungewöhnlicher diplomatischer Brauch erschienen sei, daß
Privatgespräche amtlich ausgebeutet würden. Man bedenke die
Situation: Vor dem Beginn des Weltkrieges spricht der Kanzler des
Reiches mit dem englischen Botschafter über den Gesamtkomplex der
politischen Fragen. Er erörtert die von England in den Vordergrund
gestellte Frage der belgischen Neutralität, bezeichnet diese im
Vergleich zu dem furchtbaren Ereignis eines deutsch-englischen
Krieges als einen Fetzen Papier, »a scrap of paper«, und glaubt,
daß dieses Gespräch den Charakter einer privaten und persönlichen
Aussprache haben könne, anstatt als selbstverständlich anzunehmen,
daß jedes Wort dieser Unterredung Weltbedeutung erlangen könne!

		Denselben Fehler begeht der Kanzler in seiner ersten Rede, in
der er Deutschland mit der Schuld an Belgien durch das
unglückselige Wort vom »Unrecht an Belgien« behaftet, das der
englischen Propaganda geradezu in die Hände spielte und die
Grundlage für den ganzen gegen Deutschland geführten Presse-Feldzug
der Entente lieferte.

		Bethmann selbst bemüht sich, in seinen »Betrachtungen zum
Weltkrieg« darzulegen, daß der ganze englische [bookmark: page297] Diplomatenkreis längst
einen Vorwand suchte, um in einen Weltkrieg einzugreifen, in den
Deutschland hineinmanövriert werden sollte, er bringt dafür
überzeugende Beweise vor. Aber gerade wenn er davon überzeugt war,
daß England nur einen Vorwand suchte, um sein imperialistisches
Streben der Vernichtung Deutschlands hinter sentimentalen Floskeln
zu bergen, dann durfte er niemals jenes verhängnisvolle Wort
sprechen. Er irrt sich, wenn er in seinen Betrachtungen behauptet,
daß die unermeßlichen Nachteile, die seine Rede Deutschland
gebracht hat, nur in der Vorstellung seiner politischen Gegner
existierten. Die Verantwortlichkeit, die er selber fühlte, hieß es
auch ziemlich unpolitisch auf andere übertragen, wenn er das
Eingreifen Englands in den Weltkrieg deshalb nicht annahm, weil er
glaubte, »daß auch England, vor die allerletzte Entscheidung
gestellt, die Erhaltung des Weltfriedens höher schätzen werde, als
seine Freundschaften«. Er sieht überall bei seinen Feinden auch da
noch die Ehrlichkeit, wo die Feinde selbst sich gar nicht mehr die
Mühe geben, die Anerkennung dieser Ehrlichkeit zu beanspruchen.
Eine dem ehemaligen englischen Kriegsminister Haldane nahestehende
Seite legte in Veröffentlichungen in der englischen Presse dar, daß
es bei den Berliner Besuchen Haldanes Aufgabe gewesen sei, die
Deutschen bei guter Laune zu erhalten, während England seine
Rüstungen für den Kriegsfall vollendete. Trotzdem sagt Bethmann:
»Meinerseits neige ich auch heute zu der Ansicht, daß auf
englischer Seite ein ehrlicher Verständigungsversuch vorlag.«
Dieselbe politische Treuherzigkeit zeigt sich bekanntlich auch in
der Denkschrift zum deutschen Weißbuch, in der gesagt war, England
habe Schulter an Schulter mit uns für den Frieden gearbeitet. Jetzt
ist Bethmann in seinen Betrachtungen gezwungen, [bookmark: page298] dieses Anerkenntnis
zurückzunehmen, und zwar, wie er sagt, auf Grund der eigenen
amtlichen Veröffentlichungen unserer Gegner. Beinahe naiv mutet es
dabei an, wenn er davon spricht, daß in der englischen Publizistik
diese Darstellung des deutschen Weißbuches mehrfach als deutsche
Anerkennung englischer Friedensliebe verwertet worden sei. An einer
anderen Stelle sagt Bethmann, daß er sich wohl bewußt sei, einer
geschickten Regie nicht fähig zu sein. Allerdings! Auf der einen
Seite die Selbstanklage wegen des an Belgien begangenen Unrechts,
auf der andern Seite die für feindliche Propaganda ebenso
verwertbare Äußerung von dem »scrap of paper« und dann in dem
amtlichen deutschen Weißbuch die Anerkennung für den grimmigsten
Feind, daß er ehrlich für den Frieden gearbeitet habe. Mehr an
ungeschickter Regie war in den ersten Tagen des Weltkrieges wohl
nicht möglich. Es bedurfte nicht der Geschicklichkeit eines Lord
Northcliffe, um Deutschland von feindlicher Seite aus ins Unrecht
zu setzen, nachdem sein eigener Kanzler dem Feinde derartig die
Waffen dazu geliefert hatte.

		Zu den Fragen der weltpolitischen Regie gehörte die Frage der
Kriegserklärung an Rußland. Bethmann stellte es so dar, als wenn er
sich als Politiker in dieser Frage dem Urteil der militärischen
Instanzen, namentlich des Generals von Moltke, gebeugt hätte, der
für die Kriegserklärung gewesen wäre, weil unser für den
Zweifrontenkrieg berechneter Mobilmachungsplan die sofortige
Vornahme kriegerischer Handlungen vorsah. »Seiner Ansicht habe ich
mich angeschlossen.« Ist Bethmanns Rolle bei dieser Kriegserklärung
wirklich eine so passive gewesen? Soviel ich weiß, hat der Kanzler
in jenen unheilschwangeren Tagen gegenüber seiner nächsten Umgebung
gar kein Hehl daraus gemacht, daß er [bookmark: page299] sich von der Kriegserklärung gegen
Rußland große Vorteile in bezug auf die Stellung der
Sozialdemokratie zum Kriege verspreche, vielleicht in Erinnerung an
den bekannten Ausspruch Bebels, der auch die Flinte über die
Schulter nehmen wollte, wenn es sich darum handelte, gegen den
russischen Zarismus zu marschieren. Der verstorbene Ballin hat
seinen Freunden gegenüber die Szene geschildert, wie der Kanzler
den bewährten Geheimen Rat Kriege, den Chef der juristischen
Abteilung im Auswärtigen Amt, ersuchte, die Kriegserklärung an
Rußland zu formulieren, während Ballin selbst ihm davon abgeraten
habe. Wiederholt ist auch in der Presse ohne Widerspruch Bethmanns
behauptet worden, daß Herr von Tirpitz zu denen gehört habe, die
den Kanzler gemahnt hatten, sich mit der Kriegserklärung an Rußland
nicht zu überstürzen. Die Darlegung Bethmanns befriedigt daher in
diesem Punkte nicht. Gerade weil es feststand, daß Rußland den
Krieg gegen Deutschland wollte, gerade weil wir uns in jenen Tagen
de facto bereits im Kriegszustand mit Rußland befanden, war es
unverzeihlich, uns mit dem Odium dieser Kriegserklärung und ihren
Folgen auf unsere Bündnisverträge zu belasten.

		Wer Bethmanns Stellung zu den Fragen der innern Politik kennt,
auf die er in seinen Betrachtungen selbst nur kurz eingeht, der
weiß, wie nahe ihm solche Gedankengänge lagen, die in den
Mitteilungen Ballins angedeutet sind. Er wollte die
Sozialdemokratie zur positiven Mitarbeit im deutschen Staatsleben
erziehen. Schon als Staatssekretär des Innern hatte er ein tiefes
Verständnis für die Bedeutung, welche die gewerkschaftliche
Mitarbeit am Staatsganzen für die Aplanierung der sozialen
Gegensätze und für eine verständige Fortentwicklung der deutschen
Politik haben konnte. Ich entsinne mich eines Abends, den ich im
Hause des [bookmark: page300] Staatssekretärs von Bethmann Hollweg
zubrachte und an dem er seiner großen Freude darüber Ausdruck gab,
mit mir, in dem er einen Vertreter des einseitigen
Arbeitgeber-Standpunktes zu sehen glaubte, in dieser Auffassung
übereinzustimmen. Nur irrte er darin, daß er glaubte, in den
Augusttagen 1914 einen besonderen Anreiz nötig zu haben, um die
Sozialdemokratie für die Zustimmung zu den Kriegskrediten und, was
wichtiger war, für das begeisterungsvolle Eintreten für
Deutschlands Recht zu gewinnen. Wer jene Tage vor seinem Geiste neu
erstehen läßt, der weiß, daß es damals keinen Abgeordneten gab, der
es hätte wagen können, sich gegen den Krieg auszusprechen; die Woge
der Volksleidenschaft würde über ihn hinweggebraust sein. Fragen
der innern Politik lagen damals dem Deutschen weltentfernt und
hätten bei niemandem Interesse gefunden. Erst später, als es sich
zeigte, daß wir einen langen, langen Krieg würden führen müssen, da
tauchten diese Fragen auf, und man überlegte in den Kreisen der
Regierung, was geschehen müsse, um die Sozialdemokratie bei der
Stange zu halten und zu gewährleisten, daß die Volkseinheit bis zum
Ende des Krieges erhalten bleibe. Über die Stellung Bethmanns zu
diesen Fragen werden wohl die nächsten Bände seiner Betrachtungen
Auskunft geben. Aber schon hier seien einige Bemerkungen gestattet,
zumal der frühere Kanzler im ersten Teile seiner Betrachtungen die
preußische Wahlrechtsfrage erwähnt, allerdings nur insoweit, als er
die vor dem Kriege liegenden Kämpfe um die Reform des preußischen
Wahlrechts berührt. »Mit der Reform des preußischen Wahlrechts
hoffte ich ein Haupthindernis gesunder Entwicklung aus dem Wege zu
räumen. Die Reform scheiterte an dem mit einer Taktik der
Überraschungen verbundenen Widerstand der Konservativen und an
[bookmark: page301]
Schwierigkeiten, die die Nationalliberalen in parteipolitischem
Interesse erheben zu müssen glaubten. Die Modalitäten aber, unter
denen das Gesetz fiel, machten jede baldige Erneuerung des
Versuches, weil aussichtslos, unmöglich.«

		Es lohnt sich, bei diesen wenigen, aber inhaltsschweren Sätzen,
mit denen Bethmann hier die Frage der einstigen Kämpfe um das
preußische Wahlrecht erwähnt, zu verweilen, und zwar deshalb, weil
sie ein bezeichnendes Licht auf Bethmanns Persönlichkeit werfen.
Was aus diesen Sätzen spricht, ist doch nichts anderes als
entschlußlose, kampfesmüde Resignation. Wie anders würde ein
Bismarck den Kampf für eine Reform des Wahlrechts durchgeführt
haben, wenn es für ihn gegolten hätte, ein »Haupthindernis gesunder
Entwicklung aus dem Wege zu räumen!« Eine einzige Auflösung des
preußischen Abgeordnetenhauses mit der Parole der Reform des
Wahlrechts hätte dem Kanzler, wenn er die ihm zur Verfügung
stehenden Mittel anwendete, jeden Erfolg gebracht, den er brauchte.
Nicht nur das Zentrum, sondern auch die Nationalliberale Partei
hätte ihm dabei Gefolgschaft leisten müssen, denn der Einfluß des
wahlrechtsgegnerischen Teils der Nationalliberalen Fraktion des
Preußischen Abgeordnetenhauses wäre auf einem Parteitage, sobald
die Frage der Abschaffung des Dreiklassen-Wahlrechts in die Debatte
geworfen worden wäre, minimal gewesen. Nur mußte im Volke die
Überzeugung wurzeln, daß die Regierung gewillt war, den Kampf mit
rücksichtsloser Entschlossenheit zu führen. Die Führung dieses
Kampfes mußte in den Händen des Kanzlers liegen. Gewiß waren die
Widerstände groß und gewaltig, aber es galt, ihnen nicht
auszuweichen, sondern sie zu überwinden. Davon merkt man auch in
den jetzigen rückblickenden Betrachtungen [bookmark: page302] keinen Hauch. Der Kanzler
Bethmann war vollkommen davon überzeugt, daß dem Staate durch die
konservative Politik schwere Wunden geschlagen würden, aber er
hatte nicht die Kraft, seine Überzeugung den Widerständen zum Trotz
zum Siege zu führen.

		Dieselbe Wesensart des Kanzlers zeigt sich auch in seinem Buche
in andern entscheidenden Fragen. In lapidarem Stil gibt Bethmann
ein Bild seiner Auffassung der Flottenfrage. Wörtlich sagt er
darüber: »Der Reichstag hat für die Marine seit der Annahme des
grundlegenden Flottengesetzes stets eine freigebige Hand gehabt.
Seegeltung war ein Zauberwort, dem auch mancher jener
Parlamentarier nicht widerstand, deren Kritik sich sonst bis auf
die kleinsten Positionen des Etats erstreckte. Im Lande wuchs mit
der zunehmenden Entfernung von der Wasserkante der Schimmer der
Romantik, der alles Seemännische umgab. Die Flotte war das
Lieblingskind Deutschlands, in ihr schienen sich am lebendigsten
die vorwärtsstrebenden Kräfte der Nation darzustellen. Leistungen
modernster Technik und sorgfältig erwogener Organisation wurden mit
Recht bewundert. Zweifel eines engeren Kreises von
Sachverständigen, ob wir mit dem Bau von Großkampfschiffen
überhaupt auf dem richtigen Wege waren, kamen gegenüber einer
fanatischen, im Dienste der herrschenden Richtung disziplinierten
Publizistik nicht auf. Bedenken über die schwere internationale
Belastung, die sich aus unserer Flottenpolitik ergeben hatten,
wurden durch eine robuste Agitation niedergehalten. In der Flotte
selbst war nicht überall das Bewußtsein wach, daß sie nur Werkzeug,
nicht aber bestimmender Faktor der Politik zu sein hatte. Ihre
Leitung lag seit langen Jahren in der Hand eines Mannes, der über
sein Ressort hinaus [bookmark: page303] politische Autorität beanspruchte und das
politische Denken weiter Kreise nachhaltig beeinflußte. Wo
Differenzen zwischen der Marine und der politischen Leitung sich
andeuteten, trat die öffentliche Meinung fast ohne Ausnahme auf die
Seite der ersteren. Erwägung der internationalen Kräfteverhältnisse
galt leicht als schwachmütige Rücksichtnahme auf das Ausland.«

		Wer zwischen den Zeilen liest, wird keinen Augenblick darüber
zweifeln, daß Bethmann zu denen gehörte, die Gegner einer starken
Flottenpolitik waren. Trotzdem machte er sie mit, weil er nicht die
Kraft in sich fühlte, sich der öffentlichen Meinung zu widersetzen.
Gegen ihn standen nach seinen eigenen Worten die Romantik, die
alles Seemännische umgab und die Flotte volkstümlich mache, ferner
»eine fanatische Publizistik im Dienste der herrschenden Richtung,
eine Agitation und eine Persönlichkeit, die das politische Denken
weiter Kreise nachhaltig beeinflußte«. Mit andern Worten: Das
Schiff des Kanzlers wurde in die Richtung getrieben, die die Wogen
der öffentlichen Meinung angaben. Er selbst wußte nicht das Schiff
dahin zu steuern, wohin es seiner Meinung nach gelangen mußte. Auch
hier keine kräftige eigene Politik, sondern dieselbe müde
Resignation, die ihn in der Wahlrechtsfrage nicht
vorwärtsbrachte.

		Dieselbe Situation hat sich schließlich für ihn in der Frage des
unbeschränkten Unterseeboot-Krieges ergeben. Er hat für diesen
unbeschränkten U-Bootkrieg im Hauptausschuß des Reichstages am 30.
Januar 1917 mit allen Mitteln seiner Beredsamkeit gekämpft.
Politische Feinde, die auch seinen Charakter anzweifeln, haben ihm
hieraus den schwersten Vorwurf gemacht, weil sie behaupteten, daß
er gegen seine Überzeugung gesprochen habe, um im Amte zu [bookmark: page304] bleiben. Man
wird hierauf zurückkommen müssen, wenn diese Fragen im Zusammenhang
der Veröffentlichungen von Bethmann und Helfferich weiter zur
Debatte stehen werden. Diejenigen, die sich bemühten, in die Seele
des Kanzlers einzudringen, haben eine andere Charakteristik von ihm
gegeben. Sie schilderten ihn als den mit einem schweren
Verantwortlichkeitsgefühl ringenden Mann, dem bei jedem Schritt,
den er vorhatte, die Gründe und Gegengründe einer Aktion so
plastisch vor Augen standen, daß er aus Furcht vor einem falschen
Schritt entschlußlos wurde. Das mag den Menschen Bethmann als
Träger der Gewissenhaftigkeit entlasten, es belastet aber aufs
schwerste den Politiker; denn nichts Schlimmeres gibt es zu
schwankender Zeit als den schwankend gesinnten Leiter eines Staates
und eines Volkes.

		Dieses Schwanken zeigt sich vor allem in jenen Fragen der
inneren Politik, die uns schließlich zerrissen haben. Wir sind in
die Revolution hineingetrieben worden, ohne daß bis zum 9. November
1918 an dem Dreiklassen-Wahlrecht in Preußen etwas geändert war. Es
wäre eine Tat gewesen, wenn der Kaiser am 1. August 1914 mit einer
großen politischen Geste das gleiche Wahlrecht in Preußen als
Äquivalent für die von jedem Bürger geforderte gleiche Leistung des
Kriegsdienstes proklamiert hätte. Man hätte ebenso den Grundsatz
verfechten können, daß während eines Krieges auf Leben und Tod alle
Fragen der innern Politik zu schweigen hätten. Bethmann ging einen
andern Weg. In allgemeinen Redewendungen und dabei in großen
verheißungsvollen Worten sprach er von dem gewaltigen innern
Erlebnis des Krieges, das die alten Formen sprengen und Neues
gestalten müsse. Er wies dadurch dem Denken des Volkes geradezu den
Weg politischer Reformen, ohne sie jedoch [bookmark: page305] rechtzeitig in Angriff zu
nehmen. Als sie in Angriff genommen wurden, geschah es in halber
Weise, so daß die Agitation dadurch nicht entgiftet werden konnte,
bis schließlich die letzten Monate des Krieges eine Zersetzung der
politischen Parteiarbeit im Innern sahen, die die Vorstufe zu jenem
Zusammenbruch der Seelenstimmung des deutschen Volkes darstellte,
die uns zur Revolution und mit der Revolution zum Frieden von
Versailles geführt hat.

		Bei all dieser Kritik soll nicht verkannt werden, wie große
Schwierigkeiten die innere Struktur des alten Deutschland einem
Kanzler in den Weg legte. Fürst Bülow hat einmal in einer
Unterredung mit Bassermann zum Ausdruck gebracht, daß das Bild
seines persönlichen Wirkens deshalb vielfach in den Augen der
Öffentlichkeit ein schiefes sei, weil man nicht bedenke, wie schwer
sich das Reich angesichts der bundesstaatlichen Zersplitterung auf
der einen Seite, des Fehlens einer sicheren Parlamentsmehrheit auf
der andern Seite und schließlich wegen des unsichern Faktors des
Kaisers und seiner Umgebung regieren ließe. »Wenn man wissen
wollte, was ich heute leisten kann, dann hätte man mir eine
genügende Spanne Zeit geben sollen, um in Art eines englischen
Ministerpräsidenten, gestützt auf eine Mehrheit im Parlament, meine
Ideen auch wirklich durchführen zu können.« Das Unglück der
deutschen Politik liegt in jenen 60er Jahren des vorigen
Jahrhunderts, in denen die staatenbildende Politik eines Bismarck
kein Verständnis im Parlament fand. Dadurch wurde der Kampf für das
neue Preußen ein Kampf des Königs und des Kanzlers gegen sein
Parlament, dadurch entstand auch später eine Reichsverfassung, die
vielfach auf die Person des Kanzlers zugeschnitten war und die uns
nach außen die große Zeit Deutschlands [bookmark: page306] brachte, solange ein Bismarck
an der Spitze der Reichspolitik stand und das vertrauensvolle
Zusammenwirken zwischen dem alten Kaiser und seinem Kanzler
anhielt, die aber mehr und mehr versagte, als die Epigonen an die
Stelle des Großen traten und das unter Bismarck niedergehaltene
Parlament, das nie das Bewußtsein politischer Verantwortlichkeit in
sich trug, zu dieser Verantwortlichkeit herangezogen werden mußte.
Hätten wir auch nur 50 Jahre lang das parlamentarische System in
Deutschland und Preußen gehabt, dann wäre den Nachfolgern Bismarcks
das Regieren leichter geworden. So waren die Gewalten, die regieren
sollten, völlig unausgeglichen, und der in unserer Verfassung
liegenden Schwierigkeiten konnte nur ein überragender Kanzler Herr
werden. Diese überragende Persönlichkeit war Bethmann nicht, zumal
zu den Fehlern falscher politischer Orientierung und des Mangels an
politischem Instinkt auch jene dem Kampf ausweichende Resignation
trat, die sich in allen Phasen seines Wirkens zeigt. Dazu trat ein
gewisses eigensinniges Beharren auf dem einmal von ihm
eingeschlagenen Weg und die Empfindlichkeit über jede sachliche
Gegnerschaft, die als persönlich von ihm gedeutet wurde. Es schien,
als wenn Bethmann als einstiger primus omnium von Schulpforta auch
für die Zeit seiner politischen Wirksamkeit das Bewußtsein in sich
trug, der erste zu sein, und es als Anmaßung ansah, wenn ihm Kritik
da begegnete, wo er glaubte, den rechten Weg gefunden zu haben.

		An verschiedenen Stellen beschäftigt sich Bethmann in seinem
Werke mit der Nationalliberalen Partei. Hierbei unterliegt auch er,
der sich sonst in seinen »Betrachtungen« von jeder
Leidenschaftlichkeit fernhält und zu Objektivität zu zwingen sucht,
[bookmark: page307] leider
dem Schlagwort. So spricht er davon, daß bei den Nationalliberalen
der Einfluß der Großindustrie überwogen habe, und macht ihnen
beispielsweise zum Vorwurf, daß sie bei Behandlung der
marokkanischen Frage für engbegrenzte industrielle Interessen die
Politik des Landes hätten in Anspruch nehmen wollen. An anderer
Stelle wird das Wort Großindustrie durch das Schlagwort der
Schwerindustrie ersetzt. Bethmann weiß, daß zu jener Zeit, als die
marokkanische Frage im Reichstag erörtert wurde, die
Nationalliberale Fraktion durch Bassermann und mich vertreten war.
Gerade zu jener Zeit führten die sogenannten schwerindustriellen
Kreise einen ganz ausgesprochenen Kampf gegen Bassermann und mich,
der in einer heftigen Rede Dr. Bäumers im Preußischen
Abgeordnetenhaus und in aggressiven, rein persönlich zugespitzten
Angriffen des Generalsekretärs des Zentralverbandes deutscher
Industrieller, Bueck, zum Ausdruck kam. Die beiden
Nationalliberalen Fraktionen des Reichstages und Landtages traten
1908 zu einer Sitzung zusammen, um einen Ausgleich herbeizuführen,
ohne daß dieser Versuch einen praktischen Erfolg hatte. Wie sehr
diese Gegensätze empfunden wurden, das hat mir sachliche und
persönliche Gegnerschaft gezeigt, mit der mich einzelne Vertreter
der deutschen Schwerindustrie im Kriege und bis jetzt nach dem
Kriege bekämpft haben. Denselben Angriffen, wenn auch nicht mit
gleicher Heftigkeit, war Bassermann, der als süddeutscher Demokrat
verschrien wurde, bis zum Kriege stets ausgesetzt. Es geht daher
wahrlich nicht an, wie Bethmann es in seinen Betrachtungen tut, die
Stellung Bassermanns und meine Stellung zu Fragen der auswärtigen
Politik als Ausfluß schwerindustrieller Beeinflussung hinzustellen.
[bookmark: page308]

		Das sind einige Betrachtungen, zu denen Bethmanns Buch den
Politiker anregt. Ich habe nie ein Hehl daraus gemacht, ein Gegner
der Bethmannschen Politik zu sein, und habe das auch zu jeder Zeit
offen zum Ausdruck gebracht. Das hindert nicht, das ehrliche
Streben und Ringen einer Persönlichkeit anzuerkennen, deren
Anziehungskraft auch aus diesem Buche spricht. Die Verhältnisse
waren stärker als der Mensch, der, in schicksalsschwerer Zeit auf
hohe Warte gestellt, mit ehrlichem Bemühen die Aufgaben erfüllen
wollte, die ihm gestellt waren, dessen Kräfte aber an dieser Stelle
versagten und nach der Art seiner Persönlichkeit versagen
mußten.

		Das ist das Bild des Politikers und des Menschen Bethmann, das
aus seinem Buche spricht. Ein Wort aber sei noch dem Schriftsteller
Bethmann gewidmet. Wer sich seiner Kriegsreden erinnert, der wird
wissen, daß es ihm oft gelang, den Ton zu finden, der in der
deutschen Seele widerhallte. Das gilt auch von vielen Teilen seiner
»Betrachtungen zum Weltkriege«. In einer prägnanten, scharfen
Darstellung, die alles Unwesentliche vermeidet, zeigt er sich als
ein Meister des Wortes und einer hohen Darstellungsweise und das
Schlußkapitel erhebt sich gegenüber unseren Feinden zu anklagender
Größe. Für die Worte, die er hier findet, werden ihm noch
diejenigen dankbar sein, die den Staatsmann Bethmann bekämpfen
mußten, weil sie erkannten, daß seine Politik zum Scheitern
verurteilt war.

	
		
		Zum Jahrestage der Revolution

		Aus einem gleichnamigen Aufsatz in den »Deutschen
Stimmen«. 9. 11. 1919

		Gibt es aus dieser Trübnis keinen Ausblick in
die Zukunft? Sollen wir hoffnungslos verzagen und lediglich im
Traum der besseren Vergangenheit über [bookmark: page309] die Gegenwart hinwegzukommen
versuchen? Nein, das soll nicht sein! Nur müssen wir, wenn wir von
Zukunft sprechen, mit anderem Maß messen, als mit dem Maßstab des
Einzelmenschen. Stehen wir denn überhaupt am Ende der Entwicklung
der Dinge in Deutschland, in Europa, in der Welt? Viele sehen die
Zeit, die wir durchlebt haben, nur unter dem Gesichtspunkte des
Krieges und glauben, ein neues Zeitalter mit einer Art
Ewigkeitsdauer habe seit dem Frieden von Versailles begonnen. Eine
solche Auffassung wird den Dingen in ihrer Gänze nicht gerecht.
Schon der Weltkrieg selbst war doch nur die Fortsetzung der beiden
Balkankriege, die ihm vorausgegangen sind, war doch in seinen
Konstellationen undenkbar ohne den italienisch-türkischen Krieg,
der das Präludium für die großen weltpolitischen
Auseinandersetzungen bildete und seinerseits an den Burenkrieg
anschloß, der ebenso wie der vorgenannte von weltpolitisch
imperialistischen Ideen eingegeben war. Gewiß, dieser militärische
Kampf ist vorläufig ausgekämpft, Deutschland hat keine
militärischen Mittel, das Schicksal zu wenden, und ist im Innern
sterbensmüde und matt. Aber war denn das militärische Ringen nicht
wiederum ein Teil einer großen Umwälzungsbewegung in der Welt, die
weit über den Kampf der Waffen hinausging? Törichter Menschenwitz
will einzelne Menschen verantwortlich machen für den Ausbruch
solchen Weltgeschehens, Als wenn nicht die großen Grundtatsachen
der Entwicklung des letzten Jahrhunderts die Bedingungen dazu
geschaffen hätten. Der Aufstieg Deutschlands zum reichen mächtigen
Siebzig-Millionenvolk vor allem. Gegen dieses Deutschland kämpfte
England, mit England im Bunde kämpften die Vereinigten Staaten,
weil wirtschaftlich mit der Entente durch Milliardenkredite
verbunden [bookmark: page310] und in Deutschland den weltwirtschaftlich
stärksten Nebenbuhler bekämpfend. Nunmehr aber beginnt zunächst
eine neue Periode wirtschaftlicher Entwicklung, in der wir die
Entente nicht mehr als eine Einheit sehen werden. Schon steht das
einst von der Entente vergötterte Italien wie ein geprügeltes Kind
seinen Ententegenossen gegenüber. Schon hört man zwischen all den
Triumphreden der französischen Kammer deutlich den Angstschrei vor
der Gefahr des wirtschaftlichen Niederbruchs heraus. England gewiß
steht mächtiger da, denn je ein Weltreich auf Erden. Deutschlands
wirtschaftliche Kraft liegt am Boden, seine Handelsflotte ist
faktisch von den Meeren verschwunden. Aber eine amerikanische
Handelsflotte ist entstanden, stärker als die deutsche es je war,
und amerikanische ungeschwächte Kapitalkraft bedroht Englands
weltwirtschaftliche Expansion mehr, als es Deutschlands Entwicklung
jemals getan hätte. England, Amerika und Japan stehen sich nicht
als Dreibund gegenüber zur Beherrschung der Welt, sondern als ein
Konzern, in dem die tiefsten wirtschaftlichen und politischen
Gegensätze schlummern und eines Tages zum Ausbruch kommen
können.

		Ideen reifen langsam, aber sie haben ein zähes Leben. Fünf Jahre
hindurch hat man vom Selbstbestimmungsrecht der Völker in allen
Sprachen und in allen Erdteilen gesprochen. Als es zur Tat werden
sollte, wurde es niedergestampft in den Friedensbedingungen von
Versailles und St. Germain. Aber den Geist kann man nicht töten.
Wir sind mit unterlegen durch die Kolonialvölker, die England zu
Hilfe rief aus allen Erdteilen, aber die politische Wirkung dieser
tatsächlichen Gleichberechtigung von Farbigen und Weißen in der
Ententearmee im Zusammenhang mit der Idee des
Selbstbestimmungsrechtes ist noch [bookmark: page311] nicht bis zum Ende gediehen. Ungeklärt
sind bis heute die Verhältnisse auf dem Balkan, ungeklärt der
jüdisch-palästinische Staat, ungeklärt das Schicksal des
Mohammedanismus, ungeklärt die Zukunft Rußlands, das als Volk und
Wirtschaft nicht auf ewig ausgelöscht werden kann durch einen
unglücklichen Krieg oder durch den Bolschewismus. Wohin man sieht,
ragen Probleme der Neubildung von Staaten und Völkern. Das Auge
sieht nichts Abgeschlossenes, sondern Werdendes, nach Neubildung
Ringendes in Wallung und Gärung. Unwillkürlich wendet man den Blick
zurück zu jener Periode der Geschichte, die mit der französischen
Revolution beginnt und mit dem Wiener Kongreß zeitlich endet.
Damals ging die Revolution Europas von der Idee aus. Das große
Schauspiel der europäischen Umwälzung begann mit der Verkündung der
Menschenrechte, führte einen französischen König auf die
Guillotine, ließ Paris und Frankreich die Schreckensherrschaft
eines Danton und Marrat erleben, sah Napoleon als Konsul und Kaiser
aufsteigen, sah Preußens Fall und Österreichs Demütigung, sah ein
Spiel mit Kronen wie mit Bällen und endete nach Leipzig in Wien auf
der einen, in Sankt Helena auf der anderen Seite. Diesmal wurde die
Welt zuerst erschüttert durch die großen gewaltigen militärischen
Eruptionen, dann aber schufen die Erlebnisse des Krieges die
geistige Revolution der Völker. Die russische Revolution war das
erste Fanal einer Erhebung der Masse gegen die alten Verhältnisse.
In raschem Taumel kam man von der Beseitigung des Zarentums über
den Versuch einer konstitutionellen Verfassung zur Diktatur des
Proletariats unter dem Bolschewismus. In Deutschland führte
dieselbe Bewegung zur demokratischen Republik. Auch hier scheint
die Entwicklung nicht abgeschlossen. Gegen die demokratische [bookmark: page312] Republik
kämpft in Deutschland der Kommunismus, gegen den Kommunismus in
Rußland kämpfen die Vertreter der alten Gewalten. Noch zeigt keines
der siegreichen Länder die gleichen Erscheinungen, aber niemand
zweifelt wohl daran, daß der Boden in Italien aufgewühlt ist von
politischen Leidenschaften eines Volkes, das sich um den Erfolg des
Sieges betrogen fühlt. Niemand kann vorbeigehen an den starken
Kämpfen, die in England um die Sozialisierung des Bergbaues geführt
werden, niemand kann vorbeigehen an den starken Kämpfen um die
Macht, die in England die alte verbrämte Oligarchie der
herrschenden Parteiführer gegen den Dreibund der großen
Gewerkschaften führt, in deren gewerkschaftlichen Forderungen der
politische Unterton immer deutlicher vernehmbar wird. Von der
Leidenschaft der sozialen Kämpfe in Amerika ist nur wenig an unser
Ohr gedrungen, aber was wir hören, spricht dafür, daß das Land,
welches am längsten am Manchestertum festgehalten hat, auch am
stärksten durch das gewaltige Erwachen der Arbeiterklassen
erschüttert werden kann. Noch herrscht in Frankreich Clemenceau,
noch berauscht man sich an der Feier des Sieges. Wie aber die
Stimmung des Volkes sein wird, wenn man erfährt, daß Deutschland
nicht alle Schulden Frankreichs zahlen kann, daß auch Frankreich
finanziell und wirtschaftlich zerrüttet aus dem Krieg hervorgeht,
daß noch kein Garant für die an Rußland gegebenen Milliarden da
ist, das vermag ebensowenig jemand zu sagen, wie jemand Auskunft
darüber zu geben vermag, ob das polnische Volk, das bisher
staatenbildende Kraft nicht gezeigt hat, diesmal in der Lage sein
wird, einen polnischen Staat zu erhalten. Alles fließt, alles ist
in Neubildung und Gärung begriffen. Sollen wir glauben, daß in all
den Zeiten, [bookmark: page313] die noch kommen, in den Umwälzungen, die noch
kommen, Deutschland nichts anderes sein wird als der Paria unter
den Nationen, als der Vasall der Sieger? Nein, das wird nur dann
sein, wenn wir uns aus dem Niederbruch des 9. November nicht zu
erheben vermögen. Aber der Feierrausch wird vergehen, die Gesundung
wird kommen, denn im innersten Kern ist das Volk gesund. Bei allen
Anklagen, die gegen den 9. November erhoben werden, wollen wir doch
eines nicht vergessen: daß das deutsche Volk während der fünf Jahre
des Krieges so unendlich viel physisch zu erdulden hatte, daß der
Fieberrausch nach dem Niederbruch aller Hoffnungen psychologisch
verständlich war. Noch ist alles dunkel und düster im Grau der
Novembertage vor uns. Aber die Sonne wird einmal durchbrechen, wenn
wir den Weg zurückfinden zu dem, was an dem alten Deutschland
innerlich gesund und unvergänglich war. Die Anzeichen dazu zeigen
sich bereits. Die Produktion in den Kohlenbergwerken fängt an zu
steigen, die Streikhetzer finden weniger Anhang, in
Massenabstimmungen wird die Akkordarbeit wieder gutgeheißen, der
Drang nach Ordnung und Autorität ist namentlich auch bei den Frauen
allgemein. Wir werden ein Volk der harten Arbeit bleiben. Die
leichte Genußfreude, das sanguinische Temperament des Romanen war
uns nie eigen. Wir hatten keine Gentry, die bei uns, etwa wie in
England, ausruhte auf dem, was die Vorfahren an Vermögen hatten.
Über unserem Leben stand in der Vergangenheit der letzten
Jahrzehnte das Wort der römischen Legion: sine missione nascimur,
ohne Urlaub wurden wir geboren. Das hat uns hart, rauh, abstoßend
und in vielem unausgeglichen gemacht, das hat die Abneigung gegen
den Deutschen erweckt bei den anderen, das wird so bleiben. So
karg, wie die [bookmark: page314] Natur den deutschen Osten ausgestattet hat,
so karg und starr wie die Dünen an der Ost- und Nordsee, so
puritanisch wie ein kalvinisches Gotteshaus, so wird wohl das Leben
sein, das wir zu führen haben. Mindestens wir, die lebende
Generation. Alles, was wir einst groß gesehen haben an unserem
Vaterlande, sehen wir nur noch durch die Schatten unserer
Erinnerung. Aber die große Zeit, die schöne Zeit unseres Lebens
verdanken wir denen, die vor uns mitgeschaffen hatten, dieses
Preußen-Deutschland zur Größe durchzuhungern und durchzuführen.
Jetzt gilt es, aus Trümmern ein neues Reich zu bauen, in dem unsere
Söhne und Enkel wohnen sollen. Wenn wir zurückkehren zu den alten
Ideen deutscher Arbeitslust, deutscher Sitte, deutscher Ehrfurcht
vor allem Großen, deutscher Selbstachtung und Selbstbesinnung,
deutschen Ordnungssinns, deutscher Autorität und jenem tiefen
Inbegriff deutscher Freiheit, der nicht im Ausleben des Ichs,
sondern in der Einordnung des Ichs unter die Allgemeinheit die
wahre Freiheit sieht, dann werden wir auch in diesem unserem Leben
eine Wegstrecke zurücklegen können zu jener Entwicklung unseres
Vaterlandes, die uns einst in einem langen Zeitraum wieder zur
Größe wird führen können. Nicht auf dem Weg über kosmopolitisches
Denken, sondern nur auf dem Wege deutscher Wesensart. Der Weg ist
lang und dornig. Nur der Geist, der unverrückbar an ein fernes
schönes Ziel glaubt, vermag die Lebenskraft sich zu erhalten, die
ihn über den Alltag des durch den 9. November geschaffenen
Deutschland hinwegführt. Aber wie es der Geist ist, der sich den
Körper baut, so wird auch dieser Geist sich den Körper des neuen
Deutschland zu bauen vermögen, nicht in der Feier, sondern in der
Überwindung des Irrgeistes des 9. November. [bookmark: page315]

	
		
		Der Aufstand Kapps

		Rede im Geschäftsführenden Ausschuß der Deutschen
Volkspartei. 28. 3. 1920

		Lassen Sie mich, ehe wir in unsere eigentlichen
Verhandlungen eintreten, auf einen Lichtblick in diesen dunklen
Tagen hinweisen. Es ist die tapfere Haltung unserer Volksgenossen
in Schleswig-Holstein in der zweiten Zone. Sie haben sich in einer
der schlimmsten Zeiten der Unsicherheit und des Schwankens aller
Verhältnisse trotzdem in alter Treue und Liebe zum Deutschtum
bekannt. Dafür gebührt ihnen unser herzlicher Dank. Wir begrüßen
auch von hier aus unsere Parteigenossen in Schleswig-Holstein und
bitten sie, dort bekanntzugeben, wie erfreut wir über das glänzende
Ergebnis der Abstimmung sind.

		Nun zur Sache selbst, zu den Ereignissen, die sich seit dem 13.
März abgespielt haben. Die klaren Tatsachen, die hier vorliegen,
werden entstellt, um Material für den Wahlkampf zu gewinnen. Weder
Unabhängige noch die Mehrheitssozialisten benehmen sich dabei so
skrupellos wie die Demokraten. Vergleichen Sie, um das zu erkennen,
die »Freiheit« und den »Vorwärts« mit dem »Berliner Tageblatt« und
der »Frankfurter Zeitung«. Man ist so weit gegangen, in der
»Frankfurter Zeitung« in einem Artikel über die »Vorbereitung des
Hochverrats« davon zu sprechen, daß der Vorsitzende der
Reichstagsfraktion, Abgeordneter Dr. Heinze, und der Vorsitzende
der Partei, d. h. ich, an diesen Vorbereitungen mittelbar oder
unmittelbar beteiligt gewesen seien. Und man spricht davon, daß die
Helfershelfer auf derselben Linie ständen oder sogar noch
schlechter einzuschätzen seien als die Täter selbst. Welches sind
die Tatsachen, die dem zugrunde liegen? Es hat zwischen General von
Lüttwitz und [bookmark: page316] Dr. Heinze sowie Dr. Hergt in den Tagen, den
3. und 4. März, eine Unterredung stattgefunden. Die Darstellung,
die Dr. Heinze uns davon gegeben hat, deckt sich im wesentlichen
mit derjenigen, die heute in den Zeitungen veröffentlicht worden
ist. Danach hat General von Lüttwitz erklärt, daß unbedingt
Neuwahlen stattfinden müßten, und daß das Heer auf der Wahl des
Reichspräsidenten durch das Volk bestehe. Er hat im Anschluß daran
gefragt, was die Rechtsparteien zu tun gedächten, um diesen
Forderungen zur Verwirklichung zu verhelfen. Er ist dann darauf
hingewiesen worden, daß die Deutsche Volkspartei und die
Deutschnationale Volkspartei eine Interpellation einzubringen
gedächten, und daß sie hofften, dadurch ihr Ziel zu erreichen.
General von Lüttwitz, der nach meinem persönlichen Eindruck der
Politik vollkommen fernsteht und jeden Blick für politische
Wirklichkeit vermissen läßt, hat dann erwidert, daß unbedingt etwas
geschehen müsse, weil seine Leute sonst nicht mehr zu halten seien.
Es hat daraufhin eine neue Besprechung stattgefunden, an der Graf
Posadowsky, Dr. Hergt und Herr v. d. Osten und von unserer Seite
Dr. Heinze, Abg. Dr. Becker und ich teilgenommen haben. In dieser
Sitzung haben wir die Interpellation wegen der Vornahme von
Neuwahlen beschlossen. Es herrschte Einmütigkeit darüber, daß diese
Frage lediglich durch parlamentarische Mittel entschieden werden
könne und daß jeder Putschversuch verbrecherischer Wahnsinn sein
würde. Infolgedessen wurde beschlossen, obgleich man diese
Drohungen gar nicht ernst nehmen konnte, den militärischen Herren
folgendes sagen zu lassen: Die Deutsche Volkspartei wird alles tun,
um auf gesetzmäßigem Wege zu Neuwahlen zu gelangen; sie hält aber
jeden Weg, der von dem gesetzmäßigen abweicht, für verbrecherischen
Wahnsinn. [bookmark: page317] Mit diesen selben Worten ist der Beschluß den
Herren vom Militär mitgeteilt worden. General von Lüttwitz sagte
daraufhin, er werde nun zum Reichspräsidenten selbst gehen. Weiter
versicherte er, daß er entschlossen sei, die Verfassung zu achten.
Daß nun jetzt gegen den Abg. Dr. Heinze der Vorwurf erhoben wird,
er habe mittelbar bei den Vorbereitungen des Hochverrats
mitgewirkt, das ist derartig unsinnig, daß es kaum verdient,
ernsthaft zurückgewiesen zu werden. Abg. Dr. Heinze wird aber noch
auf diese Dinge in seiner Rede in der Nationalversammlung
ausführlich eingehen und die Verdächtigungen der Demokraten an den
Pranger stellen.

		In derselben Nummer der »Frankfurter Zeitung« ist gesagt, es
würde interessant sein zu erfahren, wie oft Dr. Stresemann in
diesen Putschtagen bei General von Lüttwitz, bei Ludendorff, bei
Oberst Bauer und bei Herrn Kapp gewesen sei. Das kann ich mit ein
paar Sätzen beantworten. Am Dienstagabend, d. h. am Tage vor seinem
Sturz, bin ich vom General von Lüttwitz um eine Zusammenkunft
gebeten worden, um die politische Lage zu besprechen. Ich habe
dieser Einladung Folge geleistet, weil ich der Meinung war, daß
unsere Aufgabe in erster Linie darin bestand, einen Bürgerkrieg zu
verhüten. Am nächsten Tage habe ich des Morgens um 8 Uhr eine neue
Einladung erhalten, in das Reichskanzlerpalais zu kommen, und ich
habe dort außer den Deutschnationalen auch Herren vom Zentrum
angetroffen, die der Einladung ebenfalls Folge geleistet hatten.
Das sind die beiden Male gewesen, in denen ich Herrn von Lüttwitz
und Herrn Kapp gesehen habe. Hieraus sieht man klar, daß die
Demokraten die Tendenz verfolgen, koste es was es wolle, die
Deutsche Volkspartei in diese Dinge hineinzuziehen, und man greift
dabei zu Verdächtigungen [bookmark: page318] und Verleumdungen. Demgegenüber muß es unsere
Aufgabe sein, das reine Tatsachenmaterial der Öffentlichkeit zu
unterbreiten.

		Wie haben sich die Vorgänge selbst abgespielt? Am 13. März lasen
wir des Morgens in den Zeitungen, daß ein Putsch bevorstehe, daß
General von Lüttwitz bei der Regierung gewesen sei und ihr ein
Ultimatum gestellt habe. Diese Mitteilung wurde alsbald durch die
Nachricht überholt, die Regierung sei abgesetzt worden und eine
neue habe sich gebildet. Wir haben daraufhin des Vormittags unsere
Parteifreunde, die in Berlin weilten, versammelt, um zu dieser Lage
Stellung zu nehmen. Wie stellten sich uns die Dinge dar? Draußen im
Lande hat man vielfach gemeint, es habe sich bei dem Putsch um eine
örtliche Berliner Angelegenheit gehandelt. Für uns sah sich die
Sache aber doch wesentlich anders an und zwar aus dem einfachen
Grunde, weil die Reichsregierung geflohen war. Uns stand als
Tatsache vor Augen, daß ganz Preußen vom Osten bis zur
Reichshauptstadt nach den ausgegebenen Mitteilungen hinter den
neuen Machthabern stand. Auch das Militär, so wurde uns gesagt,
stehe hinter Lüttwitz, und eine Reichsregierung war eben nicht mehr
vorhanden, denn sie hatte die Flucht ergriffen. Das war die
Situation, vor die wir gestellt waren, und die uns durch die
weitere Mitteilung erhärtet wurde, der Oberpräsident von
Ostpreußen, der Sozialdemokrat Winnig, habe sich hinter die neue
Regierung gestellt. Uns schien aus dieser ganzen Lage die
Notwendigkeit vorzuliegen, zu verhüten, daß entweder im Auftrag
einer deutschen Regierung, wenn sich eine solche neu in
Süddeutschland bilden sollte, deutsche Truppen gegen Berlin zögen,
oder aber, daß sich ohne Bürgerkrieg Deutschland in zwei
Regierungslager spalte, ein Vorgang, durch den das Reich hätte in
[bookmark: page319] Trümmer
fallen müssen. Dazu kamen andere Erwägungen, die sich durch den
weiteren Verlauf der Dinge bewahrheitet haben. Wir waren der
Meinung, daß sich Herr Kapp und seine Anhänger nicht würden halten
können. Aber wir sagten uns eins: Wenn diese Angelegenheit, die
gegen unseren Willen und Wissen und gegen unsere stärksten
Warnungen nun doch gekommen ist, in Schimpf und Schande zum
Scheitern kommt, so darf sie nicht so zusammenbrechen, daß mit ihr
auch unsere ganze Reichswehr zusammenbricht. Wenn eine
Verständigung nicht gelingt, dann ist die Reichswehr unmöglich
geworden, und wir bekommen den Übergang zum Bolschewismus. Denn es
stand uns auch noch ein weiteres vor Augen, nämlich, daß jetzt ein
Gegenstoß von links einsetzen würde, daß also der Kampf nicht mehr
zwischen parlamentarischer und angemaßter Regierung gehe, sondern
zwischen unseren alten Kultur- und Wirtschaftsformen und dem
Bolschewismus. Wir haben festgestellt, daß Offiziere der russischen
Roten Armee hier in Berlin geweilt haben, und daß Volksredner von
Lenin nach Deutschland entsandt worden sind. Es sollte also die
Entscheidungsschlacht des Bolschewismus geschlagen werden, und dazu
wäre es in absehbarer Zeit auch ohne den Putsch des Herrn Kapp
gekommen.

		Von solchen Erwägungen gingen wir am ersten Tage aus, und wir
einigten uns im Laufe unserer Besprechungen dahin: Sobald
feststeht, ob die alte Regierung noch existiert, oder ob sich eine
neue Regierung gebildet hat, ist es unsere Aufgabe, dafür zu
sorgen, daß in möglichst kürzester Frist der verfassungsmäßige
Zustand wieder hergestellt wird, daß dann ein neues Ministerium
gebildet wird als Koalitionskabinett auf breitester Grundlage, und
daß innerhalb von sechzig Tagen Neuwahlen ausgeschrieben werden.
Unser [bookmark: page320]
Standpunkt ist doch dadurch klar festgelegt worden, daß wir unseren
Parteimitgliedern bei Strafe des Ausschlusses aus der Partei
verboten, ein Amt von Herrn Kapp entgegenzunehmen. Auf der
Grundlage dieser Erwägungen ist denn auch unsere Erklärung vom 13.
März formuliert worden. Wenn behauptet wird, sie spreche eine
Anerkennung der neuen Regierung aus, so ist dem entgegenzuhalten,
daß sich die Angelegenheit von Süddeutschland aus wohl etwas anders
ansah, als von Berlin aus. Die alte Regierung war nicht mehr
vorhanden. Eine Regierung war da, die sich de facto auf die Macht
stützte. Im November 1918 hat die Nationalliberale Partei ja auch
mit der Regierung Ebert-Scheidemann verhandelt, weil diese eine de
facto-Regierung war und keine andere Macht ihr gegenüberstand. Das
war genau dieselbe Situation wie am 13. März. Im übrigen ist in
unserer Erklärung ausdrücklich gefordert, daß die provisorische
Regierung in eine verfassungsmäßige umgewandelt werden sollte, und
es ist das Bekenntnis abgelegt zur organischen Entwicklung, die
durchbrochen worden sei.

		Aber nun frage ich doch: Sollen wir denn in ungerechter Weise
objektiv sein? Ich empfinde es als eine Anmaßung, wenn Herr
Scheidemann sich hinstellt und über Verfassungsbruch klagt. Diese
Revolution, die in ihren Folgen ein unendliches Unglück für
Deutschland sein kann, ist doch nur eine Frucht des Zusammenbruchs
aller Autorität, der seit dem November 1918 eintrat. Niemals hätte
die Mißstimmung gegen die Regierung so zersetzend wirken können,
wenn nicht das alte deutsche Heer durch ein Söldnerheer ersetzt
worden wäre, und wenn nicht alle Autorität gerade durch diejenigen
umgestürzt worden wäre, die sich heute als die Hüter der Verfassung
preisen. Es ist wohl eine geschichtliche Notwendigkeit, daß die
[bookmark: page321]
November-Revolution eine Gegenrevolution von rechts zur Folge
hatte, deren Unmöglichkeit ja nun klar erwiesen ist, wie es wohl
auch eine geschichtliche Notwendigkeit ist, daß wir den Schlag von
links aushalten müssen, der jetzt geführt wird.

		In diesem Kampf gegen links stehen wir heute. Am 14. März setzte
bereits der Generalstreik ein. Unzweifelhaft ist es, daß alle
Angehörigen der Parteien, auf die sich die alte Regierung stützte,
zu diesem Generalstreik geblasen haben, und zwar haben auch hier
wieder die Demokraten einen großen Eifer gezeigt. Wir haben uns
nicht nur nicht daran beteiligt, sondern den Generalstreik auf das
schärfste verurteilt. Er ist das zweite Verbrechen, das in diesen
Tagen am deutschen Volke begangen wurde. Man weiß nie, wann und in
wessen Händen der Generalstreik endet. Wir haben deshalb unsere
Aufgabe darin gesehen, durch Verhandlungen den Frieden
herbeizuführen. Wir hatten mittlerweile aus Dresden die Mitteilung
erhalten, daß die alte Regierung dort Schutz gefunden hatte, und
zwar durch die Intervention des Abg. Dr. Heinze, eine Tatsache, die
allein genügen dürfte, um den Unsinn der gegen uns gerichteten
Vorwürfe zu beweisen. In vermittelndem Sinne haben auch andere
unserer Freunde in dieser Zeit gearbeitet. Abg. Dr. Vogler hat
damals eine Einigung des gesamten Industriereviers gegen Herrn Kapp
zustandegebracht. Ich erwähne das auch aus dem Grunde, weil die
Demokraten schon »feststellen« wollen, daß die Deutsche Volkspartei
Gelder für den Putsch hergegeben habe. Da man dabei immer die
Schwerindustrie zu beschuldigen pflegt, so darf man vielleicht
darauf hinweisen, daß sie in der Bekämpfung des Herrn Kapp bis zur
Kohlensperre gegangen ist. Und auch der Reichsverband der deutschen
Industrie und die Arbeitsgemeinschaft haben in [bookmark: page322] diesen Tagen ein neues
Bekenntnis zur Arbeitsgemeinschaft abgelehnt und sich sofort auf
den verfassungsmäßigen Boden gestellt.

		Für uns in der Reichshauptstadt war die Situation am schwersten.
Gewiß wäre es das einfachste gewesen, einen Protest zu erlassen und
dann abzuwarten, wie die Dinge weiterlaufen würden. Aber das wäre
nicht die Haltung verantwortungsbewußter Politiker gewesen. Wir
haben uns deshalb vom Sonntag, den 14. März, ab an die Arbeit
gemacht und nicht geruht bis zu der Stunde, in der die Situation so
weit geklärt war, daß wir wieder verfassungsmäßige Zustände in
Berlin hatten. Wir haben schon am Sonntag mit dem Zentrum
verhandelt und wir haben auch der Sozialdemokratie vor Augen
geführt, daß es sich nicht um einen Kampf zwischen der alten
Regierung und Kapp handele, sondern um einen Kampf gegen den
Bolschewismus. Leider hatten wir damit wenig Erfolg. Wir sind auch
wegen dieser Tätigkeit vom »Berliner Tageblatt« in
wahrheitswidriger Weise angegriffen worden. Es wurde behauptet,
Herr Schiffer habe es abgelehnt, mit den Rebellen zu verhandeln,
dagegen sei der Vorsitzende der Fraktion der Deutschen Volkspartei
zu den aufrührerischen Generalen gegangen. Tatsächlich aber hat
Herr Schiffer als Vertreter der alten Regierung hinter diesen
Verhandlungen gestanden. Er hat damals erkannt, daß eine Einigung
in Berlin erfolgen mußte, und er bediente sich unserer Vermittlung,
die wir Beziehungen zu beiden Seiten hatten, um Verhandlungen
herbeizuführen. Es ist also ganz falsch, wenn das »Berliner
Tageblatt« jetzt behauptet, Herr Schiffer habe es abgelehnt, zu
verhandeln. Ich bedaure es außerordentlich, daß Herr Schiffer in
dieser Weise als Minister ausgeschieden ist. Er hat sich um die
Beilegung des Konflikts Verdienste erworben, aber er hat nicht den
[bookmark: page323] Mut
gefunden, sich zu diesen Verdiensten zu bekennen. Er hätte stolz
darauf sein müssen, daß er bei diesen Vereinbarungen mitgewirkt
hat. Wir haben keinen Grund, diese Verhandlungen abzuleugnen. Wir
sind stolz darauf, an ihnen mitgewirkt und dazu beigetragen zu
haben, sie zu einem erfolgreichen Ende zu führen. Das demokratische
führende Organ Badens, die »Neue Badische Landeszeitung« schreibt
in diesem Sinne, das entschlossene Auftreten der Deutschen
Volkspartei bei der Beilegung des Konfliktes in Berlin sei ein
Verdienst, das ihr nicht geschmälert werden dürfe. Hier ist also
die Auffassung wiedergegeben, die auch wir gehabt haben: Es muß zu
einer Einigung kommen. Erst müssen verfassungsmäßige Zustände
wieder hergestellt werden, um dann den gemeinsamen Kampf gegen den
Bolschewismus aufzunehmen.

		Die Vereinbarungen, die zum Teil nach dem Diktat des Herrn
Schiffer in Worte gefaßt worden sind, waren leider nach einigen
Stunden von der Regierungsseite durchbrochen. Es begann ein anderer
Wind zu wehen. Es begannen die Verhandlungen mit den Gewerkschaften
und es folgte eine vollkommene Orientierung nach links, in der wir
noch stehen und von der wir nicht wissen, wie weit sie führen wird.
Augenblicklich stehen jedenfalls wir auf dem Boden der Verteidigung
der Verfassung, wenn wir uns dagegen wenden, daß die Abmachung mit
den Gewerkschaften die Grundlage unserer zukünftigen Regierungsform
werden dürfte. Die Verhältnisse in Deutschland entwickeln sich mit
photographischer Treue wie die in Rußland. Genau wie man bei uns
Truppen entwaffnet und Arbeiterbataillone schaffen will, genau so
hat es Kerenski gemacht, und Lenin war sein Nachfolger. Wenn es so
weitergeht, dann ist der Bolschewismus das Meer, in dem wir
schließlich ertrinken. Daß die Unabhängigen [bookmark: page324] diesen Weg gehen, und daß die
Sozialdemokratie nach ihrem jahrzehntelangen Kampf gegen den
Militarismus Mißtrauen hegt, das ist mir schließlich verständlich.
Daß diesen beiden aber die Demokratische Partei zur Seite steht,
und daß sie das alles mitmacht, das ist eine Verleugnung der
Interessen des Bürgertums. Der demokratische Parteivorsitzende
Petersen hält jetzt die Stunde für gekommen, um in Berlin in einer
öffentlichen Rede zu sagen, daß er sich der meineidigen Offiziere
schäme. Kann man das Heer wirksamer zersetzen als durch solche
Angriffe? Kann man sich da wundern, wenn Offiziere im Kampf gegen
den Bolschewismus wankend werden sollten?

		Die Entwicklung der Gewerkschaften rückt stark nach links. Der
Abg. Legien hat den stärksten Radikalismus gepredigt. Der Einfluß
der Gewerkschaften bedeutet also eine verstärkte Gefahr. Das um so
mehr, wenn das Heer weiter so zersetzt und zermürbt wird, wie es
bisher geschehen ist. Deshalb müssen wir dafür eintreten, das Heer
zu stärken und auch seelisch zu unterstützen. Unsere zweite Aufgabe
aber ist, dafür zu sorgen, daß wieder ein autoritativer
verfassungsmäßiger Körper gewählt wird. Das kann nur ein
neugewählter Reichstag sein. Wenn wir nicht dafür sorgen, daß in
kürzester Frist ein Reichstag vorhanden ist, dann fehlt uns ein
Kristallisationspunkt, und dann fürchte ich, daß die Reichseinheit
auf das schwerste bedroht ist. Darum müssen wir darauf dringen, daß
bis zum Juni Neuwahlen stattfinden.

		Und noch ein anderes. Wir müssen eine Ablenkung der Massen
versuchen gegenüber dem Bolschewismus. Ich würde es sehr bedauern,
wenn die Entwicklung dahin ginge, daß auch nur vorübergehend das
Parlament durch eine Räteregierung ersetzt werden würde, denn aus
dieser Entwicklung würden die [bookmark: page325] Arbeitgeber sehr bald herausgedrängt sein. Es
ist aber doch ein großer Fehler der Regierung, daß sie alles nur
auf die formale Demokratie eingestellt und den gärenden
Berufsinstinkten der Masse kein Ventil geschaffen hat. Wir müssen
deshalb mit Entschiedenheit fordern, daß eine Kammer der Arbeit
neben dem Parlament gebildet wird.

		Und dann ein weiteres: Welche Gelegenheit wäre jetzt geboten, um
deutsche Außenpolitik zu treiben! Immer ist uns entgegengehalten
worden, der Bolschewismus ist nur eine Erfindung, um eine Milderung
des Versailler Friedens zu erreichen. Jetzt müßte gerade eine
sozialistische deutsche Regierung sich auf den Standpunkt stellen:
Das ist euer, der Entente, Werk, ihr habt die Pflicht, das wieder
gutzumachen, was ihr in Versailles verbrochen habt, denn es geht um
eure Interessen. Und dieser Versuch mußte gerade in unseren Tagen
gemacht werden, denn für die Frage, ob europäischer Bolschewismus
oder alte Kultur, ist die deutsche Wirtschaftslage entscheidend.
Wenn wir wieder genügend Arbeit, annehmbare Entlohnung und bessere
Ernährung haben, dann ist der wichtigste Hemmschuh gegen den
Bolschewismus eingeschaltet.

		Wenn wir nun neue Wahlen bekommen: unter welchen Gesichtspunkten
sollen wir sie führen? Wie stehen wir als Partei und wie stehen die
Gesamtaussichten? In unseren Tagen geht die Zeit im Sauseschritt
und vielleicht schon in ein paar Tagen stehen ganz andere Dinge im
Vordergrund als die Kappsche Episode. Die Demokratie steht heute
schon in der Defensive. Im Lippeschen Landtag haben die Demokraten
nach Mitteilungen unserer Parteifreunde eine Interpellation gegen
den Generalstreik eingebracht, und noch mehr als von ihnen wird die
Demokratische [bookmark: page326] Partei von ihren Münchener Parteifreunden
desavouiert, die in ein Kabinett eingetreten sind, das auch auf dem
Wege der gewaltsamen Staatsumwälzung und unter Ausschluß der
Sozialisten gebildet worden ist. Die Klarheit wird kommen, wenn dem
Bürgertum erst klar ist, daß es sich um seine Existenz gegen den
Bolschewismus handelt, und daß wir über das Kontrollorgan der
Gewerkschaften in die Diktatur des Proletariats einzumünden drohen.
Dann wird es wissen, was es von den einzelnen Parteien zu halten
hat. Wir werden Zuzug von beiden Seiten bekommen, von rechts und
von links. Man wird auf der rechten Seite einsehen, daß wir mit
unserer Ablehnung der Verschmelzung im Rechte waren, und auf der
anderen Seite deutet alles darauf hin, daß der Abmarsch aus dem
demokratischen Lager sehr erheblich ist. Man erkennt immer mehr:
Was wir brauchen, das ist eine Partei des freiheitlichen deutschen
Volkstums, die ebenso jede Reaktion bekämpft, wie sie einen
scharfen Trennungsstrich führt gegen den Sozialismus und den
allerschärfsten Kampf gegen den Bolschewismus. Nach einer solchen
Partei lechzt man geradezu im Bürgertum, Wir haben die Pflicht,
dafür zu sorgen, daß unsere Partei zu einem solchen Sammelpunkt
aller aufbauenden und freiheitlichen Volkskreise wird, denn eine
solche Sammlung ist das dringendste Gebot der Stunde.
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		Kriegsschulden und der Versailler Vertrag

		Reichstagsrede zu Simons Londoner Verhandlungen.
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		Der Herr Vorredner hat scharfe Angriffe gegen
das Kabinett und insbesondere gegen den gegenwärtig in London
verhandelnden Herrn Außenminister Dr. Simons [bookmark: page327] gerichtet. Er hat zunächst
ausgeführt, daß die Erklärung, die der Herr Reichskanzler heute
hier namens des Kabinetts abgegeben hat, eine nichtssagende wäre.
Ich glaube, jeder, der diplomatische Verhandlungen kennt – und der
Herr Vorredner bezog sich ja gerade darauf, daß man doch solche
Verhandlungen kennen müsse, um über die Form, in der sie geführt
werden, sich ein Urteil zu bilden –, jeder, der solche
diplomatischen Verhandlungen kennt, wird ein volles Verständnis
dafür haben, daß der Kanzler des Reichs heute nicht eine eingehende
Rede über Verhandlungen hier halten kann, die der Herr
Außenminister im Namen des Kabinetts am Montag gegenüber den
Gegnern zu führen hat. Im übrigen glaube ich, daß das, was der Herr
Vorredner nichtssagend nannte, in Wirklichkeit das A und O der
gesamten Stellung Deutschlands gegenüber der Frage der
Entschädigung ist. Dieses A und O ist die Frage der
Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Ich sehe auch nichts
psychologisch Angreifbares darin, wenn der Herr Außenminister in
seiner Rede darauf hingewiesen hat, daß unter den Sachverständigen
Deutschlands Differenzen über diese Grenze der Leistungsfähigkeit
bestanden. Ich bitte Sie einmal, sich zu vergegenwärtigen, wie die
Situation ist. Wenn Sie jemand auffordern, ein Urteil über das
abzugeben, was im Laufe eines Menschenalters ein Volk leisten kann,
wie wollen Sie angesichts der gärenden Zeit, in der wir leben, in
der überhaupt keine wirtschaftlichen Grundtatsachen feststehen,
verlangen, daß ein solches Urteil so abgegeben wird, daß es
gewissermaßen eine Garantie in den Ziffern oder in den angebotenen
Leistungen gibt, von denen es spricht? Es zeugt gerade für den
Ernst und die Gewissenhaftigkeit derjenigen, die zu einem Urteil
aufgerufen worden sind, wenn sie nicht schnell fertig waren mit
diesem Urteil. [bookmark: page328]

		Von einer ganzen Reihe von Sachverständigen ist – nachdem der
Herr Abgeordnete Breitscheid das angeführt hat, darf ich das wohl
auch sagen – zum Ausdruck gebracht worden, sie glaubten es kaum vor
ihrem Gewissen verantworten zu können, zu sagen, daß Deutschland
überhaupt nur in der Lage sei, das zu leisten, was in diesen
Gegenvorschlägen zum Ausdruck gekommen ist.

		Man kann, glaube ich, auch die Form, in der die Verhandlungen
geführt worden sind, doch nicht so abtun, wie Herr Dr. Breitscheid
das tut, indem er von der Vorbereitung im Eisenbahncoupé spricht.
Herr Dr. Breitscheid hat in seinen ersten Sätzen Wert darauf
gelegt, zu verlangen, daß das Parlament bei derartig entscheidenden
Situationen nicht ausgeschaltet werde. Wohlan, nach der
Darstellung, die er selbst gegeben hat, lagen die Verhältnisse so:
Erst wurden die Sachverständigen gefragt, dann wurden die
Parteiführer gefragt, und nach dieser Befragung erfolgte die
endgültige Formulierung, Ich glaube, daß das ein logischer Aufbau
ist. Erst haben diejenigen das Wort, die auf Grund ihrer Sachkunde
in der Lage sind, die Vorschläge der Regierung zu beurteilen; dann
kommt die Sache an das Kabinett, dann versichert das Kabinett sich
der Zustimmung der Parteien, und dann wird die letzte Feile an die
Form gelegt, in der diese Vorschläge übermittelt werden. In der
modernen Zeit, die nach einem früher oft zitierten Wort im Zeichen
des Verkehrs steht, sollte ein moderner Mensch nicht daran Anstoß
nehmen, wenn im Salonwagen gearbeitet wird, wenn man auch diese
Zeit benutzt, um eine solche Formulierung von Vorschlägen zu
finden.

		Weiterhin möchte ich zu den Ausführungen des Herrn Dr.
Breitscheid zwei sachliche Richtigstellungen hinzufügen. Herr Dr.
Breitscheid hat es als eine Eigenmächtigkeit [bookmark: page329] bezeichnet, daß der Anteil
der Gegner an einer wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung
Deutschlands in den Vorschlägen der deutschen Delegation nicht zum
Ausdruck gekommen sei. Ich verweise den Herrn Kollegen Dr.
Breitscheid auf die während der heutigen Sitzung verteilten
Drucksachen, in denen unter IV die deutschen Gegenvorschläge uns
mitgeteilt worden sind. Er wird daraus ersehen können, daß der
Grundgedanke einer Beteiligung der Alliierten an einer
wirtschaftlichen Besserung Deutschlands anerkannt wird. Wenn auch
zum Ausdruck gebracht wird, daß dieser Gedanke in den Vorschlägen,
die überreicht sind, mit inbegriffen sei, so ist es jedenfalls
nicht richtig, wenn gesagt wird, daß dieser Gedanke nicht erwähnt
worden sei. Er ist hier ausdrücklich in die Debatte geworfen, und
er gibt dem Gegner, wenn er daraufhin den Faden weiterspinnen will,
durchaus Gelegenheit, auf dieser Grundlage mit unserer Delegation
weiter zu verhandeln. Wenn mir auch im Augenblick der Wortlaut der
gesamten Rede des Herrn Außenministers Dr. Simons nicht gegenwärtig
ist, so müßte mich meine Erinnerung doch sehr täuschen, wenn der
Herr Außenminister nicht ausdrücklich von der Bereitwilligkeit
Deutschlands, den Wiederaufbau in Frankreich zu fördern, gesprochen
hätte.

		Wer immer gefordert hat, daß an Stelle diplomatischer Künste,
die oft mit der Diplomatie des Pferdehandels verglichen werden, an
Stelle dieser abgebrauchten Taktik eine ehrliche, offene Diplomatie
tritt, der kann schließlich nicht daran eine Kritik üben, daß in
dieser offenen Weise von Seiten der deutschen Delegation
vorgegangen ist.

		Im übrigen gilt auch für die Vertreter der Parteien, die in
dieser Situation sprechen, doch einigermaßen derselbe Grundsatz der
Zurückhaltung, die sich auch [bookmark: page330] der Herr Reichskanzler bei den schwebenden
Verhandlungen in bezug auf Einzelheiten unserer Vorschläge
auferlegt hat. Es würde deshalb auch wohl kaum Veranlassung
vorliegen, zu der gegenwärtigen Situation eingehender zu sprechen,
wenn nicht der Herr englische Erste Minister, Herr Lloyd George, in
einer in ihrer Art meisterhaften Rede auch diese Gelegenheit zu
einer Weltpropaganda benutzt hätte, die sehr gut auf die
Psychologie anderer Völker eingestellt ist und die er sicher auch
auf die Psychologie des deutschen Volkes eingestellt zu haben
glaubt. Ich darf das um so eher betonen, als die französische
Presse beispielsweise sich gar nicht zurückhält, auf den Umstand
hinzuweisen, daß das erste bedeutsame Weltdokument, das in die
Hände Mister Hardings käme, diese Rede von Lloyd George sein
würde.

		Ich darf mich zunächst denjenigen Ausführungen zuwenden, mit
denen der englische Ministerpräsident an Deutschland appelliert. Er
verlangt eine Änderung der deutschen Sinnesart, und zwar verlangt
er sie unter dem Gesichtspunkt der deutschen alleinigen
Verantwortlichkeit für den Weltkrieg. An vier Stellen seiner Rede
betont er diese deutsche Schuld. Er spricht einmal von den Folgen
der Handlungen der kaiserlichen Regierung von 1914, von den Folgen
des durch die kaiserlich-deutsche Regierung provozierten Krieges,
er spricht von Dr. Simons als dem Vertreter eines Landes, das für
den verheerendsten Krieg verantwortlich sei, und er erwähnt
schließlich, was der Herr Kollege Hergt bemerkte, daß diese
Verantwortlichkeit die grundlegende Basis für das Gebäude des
Friedens von Versailles sei.

		Es ist interessant, daß der englische Herr Ministerpräsident
sich in dieser Auffassung vollkommen mit einem Vertreter der
französischen Politik trifft, dem [bookmark: page331] früheren Präsidenten Poincaré. Herr
Poincaré hält jetzt Vorlesungen in Paris über die Entstehung des
Weltkrieges, und er hat in diesen Vorlesungen an die Spitze seiner
ganzen Ausführungen den Satz gestellt: »Ihr, ihr Franzosen, müßt
immer bedenken, daß der Friede von Versailles seine sittliche
Grundlage nicht in dem Ausgang des Krieges, sondern in der
Entstehung des Krieges hat!« Wir sehen da dieselben Gedankengänge,
die auch zum Appell von Lloyd George an das deutsche Volk führen:
»Anerkennt doch, daß beinahe die ganze zivilisierte Welt mit uns
der Meinung von eurer alleinigen Verantwortlichkeit ist, und zieht
daraus die sittliche Folgerung, daß ihr die Pflicht habt, soweit es
irgendwie in euren Kräften steht, die ganzen Verwüstungen der Welt
wieder gutzumachen, die durch den Krieg hervorgebracht worden
sind.«

		Wenn das jetzt von den Führern des ehemaligen Feindbundes
derartig in den Vordergrund einer Weltpropaganda gestellt wird,
dann ist es nicht unser Recht, sondern unsere Pflicht, darauf zu
antworten. Da muß auf eins zunächst hingewiesen werden: Dem Vertrag
von Versailles fehlt die sittliche Rechtsgrundlage. Der Vertrag von
Versailles ist in seinen großen Grundzügen abgeschlossen gewesen,
ehe man in Versailles zusammenkam und verhandelte, abgeschlossen
durch den Notenwechsel zwischen der ehemaligen deutschen Regierung
und den Vereinigten Staaten als den Vertretern der Alliierten in
jenem Telegrammwechsel zwischen Minister Lansing einerseits und der
deutschen Regierung anderseits. Die Waffenstreckung Deutschlands,
die allein der Entente ermöglichte, einen Frieden festzusetzen,
erfolgte nicht bedingungslos, sondern sie erfolgte auf Grund
heiliger internationaler Abmachungen. [bookmark: page332]

		Gewiß waren nicht nur die vierzehn Punkte Wilsons diese
Grundlage, sondern ausdrücklich war verlangt worden, daß über die
in diesen vierzehn Punkten verlangten Forderungen hinaus der Ersatz
Deutschlands festzustellen sei für alle Schäden der
Zivilbevölkerung durch die Führung des Krieges unter See, durch
Luftangriffe und anderes. Auch das hat die deutsche Regierung
anerkannt. Niemals aber hat sie eine Verpflichtung anerkannt, die
Pensionen aller Armeen der Kriegführenden zu übernehmen, jene
»gigantischen Pensionen«, von denen Lloyd George in seiner Rede
spricht. Ich glaube nicht, daß es irgendeine deutsche Regierung
gegeben hätte, gleichgültig, aus welchen Parteien sie bestünde, die
so wahnwitzig gewesen wäre, anzunehmen, daß das deutsche Volk
jemals in der Lage sein würde, derartige Ausgaben eines
Weltkrieges, an dem ein Viertelhundert Nationen teilgenommen haben,
zu tragen. Es ist unmöglich, diese Lasten auf die Schultern eines
einzigen Volkes zu legen.

		An dieser Betrachtung der Rechtsgrundlage kann die erzwungene
Unterzeichnung des Vertrages nach der erfolgten Entwaffnung nichts
ändern.

		Nun hat der englische Ministerpräsident über den Friedensvertrag
von Versailles ein großes weltgeschichtliches Exposé gegeben, er
hat gewissermaßen von dem geschriebenen und ungeschriebenen Recht
der Völker gesprochen, das für seine Auffassung und gegen uns
spräche. Wenn der englische Ministerpräsident von den vierzehn
Punkten Wilsons, von denen man doch einst eine neue Entwicklung der
Menschheitsgeschichte erwartete, kein Wort in seiner wohlüberlegten
Rede gesprochen hat, so doch wohl aus dem Grunde, weil er sich
innerlich selbst bewußt ist, daß die Endausführung des
Friedensvertrages von [bookmark: page333] Versailles mit dieser Grundlage nicht
vereinbar ist. Ich glaube, daß deshalb auch der Appell, den er an
das deutsche Volk richtet, nicht das Echo finden kann, das er
erwartet, und auch nicht dann finden wird, wenn er wiederholt und
prononziert von der kaiserlich deutschen Regierung spricht, so wie
er vordem glaubte, an das deutsche Volk die Frage stellen zu
müssen, ob hinter Dr. Simons das neue Deutschland oder die Männer
von 1914 ständen. Er würde vielleicht einen Erfolg für eine solche
Gegenüberstellung in Anspruch nehmen können, wenn die Männer des
neuen Deutschland, falls ich diese Terminologie akzeptiere,
irgendwann erfahren hätten, daß die Gegner das neue Deutschland
irgendwie anders zu behandeln geneigt wären, als sie das alte
Deutschland behandelt haben. Man wird bei seinen Ausführungen doch
zu sehr an den Brief erinnert, den an dem historischen Tage des 10.
November 1918 nach erfolgtem »Sieg« Lloyd George an Northcliffe
sandte, in dem er ihm dafür dankte, daß er durch seine Propaganda
den seelischen Zusammenbruch des deutschen und österreichischen
Volkes herbeigeführt hat.

		Und nun die Frage, die letzten Endes Ursache all dieser
Auseinandersetzungen ist, die Frage der Verantwortlichkeit am
Weltkrieg. Wir machen einen großen Fehler, uns auf ein Terrain
drängen zu lassen, bei dem wir nicht auseinanderhalten Ursache der
Weltkatastrophe und äußeren Anlaß. Daß im Juli 1914 von Seiten der
österreichischen und deutschen Diplomatie grobe Fehler begangen
worden sind, kann niemand leugnen, der objektiv die Geschichte
jener Zeit gelesen hat. Daß aber die Gesamtpolitik Deutschlands auf
den Frieden eingestellt war, kann ebensowenig irgendein objektiver
Betrachter der Weltgeschichte leugnen. (Lachen und Zurufe bei den
Vereinigten Kommunisten.) – [bookmark: page334] Und wenn man von Ihrer (zu den Vereinigten
Kommunisten) Seite glaubt, darüber lachen zu können, weil es ein
Deutscher sagt, dann hören Sie doch vielleicht einmal, wie Männer
des neutralen Auslandes darüber gesprochen haben.

		Wir haben die Berichte der Gesandten Belgiens, die doch nicht
verpflichtet waren, unter deutschem Gesichtspunkt Weltereignisse
anzusehen. In einem Bericht vom 14. November 1908 spricht der
belgische Gesandte Baron Greindl von den »im tiefsten Grunde
friedliebenden Absichten des deutschen Kaisers«. In dem Bericht vom
6. Februar 1911 schreibt derselbe Gesandte: »Die entente cordiale
ist nicht aufgebaut auf der positiven Grundlage gemeinsamer
Interessen, sondern auf der negativen Grundlage des Hasses gegen
das Deutsche Reich. Baron Guillaume, der belgische Gesandte, betont
am 12. Juni 1913, als wir uns mehr und mehr der Weltkatastrophe
näherten, daß Frankreich angesichts der Einführung der dreijährigen
Dienstzeit entweder resignieren oder Krieg führen müsse; derselbe
Gesandte schreibt am 23. Januar 1914 die prophetischen Worte, daß
die Politik der Poincaré, Delcassé und Millerand die größte Gefahr
wäre, die den Frieden Europas bedrohe. Ich glaube nicht, daß diese
Vertreter des belgischen neutralen Staates irgendwie in dem
Verdacht stehen, etwa die bezahlten Agenten des alten kaiserlichen
Deutschland gewesen zu sein.

		Lassen Sie mich auf ein weiteres hinweisen. Auch in England
selbst bricht sich ja die Anschauung Bahn, daß man nicht mehr
festhalten könne an der Legende von der Alleinverantwortung
Deutschlands für den Krieg. Es war ein englischer Historiker Gooch,
der in der Historical Association in Cambridge erklärte: »Wenn ich
sage, daß es ein absoluter Unsinn ist, zu [bookmark: page335] behaupten, Deutschland habe
eine friedliche und nichtsahnende Welt mit Krieg überfallen, so
spreche ich nicht als Prodeutscher, sondern als ein Mann, der die
Tatsachen studiert.«

		Wenn solche Sätze heute in der Universität von Cambridge
gesprochen werden, dann zeigt das, daß die Wahrheit auf dem Marsch
ist und nicht aufzuhalten ist.

		Gerade diejenigen Kreise, die eine ganz enge Verbindung zwischen
den großen wirtschaftlichen Tatsachen der Welt und den
geschichtlichen Ereignissen annehmen, sollten sich aber vor allem
vor Augen führen, daß es gar keinen größeren Unsinn gibt, als einem
Deutschland kriegerische Absichten zu unterstellen, dem ja die
Möglichkeit einer ungeahnten Entwicklung, wie sie die Welt noch nie
gesehen hatte, dann gegeben war, wenn der Frieden erhalten werden
konnte. Möchte man doch einmal nachlesen, was angesichts des
fünfundzwanzigjährigen Regierungsjubiläums Kaiser Wilhelms II. über
die Entwicklung in Deutschland in allen damaligen Aufsätzen gesagt
worden ist. Ich will nicht behaupten, daß der materielle Aufstieg
eines Volkes irgendwie gleichbedeutend sei mit seinem Aufstieg an
sich. Manche geistigen Kräfte haben unter dem Überwuchern des
Materialismus gelitten. Aber daß dieses Deutschland in seiner
ungeheuren Entwicklung vom Frieden alles und vom Kriege wenig zu
erhoffen hatte und infolgedessen am wenigsten irgendeinen sittlich
vernünftigen Grund hatte, um diesen Friedenszustand mit dem Krieg
vertauschen zu wollen, das muß jedermann anerkennen, und niemand
kann behaupten, daß eine mit Bewußtsein anders gerichtete Politik
in Deutschland getrieben worden wäre.

		Diese großen Grundtatsachen sind das Entscheidende, [bookmark: page336] und nicht die
vier Wochen vom 1. bis 31. Juli. Aber selbst wenn man lediglich
diese zweite Periode ins Auge faßt, wollen wir denn da vorbeigehen
an allen den Erklärungen, die doch mehr und mehr über demokratisch
– pazifistische Kreise hinaus bis in die Reihe der äußersten Linken
dieses Hauses sich dagegen wenden, daß die Alleinschuld bei
Deutschland läge? Graf Montgelas ist gewiß eine Persönlichkeit, die
man wohl nicht unter die »Nationalisten« einreihen kann. Ich darf
auf die sehr interessante Zusammenstellung in seinem Aufsatz in der
»Deutschen Politik« hinweisen, in dem er über das letzte Stadium
vor der allgemeinen Mobilmachung spricht und darauf hinweist, daß
in Deutschland der Zustand der drohenden Kriegsgefahr zu allerletzt
erklärt worden ist, nachdem Rußland, England, Frankreich und
Österreich-Ungarn mit ihrem Beginn der Kriegsvorbereitungsperiode,
ihren Warnungstelegrammen, ihren Befehlen zur Aufstellung des
Grenzschutzes und ihren Vorbereitungen, die unserem Zustand der
Kriegsgefahr entsprechen, vorangegangen waren, und daß dasselbe für
die allgemeine Mobilmachung gilt, wo Rußland Österreich-Ungarn und
Frankreich Deutschland voranging und der England dann folgte, das
bekanntlich wenige Tage später in den Krieg eintrat.

		Schließlich war es aber Lloyd George selbst, der am 22. Dezember
1920 vom Weltkrieg sagte: »It was something in which they glided or
rather staggered or stambled«. Über diesen Satz, wonach die
Staatsmänner in den Weltkrieg hineingeglitscht seien, wird Lloyd
George nicht hinwegkommen. Er hat zwar einmal gesagt: »Meine Reden
und Bücher sind meine größten Feinde«, und hat damit vielleicht den
Wunsch ausdrücken wollen, nicht auf Ausführungen festgelegt zu
werden, die man zu einer gegebenen Zeit macht. Aber bei [bookmark: page337] einem
Frühstück der Empire's Parliamentary Association, kurz vor der
Pariser Konferenz, kann man doch annehmen, daß in einem
After-Dinner-Speech der Erste Minister nicht lediglich Worte
spricht, die der Augenblick eingibt, namentlich, wenn er sich auf
das Studium von Dokumenten bezieht, sondern da kann man wohl sagen:
Vielleicht hat sich dort weit mehr seine wirkliche Meinung Ausdruck
verschafft als in den offiziellen Reden, die zu halten er als Haupt
einer feindlichen Koalition verpflichtet ist.

		Ich darf auf eine seltsame Übereinstimmung dieser Rede in
Birmingham mit einer Äußerung hinweisen, die Woodrow Wilson, den
doch heute wohl niemand der Deutschfreundlichkeit zeihen will, im
Women-City-Club in Cincinnati am 26. Oktober 1916 tat. Damals war
es der Präsident der Vereinigten Staaten, der die Frage stellte:
»Hat jemand jemals gehört, woraus der gegenwärtige Weltkrieg
entstanden ist? Wenn ja, so wünschte ich, er möchte es
bekanntgeben; denn, soweit ich sehe, weiß es niemand; keine
einzelne Tatsache hat den Krieg hervorgerufen, sondern alle Dinge
im allgemeinen.«

		Sehen Sie hier die Worte in Cincinnati: Keine Einzeltatsache,
sondern die Dinge im allgemeinen –, sehen Sie dort die Dinge in
Birmingham: Kein einzelner Staatsmann, sondern die ganze Welt, die
ins Schliddern kam – und Sie sehen eine Übereinstimmung der
Gedanken, die letzten Endes die Grundlage künftiger historischer
Betrachtung in höherem Maße sein wird als die Rede, die Lloyd
George jetzt in London geglaubt hat halten zu müssen.

		Wenn es mir gestattet ist, nach den Äußerungen von Staatsmännern
ehemals feindlicher Staaten auch einen Deutschen zu zitieren, und
zwar einen, der nicht mit »nationalistischer« Vergangenheit
»belastet« ist, [bookmark: page338] so darf ich auf die Worte hinweisen, die
Kautsky in seiner letzten Auseinandersetzung über »Wilhelm II. und
Delbrück« gesagt hat, und die im Wortlaut heißen: »Ich war sehr
überrascht, als ich Einsicht in die Akten bekam. Meine
ursprüngliche Auffassung erwies sich mir als unhaltbar. Deutschland
hat auf den Weltkrieg nicht planmäßig hingearbeitet, es hat ihn
schließlich zu vermeiden gesucht.« (Abgeordneter Berstein: Er hat
noch anderes gesagt!) – Herr Kollege Bernstein, ich habe seine
Auffassung sehr gut gelesen. Er spricht davon, daß die deutsche
Regierung gegenüber dem deutschen Volke verantwortlich gewesen wäre
wegen ihres Regierungssystems, er lehnt aber ab – und darum handelt
es sich hier –, daß sie gegenüber den Feinden oder gegenüber der
Welt verantwortlich wäre, daß sie die alleinige Verantwortung aller
Welt gegenüber trüge. Wörtlich sagt er weiter: »Ich werde zum
Verteidiger der deutschen Regierung der Entente gegenüber, die sie
als großen Verbrecher behandeln will.« Ich bin gern bereit, Herr
Kollege Bernstein, mich mit Ihnen an Hand der Gesamtausführungen
Kautskys weiter darüber zu unterhalten. Sie werden mir zugeben, daß
ich diese Stelle im Wortlaut zitiert habe. Ich meine, sie können
gar nicht anders aufgefaßt werden, als es dieser Wortlaut sagt.

		Weiter darf ich darauf hinweisen, daß es doch eigenartig ist,
wenn der englische Herr Ministerpräsident das Jahr 1871 mit dem
Jahr 1919 vergleicht. Ich glaube, wir können diesen Vergleich ruhig
hinnehmen. Zunächst einmal scheint mir aus der Rede von Lloyd
George auch die Auffassung hervorzugehen, daß er Frankreich damals
als im Unrecht befindlich ansieht. Das würde mit dem Urteil
übereinstimmen, das die »Times« ausgesprochen hat, als sie nach dem
letzten großen militärischen Ereignis vor der Annexion von [bookmark: page339]
Elsaß-Lothringen die Auseinandersetzung von 1871 in den Satz
brachte: »Das große Ereignis der Gegenwart ist, daß das edle,
friedliebende, aufgeklärte und ernste deutsche Volk sich eint, daß
Deutschland die Vormacht des Festlandes wird an Stelle des
leichtfertigen, ehrgeizigen, streitsüchtigen und allzu
empfindlichen Frankreich. Jeder muß wünschen, daß es so werde.« Das
war eine englische Stimme aus der damaligen Zeit, die ich Herrn
Lloyd George zur Beachtung empfehle, wenn er über den Krieg von
1871 mitspricht.

		Aber ich darf doch weiter vor allem auf eines hinweisen. Wie
ganz anders wirkt bei diesem Frieden auch die äußerliche Form der
Verhandlungen, die ganze kavaliermäßige Art der gegenseitigen
Achtung der Nationen, in der damals ein Bismarck deutsche Politik
führte, gegenüber der auf Nichtachtung, Demütigung und
Herabwürdigung gerichteten Art, in der man Deutschland heute
behandelt. Damals blieb Frankreich vollkommen eine selbständige
große Macht. Die deutsche Besetzung wurde bald zurückgezogen.
Deutschland sorgte für die Ernährung von Paris vom ersten Tage ab,
wo die ausgehungerte Hauptstadt sich ergeben mußte. Das
französische Staatseigentum in Elsaß-Lothringen ist von uns nicht
geraubt, sondern den Franzosen auf Heller und Pfennig bezahlt
worden. So war wohl das richtig, was der der Psychologie angeblich
unkundige Außenminister Dr. Simons schon in Spaa Herrn Lloyd George
erwiderte, als dieser ihm sagte: »Nehmen Sie sich ein Beispiel an
jenem Frankreich, das auch nach der Niederlage von 1871 die Kraft
hatte, die Kommune niederzuwerfen«, und Dr. Simons ihm darauf
antwortete: »Ich zweifle keinen Augenblick, daß die deutsche
Regierung dieselbe Autorität haben würde, wenn die Sieger von heute
uns diejenige Freiheit und Selbständigkeit lassen würden, die das
[bookmark: page340]
siegreiche Deutschland damals dem besiegten Frankreich gelassen
hat.«

		Nun wolle man doch auch nicht Unmögliches vergleichen, einen
Krieg zwischen zwei Ländern, dessen Aktionen kaum ein Jahr
umfaßten, und einen Weltkrieg von der Bedeutung, wie ihn die Welt
nie gesehen hat! Wenn mit irgend etwas, so ist er nur mit der
napoleonischen Epoche vergleichbar, und wenn man deshalb
Friedensschlüsse vergleicht, könnte man höchstens den Wiener
Kongreß mit dem Frieden von Versailles vergleichen. Auch da möchte
ich den Siegern von heute empfehlen, diejenigen Formen anzuwenden,
in der die damals mit Preußen, der deutschen Vormacht, koalierten
Mächte die einfache Unmöglichkeit erkannten, daß ein einzelnes Land
den Schaden eines europäischen Krieges bezahlen könne. Damals hat
Frankreich sein Wiederaufblühen im neunzehnten Jahrhundert dieser
großen Einsicht der Verbündeten zu danken gehabt, einer Einsicht,
die ich denen wünsche, die übersehen, daß die Welt und die
Weltwirtschaft ein Ganzes ist und daß Deutschlands Untergang
letzten Endes ihr eigenes Verderben mit sein wird.

		Wir haben deshalb keine Veranlassung, uns irgendeinem
unparteiischen Weltschiedsgericht nicht zu unterwerfen, das
entscheiden würde über Schuld und Unschuld an diesem Kriege. Gibt
es eine Schuld an einer solchen Weltkatastrophe, so liegt sie
zunächst, wenn man die Ursache in Betracht zieht, niemals an
Persönlichkeiten. Dazu war die Katastrophe zu groß, dazu waren die
Ereignisse zu gewaltig. Und gerade Sozialisten sollten von ihrer
materialistischen Geschichtsauffassung aus nicht zu der Überzeugung
kommen, daß die größten Welttatsachen sich nicht auf
materialistischen Ursachen, sondern auf Verfehlungen [bookmark: page341] einzelner
aufbauen können. Soweit aber Persönlichkeiten in Betracht kommen,
glaube ich, daß die vielfach fehlbaren Staatsmänner Deutschlands in
bezug auf ihren Willen, den Frieden zu erhalten, den Vergleich mit
Iswolski und anderen jederzeit bestehen werden, wenn sie auch nicht
die Geschicklichkeit besaßen, den äußeren Schein derartig zu
wahren, wie man es dort zu jeder Zeit verstanden hat. Es wäre fair
play, wenn ein Weltschiedsgericht spräche. Jedes einseitige
Schuldurteil und Schuldanerkenntnis müssen wir ablehnen.

		Meine Damen und Herren! Ich bedaure immer wieder, daß gegenüber
dieser allmählichen Durchsetzung der Welt mit wirklichen
Grundtatsachen, die doch letzten Endes uns zugute kommen, weil sie
das Grundgebäude eines unerträglichen Friedens erschüttern,
Hindernisse bereitet werden durch Anklagen aus dem eigenen Lager;
es sei doch Versailles nichts anderes als der Frieden, den Deutsche
gemacht hätten, wenn sie siegreich gewesen wären. Ich darf
hinweisen auf das Urteil eines Mannes, der, soweit die Begriffe
rechts und links politische Anschauungen widerspiegeln, so weit
links steht, daß er hier ziemlich dicht an der Wand sitzen würde,
das ist Lenin. Er hat erklärt, es sei geradezu lächerlich, den
Frieden von Brest-Litowsk mit diesem Werk von Versailles in eine
Parallele zu stellen. Wenn von dort dieser Vergleich zurückgewiesen
wird, dann erübrigt es sich vielleicht, hier überhaupt darauf
einzugehen. Wir, die wir damals die Einzelheiten, namentlich auch
die wirtschaftlichen Bedingungen, hier erörterten, die wir die Rede
des damaligen Dr. Simons im Ausschuß hörten, der ausdrücklich jede
Kriegsentschädigung ablehnte, wir, die wir wissen, wie die
wirtschaftliche Gleichberechtigung in diesem Frieden gewahrt wurde,
– uns muß es [bookmark: page342] seltsam berühren, wenn derartige Urteile hier
gefällt werden. Schließlich wird die Wahrheit Sieger sein. Sie wird
nicht dem Lloyd George vom 2. März dieses Jahres, sondern dem
englischen Ministerpräsidenten vom 22. Dezember 1920 Gerechtigkeit
widerfahren lassen, als er sich damals das Geständnis abrang, daß
die größte Welttatsache der letzten Zeit nicht die Schuld eines
einzelnen Volks, eines einzelnen Staatsmanns oder einer einzelnen
Regierung gewesen wäre, und ich hoffe, daß Lloyd George sich zu
dieser großen Tatsache und Auffassung zurückfinden und zu gegebener
Zeit uns und seinen Verbündeten gegenüber die Folgerung daraus
ziehen wird.

		Damit verlasse ich dieses Gebiet und wende mich mit wenigen
Ausführungen zu den wirtschaftlichen Fragen. Vorher geben mir
einige Ausführungen des Herrn Kollegen Müller noch Veranlassung,
einiges zu sprechen. Herr Kollege Müller, Sie haben den Stapellauf
in Flensburg in die Debatte gezogen. Als Sie das sagten, standen
Sie mir geistig in anderer Form vor Augen, nämlich wie Sie an jenem
Tage sich zur Geschäftsordnung meldeten und sich mit Recht dagegen
wandten, daß eine Tatsache wie der Generalstreik in Stettin in eine
so großzügige weltpolitische Debatte hineingezogen würde. Ich
glaube wirklich nicht, daß diese einzelne Tatsache heute von
irgendwie entscheidender Bedeutung sei. (Abgeordneter
Müller-Franken: Ein Stimmungsfaktor!) Meinen Sie damit, daß England
zürne, weil aus dem Namen Tirpitz das »alte Deutschland« spricht?
Darf ich noch einmal die Frage von vorhin stellen: Welches
Entgegenkommen hat denn die Entente bisher auch gegenüber der
deutschen Regierung praktisch durchgeführt, in der die
Sozialdemokratie ganz überragenden Einfluß hatte? Dabei wird immer
eins vergessen. England [bookmark: page343] ist das alte England geblieben, und dieses
alte England wird vielleicht durch jenen Lord Fisher
charakterisiert, der erklärte, daß er Tirpitz in seiner Politik
vollkommen zustimme, und so ist auch die psychologische Einstellung
ganz falsch, die annimmt, daß die Londoner Verhandlungen dadurch
gestört würden, daß der für die Erinnerungen an große Zeiten und an
Vorkämpfer einer Idee in seinem Gemüte empfängliche Engländer an
der Tatsache dieses Flensburger Stapellaufs irgendwie Anstoß nehmen
könnte.

		Aber ich wende mich damit kurz zu einer Betrachtung, von der mir
scheint, daß sie mehr in den Mittelpunkt der weltpolitischen
Erörterungen gestellt werden müßte: Die Gegenüberstellung der
Wirtschaftskraft der Entente und Deutschlands. Beinahe sollte man
meinen, wenn man die Reden von Briand liest, hier stände ein
blühendes Deutschland und dort wären mindestens stagnierende
Siegerstaaten. Gewiß, ich habe ein volles Verständnis dafür, daß
die verwüsteten Provinzen in Frankreich Betrachtungen nahelegen, ob
nicht Deutschland die Möglichkeit besitzt, weil ihm seine große
Wirtschaftskraft geblieben sei, sich eher zu erholen, als das
Frankreich möglich wäre; und daß sich Frankreich finanziell und
wirtschaftlich in einer beinahe trostlosen Lage befindet, ist eine
Tatsache, von der wir auch nichts wegstreichen sollten und die wir
auch in Rechnung stellen müssen, wenn wir Reden französischer
Staatsmänner verstehen wollen. Aber mit Recht ist von Rednern
verschiedener Parteien die Frage aufgeworfen worden: Wenn alles für
euch von dem Wiederaufbau Nordfrankreichs abhängt, warum lehnt ihr
die Hilfe ab, die euch von uns angeboten worden ist? Man kann nicht
gleichzeitig die Welt mit Klagen erschüttern über verwüstete Dörfer
und deutsche Hilfe ablehnen, diese verwüsteten [bookmark: page344] Dörfer aufzubauen. Daß
Deutschland auf diesem Gebiete eine Organisationskraft und
Leistungsfähigkeit besitzt, die vielleicht diejenige anderer Länder
übersteigt, hat ja das Beispiel Ostpreußens gezeigt.

		Im übrigen ist das Bild des blühenden Deutschlands ein Trugbild.
Auf den Trümmern des Niederganges des geistigen und
wirtschaftlichen Mittelstandes hat sich heute eine Schicht erhoben,
die vielleicht infolge Überspannung des Prinzips der direkten
Steuern das Sparen verlernt hat und die außerdem in der Art ihres
Gehabens und Sichgebens allerdings das traurigste Beispiel für den
Mangel an nationaler Würde bietet. Aber man soll doch nicht
gegenüber dem, was sich an wirklicher Situation in Deutschland
bietet, diese Großstadterscheinungen etwa als das Bild des
wirklichen Deutschlands ansehen, und man sollte auch Verständnis
dafür haben, daß erhitzten Perioden der Exporthausse die mangelnde
Kaufkraft im Innern gegenübersteht.

		Es war der große Irrtum der Pariser Beschlüsse, daß man
Deutschland überhaupt als Objekt der Gesetzgebung der Entente
behandeln zu können glaubte. Die Weltwirtschaft ist ein Ganzes und
wird ewig ein Ganzes bleiben. Wer da glaubt, daß man große
Quadersteine aus dieser Weltwirtschaft herausnehmen kann, ohne daß
das ganze Gebäude ins Sinken gerät, der irrt sich. Heute stehen wir
nicht bloß vor der Tatsache, daß das Deutsche Reich kaufarm
geworden ist, heute stehen wir vor der Tatsache eines verelendeten
Deutschösterreichs, vor der Tatsache eines bis zum Chaos
heruntergewirtschafteten Rußlands. Mögen die Staaten der großen
Rohstoffländer sich klar darüber sein, was dieses Fehlen einer
europäischen Kaufkraft für Krisen im Gefolge hat für ihre eigene
Volkswirtschaft, ihr eigenes Land und ihr eigenes [bookmark: page345] Volk. Und wenn man etwa
der niedergebrochenen Kaufkraft dieser Staaten neu geschaffene
Staaten gegenübersetzen wollte, so glaube ich nicht, daß das Polen
der Gegenwart ein Gegenwert sein wird für das Deutschland der
Vergangenheit, das einstmals mit seiner Kaufkraft der Welt
gegenüberstand. Ausgetauscht werden in der Welt, solange es Handel
gibt, Rohstoffe gegen verarbeitete Ware. Wenn man uns nicht in die
Lage setzt, die alte Stellung als Verkäuferland wieder einnehmen zu
können, dann sind wir auch kein Kaufland mehr, und das wird der
Baumwollfabrikant in den Vereinigten Staaten, das werden die Banken
dort, die mit allen denjenigen großen Unternehmungen, die uns einst
die Rohstoffe lieferten, in Verbindung stehen, genau so merken wie
wir. Und wenn wir den Wahnsinn weitertreiben, hier uns künstlich
verkümmern zu lassen, so werden wir vor der törichten Tatsache
stehen, daß, weil dreihundert Millionen Menschen nichts kaufen
können, andere dreihundert Millionen Menschen nichts verkaufen
können, und daß dies das Ende, das Chaos und der Zusammenbruch der
gesamten Wirtschaft ist.

		Wenn diejenigen recht haben – es gibt deren viele im Auslande –,
die da glauben, daß kaum ein anderes Land so schnell wieder
erstehen würde wie Deutschland – es ist ja seltsam, wie im Auslande
beinahe eine Art Wunder in diesem Deutschland gesehen wird, wie an
seine Kraft geglaubt wird –, wenn sie das glauben, wohlan, so stehe
ich auf dem Standpunkt, daß an einer solchen Entwicklung
Deutschlands auch der Gegner interessiert werden soll. Aber darüber
sei man sich klar; nur im Zusammenhang mit dieser Weiterentwicklung
ist Frankreichs Zukunft möglich, nur im Zusammenhang mit unserer
eigenen Entwicklung kann sich eine gesunde Weltwirtschaft wieder
entwickeln. [bookmark: page346] An dieser Grundtatsache können keine
Beschlüsse auf die Dauer etwas ändern, mögen sie in Paris, London
oder anderwärts jetzt oder später gegen uns gefaßt werden.

		Deshalb bedauere ich, daß man als Antwort auf Vorschläge, die
soweit gehen, daß kein Vergleich in der Geschichte ein ähnliches
Leistungsangebot aufweist, nur die eine Antwort hat, Strafmaßnahmen
uns anzudrohen. Weder das Völkerrecht noch der Friedensvertrag
berechtigen zu einer weiteren Besetzung deutschen Gebietes. Ich
hoffe, daß das, wenn die Besetzung Tatsache werden sollte, auch von
uns ausgesprochen werde. Wir dürfen es nicht als selbstverständlich
hinnehmen, daß man über deutsches Gebiet verfügt, als wäre es
herrenloses Gut und in seiner Gesamtheit nur Pfandobjekt für
irgendwelche feindliche Willkür.

		Ich darf das eine hier aussprechen. Wir wissen, wie die
Deutschen im besetzten Gebiete bisher gelitten haben und weiter
leiden werden durch die fünf bis fünfzehn Jahre hindurch; wir
empfinden es mit um so dankbarerem Herzen, daß gerade diese
schweren Tage, in denen wir stehen, die schönsten Treugelöbnisse
und den heißesten Appell zum Festhalten aus dem besetzten Gebiet
uns gebracht haben. Daß gerade die Städte, denen als
wirtschaftliche Lebensadern das Schicksal bevorsteht, in Zukunft
unter fremdem Joch zu stehen mit all dem, was eine Besetzung
bedeutet, in diesen Stunden ihres deutschen Vaterlandes gedenken,
das sei ihnen gedankt. Das wird, glaube ich, psychologisch mehr auf
die Gegner wirken als alles Liebeswerben, von dem andere glauben,
sich moralische Eroberungen versprechen zu können.

		Und so meine ich: Wir wollen in Ruhe die Entscheidung von London
abwarten, wollen dankbar sein, wenn es der Geschicklichkeit unserer
Unterhändler gelingt, [bookmark: page347] uns davor zu bewahren, daß wir noch länger in
diesem Zustand der Erregung der Welt bleiben, wenn die Möglichkeit
geboten wird, unter Ausnutzung aller Verhandlungsmöglichkeiten
innerhalb der von der Reichsregierung gezogenen Grenzen zu einer
Verständigung zu kommen. Gelingt das nicht, dann wird auch der
Spruch von Paris und London nicht das Ende der Entwicklung sein.
Der Tag der Verständigung wird kommen, weil er kommen muß.

		Wenn vorhin Herr Dr. Breitscheid daran Anstoß nahm, daß von dem
Kollegen Hergt von einem Tag gesprochen wurde, an dem es wieder ein
freies Deutschland gäbe, so glaube ich nicht, daß er recht hat,
wenn er annimmt, damit sei irgendwie der Tag eines Revanchekrieges
und seiner Beendigung gemeint. So töricht ist kein Mensch, daß er
daran zu denken vermöchte. Aber ein Sehnen geht durch uns alle, daß
wir den Tag erleben möchten, wo wir durch Vernunft und
Verständigung wieder auf freiem Grund mit einem freien Volke
stehen. Wir sehen in Ruhe der Entscheidung von London entgegen, wie
ich überzeugt bin, daß wir in der großen sittlichen Frage der
Schuld am Kriege mit Ruhe dem dereinstigen Spruch des Weltgerichts
entgegensehen können.

	
		
		Stimmungen, Erkenntnisse und Pflichten

		Reichstagsrede. 28. 4. 1921

		Der Aussprache dieser Tage ist eine sehr
lebhafte Debatte über die Ausgestaltung des Parlaments bei diesen
Verhandlungen vorausgegangen. Man hat der Regierung zum Vorwurf
gemacht, daß sie im Namen des deutschen Volkes gesprochen, aber das
deutsche Volk selbst nicht gefragt habe. Jetzt spricht das deutsche
Volk durch den Mund des Reichstags in [bookmark: page348] diesen Tagen. Ob aber diese
Reden im Reichstag ein zustimmendes Echo im deutschen
Volksempfinden finden werden, das kann man wohl füglich bezweifeln.
Mein Fraktionskollege v. Kardorff hat neulich einmal im preußischen
Abgeordnetenhause gesagt: Nie war die Macht des Parlaments so groß
wie in der Gegenwart, und nie war das Ansehen des Parlaments so
gering wie in der Gegenwart.

		Ein Zuruf von kommunistischer Seite hat gestern die Erklärung
der Regierungsparteien mit dem Ausdruck »ein Jammer« bezeichnet.
Darin kam zum Ausdruck, daß man kein Verständnis für die
Zurückhaltung hatte, die in dieser Situation gegenüber den Parteien
geboten war. Ein Jammer ist meiner Meinung nach die innerpolitische
Einstellung zu diesen großen Fragen des Weltgeschehens, die wir
immer wieder erleben, wenn wir im Reichstag über solche
außenpolitische Dinge sprechen. Nachdem einmal der Faden der
Verständigung, vielleicht nur ein loser Faden, der auch einmal
wieder abreißen kann, mit den Vereinigten Staaten gesponnen war,
war Zurückhaltung in der Kritik überhaupt in der Debatte für alle
Parteien geboten, sofern man nicht etwa auf dem Standpunkt stand,
auf den Abbruch der Verhandlungen hintreiben zu wollen, und dieser
Abbruch ist von keiner Seite gefordert worden, weder von der
Opposition von links noch von der Opposition von rechts. Die
Zurückhaltung der Regierungsparteien war deshalb aus dieser
Situation heraus durchaus berechtigt. Nachdem jedoch in der Debatte
aktuelle Fragen der Verhandlungen mit Amerika mehr in den
Hintergrund gedrängt wurden, und der Gesamtkomplex außenpolitischer
Fragen mit starker Reflektierung innerpolitischer Verhältnisse
angeschnitten wurde, ist es auch für uns notwendig, dazu Stellung
zu nehmen. [bookmark: page349]

		Lassen Sie mich aber eines vorwegnehmen. Die Vorwürfe, die
zunächst vom verfassungsrechtlichen Standpunkt aus gegen die
Ausschaltung des Parlaments geltend gemacht worden sind, halte ich
nur zu einem kleinen Teil für berechtigt. Das Parlament als solches
kann nicht regieren, und im parlamentarischen System ist das
Parlament einflußloser als im alten Staat. Das ergibt sich aus der
Natur der Dinge. Wenn das Parlament die Regierung als diejenige
ansieht, die aus seinem Vertrauen heraus die Geschäfte führt – und
sie hat Anspruch darauf, solange ihr dieses Vertrauen nicht
entzogen worden ist –, dann muß sie auch das Recht haben,
ihrerseits die Regierung zu führen unter der Voraussetzung, daß sie
bei ihrem Tun und Lassen sich auf diejenige Mehrheit stützen kann,
die sie in den Sattel gesetzt oder die ihr das Vertrauen während
ihrer Amtsführung gegeben hat.

		Ich gestehe allerdings, wenn ich an die Bedeutung des Schrittes
denke, den die Regierung vorgenommen hat: Die Regierung hat ein
Spiel mit hohem Einsatz gespielt, und ich hätte es für richtiger
erachtet, wenn sie, auch ohne das Parlament zum Mitregieren
aufzufordern, sich doch wenigstens der Zustimmung der Parteiführer
bei diesem Schritte versichert hätte. Aber ich bin weit davon
entfernt, ihr wegen der Übernahme der Verantwortlichkeit und der
Initiative an sich Vorwürfe zu machen. Was uns vielfach gefehlt hat
in der Gegenwart, das waren Persönlichkeiten, die gewillt waren,
Verantwortlichkeit auf sich zu nehmen, und nach dieser Richtung hin
sind deshalb Angriffe gegen die Regierung wohl unberechtigt.

		Nach diesen einleitenden Bemerkungen möchte ich mich zu der
Debatte über die außenpolitische Lage selbst wenden. Was ich über
die innerpolitische Einstellung bei dieser Debatte gesagt habe, das
gilt in [bookmark: page350]
erster Linie für die Rede, die gestern der Führer der
Sozialdemokratie, der Herr Abgeordnete Müller-Franken, hier
gehalten hat. Ich entsinne mich einer Debatte, die wir während des
Krieges im Frühjahr 1917 hier führten, als ich während der Zeit des
Kaiserreichs für die Einführung des parlamentarischen Systems
eintrat. Damals sprach ich von alledem, was mit einem richtig
verstandenen parlamentarischen System an Vorteilen für die
Entwicklung verbunden sein müßte. Ich sagte: Wenn Sie das Parlament
mit Verantwortlichkeit umgürten, dann wird die Parteidemagogie zum
Teufel gejagt werden. Damals sprach ich davon, daß, wenn die
Persönlichkeiten aus dem Parlament in die Regierung einträten, sie
dann auch aus ihrer parteipolitischen Einstellung herauskämen und
doch mehr – es gilt das für alle Parteien – in den Gesichtskreis
einer Regierungsführung hineinkommen würden, die letzten Endes über
den Parteien stehen muß, weil das Staatsinteresse niemals mit einem
Parteiinteresse identisch sein kann.

		Meine Herren, die gestrigen Ausführungen eines
Reichstagsabgeordneten, der doch auf dem Wege des parlamentarischen
Systems zum Reichsminister des Äußern und zum Reichskanzler wurde,
haben mich leider nicht darin gestärkt, daß sich diese
Voraussetzung des parlamentarischen Systems erfüllt hätte. In
dieser Situation gegenüber dem Auslande frage ich Sie: Was bezweckt
denn die Ausgrabung des Kriegsbeils über die Frage der Kriegsschuld
oder über die Schuld am Ausgang des Krieges? (Zuruf von den
Sozialdemokraten: Davon hat Müller kein Wort gesagt!) – Ich bitte
sehr! Wenn ich die Rede des Herrn Abgeordneten Müller-Franken nicht
bei vollkommener Abwesenheit des Geistes hier gehört habe, dann war
sie in wesentlichen Punkten eine ganz starke Debatte [bookmark: page351] nach dieser
Richtung. Sonst wäre die Auseinandersetzung mit Herrn Doktor
Helfferich gar nicht möglich gewesen. Wenn ich »Kriegsschuld«
sagte, meinte ich damit und habe ich auch hinzugefügt: Schuld am
Kriege und am Kriegsausgange. Frankreich spricht in den Reden von
Briand von Deutschlands schwacher Regierung. Ich glaube, es kann
nach den Debatten, die hier geführt worden sind, auch von
Deutschlands schwachem Parlament sprechen, das statt der Einheit,
die jetzt notwendig wäre, nur parteipolitische Zerrissenheit
zeigt.

		Vielleicht lagen aber den Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Müller andere Gesichtspunkte zugrunde. Vielleicht wollte er durch
seine Ausführungen zeigen, daß nicht nur die Leute von 1914 in
Deutschland zu Worte kommen; vielleicht wollte er, daß seine Kritik
im Auslande gehört würde, weil er sich davon einen Vorteil für die
Behandlung Deutschlands in der gegenwärtigen Situation versprach.
Meine Herren, wenn das die Grundlage für seine Ausführungen gewesen
sein sollte, so halte ich diese Grundlage für einen vollkommenen
Irrtum. Ich erinnere an die Behandlung, die die
mehrheitssozialdemokratische Partei in der Presse der Entente sich
ihrerseits während des Krieges und nach dem Kriege gefallen lassen
mußte, und die nirgends zeigt, daß derartige Reden und Angriffe
irgendwie auf die Psychologie unserer Gegner einwirken können. Ich
habe während des Krieges gelesen, wie man trotz aller dieser Reden,
die die Herren von damals im Tone scharfer Kritik hielten, drüben
von den »Kaisersozialisten«, von den imperialistischen Sozialisten
sprach, und die Ausführungen der äußersten Linken, die sich gestern
gegen den Abgeordneten Müller-Franken richteten, beweisen den
Herren ja, wie wenig sie selbst gegen den Vorwurf gefeit sind.
[bookmark: page352]

		Wenn Herr Müller glaubt, daß die Entente von ihren Beschlüssen
auch nur ein Jota abließe, wenn sie mit einem sozialistischen
Kabinett verhandelte, so irrt er sich. Der Herr Abgeordnete Müller
hat, ohne daß hier gestern überhaupt zunächst eine andere
Auffassung zum Ausdruck kam, beispielsweise den Satz geprägt: Die
U-Bootfanatiker haben nicht das Recht, das Weltgewissen anzurufen.
Mit diesem Satz hätte er recht, wenn sich das Weltgewissen durch
die Anwendung der deutschen U-Bootwaffe beschwert gefühlt und
dieser Beschwerdeführung dadurch Ausdruck gegeben hätte, daß der
Feindbund nach Beendigung des Krieges und nach der Entwaffnung
Deutschlands seinerseits auf diese Waffe verzichtet hätte. In
Wirklichkeit aber sehen Sie, daß dieselben Waffen, deren Führung
man uns zum moralischen Unrecht gegenüber der Welt machen wollte,
heute Waffen in der Hand unserer Feinde sind, ohne daß sie glauben,
sich dadurch moralisch ins Unrecht zu setzen. Statt daß wir die
Welt auf diesen Widerspruch zwischen Worten und Handlungen unserer
Gegner hinweisen, unterstützen wir die Weltmeinung über die
moralische Minderwertigkeit der Deutschen durch einen derartigen
politischen Flagellantismus, bei dem vielleicht die
Parteileidenschaft gewinnt, aber das Ansehen des Rechts doch
leidet.

		Allerdings konnte sich der Abgeordnete Müller-Franken darauf
berufen, daß Herr Briand selbst in Paris sich gegen die politische
Situation in Deutschland gewandt und auf Erscheinungen aufmerksam
gemacht hätte, die seiner Meinung nach zeigten, daß die sogenannten
alten Gewalten in Deutschland wieder am Ruder wären.

		Es wird gesagt, daß die Vorgänge in Potsdam Herrn Briand zu
dieser Rede veranlaßt hätten. Daß von der [bookmark: page353] heimgegangenen Kaiserin
offiziell in Deutschland keine Rede gewesen ist, kann man verstehen
und im republikanischen Deutschland verständlich finden. Ich hätte
aber gewünscht, daß man schweigend das Andenken dieser Frau und
dieser Persönlichkeit dadurch hätte ehren sollen, daß man es
vermied, sie hier in eine politische Debatte hineinzuziehen.

		Es wird davon gesprochen, daß das ja die Herren in Potsdam getan
hätten, und man verwahrt sich – das ist an sich ein seltsamer
Widerspruch – gerade auf der Seite energisch gegen Demonstrationen,
die die doch eigentlich das Recht der Demonstration im politischen
Leben zuerst auf ihre Fahnen geschrieben hat. Man spricht von dem
»Charakter« dieser Demonstrationen; Herr Dr. Breitscheid sprach von
den alten Uniformen, von den Orden und Ehrenzeichen, die man da
wieder gesehen hätte. Mir scheint, daß Sie auch hier die
Imponderabilien der Volksseele sehr verkennen und die Bedeutung der
Traditionen im Leben der Völker sehr unterschätzen. (Zurufe bei den
Sozialdemokraten.) – Ach glauben Sie doch nur nicht, daß Sie das
deutsche Volk repräsentieren, daß das deutsche Volk nur aus denen
besteht, die sozialdemokratische Stimmzettel abgeben!

		Vor allen Dingen liegt aber in diesen Angriffen eine
Geringschätzung aufrechter Charaktere. Ein deutscher Offizier und
Soldat, der sich seiner Uniform und seiner Ehrenzeichen aus Angst
vor dem heute herrschenden Regime entäußerte, das wäre ein
charakterloser Geselle, der weder bei Ihnen noch bei uns Anspruch
auf Achtung hätte. Lassen Sie mich gegenüber dem, was Sie hier an
Kritik zum Ausdruck bringen, Sie, die Sie doch gern Wert auf die
Auffassungen des Auslandes legen, Ihnen einige solche Auffassungen
des Auslandes anführen! Entsinnen Sie sich der Ansprache [bookmark: page354] des englischen
Kommissars in Danzig, der von der ruhmreichen deutschen Armee
sprach, die Unvergängliches in ihrer Geschichte geleistet habe?
Entsinnen Sie sich der Ansprache des Vertreters der argentinischen
Regierung, der bei einem Zusammensein der Deutschen in Buenos Aires
in einer offiziellen Rede an unsere Vertreter davon sprach, das
Haupt wund von Lorbeer, so sei die deutsche Armee zusammengesunken
im Kampfe gegen eine Welt von Feinden?

		Denken Sie an die Aufnahme – (Zuruf links: Was hat das damit zu
tun?) – Daß das damit zu tun hat, werde ich Ihnen gleich beweisen.
– Denken Sie an die Aufnahme, die General Litzmann jetzt in
Südamerika von den offiziellen Vertretern
republikanisch-demokratischer Staaten dort findet. (Zuruf links:
Das ist alles nur Mache!) – Ich glaube nicht, daß der Präsident der
dortigen Staaten, wenn er den General Litzmann empfängt, sich durch
irgendwelche Mache aus Deutschland dazu veranlaßt sieht. – Ich
meine demgegenüber: Wenn Sie diese Aufnahme deutscher Heerführer in
fremden Landen sehen, soll demgegenüber das deutsche Volk nicht das
Recht haben, seine Heerführer im eigenen Vaterlande zu begrüßen,
wie es das in Potsdam getan hat? Darin liegt nicht, wie Sie meinen,
eine monarchistische Demonstration. Sie liegt darin nur in einem
gewissen Sinne. Wenn es nämlich Ausfluß monarchischer Gesinnung
ist, Volk und Vaterland nicht durch Paragraphen einer
Staatsverfassung, sondern durch Persönlichkeiten versinnbildlicht
zu sehen, dann war das eine Demonstration in diesem Sinne. So stand
das deutsche Volk einst hinter Bismarck auch vielfach gegen seinen
Monarchen. So steht es heute hinter Hindenburg und den anderen
großen Feldherrn, und hätte die Revolution dem deutschen Volke
große, führende Männer geschenkt, [bookmark: page355] dann würde es auch hinter diesen
Persönlichkeiten stehen, unbeschadet ihrer Parteistellung. Ihm ist
ein Mann wie Hindenburg Sinnbild der Größe, die sich in
Pflichterfüllung bis zum letzten offenbart.

		Daß diese Empfindung weit bis in Ihre Kreise geht, dafür bitte
ich Sie als Beispiel doch einmal die Rede zu lesen, die Ihr
Gewerkschaftsführer Müller bei dem Stapellauf des Dampfers
»Hindenburg« gehalten hat und in der er zum Ausdruck brachte, daß
es eine Ehre sein müsse für einen deutschen Arbeiter, auf einem
Schiffe Dienst zu tun, das den Namen dieses Deutschen führt. Eine
solche Auffassung zeigt, daß weite Volkskreise bis in Ihre (zu den
Sozialdemokraten) Reihen, wenn sie nicht unter parteimäßiger
Beeinflussung stehen, sich vollkommen einig fühlen mit den
Auffassungen in anderen Kreisen, so daß wir gar keinen Anlaß
hätten, parteimäßig darüber hier Klage zu führen und uns zu
streiten, wenn ein großer Teil des Volkes einem Manne wie
Hindenburg seine Liebe und seine Zuneigung so zum Ausdruck bringt,
wie es das in Potsdam getan hat.

		Darf ich ein Zweites sagen. Die Beteiligung an der Beisetzung
allein soll schon den Charakter monarchistischer Demonstration
gehabt haben. Auch hier übersehen Sie, was dem Volksempfinden
hierbei zuerst vor Augen stand. Es war nicht die Majestät des alten
Herrschergeschlechts allein, es war die Majestät der Tragik dieses
Lebens und Leidens, die die Ehrfurcht ausgelöst hatte, die in der
Beteiligung der vielen Zehntausende zum Ausdruck kam. Es wäre eine
Beleidigung republikanischer Kreise, zu sagen, daß ihnen dieses
Gefühl fremd gewesen wäre. Deshalb gingen auch diese Kundgebungen
weit über jede Partei und weit über monarchische Kreise hinaus und
haben einmal wieder einen großen Gleichklang des Empfindens des
deutschen [bookmark: page356] Volkes gezeigt, und es schweigend zu ehren,
wäre, glaube ich, die Aufgabe der deutschen Volksvertretung
gewesen.

		Ich möchte mich dann derjenigen Frage zuwenden, die uns ja
hauptsächlich beschäftigt, der Politik der Regierung, die durch den
Schritt gegenüber dem Präsidenten der Vereinigten Staaten
eingeleitet worden ist.

		Von dem Gesichtspunkt der politischen Konstellation aus halte
ich, halten meine politischen Freunde die Anspinnung neuer Fäden
durch das Medium der Vereinigten Staaten von Amerika für eine
glückliche Initiative der deutschen Regierung. Das ergibt sich aus
der ganzen Stellung, die die Vereinigten Staaten gegenüber dem
Feindbund auf der einen Seite, gegenüber Deutschland auf der
anderen Seite einnehmen. Wir hätten aber gewünscht, daß diese
Vermittlung sich in einer Form vollzogen hätte, die diejenigen
Empfindungen nicht auslöste, die wir mit vielen anderen
beklagen.

		Diese Kritik führt zu der Persönlichkeit des Herrn
Außenministers, auf die gestern der Herr Kollege Dr. Helfferich
einging. Herr Dr. Helfferich hat der Persönlichkeit des Herrn
Außenministers diejenige volle Würdigung zuteil werden lassen, die
wir alle mit ihm empfinden. Ich möchte darüber hinaus aber noch auf
einen sachlichen Gesichtspunkt hinweisen. Es wird nicht nur für
Herrn Dr. Simons, sondern für jeden, der an seiner Seite steht,
eine außerordentliche Schwierigkeit sich daraus ergeben, daß das
nach den Leistungen des Weltkrieges mit vollem Recht stark
entwickelte Hochgefühl des Volks sich schwer in Einklang bringen
läßt mit der Politik, die die machtlose Regierung zu führen
gezwungen ist. Die Ausbalancierung zwischen diesen Bestimmungen
wird immer eine große Schwierigkeit für jeden Außenminister sein,
ebenso die Ausbalancierung [bookmark: page357] zwischen der Wirkung, die er auf die
öffentliche Meinung des Auslandes ausüben will, und auf die
Rückwirkungen, die eine derartige Stellungnahme auf das Inland hat.
Der Herr Außenminister geht aber in einer Beziehung von einem
falschen Gesichtspunkt aus. Er hat, wie Herr Dr. Helfferich gestern
von ihm sagte, das unerschütterliche Vertrauen auf das Recht und
seine Durchsetzung, aber er projiziert seine Anschauungen in die
Seele anderer, die nichts davon haben erkennen lassen, daß sie
diese Auffassung mit ihm teilen. Deshalb steht dem Ruf, den er
wiederholt an das Ausland hat ergehen lassen, bisher ein Echo nicht
entgegen.

		Ich glaube auch, daß der Herr Außenminister in der Frage der
Erörterung der deutschen Schuld am Kriege fehlgeht, wenn er jede
Wirksamkeit des Auswärtigen Amts in dieser Frage ablehnt. Ich bin
mit ihm darin einig, daß die Hauptaufgabe einer Aufklärung über die
Schuldfrage nicht in offiziellen Händen liegen kann. Das ist eine
Unmöglichkeit, und der Herr Außenminister hat vollkommen recht,
wenn er sagt: Wir geben das Material zur Verfügung, andere mögen,
gestützt auf dieses Material, diesen Kampf kämpfen. Ich verlange
nicht, daß das Auswärtige Amt die Propagandaabteilung wird, die
diesen Kampf allein führt, aber wenn uns die Gelegenheit gegeben
ist – und selten ist sie uns noch gegeben –, bei internationalen
Völkerverhandlungen zu sprechen, wo wir sicher sein können, daß die
Worte, die dort fallen, in der ganzen Welt gehört werden, und wenn
in einer derartigen Weise die Schuldfrage dann in den Mittelpunkt
dieser Erörterung gestellt wird, wie es in den Ausführungen von
Lloyd George zum Ausdruck kam, dann allerdings konnte das Schweigen
des Herrn Außenministers wie ein Eingeständnis gegenüber dieser
Anklage [bookmark: page358] erscheinen, mit der hier fortgesetzt der
Vertrag von Versailles von der Gegenseite fundiert wird.

		Wir müssen doch darüber klar sein – und ich glaube, der Herr
Außenminister ist ja darüber mit uns vollkommen einer Auffassung –:
Der Geist, aus dem dieser Vertrag von Versailles geboren ist, muß
bekämpft werden. Wenn uns das nicht gelingt, dann sind alle
Möglichkeiten für eine Wiederherstellung deutscher politischer und
wirtschaftlicher Selbständigkeit ausgeschlossen. Bei dem Ansehen,
das der Herr Außenminister besitzt, nach der Charakteristik, die
der Minister Lloyd George wiederholt gerade der Persönlichkeit des
Herrn Dr. Simons hat zuteil werden lassen, hätte ein Wort des Herrn
Außenministers bei den Londoner Verhandlungen mit der Entente nicht
einfach in den Wind geschlagen werden können. Es wäre in dem
Augenblick sowohl nach außen wie nach innen eine unendliche
Entspannung möglich gewesen. Ich gehe nicht so weit wie Herr Dr.
Helfferich, der der Meinung war, daß Lloyd George gewissermaßen
eine solche Äußerung gewünscht hätte. Ich kann mir das aus dem
Grunde nicht denken, weil der Widerspruch zwischen dem Lloyd George
in Birmingham und dem in London doch ein zu tiefer war, als daß er
hätte gewünscht haben können, darauf hingewiesen zu werden. Aber
ich bin der Meinung, daß auch ohne einen solchen Wunsch es der
Bedeutung der Stunde entsprochen hätte, diejenige ernste Verwahrung
ohne Übertreibung, aber im Vollgefühl dessen, was wir alle im
deutschen Volke empfinden, von Seiten des Herrn Außenministers
gehört zu haben. Niemand wird es verwehren, wenn ein Volk so
angegriffen, wie es in London durch Lloyd George geschah, durch
seinen Vertreter darauf entsprechende Antwort findet.

		Die Bedeutung des neuen deutschen Angebots [bookmark: page359] unterliegt in der
Öffentlichkeit sehr zwiespältiger Beurteilung. Es wird die Frage
erörtert, ob es durchführbar, ob es mit der deutschen
Leistungsfähigkeit in Übereinstimmung wäre. Ich möchte meinen, es
kann niemand übernehmen, diese Frage heute mit Ja oder Nein zu
beantworten. Ich muß auch die Regierung dagegen in Schutz nehmen,
daß man ihr vorwirft, sie habe auf das Urteil von Sachverständigen
nicht genügend gehört. Es gibt Situationen, wo eine Entscheidung
von politischem Empfinden eingegeben sein muß und wo man sich nicht
lediglich auf Gutachten von Sachverständigen stützen kann. Ich
möchte auch bemerken, daß viel von der Beantwortung der Frage, was
ein Volk zu leisten vermag, gar nicht zu beantworten ist auf Grund
nationalökonomischer Statistiken, sondern auf Grund psychologischer
Erwägungen. Darf ich daran erinnern, daß vor dem großen Weltkriege
sämtliche großen Finanzsachverständigen der Welt übereinstimmend
bekundeten, daß ein neuer Krieg nur drei Monate dauern könne, weil
kein Staat in der Lage sein würde, ihn länger zu finanzieren. Und
wie ist das Urteil später durch die Entwicklung ad absurdum geführt
worden! Damit will ich in keiner Weise zum Ausdruck bringen, daß
etwa das, was heute angeboten wird, innerhalb des Rahmens deutscher
Leistungsfähigkeit liegt. Ich anerkenne nur die Berechtigung der
Regierung, im gegebenen Moment von politischen Gesichtspunkten aus
sich leiten zu lassen, wenn sie glaubt, dadurch die Möglichkeit
neuer Verhandlungen zu haben.

		Was notwendig ist, was ich mit jenen psychologischen Momenten
meine, die mir wichtiger erscheinen als alle diese Statistiken, das
ist vor allen Dingen die Frage, ob wir aus dem heutigen Chaos der
Weltwirtschaft wieder zu einer solchen Welthandelsverbindung [bookmark: page360] kommen, wie sie
vor dem Kriege bestanden hat, ob wir die Möglichkeit haben werden,
uns mit den uns verbliebenen Wirtschaftskräften frei und unabhängig
zu regen. Eine Frage, von der deutsche Produktion, deutsche Zahlung
und Leistungsfähigkeit in ebenso hohem Maße abhängen wie etwa von
der Unversehrtheit unserer Grenzen und unserer
Wirtschaftskraft.

		Ich glaube fest an die Möglichkeit einer internationalen
Verständigung. Sie wird kommen, weil sie kommen muß. Was ihr
entgegensteht, das ist die öffentliche Meinung der Länder, die im
Kriege gewesen sind. Viereinhalb Kriegsjahre haben eine seelische
Erschütterung in allen Ländern hervorgerufen, die jetzt einer
Verständigung entgegensteht.

		Deshalb halte ich das Anrufen der Vereinigten Staaten für
psychologisch verständlich und richtig. Sie haben wohl den Krieg
mit entschieden, aber sie waren vom Krieg nicht so unmittelbar
berührt, wie es etwa bei Frankreich, bei England der Fall ist. Sie
sind als das ausgesprochene Rohstoffland in erster Linie an der
Erhöhung der Kaufkraft derjenigen Konsumtionsländer interessiert,
die ihre Abnehmer gewesen sind. Die jetzigen Abmachungen – täuschen
wir uns darüber nicht – werden, auch wenn sie zum Erfolg führen,
nicht das letzte Wort in der Lösung dieser Probleme sein. Erst die
Praxis kann zeigen, wie das Problem zu lösen ist.

		Man sieht das eine, daß eben die ganze innere Entwicklung auch
der Völker und Länder mit beachtet werden muß, wenn es sich darum
handelt, diese Fragen zu lösen. Gestern wurde – ich weiß nicht, von
welchem Herrn der Linken – gesagt, er zweifle nicht daran, daß die
Herren Stinnes und Loucheur sich ja sehr leicht verständigen
könnten, er warne jedenfalls vor einer solchen Verständigung oder
er sei dagegen. [bookmark: page361] Der verehrte Herr Redner kennt die Absichten
des Herrn Stinnes nicht, aber er mißbilligt sie. Ich glaube, wir
sollten alles unterstützen, was dazu rühren kann, daß die Führer
der großen weltwirtschaftlichen Konzerne miteinander sich kümmern
um die weltwirtschaftliche Zusammenführung, statt daß sie lediglich
sich als Konkurrenten gegeneinander fühlen. Ich bin nicht der
Meinung, daß es ihre Aufgabe allein ist, eine derartige
Verständigung herbeizuführen. Es werden letzten Endes drei
Gesichtspunkte dabei in Frage kommen.

		Einmal das Staatsinteresse, vertreten durch diejenigen
Staatsmänner, die die Wirtschaft, die das Leben ihrer Völker zu
regeln haben; zweitens das privatwirtschaftliche Interesse, das Sie
nicht ausschalten können, solange die Welt nicht sozialistisch ist,
und sie geht meiner Meinung nach nicht mit Riesenschritten dem
Sozialismus entgegen. Wer die Vereinigten Staaten als einen großen
Faktor für künftige internationale Verhältnisse ansieht, der sollte
sich auch der Bedeutung klar sein, die gerade die Aufrechterhaltung
der Privatwirtschaft für ein gutes Verhältnis zu den Vereinigten
Staaten hat.

		Das Dritte wird sein, daß das Interesse der Staatsmänner mit
diesen großen privatwirtschaftlichen Führerinteressen vereinigt
wird mit den Interessen der Arbeiterschaft aller beteiligten
Länder. Wenn einmal die Staatsmänner mit den Führern der Wirtschaft
und den Führern der Gewerkschaften sich zusammensetzen unter dem
Gesichtspunkt, daß heute die Wirtschaft über die Landesgrenzen
hinausgeht, daß die aus den Fugen gekommene Weltwirtschaft wieder
eingerenkt werden muß, dann wird eine solche Konferenz der erste
Schritt sein, der uns zu einer Verständigung führt, die Drohungen
von der anderen Seite und Angebote [bookmark: page362] von uns letzten Endes niemals völlig
werden lösen können.

		Wie sieht denn heute die Welt aus? Frankreich steht vor dem
finanziellen Abgrund. Ich weiß nicht, weshalb manchmal aus
nationalen Kreisen heraus immer Einspruch dagegen erhoben wird, daß
man das anerkennt. Es ist doch gar kein Zweifel, daß die
internationale Situation nun wirklich nicht lediglich
gekennzeichnet wird durch Tendenzen, die Deutschland schaden
wollen, sondern tatsächlich durch die Situation, daß wir vor einem
finanziell zerrütteten Frankreich stehen. Wir haben auf der anderen
Seite das Deutsche Reich, das politisch und wirtschaftlich
außerordentlich geschwächt ist und, wenn es nach den Wünschen
französischer Politiker geht, bis zum Weißbluten geschwächt werden
soll; etwa durch Teilung Oberschlesiens, durch Abtretung dortiger
Industriegebiete, Wir sehen in England einen großen Streik, der
beinahe zu einer Erschütterung auch des politischen Lebens geführt
hätte; sehen die Lächerlichkeit, daß eine unter Führung Englands in
Spaa getroffene Regelung, die uns zur Lieferung von Kohlen nach
Frankreich verpflichtet, dazu führt, daß das verbündete Frankreich
England Konkurrenz macht und englische Kohlen keinen Absatz finden
können und sich daraus soziale Krisen in England ergeben. Wir sehen
das reiche Amerika, das eigentlich doch der große wirtschaftliche
Gewinner des Weltkrieges sein müßte, in einer unendlichen Krisis.
Wir erleben dort Fallissements, Bankbrüche von einer Größe und
Ausdehnung, die man sich nie vorgestellt hätte.

		Kurzum, wohin Sie sehen, sehen Sie keinen Sieger, der glücklich
ist, sondern sehen Sie nur verzweifelte Besiegte. Soll dieser
Wahnsinn weitergehen oder soll man sich einmal vor Augen stellen,
daß hier eine [bookmark: page363] weltwirtschaftliche Verständigung im
allgemeinen und eine deutsch-französische Verständigung im
besonderen notwendig ist? Deshalb, meine ich, sollten Sie nicht
lächeln über einen Gedanken, der gestern ausgesprochen wurde mit
den Worten, daß vielleicht einmal die Herren Loucheur,
Schneider-Creusot, Stinnes und andere sich zusammensetzen sollten,
um die Frage zu erörtern, ob vielleicht ein gemeinschaftliches
Wirtschaftsinteresse beider Länder vorliegt, von denen das eine
finanziell am Boden liegt und finanziell verbluten wird, wenn das
andere nicht wirtschaftlich in die Höhe kommt, und zu untersuchen,
wie dieses Problem zu lösen ist, ohne daß die französische
Wirtschaftskraft selber darunter leidet.

		Meine Damen und Herren! Ich bin sehr genau darüber unterrichtet,
daß in Frankreich zwei Strömungen miteinander kämpfen, die beide
stark sind, obwohl wir in der Presse immer nur die eine hören. Das
ist der Gegensatz der Wirtschaftler und der Politiker. Es gibt
französische Politiker, die sich in eine Sackgasse verrannten in
dem Augenblick, als sie glaubten, dieses ganze Problem ließe sich
durch einen einzigen deutschen Scheck lösen; und sie kommen nun
jetzt daraus nicht zurück. Wir wissen aber, daß französische
Wirtschaftler, nicht nur die großen, sondern auch die kleinen,
heute an deutsche Erzeuger herantreten und sie fragen, ob man nicht
auf diesem und jenem Gebiet eine Interessengemeinschaft schließen
könne, immer mit dem Bemerken, es müßte das vorläufig noch
französischen Anstrich haben, weil ihre öffentliche Meinung für
etwas anderes noch nicht reif sei, aber immer mit dem Betonen: Wir
geben euch volle Gleichberechtigung, weil wir genau wissen, daß wir
ohne ein Zusammengehen mit euch nicht mehr in die Höhe kommen.
Außer den Politikern, die sich [bookmark: page364] verrannt haben, als sie glaubten, dem
französischen Volk vorgaukeln zu können, daß es aus dem Kriege ohne
schwere Belastung herauskomme, gibt es aber auch noch solche, die
ganz andere Pläne im Auge haben, die gar nicht wünschen, daß diese
Verhandlungen zum Erfolg führen, die mehr nach dem Rhein als nach
unserem Gold sehen. Ich glaube, man kann ihnen gegenüber ein Wort
anwenden, das einmal ein türkischer Staatsmann gesprochen hat, als
Konstantinopel vor der Gefahr stand, daß die Bulgaren es besetzten.
Damals versammelte er die Mitglieder des Diplomatischen Korps um
sich und sagte ihnen – es war der alte Kiamil Pascha –, sie möchten
sich davor hüten, daß der Feind den Boden von Konstantinopel
beträte, eher würden sie Konstantinopel an allen Ecken und Enden
anzünden, ehe sie das gestatteten. Und als der junge französische
Vertreter darüber lächelte, ging der alte Staatsmann zu ihm hin,
legte die Hand auf seine Schultern und sagte zu ihm: n'y riez pas,
monsieur, nous mourrons ensemble, lachen Sie nicht, wir sterben
gemeinschaftlich. Ich glaube, man kann auch französischen
Politikern, die jetzt davon träumen, Deutschland politisch und
wirtschaftlich zu zerstückeln, nur das eine sagen: Die Freude und
das Lachen darüber werden euch bald vergehen, denn unser Untergang
schließt euren Untergang in sich. Ihr seid jetzt derartig an uns
gekettet mit einer Schicksalsgemeinschaft, daß unsere
wirtschaftliche Stärke die einzige Möglichkeit ist, euch vor eurem
finanziellen Zusammenbruch zu bewahren.

		Wir müssen die Folgen unserer Niederlage tragen, und statt uns
vorzuwerfen, wer die Schuld daran trägt, daß es so gekommen ist,
sollten wir uns fragen: Was gibt es für ein Mittel, um die Zukunft
erträglicher für uns zu gestalten? Wenn wir die Grenzen unseres
[bookmark: page365] Reichs
erst einmal kennen, die ja heute nicht einmal feststehen, wenn
innerhalb derjenigen Möglichkeiten, die uns der verlorene Krieg
überhaupt gibt, die Sicherheit des Reichs und seiner Entwicklung
gewährleistet ist, dann ist vielleicht Zeit für große politische
Debatten, wenn sie über diese Frage notwendig sind. Gegenwärtig,
glaube ich, haben sie dem Volke wenig gegeben, das nach ganz
anderen Dingen fragt.

		Meine Herren, jede Regierung, diese und kommende – Herr
Breitscheid sprach ja gestern von kommenden Regierungen, der
»Vorwärts« scheint auch an solche zu denken –, jede Regierung, ob
sie links oder rechts ihre Stütze findet, wird noch für viele Jahre
hindurch ganz schwere Zeiten durchmachen müssen, selbst wenn diese
Anrufung der Vereinigten Staaten etwa Erfolg haben sollte. Deswegen
möchte ich mich dagegen wenden, daß Einzelheiten, die sich aus
einer Politik dieser Zeiten ergeben und die auch ich heute
kritisiert habe, so kritisiert werden, wie es gestern an einer
Stelle der Herr Kollege Dr. Helfferich gewiß nicht vorbedacht,
sondern aus der Erregung der Situation heraus tat, in der er hier
sprach. Die Frage, was mit nationaler Würde vereinbar ist, wird oft
eine umstrittene sein können; und das ist mir gestern so recht vor
Augen getreten, als Herr Dr. Helfferich Treitschke zitierte. Von
dem großen Staatsmann, der Preußen erhalten hat, sagt er, daß er
alle Mittel, auch die Unterwürfigkeit, schließlich angewandt habe,
um in einem bestimmten Moment Napoleon zum Nachgeben zu
veranlassen. Es wird Ihnen bekannt sein, Herr Kollege Dr.
Helfferich, daß damals die Staatsmänner an König Friedrich Wilhelm
III. herangetreten sind, um ihn zu bitten, daß Napoleon die
Patenschaft über einen Hohenzollernprinzen übernehme, eine
Zumutung, die allerdings der König abgelehnt hat. Sie haben darauf
[bookmark: page366]
hingewiesen, daß Hohenzollernprinzen es waren, die nach Paris
gingen und sich als Geiseln anboten, um zu erlangen, daß die
Zahlung von Raten hinausgezögert würde, die Zahlung von Raten der
Kriegsentschädigung, die das arme, zertretene Preußen nicht leisten
konnte. Wenn wir heute zurücksehen auf diese Politik und wenn wir
sehen, daß diese Politik letzten Endes Preußen gerettet hat, dann
werden wir das, was damals geschehen ist, als eine
Staatsnotwendigkeit ansehen, für die wir denjenigen Dank schuldig
sind, die diese Politik getrieben haben. Um so mehr sollten wir
zurückhaltend sein in einer Kritik, für deren ideelle und nationale
Beweggründe wir volles Verständnis haben, weil diese Welle der
Kritik auch uns gegenüber hoch emporschlägt, und sollten
Verständnis haben für die Schwere der Aufgabe, die nicht nur den
Mitgliedern der Regierung, in der wir vertreten sind, sondern die
jeder Regierung für eine ganz lange Zeit von Jahren noch beschieden
sein wird. Wenn die Krisis der Weltwirtschaft gelöst werden wird,
und wenn die Vernunft siegt, die anerkennt, daß auch die Stärkung
Deutschlands letzten Endes das beste Pfand ist, das die Alliierten
überhaupt haben, um ihre Forderungen durchzubringen, dann wird man,
hoffe ich, auch in den Kreisen der Alliierten nicht mehr
Verständnis dafür haben, daß das Selbstbestimmungsrecht der Völker
gerade dem deutschen Volke vorenthalten werden soll. Das
Bekenntnis, das Tirol abgelegt hat, wird unzweifelhaft in
Steiermark, in Kärnten, in Wien und in anderen Ländern
Deutschösterreichs ein ganz ähnliches Ergebnis zeigen. Und die
Entente sollte sich überlegen, ob sie lieber einen lebensfähigen
Staat mit ihren Mitteln erhält, anstatt auf diesem Gebiete
wenigstens den Idealen treu zu bleiben, die sie einst in die Welt
hinausgeschleudert [bookmark: page367] hat, als sie vorgab, für diese Ideale einen
Befreiungskampf zu führen. Wir schließen uns von Herzen den Worten
an, die der Präsident der Tiroler Bevölkerung gegenüber gefunden
hat. Aus der Tiroler Abstimmung sprach der Glaube an Deutschland
trotz der schwersten Not der Gegenwart. Gott gebe, daß dieser
Glaube nicht zuschanden werde. Wir haben alles zu tun, sei es auf
dem Wege der Verständigung, sei es im Ertragen von Leiden, wenn
diese Verständigung scheitert, daß dieser Glaube einstmals
siege.

	
		
		Ablehnung des Londoner Ultimatums

		Erklärung im Reichstage. 10.5.1921

		Namens der Fraktion der Deutschen Volkspartei
habe ich folgende Erklärung abzugeben:

		Die Fraktion ist einmütig der Auffassung, daß die in dem
Ultimatum uns zugemuteten Leistungen nicht getragen werden können,
ohne die Substanz der deutschen Wirtschaft in einem Maße
anzugreifen, daß dadurch ihr Niederbruch herbeigeführt werden
könnte. Die Fraktion ist sich dabei bewußt, daß jede Regierung in
der Frage der Erfüllung der Entschädigungspflichten positive Arbeit
im Rahmen äußerster Anspannung unserer Leistungsfähigkeit versuchen
muß, wie Deutschland sie grundsätzlich gegenüber dem Präsidenten
der Vereinigten Staaten von Amerika zum Ausdruck gebracht hat,
einer Leistungsfähigkeit, deren Grundlage die wirtschaftliche
Handelsfreiheit Deutschlands sein muß.

		Die Durchführung der uns jetzt auferlegten Bedingungen ist
insbesondere aber unvereinbar mit der Aufrechterhaltung der
heutigen sozialen Lage der deutschen Arbeiterschaft und stellt die
Aufrechterhaltung der notwendigen sozialen Gesetzgebung des Reichs
in Frage. [bookmark: page368]

		Die Bedingungen des Ultimatums beseitigen weiter die
Souveränität des Deutschen Reichs auf dem Gebiete seiner
Wirtschaftsführung und Finanzgesetzgebung. Sie stellen Deutschland
unter eine internationale Kontrolle, die uns nicht einmal die
Freiheit läßt, nach unserer eigenen Kenntnis der Kräfte des
deutschen Wirtschaftslebens diejenigen Wege einzuschlagen, die nach
unserer Überzeugung für unsere Gesetzgebung notwendig sind.

		Das Ultimatum verlangt unsere Zustimmung zu solchen Bedingungen
in einer Zeit, in der die Grenzen des Deutschen Reichs noch nicht
feststehen, wohl aber die Pläne Frankreichs, uns einer der
wichtigsten Grundlagen unserer Kraft, nämlich des oberschlesischen
Industriegebiets, zu berauben.

		Die Forderungen der Entwaffnung sind teilweise nicht einmal
vereinbar mit dem Sinn und dem Wortlaut des Friedensvertrages. Sie
berauben uns im Osten derjenigen letzten geringen
Verteidigungsmöglichkeit, die uns gegeben war. Einem solchen
Ansinnen sollen wir in einer Zeit unsere Zustimmung geben, in der
das Deutschtum im Osten systematisch der polnischen Verfolgung
ausgesetzt ist und in der die Eroberungssucht des polnischen
Staates auch unser eigenes Staatsleben bedroht. Selbst die Annahme
des Ultimatums würde uns bei der Höhe seiner Bedingungen, deren
Erfüllbarkeit niemand garantieren kann, unter Umständen nicht davor
bewahren, in absehbarer Zeit vor neuen Vergewaltigungen zu stehen,
also auch nicht die Möglichkeit geben, uns wenigstens nach seiner
Annahme in Ruhe entwickeln zu können.

		Die Versuche, eine Zusicherung darüber zu erlangen, daß im Falle
der Annahme des Ultimatums neben anderen Forderungen vor allem der
Besitz Oberschlesiens Deutschland gewährleistet werde, hat [bookmark: page369] leider bis zur
Stunde zu keinem uns beruhigenden Ergebnis geführt. Damit ist auch
für diejenigen Mitglieder der Fraktion, die in diesem Falle gewillt
gewesen wären, durch Anspannung der äußersten Kräfte unseres Volkes
die zeitweise Erfüllung der Bedingungen zu versuchen, die
Voraussetzung entfallen, dem Ultimatum zustimmen zu können.

		Aus diesen Gründen hat die Fraktion beschlossen, das Ultimatum
abzulehnen.

	
		
		Bülow

		Aufsatz in den »Hamburger Nachrichten«.
7.5.1921

		Bis zum Weltkriege war gerade die deutsche
Nation in hohem Maße eine unpolitische. Einen großen Teil ihrer
führenden, starken Persönlichkeiten absorbierte das
Wirtschaftsleben in vollem Maße. Ihre Jugend wandte sich in den
letzten Jahren in ihren Mußestunden dem körperlichen Sport, aber
nicht der Politik zu. In der Außenpolitik zumal war die Zahl derer,
die sie mit Interesse verfolgten, nur eine sehr geringe. Bismarcks
Stellung hatte schwer auf der politischen Entwicklung gelastet. In
berechtigtem Vertrauen auf die unübertroffene Staatskunst des
großen Kanzlers hielten selbst die Führer der Fraktionen des
Reichstages die Beschäftigung mit der auswärtigen Politik nicht für
eine ihnen zufallende Aufgabe. Bassermann mußte sich wiederholt
Angriffe der Presse gefallen lassen, wenn er als einer der wenigen
zu auswärtigen Fragen das Wort ergriff. So war die Kenntnis
derjenigen Persönlichkeiten, die an der Spitze unseres politischen
Lebens standen, meist eine oberflächliche, auf Schlagworte
aufgebaute, keine intensive, das Wesen der Persönlichkeit
erfassende.

		Der Krieg hat das geändert. Die militärischen und [bookmark: page370] politischen
Führer des Weltkrieges standen in ganz anderer Weise vor dem Urteil
des Volkes, das den Kampf um Sein oder Nichtsein erleben mußte. Der
Ausgang des Weltkrieges hat die politische Intensität noch
gestärkt, und eine Flut von Memoirenliteratur ist in Deutschland
entstanden und begierig verschlungen worden. Verteidigungs- und
Empfehlungsbücher wechselten mit historisch bedeutsamen. Bethmann
schrieb seine Erinnerungen, Tirpitz und Czernin folgten. Von den
politischen Führern legten Helfferich, Erzberger und Scheidemann
ihre Erinnerungen der Öffentlichkeit vor, die großen militärischen
Führer fehlten nicht in diesem Bilde.

		Ein Mann, in dessen Hand seit Bismarcks Tod ein großer Teil
deutscher Geschicke gelegen hatte, Fürst Bülow, ist in diesen Kreis
nicht eingetreten und wird es voraussichtlich auch nicht tun. Zum
Regierungsjubiläum des Kaisers hat er Ausführungen beigesteuert,
die später erweitert unter dem Titel »Deutsche Politik« erschienen.
Sie werden nebst den von ihm herausgegebenen Reden wohl das einzige
Dokument seines Wirkens bleiben. Um so dankenswerter ist es, daß
Dr. Spickernagel es unternommen hat, uns ein Bild dieses
Staatsmannes zu geben. Das im Alster-Verlag (Hamburg) erschienene
Buch ist in vielen Richtungen geeignet, die Lücke auszufüllen, die
bisher vorhanden war.

		In politischen Kreisen wird das Erscheinen des Buches vielleicht
die spöttische Frage auslösen, ob es in der Tendenz geschrieben
sei, die Persönlichkeit des Fürsten Bülow erneut in die Politik
einzuführen. Ich bin überzeugt, daß dem Buch eine solche Tendenz
nicht beiliegt, aber ich würde sie nicht angreifbar finden. Wenn
etwas den unpolitischen Sinn des deutschen Volkes zeigt, so ist es
die Nichtbeachtung der [bookmark: page371] Kraft und der Persönlichkeit des Fürsten
Bülow, die Deutschland während des Krieges und jetzt zur Verfügung
stand und ihn, den einzigen großen Diplomaten der Vergangenheit,
zur Leitung der Staatsgeschäfte nicht mit berief.

		Wir nörgeln an ihm herum, weil wir ihn für diese oder jene
mißlungene Aktion nach außen und innen verantwortlich machen,
fragen aber nicht, unter welchen Hemmungen seine Tätigkeit stand.
Wir verlangen als deutsche Philister, daß der Mann an der Spitze
genau unsere eigenen Anschauungen und Ideen vertritt, und bestrafen
ihn sonst mit der Entziehung unseres Vertrauens.

		Aber wenn wir von dieser Philisterauffassung absehen, werden wir
uns darüber klar sein müssen, daß sein Name in der Weltgeschichte
bleiben wird, begreifen, daß allein die Tatsache seines
Hervortretens im Weltkriege an der Spitze Deutschlands von
eminenter Bedeutung für unser Geschick hätte sein können. Heute, da
wir kaum einen Freund in der Welt haben, da wir verzweifelt den
Mangel an Köpfen in unserer Diplomatie beklagen, lassen wir einen
Fürsten Bülow als geistigen Rentner in Rom leben, als wenn wir ein
Recht hätten, einen solchen Kopf feiern zu lassen. Wäre
Spickernagels Buch wirklich ein Ruf nach dem Mann, nach dem Fürsten
Bülow, so hätte es auch in dieser Beziehung seine Berechtigung.

		Ich kann an dieser Stelle nicht auf die Linienführung Dr.
Spickernagels eingehen, darf aber als einer derer, die zwei Kapitel
dieses Buches, nämlich die Ära der Blockpolitik und das Verhältnis
Bülows zu Bassermann, aus eigener Anschauung kennen, sagen, daß
diese Politik einer vergangenen Epoche mir kaum jemals wieder so
plastisch vor Augen gestanden hat, als in seiner Darlegung. Sie
wirkt deshalb vor allem [bookmark: page372] so plastisch, weil der Verfasser sich nicht
vorgenommen hat, lediglich den Fürsten zu feiern, sondern weil er
seiner Politik als Kritiker gegenübersteht, darum aber um so mehr
berechtigt ist, da anzuerkennen, wo er es für notwendig
erachtet.

		Zu wenig scheint mir allerdings in der Darlegung ein Moment
berücksichtigt zu sein, das man heute vielleicht absichtlich nur
leise berührt, weil es schmerzliche Empfindungen der Kritik sowohl
wie des Mitgefühls erweckt, nämlich das Verhältnis des Fürsten zu
seinem kaiserlichen Herrn. Aus Gesprächen, die Bülow einst mit
Bassermann in Norderney pflegte, habe ich einen tiefen Einblick in
die Schwierigkeiten der Bülowschen Kanzlerschaft gewonnen. Bülow
hat einmal davon gesprochen, man werde das, was er für Deutschland
hätte leisten können, nur dann richtig beurteilen können, wenn man
sich vorstelle, wie seine Politik gelaufen wäre, wenn er als
verantwortlicher Ministerpräsident, gestützt von einer Mehrheit des
Reichstages, seine Politik nach seinem eigenen Gefühl hätte
durchführen können, wie ein englischer Ministerpräsident unter
einer englischen Staatsverfassung.

		Bismarck scheiterte an Wilhelm II., und mit diesem Bruch setzt
die Epoche des Abstieges der politischen deutschen Geschichte ein.
Bülow versuchte mit allen Mitteln seiner Persönlichkeit, den Kaiser
seine Wege zu führen, und wußte längere Zeit sich im Besitz der
Macht zu halten, konnte das aber nur unter Kompromissen und
Nachgiebigkeiten, oft auch unter Kompromissen, in denen er eine
Politik decken mußte, der er innerlich widerstrebte. Mit vollem
Recht weist Spickernagel darauf hin, daß eine Linie von den
Novembertagen 1908 zu den Novembertagen 1918 führt. Die Politik
Bülows war die Politik der Evolutionen. [bookmark: page373] Die Blockpolitik schuf
zunächst den Nationalen Block mit Einschluß des Freisinns, den er
aus seiner Negation löste. Am letzten Tage vor dem Abschied des
Fürsten aus Berlin hat Herr von Payer ausgesprochen, daß es das
unvergängliche Verdienst des Fürsten gewesen sei, zu diesem
Ausgleich der Meinungen beigetragen zu haben. Wäre die damalige
Konservative Parteiführung bereit gewesen, Opfer nach anderer Seite
zu bringen, welche Entwicklung hätten wir dann vor uns gesehen.
Angesichts alles dessen, was wir erlebt haben, erscheint uns der
Kampf um die damalige Erbschaftssteuer als ein Sturm im Wasserglas,
lächerlich und unwürdig für die Auffassung großer politischer
Fragen. Und wenn der schließliche Kampf der konservativen Rechten
gegen Bülow nicht seiner Steuerpolitik, sondern seiner preußischen
Politik, welche die Änderung des Wahlrechts in sich schloß, galt,
so zeigte dieser Kampf noch mehr die fehlende politische Einsicht.
Wäre mit einem sozialen Ausgleich in der Steuerfrage die Reform des
preußischen Wahlrechts und eine starke Beteiligung
bürgerlich-liberaler Kreise in der Verwaltung Hand in Hand
gegangen, so würden wir uns auf lange Zeit hinaus vor inneren
Parteikämpfen bewahrt haben, während gleichzeitig eine Erstarkung
der Sozialdemokratie wie 1912 bei einem Zusammenhalten der
bürgerlichen Parteien unmöglich gewesen wäre. Wir brauchten dann im
Weltkriege nicht mit 110 Sozialdemokraten im Reichstag zu rechnen
und ein Dreiklassenwahlrecht hätte nicht zum Gegenstand
innerpolitischer Erschütterungen mißbraucht werden können.

		In dem Kampf Bülows für die Idee der Blockpolitik lag auch
zugleich die Entwicklung zu einem parlamentarischen System, das in
einer ganz anderen Weise für uns geeignet gewesen wäre als das uns
durch die [bookmark: page374]
Revolution aufgezwungene. Das parlamentarische System hat sich da,
wo es besteht, immer durch die Entwicklung ergeben, nicht aber
durch Paragraphen, die man in eine Verfassung hineinschrieb. Hätte
sich unter des Fürsten Führung die Blockmehrheit in dieser oder in
wechselnder Form erhalten, so wäre ohne jede Verfassungsänderung
die Stellung des Kanzlers eine so starke gewesen, daß persönliche
Neigungen des Kaisers eine zielstarke Politik nicht mehr
erschüttert hätten. Bülows Politik war geeignet, eine weitgehende
Einigung des Bürgertums herbeizuführen. Im Kampfe gegen die
Sozialdemokratie hatte er durch seine Redekämpfe gegen Bebel zu
einer weitgehenden Erschütterung der Aufwärtsentwicklung der Partei
beigetragen. Wenn man diese Entwicklung in Gedanken fortsetzt, so
kann man nicht annehmen, daß sie mit dem Zusammenbruch Deutschlands
geendet hätte. Denn wer den Fürsten Bülow kennt, wird überzeugt
sein, daß der Weltkrieg uns nicht in der trostlosen politischen
Lage gefunden hätte, in der wir im August 1914 standen. Entweder
hätte er den Weltkrieg vermieden, so wie er in der ganzen Zeit
seiner Tätigkeit sich bemüht hat, Deutschlands Rüstung
weiterzuführen, ohne die Gefahr eines Krieges herbeizuführen, oder
wenn der Krieg nicht zu vermeiden war, so hätte er ihn anders
diplomatisch vorbereitet. Die Kriegserklärung an Rußland wäre von
ihm nicht ausgegangen, Italiens und Rumäniens hätte er sich
versichert oder zum mindesten ihre Neutralität ermöglicht. Im
Kriege wäre er in seinen Reden der Bewahrer der Auguststimmung 1914
gewesen, ein Zusammenbruch, wie wir ihn erlebten, wäre unter seiner
Führung unmöglich gewesen.

		Französische Blätter haben den Fürsten Bülow den letzten
deutschen Grandseigneur genannt. Er ist nicht [bookmark: page375] nur Grandseigneur des
weltmännischen Auftretens, er ist es auch auf dem Gebiete des
Geistes, und er ist es vor allen Dingen in seinem Charakter. Die
Ritterlichkeit, mit der er von jeder Kritik des Kaisers sich
fernhielt, ist ihm eigen geblieben bis in die Gegenwart. Den vielen
Intrigen, die gegen seine Person sich zuspitzten, hat er niemals
irgendein aufreizendes Wort entgegengesetzt. Er wäre bereit
gewesen, im Juli 1917 an die Spitze des Reiches zu treten und
diejenigen Politiker, das darf ich wohl sagen, die sich damals für
den Abgang Bethmanns einsetzten, taten dies nur, weil sie glaubten,
daß Bülow sein Nachfolger werden würde. Kleinliche Hofintrigen
haben das damals verhindert, die Menschen, die es verhindert haben,
müssen es mit ihrem Gewissen verantworten, daß sie einen Dr.
Michaelis einem Fürsten Bülow vorzogen. Der Fürst selbst hat
niemals die geringste Empfindlichkeit über diese Nichtbeachtung
seiner Person merken lassen, ebenso wie er es hingenommen hat, daß
ihm nie ein Wort des Dankes für seine römische Mission gesagt
wurde.

		Wenn Fürst Bülow in diesen Tagen an seinem Geburtstage in der
Villa Malta zurückblickte auf sein reiches, bewegtes Leben, so
werden seine Erinnerungen ihm gesagt haben, daß er das ausgeschöpft
hat, was das Leben einem auf hoher Warte der politischen
Entwicklung stehenden Manne zu bieten vermag. Nicht er, sondern wir
haben es zu beklagen, daß die großen Fähigkeiten des Geistes und
der Erfahrung, die ihm gegeben waren, von seinem Volke nicht mehr
benutzt wurden. Möge die Zahl derer, die sich in die Beschreibung
seines Lebens versenken, groß sein. Die Geschichte ist dazu da, um
aus ihr zu lernen, und Fürst Bülow ist uns ein Lehrmeister in
vielem gewesen. Im Kriege waren es vielfach die alten Männer, die
[bookmark: page376] sich
ihrem Vaterlande in schwerer Stunde zur Verfügung stellten. Wir
grüßen ihn in dem Gedenken an das, was er Deutschland war, und in
der Hoffnung, daß ihm Gelegenheit gegeben werden möge, seinem Volke
und seinem Vaterlande noch einmal in jenem vaterländischen Geiste
zu dienen, der das Ziel seines ganzen Wesens und Lebens gewesen
ist.

	
		
		Erzberger

		Aufsatz in den »Deutschen Stimmen«. 4. 9.
1921

		Der politische Meuchelmord, der an dem
Abgeordneten Erzberger verübt worden ist, hat in seinen Wirkungen
schon heute gezeigt, wie wenig diejenigen unsere Zeit verstehen,
die da glauben, daß irgendein Mittel der Gewalt uns zu besseren
Verhältnissen nach innen und außen führen könnte. Wer Gelegenheit
gehabt hat, die Männer kennenzulernen, die die Ereignisse des 13.
März schließlich durchführten, der war geradezu entsetzt über den
Mangel jeden politischen Verständnisses, der sich in ihren
Betrachtungen der politischen Lage aussprach. Anschauungen engster,
kleinster Kreise wurden als Volksanschauungen gewertet, gänzlich
nebelhafte Vorstellungen der Kräfteverhältnisse walteten ob. Von
der Denkungsart der Arbeitermassen war genau so wenig eine
Vorstellung vorhanden, wie sie in diesen Kreisen im Frieden
gegenwärtig war. Die Mordtat an Erzberger wird, wenn nicht die
Vernunft der politischen Führer einen Hemmschuh anlegt, den
politischen Wagen des Deutschen Reiches weiter hinabführen. Der
Kapp-Putsch hat den Einfluß, den sich die gemäßigten Kreise der
Sozialdemokratie bewahrt hatten, derartig herabgemindert, daß
Männer wie Südekum, Heine, August Müller, von Winnig und Lensch
ganz zu schweigen, in ihrer Partei [bookmark: page377] einflußlos wurden. Die große Masse, die
eben begonnen hatte, Unterscheidungen anzustellen zwischen der
alten Zeit und dem verheißenden Paradies der neuen Zeit, das so gar
nicht die Erwartungen erfüllte, die man darauf stellte, diese
Menge, die begann, den Propheten gegenüber kritisch zu werden, die
sie diesen Weg geführt hatten, und die für eine Verständigung mit
dem Bürgertum immer mehr Verständnis zu gewinnen begann, wurde mit
einem Ruck Beute der alten Phrase von der Bekämpfung der Reaktion,
als die Märzereignisse sich abspielten. Jetzt, wo die Regierung im
Reiche wie in Preußen als provisorisch angesehen werden mußte, wo
die Sozialdemokratie gegen ihren Willen die Verantwortung im Reiche
mit trug, während sie in Preußen aus der Regierung herausgedrängt
war, und während für den bevorstehenden Parteitag in Görlitz die
ersten Versuche sich geltend machten, den Klassenkampfcharakter der
Partei zurücktreten zu lassen, und wo jedenfalls ein entscheidendes
Ringen darüber zu erwarten war, ob diejenigen sich durchsetzen
würden, die mit den Unabhängigen zusammen die radikale Richtung
vertraten, oder ob es den Gemäßigten möglich sein würde, die Bahn
für einen großen Block im Reiche und in Preußen freizumachen,
knallen die Schüsse dazwischen, die Erzberger niederstreckten, und
die Antwort ist mindestens bis zur Stunde das Aufflammen eines
wilden Radikalismus, die Neueinmischung der Gewerkschaften in die
politische Situation, ein gemeinschaftliches Vorgehen der
Mehrheitssozialisten mit den Unabhängigen, der Versuch radikaler
Elemente, auf die Eisenbahner einzuwirken, um Lohnfragen in
politische Machtfragen umzumünzen. Man hat die Empfindung, als wenn
wieder einmal die Entwicklung zurückgeworfen und ein schon
zurückgelegter Weg erneut gegangen werden [bookmark: page378] müßte. Das ist wenigstens die
zunächst greifbare und von jedem Kundigen vorauszusehende Wirkung
der Wahnsinnstat, deren politischer Charakter wohl feststehen
dürfte, wenn auch bis zur Stunde der Täter noch nicht bekannt
ist.

		* * *

		In einer Kundgebung, die der Reichstagspräsident Löbe nach
diesen Vorgängen erließ, sprach er auch von der Wirkung, welche die
verhältnismäßig geringe Strafe ausgelöst habe, die von den Richtern
bei dem ersten Versuch eines Attentats auf Erzberger ausgesprochen
wurde. Man kann in der Tat darüber streiten, ob die sogenannten
edlen Beweggründe, die jemanden zu einer derartigen Mordtat
veranlassen, ein Recht auf Berücksichtigung bei der Strafabmessung
haben. Wer – aus welchen Motiven auch immer – zur Waffe greift, um
das Leben eines anderen durch eine Gewalttat zu enden, der muß sich
darüber klar sein, daß er damit auch sein eigenes Leben verwirkt
hat. Es muß mit aller Entschiedenheit gefordert werden, daß gegen
diejenigen, die auf diese Weise den Terror in unser politisches
Leben hineintragen, mit der größten Schärfe des Gesetzes
vorgegangen wird. Nur soll man dann auch konsequent sein und dies
für alle gelten lassen, die es angeht. Von dem Gesichtspunkt aus
gesehen, daß Deutschland nicht das Dorado von Meuchelmördern werden
dürfe, habe ich den Freispruch, der den feigen Meuchelmörder Taalat
Paschas von jeder Strafe freisprach, als einen Schlag ins Gesicht
empfunden. Damals waren aber gerade solche Kreise, die heute die
Bestrafung des Studenten von Hirschfeld als eine zu geringe
ansehen, vielfach damit einverstanden, daß der politische
Beweggrund, der die Hand dieses Mörders gelenkt hat, die Richter
und Geschworenen [bookmark: page379] berechtigte, das »nicht schuldig«
auszusprechen. Wenn der frühere bulgarische Ministerpräsident
Radoslawow damals seine Wohnung in Berlin aufgab, mit dem Bemerken,
daß der Fall Taalat Pascha zeige, daß man in Deutschland keinen
Schutz mehr gegen Meuchelmörder habe, so war diese jedes deutsche
Empfinden tief verletzende Äußerung in ihrem Kerne leider zu
berechtigt. Die Begnadigung der Kommunisten, die an den Schandtaten
in Mitteldeutschland beteiligt waren, stärkt ebenfalls, wenn es
sich dabei auch nicht um Morde handelte, das Bewußtsein, als wenn
politisch jede Gewalttat in Deutschland ein Anrecht auf
Amnestierung oder mildernde Umstände hätte. Wir werden diese unser
ganzes politisches Leben vergiftende Atmosphäre nur dann los
werden, wenn nach beiden Seiten mit gleicher Gerechtigkeit,
gleicher Schärfe und gleicher Strenge gegen jeden vorgegangen wird,
der den Terror in irgendeiner Gestalt als politische Waffe
handhabt.

		* * *

		Mit dem hingemordeten Abgeordneten Erzberger ist eine der
umstrittensten Persönlichkeiten der deutschen Politik von der
Bildfläche des politischen Lebens verschwunden. Seit dem Abschluß
des Waffenstillstandes im Walde von Compiègne galt Erzberger für
Deutschland als die Versinnbildlichung derjenigen politischen
Kräfte, die Deutschland in den Abgrund geführt hätten. Man begann
seinerzeit in ihm auch den hervorragendsten Vertreter der neuen
republikanisch-demokratischen Ideen in Deutschland zu sehen, den
Feind der rechtsstehenden Parteien, den Mann, der mit seiner Person
die Brücke schlug zwischen den sozialistischen und christlichen
Massen der Arbeiter. »Er hat den Erdgeruch der Scholle«, [bookmark: page380] so rühmte
einmal ein katholischer Diplomat von Erzberger. Ob das Bild richtig
ist, das sich die Öffentlichkeit in dieser Weise machte, muß billig
bezweifelt werden.

		Erzberger hatte eine ganz ungewöhnliche Arbeitskraft und wußte
zudem das, was er sich vornahm, durch eine rücksichtslose
Brutalität, die ihm eigen war, da zum Siege zu bringen, wo feinere
Nerven versagten. Diese Eigenschaften haben ihm in der
Zentrumsfraktion frühzeitig eine führende Stellung verschafft,
ebenso aber auch die Gegnerschaft derjenigen Kreise, die, wie etwa
Spahn, Porsch und andere, in dem ganzen Wesen ihrer Persönlichkeit
Vertreter einer ganz anderen Art der politischen Führung waren.
Schon frühzeitig gab es im Zentrum eine Richtung Erzberger, die
hinter ihm stand und ihm die Führerstellung vorbereitete. Er ging
also nicht etwa den Weg, daß er der Vertraute eines Führers gewesen
wäre und unter dessen Anleitung an zweiter Stelle sich in die
Politik eingearbeitet hätte, sondern er ging als Autodidakt seinen
Weg allein und wußte durch Spezialkenntnisse, die er sich erwarb,
besonders auf dem Gebiete des Reichshaushalts, den er souverän
beherrschte, das zu ersetzen, was ihm damals an Alter, Erfahrung
und Kunst der politischen Diplomatie fehlte. Im Reichstag ging
damals die Sage, daß während der ganzen Ferienzeit, in der die
übrigen Abgeordneten sich von der parlamentarischen Arbeit
erholten, Herr Erzberger in frühester Morgenstunde erschien, alle
Drucksachen läse, alle Etats vergliche und sich so das gewaltige
Rüstzeug schüfe, das ihn in den Etatdebatten der künftigen Session
zum Führer machen sollte. Er führe, so hieß es, und das war wohl
wahr, eine beinahe asketische Lebensweise, besuche keine
Gesellschaften, arbeite sechzehn Stunden am Tage und schaffe sich
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diejenigen körperlichen Nerven an, die ihn geeignet erscheinen
ließen, in der »Drecklinie« zu stehen, ohne sich durch den
aufspritzenden Schmutz aus der Fassung bringen zu lassen.

		Sein Draufgängertum schuf die Blockwahlen des Jahres 1907, seine
bedenkenlose Art, Politik zu treiben, führte zu jener Szene, in
welcher der damalige Chef der Reichskanzlei, von Loebell, den
vereidigten Herrn Erzberger dem unvereidigten Abgeordneten
Erzberger gegenüberstellte, führte aber auch im Gefolge dieser
Entwicklung schließlich zum Sturz Bülows und zu der Erschütterung,
die sich damit außen- und innenpolitisch ergab.

		In einer ruhigen politischen Entwicklung wäre Erzberger wohl in
der Politik an zweiter Stelle geblieben. Der Krieg hob ihn an eine
der führenden Stellen. Die ewig Intrigen witternde Natur des
Reichskanzlers v. Bethmann Hollweg glaubte sich des Zentrums am
besten zu versichern, wenn er seinen energischsten und
betriebsamsten Vertreter in eine hohe Vertrauensstellung gegenüber
der Reichsregierung berief. Aber auch hier lief die Entwicklung
nicht so, wie sie verständigerweise hätte laufen sollen, daß
Erzberger etwa in einem Ressort unter der Führung eines Diplomaten
oder Staatsmannes gearbeitet und seine unzweifelhaft großen Kräfte
dem Reiche zur Verfügung gestellt hätte, sondern Herr Erzberger
wurde der Chef der großen Reichspropaganda, wurde wiederum auf
einen völlig selbständigen Posten gestellt, zu wichtigen
diplomatischen Missionen benutzt, führte vieles auch selbständig
durch und hat bei der ganzen Art seines Wesens dadurch
unzweifelhaft großen Schaden herbeigeführt, namentlich in der Zeit,
in der durch ihn und durch seine bedenkenlose Preisgabe von
politischen Vertraulichkeiten die schwierige [bookmark: page382] Lage des verbündeten
Österreich-Ungarn zur Kenntnis weitester Kreise kam.

		In der damaligen Zeit seines politischen Wirkens war Erzberger
absolut nicht Vertreter derjenigen Richtungen, die ihn heute
lärmend beinahe als einen der ihrigen in Anspruch nehmen. Seine
Denkschrift über die Kriegsziele Deutschlands geht weiter über das
hinaus, was etwa weitgehende Annexionisten jemals in ihren Träumen
gefordert haben. Diejenigen Männer der Industrie, welche die
Annexionen von Longwy und Briey aus wirtschaftlichen Gründen
glaubten betreiben zu müssen, betrauten ihn mit der Förderung der
Propaganda auch ihrer Ideen. Vertrauliche Besprechungen fanden
damals weit weniger zwischen Scheidemann und Erzberger als zwischen
Westarp, Bassermann und Erzberger statt, und das Verhältnis zur
Obersten Heeresleitung war bis weit über die Julitage hinaus
durchaus nicht ein gegensätzliches. Bethmann wurde durch Erzberger
hauptsächlich gestürzt. Der Mann, der zu hohen Stellungen berufen
wurde, um den Kanzler vor Intrigen zu schützen, lenkte den Speer
gegen die Brust seines Meisters. »Im Bogenschießen habe ich keinen
unterrichtet, der nicht zuletzt den Pfeil auf mich gerichtet.« Als
Vertrauter Bethmanns wurde Erzberger nach Rom geschickt, um Bülows
Mission zu überwachen. Es zeugt für die Diplomatie Bülows, daß es
ihm in ganz kurzer Zeit gelang, den Mann, der in der Blockzeit sein
schärfster Feind war, und der als spezieller Abgesandter seines
intimsten Gegners Bethmann zu ihm geschickt wurde, völlig für sich
zu gewinnen, so daß Erzberger selbst für die Kandidatur Bülows als
des Nachfolgers Bethmanns eintrat. Wäre der Kaiser damals
denjenigen gefolgt, die ihm Bülow als Nachfolger rieten, dann hätte
es keine Juliresolution, wohl aber [bookmark: page383] das erste parlamentarische Kabinett des
monarchischen Deutschland unter Bülows Führung gegeben, und Bülow
wäre es auch möglich gewesen, Erzbergers Kräfte nutzbar zu machen,
anstatt ihm schrankenlose Willkür auf dem Gebiete der Politik zu
gewähren. Unter den nächsten Kanzlern war das nicht möglich.
Michaelis war ohne Einfluß, Hertlings Kanzlerschaft von kurzer
Dauer und der militärische Zusammenbruch schon zu nahe.

		Mit Prinz Max von Baden kam dann die Zeit, in der Erzberger auch
zur praktisch führenden politischen Persönlichkeit Deutschlands
aufstieg. Erst vor kurzem wurden die Richtlinien veröffentlicht,
die der damaligen Reichszentrale für Heimatdienst in der
Kaiserfrage zugingen. Man hat die Frage aufgeworfen, ob diese
Verfügung nur von Erzberger unterzeichnet oder von Erzberger
verfaßt worden sei. Es ist kein Zweifel, daß sie von ihm verfaßt
war, denn er hat auch im interfraktionellen Ausschuß gegenüber
sozialdemokratischen Angriffen sich durchaus zu der Idee bekannt,
daß das Kaisertum unbedingt gehalten werden müsse. Ein Mann des 9.
November 1918 ist er nicht gewesen, wie ihm überhaupt ein
greifbares Ideal irgendeines Verfassungszustandes für Deutschland
nicht vor Augen stand. Man kann meiner Meinung nach ebensowenig
davon sprechen, daß er sich bemüht habe, die Unterwerfung
Deutschlands unter die Entente etwa gar bewußt durchzuführen. Es
war seine alte Vielgeschäftigkeit, die ihn veranlaßte, die
Waffenstillstandsverhandlungen zu führen. Daß er die Bedingungen
unterzeichnete, war die Folge von der inzwischen ausgebrochenen
Revolution. Über die Revolution sagte er damals, daß ihn der Tod
seines Sohnes nicht so geschmerzt habe, wie die roten Fahnen der
verloddernden Armee in Spaa. Er war auf dem Wege [bookmark: page384] der Linksentwicklung wohl
bei dem linken Flügel des Zentrums angelangt, aber er war nicht der
Vertreter der Ideale des republikanisch-sozialistischen
Deutschland.

		Der große Riß, der seit dem 9. November 1918 durch unser Volk
geht, hat damals in der leidenschaftlichen Bekämpfung der führenden
Persönlichkeiten auf den verschiedenen Seiten zu einem Übermaß von
Leidenschaft geführt, das vielfach über das Maß hinaus die
einzelnen politischen Charaktere nur noch in Zerrbildern erscheinen
ließ. Es gab Menschen in Deutschland, die da erzählten, Erzberger
habe Milliarden erhalten, weil er Deutschland beim Friedensschluß
verraten hätte, und die ihm auch sonst alle Schändlichkeiten
persönlicher Natur zutrauten. Der Kampf, den Dr. Helfferich gegen
ihn führte, hat zunächst ersehen lassen, was daran berechtigt war
und was an persönlicher Kritik über das Ziel hinausschoß. Das
Ergebnis des Prozesses war immerhin eine starke Zurückhaltung der
Zentrumsfraktion und -partei gegenüber dem einst führenden Mann.
Die bedenkenlose Art, mit der über ganz große Fragen von Erzberger
verhandelt wurde, die er nicht übersah, hat unzweifelhaft zu großen
Schädigungen Deutschlands geführt, und die Auslieferung der
Handelsflotte ebenso mit herbeigeführt, wie Verbindlichkeiten, die
wir auf anderem, z. B. finanziellem Gebiete eingegangen sind. Er
hatte fortwährend neue Ideen, an denen er mit großem Optimismus
hing, ohne daß er sich klar machte, ob diese Ideen durchzuführen
wären. Er gab selbst Persönlichkeiten, die ihm politisch nicht
nahestanden, seine Blankounterschrift für Anträge im Hauptausschuß
und verteidigte nachher frisch und fröhlich den Antrag, den er im
Wortlaut vorher gar nicht kannte. Er ließ sich blenden von manchem
Projektenmacher, [bookmark: page385] nahm sich aller möglichen und manchmal
unmöglichen Sachen an und suchte sie durchzuführen, ohne sich
Rechenschaft darüber zu geben, daß er dadurch in einer Weise in das
Räderwerk des Bureaukratismus eingriff, daß diese Eingriffe nur vom
schwersten Schaden begleitet sein konnten. Der Schaden, den ein
solches Vorgehen in der Friedenszeit anrichtete, und den Erzberger
im Kriege herbeigeführt hat, und der über die
Waffenstillstandsverhandlungen hinaus bei den weiteren
Verhandlungen mit der Entente Deutschland belastete, hat
schließlich zu der Todfeindschaft geführt, mit der weite Kreise
Erzberger gegenüberstanden. Anderseits wolle man nicht vergessen,
daß es vielleicht nur im gewissen Sinne brutalen Naturen möglich
war, die Reichsfinanzhoheit zu schaffen und damit doch auf diesem
Gebiet die Reichseinheit fest zu stabilisieren, wenn auch die
Auflösung der früheren Träger der Steuer wieder die Leichtigkeit
zeigte, mit der er solche Fragen behandelte.

		Das Unglück Deutschlands war, daß diese an sich in mancher
Beziehung eminent fähige Natur nicht rechtzeitig mit seinen Gaben
von einer großzügigen Führung in der eigenen Partei und später in
der Politik eingespannt wurde für Deutschland, sondern daß man zu
früh ihn auf Posten stellte, denen er nicht gewachsen war und bei
denen er um so mehr Schaden anrichten konnte, je höher der
Wirkungskreis wurde, den man ihm gab. Daß er mit Absicht das Reich
hätte schädigen wollen, glaube ich nicht; daß er es in vielen
Fällen durch die Art seines vorher geschilderten Wesens geschädigt
hat, steht wohl außer Zweifel.

		Wäre Erzberger im Herbst dieses Jahres wieder in die politische
Arena eingetreten, so würde sein Auftreten vielleicht zum Bruch im
Zentrum und zu einer Sprengung der Demokratischen Partei geführt
haben. [bookmark: page386] In
steigendem Maße hatten sich ihm die sozialistischen Sympathien
zugewandt, und er selbst sah sich wohl als Träger einer Politik,
die sich ebenso auf die Sozialisten wie auf die linksgerichteten
Elemente stützte, und die er für seine Partei mit dem Namen des
christlichen Solidarismus umbrämte. Daß sein Wiederauftreten an
führender Stelle die Parteileidenschaft neu entfacht und vertieft
hätte, ist ebenfalls kein Zweifel, ob er sich auf die Dauer
gehalten haben würde, mehr als zweifelhaft. Letzten Endes wäre es
eine Klärung der Geister gewesen, wenn der Kampf um Erzberger und
gegen Erzberger durchgeführt worden wäre. Die Kugel des Mörders
läßt alle diese Fragen ungelöst, schafft nun aber dem auf diese Art
Hingemordeten eine Märtyrerkrone und vergiftet das politische Leben
in Deutschland weit mehr, als alle Leidenschaft des Kampfes um
Erzberger selbst es erreicht hätte. Die Tat zeigt, in welcher Weise
die extremen Richtungen heute das Feld beherrschen. Je mehr das
Extreme nach links und rechts sich hinneigt und auswirkt, um so
notwendiger ist es demgegenüber, daß alle diejenigen sich
zusammenschließen, die an der Politik der Verständigung aller derer
festhalten, die es mit dem organisierten Wiederaufbau Deutschlands
ernst meinen. So wenig es gegenwärtig scheint, als wenn ihnen eine
Siegesmöglichkeit gegeben wäre, um so nachdrücklicher muß gerade
gegenüber diesen extremen Richtungen diese Politik unbeirrt auch
von der Deutschen Volkspartei verfochten werden.

		 

	